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Wenn glei, nad) dem anfänglichen Plane, . die. 
Darftellung der gefammten Staatsmwiffenfchaften auf 
vier Theile berechnet war; fo ift Doch, bei der Reihe 
haltigfeie des in dem dritten und vierten Theile behan⸗ 
delten Stoffes, noch ein fuͤnfter Theil — für bie 
wiffenfchaftliche Darftellung des practifhen Voͤl— 
| ferrechts, der Diplomatie und der Staats 
praris — nötbig geworden, ber diefem vierten in 
wenigen Wochen folgen, und die Ueberficht über das 
gefammte Gebiet der Staatswiffenfchaften befchließen 
fol. Denn allerdings war unter allen Ausftellungen 
‚ au dem- erfien und zweiten Theile Diefes Werkes ih 


Pie; 


un 
* 4 


vu . Vorrede. 


or fahre zweckmaͤßigſte iſt; th its weil, nach 
meiner Anfiht, nur dieſe Behandlung für 
das Gebiet der Staatswiſſenſchaften ſich 
eignet 

. Denn, wie man aud) nach Grundſaten der Po⸗ 
(id über die feit ungefähr 40 Jahren in. Europa und 


Amerika, verfuchten neuen Verfaffungen — wovon 


31 bereits_wieder erlofhen- find, 82 aber noch im 
öffentlichen Staatsleben beftehen, — urtheilen mag; 


"wei Ergebniffe laffen ſich durchaus nicht verfennen 


and abläugnen: dag namlich 4) in der Wirflichkeie, 
Durch die 32 beftehenden Verfaflungen, ein Eon fti» 


tutionsrecht ſich gebilder hat, das für mehr als 


100, Millionen Europaͤrr: und Amerifaner von der 


hoͤchſten Bedeutung ift, und daß 2) ein Verſuch ges 
ſchehen mußte, die in ben bereits wieder erlofchenen 
und in den noch beftehenden Verfaſſungen ausgefpro- 


chenen rechtlichen und politifhen Grundfäge und 
een zu ordnen und zufammenzufitellen. 
Diefer Verſuch, aus dem gefhichtlichen Stand— 
puncte ‚ohne ausgefprochene Vorliebe oder" Bitterfeit 
gegen. irgend eine diefer. Verfafjungen, ift in dem 


vorliegenden Bande enthalten. Die Männer vom 
Sache werden mit biefer Darftellung die Nachſicht 


baben, weiche der erfie Verſuch einer neuen Wif- 
feufchaft. befonders in Anſpruch nimmt; doch darf. ich 
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wefihern, daß ich außer dem Bewußtſeyn ee 


fit Jahren für diefen Zweck gefammelt und über dig F 


Ausführung dieſer neuen Wiſſenſchaft anhaltend nach⸗ 


gedacht habe, bevor ich an die Ausarbeitung ging“ | 


fo wie id die dahin einfchlagenden — zum Theile 
ſche verfehlebenartigen und ſchwer aufzutreibenben —: 
Sanmlungen, Schriften und Monographien felog 
beſthe. Beſonders läugne ich nicht, daß mich die 


Tabelle (S. 110 — 131) bie Auſtrengung vieles 


Wochen gekoſtet hat, ob ich ſie gleich nicht für ganz 2 


vollftändig gebe. Als Ueberſicht über ein, in unferen 
literatur wiſſenſchaftlich noch gar nicht bearbeitetes 3 





Gebiet dürfte dieſe Darſtellung / des poſitiven öffentlie 3: 


den Staatsrechts vielleicht felbft dem Staats- und 
Gefchäftsmanne nicht ganz unwillkommen feyn, weil 
fie ihm wenigſtens die geſammten hieher gehoͤrenden 
Maſſen im Zuſammenhange vorlegt. 


In der Behandlung dieſer neuen Wiſſenſchaft 
galt mir übrigens als Geſetz, der bereits wieder e r⸗ 
loſchenen Berfaffungen — fo wie der in manchen 
Staaten erft neuerlich erfchienenen Verfaflungsent- 
wüurfe, ohne noch als Grunbgefege angenommen 
werben zu ſeyn — nur in kurzen Umriffen zu 
gebenfen „ aber jede im öffentlichen Staatsieben ber + 
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—8 Verfaſſung, nach all ihren weſentlichen 
Beſtimmungen., unter den Geſichtspunct ihres eigen- 


thuͤmlichen politiſchen Charakters zu bringen. Zu 


dieſen weſentlichen Beſtimmungen gehören entſchie· 


den die Geſtaltung der geſetzgebenden Gewalt 
und der vollziehenden Gewalt; die Initiative der 


Geſetze; das Verhaͤltniß der Regierung zu den Volks⸗ 


vertretern oder Ständen; die Werfheilung der Stände 


in eine oder zwei Kammern; die Hervorhebung bes 


Eigenthuͤmlichen der Regierungsformen in monarchi⸗ 

ſchen und republikaniſchen Staaten u. ſ. w. Minder 

weſentlich dagegen ſind die Beſtimmungen in Hinſicht 

der einzelnen Verwaltungsgegenſtaͤnde, ſelbſt mit 

Einſchluß der Gerechtlgheneoſlege und der bewaffne⸗ 
ten Macht. 

. = Zugleich durften, nad) meiner Ueberzeugung, kurze 

geſchichtliche Einleitungen in die Darſtellung 

der einzelnen Verfaſſungen nicht fehlen, weil jede 

Verfaſſung das Gepraͤge der Cultur ihres Volkes, 

der oͤrtlichen Verhaͤltniſſe, und des Zeitabſchnittes, 

oft ſelbſt des Jahres traͤgt, in welchem ſie gegeben 

ward, — Daß endlich in einer für teutfche Ge— 

ſchaͤftsmaͤnner und Studirende berechneten Darftelr 

* fung der Staatswiffenfchaften , die auf teutſchem Bo» 

den entftandenen und noch beftehenden Berfaffungen 


* beſonders hervorgehoben und gewuͤrdigt werden 
3... | 
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u feinen polltiſchen Gtauberisbefenntniffe, über die 
'. einseinen bargeftellten Verfaffungen die ErMrifis 
ſich ſelbſt machen, Wisich aber überhaupt über dieſe 
onen. Erſcheinungen in der politiſchen Welt eier 
Erdtheile urtheile, war ich keinesmeges gemeint, 
verſchweigen; denn nur wer boͤſen Willens ſich bewußt % 


Bei der Eraoicelung dei pofiifen Charatta. 
bieſer vielen neuen Verfaſſungen habe ich mich aus - 
 Grunibfag alles eigenen Urchells enchalten; möge jeder, 





iſt, ſteht ſchweigend hinter der Thuͤre. Dit $. 130 “ 


enthält das, was ich als feſte Ueberzeugung ans 


nehme, oder, wenn man en pofitifches Glaubene e 


befenntniß, gebildet duͤrch Z30jaͤhrige Beſchaͤftiguns 
mit der Geſchichte, und deshalb nicht auf Theorie; 
‚ und Hypotheſen, ſondern auf Thatſachen der“ 
Geſchichte rubend, bie fein Zweifel megläugnen 
fann. Denn nur dadurch, glaube ich, werden wie 
allmaͤhlig zu feſtem Boden in dem Gebiete der Staats⸗ 
wiflenfchaften gelangen, wenn die politifche Theo» 


rie nur langfam den unbeftreitbaren Thatfachen der 
Geſcſchichte folge und aus diefen Thatſachen abge⸗ 


leitet wird, während die Polltif a priori (abgefehen 
sonsber ewigen dee der Herrfhaft des 
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Feſchts, welche kein redlicher Forſcher aufgeben darf — 
* + 





es " k . . ' 
.. %z Ar . . id ] 
a Ä Vorrede. x 


% 


rim) nue zu oft in ben. fen ſchwebt, und 
gewoͤhnlich in Lehren ſich anfündige, bie wepl für 


>. Mtopia ,. niche aber für bie wirkliche Welt ſich 





so ® eignen. | 
Leigis. am 28. Wärg 1824. 
* — 
Poͤlitz. 
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Staatenfunde 
(Statiftif). 
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Vorbereitende Begriffe. 


Hi Staatenfunde. gehört gleihmäßig zu 
dem Kreife der gefhichtlihen und der politifchen Wif- 
fenſchaften. Zu jenem Kreife ward fie feit ihrer ſyſte⸗ 
matifchen Geſtaltung gerechnet, gewöhnlich aber nur 
| in die Reihe der gefchichtlichen Hülfsriffenfchaften 


| 


geftelle, und nicht zu dem Range einer gefchichtlichen 
Grun dwiſſenſchaft erhoben; zu die ſem Kreife muß 
fie gezugen werden, inwiefern fie das innere ynd 
äußere teben der beftebenden Staaten nad) der —* 
fündigung derſelben in der Gegenwart miffen- 
ſchaftlich darſtellt. 
Allein, ungeachtet des reichhaltigen und viel 
feitigen Anbaues der Staatenfunde feit den legten 
fünfzig Fahren, find doch nur wenige Wiffenfchaften 
| aus (fo ganz verfhiedenartigen Geſichts— 
puncten behandelt worden, als eben diefe. ‘Der 
naͤchſte Grund davon lag darin, daß die meiften 
| Etatiftifer blos Sammler von Maffen waren, bie 
. 1 


— 


— 
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fie zu ihrer Wiffenfchaft zogen und über deren Stel. 
lung, Verbindung und Verarbeitung fie felbft unter 
ſich niche übereinftimmten, während einige wenige 
zwerft eine Theorie der Statiftif aufftellten, bevor 
fie das Syſtem felbft folgen ließen. Bei der Staaten- 
funde muß daher zuerft eine ſcharfe Grenzlinie zwi⸗ 
fchen ihr und der Erd funde (Geographie) gezogen, 
fodann ihr Verhältniß zn dem Kreife der geſchicht⸗ 
lihen Wiſſenſchaften beftimme feftgefegt, darauf 
ihre Stellung in dem Kreife ver Staatswiffen- 
f haften ausgemittelt, weiter die Geſchichte des 
wiffenfhaftlihen Anbaues derfelben in 
einem kurzen Umriſſe durchgeführt, und endlich eine 
gedrängte Weberficht über ihren Inhalt ge 
geben werden. 

Aus mehrern Gründen ift in diefer wiſſenſchaft⸗ 
lihen Darftellung der gefammten Staatswiffen- 
haften nur eine Weberfiht der Staaten- 
Funde angefündigt worden; theil s weil fie 
urfprünglich und zunächft zu dem Kreife der 

geſchichtlichen Wiſſenſchaften gehört, weshalb 
fie auch auf aflen Hochſchulen, wo eine befondere 
Mominalprofeffur derfelben, oder doc) der hiſtori— 
“ hen Hülfswiffenfchaften, befteht, dieſem Lehr⸗ 
amte ausfchließend zufällt, fo wie fie in der That, 
- wenn fie gehörig, zeitgemäß, umſchlie— 
ßend und aus täglich fortgefegten Samm- 
lungen ergänzt vorgetragen werden foll, die 
- ganze Kraft Eines Mannes verlangt; theils 
- weil fie, als Wiffenfchaft, zu einem Umfange an« 
gewachfen ift, daß eine nur etwas befriebigende 
ſpyſtematiſche Darftelung derfelben wenigftens 
36 — 40 Bogen erfordern würde, mie bie 
 teprbücher ‚von Meufel und Haffel bemeifenz 
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eheils weil eben in dem legten Werfe von 
Haffel °) eine Behandlung diefer Wiffenfchaft 
dem Publicum vorliegt, die allen gerechten Forde⸗ 
rungen an die zeitgemäße Geftaltung der Staaten« 
funde entfprihe, wenn man auch in Hinfiche auf 
einzelne Grundfäße in ber von Haffel vorausges 
fhiekten Theorie der Statiftif, fo wie in 
einzelnen Anordnungen und Angaben 
feines Werkes, andrer Meinung feyn ſollte; 
theils weil unter allen Staatswiflenfchaften 
die Staatenfunde, wegen der mit jedem Tage ein« 
tretenden Veränderungen in dem innern teben ber 
Staaten, den wenigften bleibenden und feften 
wiffenfhaftlihen Charafter trägt, indem 
die erfcheinenden flatiftifchen Schriften nothwendig 
den Veränderungen im wirklichen Staatsleben 
Durchgehends folgen und dieſe forgfaltig angeben 
müffen, 


2. Ä 
Begriff und Zweck der Staatenfunde, 


Wenn die Gefhichte des europäifchen Staaten» 
ſyſtems aus dem Standpuncte der Policif (Th. 3. $.2.) 
die pragmatifche Darftellung des politifchen (innern 
und du ern) Sebens der Geſammtheit der europäifchen 
Etaaten und Reihe (mit Einfhluß der aus euro— 
päifchen Kolonieen hervorgegangenen amerifanifchen 
Etsaten), nad) ihrer gegenfeitigen völferrechtlichen 


#) Lehrbuch der Statiſtik der europäifhen 
Staaten für höhere Lehranftalten, augleich als 
Handbuch zur Seldftbeleheung, von D. ©. Haſ⸗ 
fel. Weimar, 1822. 8. 

2 1* 
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Verbindung und Wechſelwirkung feit dem Ende des 
funfzepnten Jahrhunderts bis auf unfre Zeit enchält, 
und alfo das politifche Leben diefer Staaten.und 
Reiche im Kreife der Vergangenheit vergegen- 
waͤrtigt; fo ift dagegen die Staatenfunde die 
Wiffenfhaft, welhediepolitifche Geftaltung 
‚der fetbfiftändigen europäifchen Staaten 
und Reiche, mit Einfluß der aus europäifchen 
:Kölonieen hervorgegangenen amerifanifhen Staaten, 
nach der Anfündigung ihres innern und 
Außern Lebens und nad ber Wechſelwir— 
"fung beider aufeinander, im Kreife der 
:Gegemartbarftellt Der Zwed der Staa- 
tenkunde beruht baher auf der möglichit beglaubigten 
‚und. erfchöpfenden Darftellung des innern und äußern 
‚gebens ber Geſammtheit ber felbftftändigen europäi- 
.ſchen und amerikaniſchen Staaten. im Kreife der Ge⸗ 
genwart. B 


Soll aber diefer Zweck durch die Staatenkunde 
als Wiffenfchaft erfeicht werden; Pr muß unterfchieden 
werben: 

4) die Theorie der Staatenfunde, ober. 
die ſy ſtematiſche Darftellung der Örundbedingungen 
des innern und äußern $ebens der Staaten und 
Reiche, fo wie der Verbindung und Wechſelwirkung 
dieſes innern und äußern Lebens auf einander, in 
Hinſicht auf die Anfündigung der Staaten im 
Kreife der Gegenwart; 

2) die allgemeine GStaatenfunde, welche, 
geitügt auf diefe Theorie, eine vollftändige und 
erfhöpfende Weberficht über die Gefammt- 
bei — aller europaͤlſchen und ameritaniſchen Staaten ’ 

t; 
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3) die beſondere Staatenkunde jedes einzel⸗ 
nen ſelbſtſtaͤndigen Staates (z. B. der oͤſtreichiſchen, 
der preußiſchen ꝛc. Monarchie), Durch deren forg« 
fältige ‘Bearbeitung erft eine beglaubigte und ums 
fhließende allgemeine Staatenfunde vermittele 
wird. . , ' 1 

3. 
Verhältniß der Staatenkunde und der 
Erdkunde (Geographie) gegen einander: 


So gewiß die wiffenfchaftliche Form der Erd« 
kunde älter ift, als die der Statiſtik; fo gewiß ha⸗ 
ben doc) auch, feit der fnftematifchen Geftaltung der 
Staatenfunde, meit häufiger die Geographen bie 
Örenzlinie der Staatenfunde überfchritten und Steeifs" 
und Raubzüge in deren Gebiet gethan, als die Sta⸗ 
tiftifer ins Gebiet der Erdfunde *). Durch diefe 
Ssenzüberfchreitung. wird beiden Wiſſenſchaften 
eben fo geſchadet, als wenn man. Gefhichte und 
Erdkunde nicht mehr getrennt, fondern verbun« 
den vortragen wollte. Denn zugeftanden,, Daß meh⸗ 
rere einzelne Stoffe beiden, der Staaten » und Erd⸗ 
kunde, gemeinſchaftlich angehören (befonders in 
den Abfihnitten vor.der Grundmacht des Staates, und 
von der Eultur des Landes und des Volkes); fo ift 


*) Berglihen meine Recenfion von: Crome's all—⸗ 
gemeiner Lederfihtyonden fämmtliden 
europäifhen Reihen und Ländern; im 
Hermes, 1819, 38 Stuͤck, ©. ı6yff. — Unter deu | 
neueften Schriftftellern der Erdkunde ift es der hoch⸗ 
verdiente Stein, der fein Handbuch der Geo 
graphieLlzTheite)in der fpAtern Anflage als: Hands 
buch ber Geographie und Starifiik erfcheinen lisf. 


— 
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doch die Behandlung und Stellung dieſer 
Stoffe in beiden Wiſſenſchaften weſentlich von einan⸗ 
der verſchieden. Die Erdkunde folge überall dem 
Oertlichen, und ift nothwendig an daffelbe gebun« 
den; die Staatenfunde aber folgt in ihren Zufammen« 
fleflungen .einer leitenden Jdee, der Idee des in« 
nern und äußern Staatslebens, und ihrer Wechfels 
mirfung. Die Erdkunde giebt das Befondere und 
Werfchiedene im Etaate an, wo fie es.antrifft; 
dIE Staatenfunde hingegen ftellt es unter dem All⸗ 
gemeinen zufammen, und verbindet das Gleich 
artige. So nennt z.B. die Erdkunde bei den ein« 
einen Städten und in den einzelnen Provinzen eines 
Staates, die dafelbft befindlichen Landesbehörden, 
Hochſchulen, Lyceen, Buchhandlungen, Bücherfamm« 
“lungen, Stiftungen u. ſ. w.; hingegen bie Staaten - 
Bunde vereinigt unter der Rubrik der geiftigen Cuds⸗ 
eur eines Staates die Geſammtheit aller feiner Hoch ⸗ 
ſchulen, feiner ipceen, feiner Kunft- und Bücher 4 
fammlungen und dergl. zu einer allgemeinen Ueber» 
ſicht über diefen wichtigen Theil des geiftigen Volks- 
lebens. — Oder: die Erdkunde führt bei den ein» : 
zelnen Dertern bie bafelbft befindlichen Manufacturen | 
und Fabrifen, den Handelsverkehr, den Bergbau 
u. a. auf; die Staatenfunde aber vollendet unter der 
Idee dertehnifchen Cultur das Bild von den ges 
fammten Manufacturen und Fabrifen, und von dem 
gefammten Handelsverfehre und Bergbaue eines Staa⸗ 
tes. Weiter: die Erdfunde geht, bei ihrer Darftels 
fung, von Provinz zu Provinz, und in den Provin ⸗ 
jen von dem einen Amte zu dem andern. Gie führe 
den einzelnen Provinzen und Aemtern die Befchafe 
fenheit des Bodens, die vorhandenen Berge, 
Waldungen, Zlüffe, Seeaw., ſo wie bie , 
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ʒev oͤlkerung der einzelnen Kreiſe und Aember 
a, während die Staatenkunde die geſammte O bevp⸗ 
laͤche des Staates und die Beſchaffenheit bes Bo⸗ 
ms, die gefammten Berge des Staates nad) 
wen "Höhen ‚ die gefammten Waldungen nah 
wer phyſiſchen und forſtwiſſenſchaftlichen Befchaffen- 
eit, das gefammte Flußſyſtem und bie ge- 
ımmten Seen des Staates darſtellt. Wenn bie 
Staatenfunde bei der Schilderung der Bewoh 
es Staates die Nationalv erfdiedenpeit {66 
eutfche oder Slaven ıc.), Vie Religiongverfchie- 
enheit und diebürgerlihe Verſchiedenheit 
nfelben im Allgemeinen charafterifirt; fo nennt bie 
rdkunde dieſe verfchiedenen Gegenfände an den Qe⸗ 
n, mo fie angetoffen werden. Wenn die Staaten 
inde die gefammeen: Zweige der. Staats ver wal⸗ 
ang, nad) Gerechtigkeitspflege, Polizei, Finanz⸗ 
we Militaireinrichtung zuſammen ſtellt; fo gebenft 
Erdkunde der einzefnen’Dicafteria und Behörden, 
v ſie ihren Sig haben. 

Staaten » und‘.Erdfunde. find alſo nad) ihrer 
siffenfhaftliihen Begründung durch lei⸗ 
mde Ideen, nach ihrer logifhen Anordnung, 
efonders in Hinſicht auf die Vertheilung und Auf: 
manderfolge der Stoffe, und nad) ihrer [yflema- 
ifhen Durdhführung im Ganzen und im 
Finzelnen,: weſenllich von einander verſchieden.. 





Berpältniß der Staatenfünve ju den * 
ſchichtktichen Wiſſenſchaften. J 


Die Geſchichte überhaupt enthält die wiſſca⸗ 
haftliche Darſtellung des ganzen Kreiſcs der außern 


pe 
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‚Erfahrung, welcher die Gegenwart und Ver— 
gangenheit, d.h. alle Erſcheinungen neben ein 
‚ander im Raume, ‚und alle Veränderungen nad 
{einander in der Zeit umſchließt. Wir nennen die 
Darftellung der Gegenwart Befhreibung, die 
Darſtellung der Vergangenbeit Erzählung. Die 
Befchreibung verbreitet fi) über die Erſcheinungen 
und Veränderungen nad) ihrem Zugleich · und Neben» 
nberfegn im Raume; bie Erzählung über die 
jatfachen. der Bergangenpeit nad der Folge der ' 
Zeit. : 
"in ft diefer Geſichtspunct für-die Anordnung bee 
geſchichtlichen Wiflenfchaften begründet ; fo giebt es 
nur. zwei.gefhichtlihe Grund» oder Stamm. 
‚wiffenfchaften: die allgemeine Geſchichte, 
Nund die Staatenfunde;- denn durch biefe beiden 
Wiffenfchaften werben die beiden gefhichtlichen Grund⸗ 
ibegriffe. der Vergangenheit und der Öggen- 
wart erfchöpft. Wenn daher die allgemeine 
Geſchich?e die Gefammtheis aller durch die Freigeit 
des Menfcyen bewirkten Thatfüchen, und, im engern 
Sinne, bie Oefammtheit der merfwürdigen und 
beglaubigten Begebenheiten enthält, durch welche das 
innere und äußere Seben der Reiche und Staaten 
«bes Erdbodens nad) dem. notwendigen Zufammen- 
hange und nad) ber öffentlichen Anfündigung biefes 
Lebens in dem Umkreife der Vergangenheit dar⸗ 
geftelle wird; fo verzeichnet dagegen die Staaten 
tunde die politifche Form der Reiche und Staaten 
des Erdbodens nad) ben nothwendigen Bedingungen 
ihres inneren und äußern Lebens im Kreife der Ges 
genwart 9 


— ⸗ 


Dieſer Auſtci folgen im. Wanjen · Schlo zer, and 





| 


Staatenkunde. —9 


Steht dieſer Grundſatz feſt; fo iſt es hoͤchſt feh⸗ 
lerhaft und einſeitig, die Staatenkunde in die 
Reihe der fogenannten gefchichtbichen Huͤlfs— 
wiſſenſchaften zu ſetzen. Denn, naͤchſt den bei- 
den genannten gefhichrlihen Gru ndwifl enfchaften, 
müjfen die übrigen geſchichtlichen Wiſſenſchaften ein⸗ 
getheilt werden °): 

a) in vorbereitende "(propäbeutifche)" ger 
ſchichtliche Wiſſenſchaften, wohin die Quellen 
funde, bie Erdkunde und bie Zeitkunde 
(Chronologie) gehören; 

b) in abgeleitete geſchichtliche Wiſſenſchaf⸗ 
| ten, welche zwar nad) ihren einzelnen Stoffen in 

den beiden gefchichtlihen Grundwiflenfchaften ent⸗ 
halten find, die aber, bei der felbitftändigen Be⸗ 
handlung Diefer Stoffe, als befondere Wiffenfrhafter? 
dargeftelle werden, Dahin gehören: die Echno- 
grapbie, die Speeialgeſchichte, die Spe- 
cialftatiftif,: die ‚Eulturgefhichte, die 
Biograppie. —2 

c) in geſchichtliche Hu, f Stoiffenfchaften , durch 
welche theils die ſyſtematiſche Geſtaltung der beiden 
geſchichtlichen GSrundwiſſenſchaften , peils in im r Ein 


Herder, Sälbıer fagt:. „Die Sefhichte tft 
eine fortlasfende Statiſtik, und Statiſtik eine ftills 
Aehende Gechichte.“ — Herder: „Geographie 
it die Baſis der Seihicte, und die Geſchichte 
nichts ale eine 'n Bewegung geſetzte Geographie.“ 
„*) Ueber dieſe Eintheiling der. gfſammten geſchichtlichen 
Wiſſenſchaften, fo we über deren weitere Ausführung, 
mit Beibringung der wichtigſten Lireratur, fann 
meine kleine Weltgeſchiſchte (Ate Aufl. Leipz. 
1822.) in der einievung ©. G fi. verglichen 
werden. 
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zelnen das Studium der abgeleiteten geſchichtlichen 
Wiſſenſchaften erleichtert und unterſtuͤtzt wird, in⸗ 
wiefern in denſelben geſchichtliche Stoffe ſelbſtſtaͤn⸗ 
dig und im ſyſtematiſchen Zuſammenhange darge⸗ 
ſtellt werden, deren in den uͤbrigen geſchichtlichen 
Wiſſenſchaften nur gelegentlich gedacht werden 
kann, durch welche aber einzelne Zweige der ge⸗ 
ſchichtlichen Kenntniffe tiefer begründet und näher 
- „erörtert werben. Zu dieſen gefchichtlichen Hülfs- 
wiſſenſchaften gehören: die Genealogie (Ges 
ſchlechterkunde), die Heraldik (Wappenfunde), 
" VIeNumismarit (Münzenfunde), die Diplo 
" ‚mätit (Urkundenlehre), u. a. — Aus dem Bes 
griffe der geſchichtlichen Huͤlſswiſſenſchaften, fo 
wrie aus den in ihrem Umfange dargeſtellten Stof⸗ 
© fen, und aus ihrem Verhältniſſe zu ben 
übrigen geſchichtlichen Wiffenfhaften 
erhellt, daß die Seaatenfunde durchaus 
-inide in die Reige der. gefhiheligen 
Hülfswiffenfhaften geftelfe werden 
tann, meil ihr eine weit hoͤhere Beſtimmung — 
die wiſſenſchaftliche Darſiellung des innern und 
aͤußern Staatslebens aller beſtehenden Reiche und 
Staaten fm Kreiſe der Gegenwart — zukommt. 
5 
Verpälenif der Staatenfunde zu den übri- 
gen Staatsmwiffenihaften. 


. Die Staatenfunde geht, in dem Kreife der 
Staatswiffenfhaften, wede zu den reinphilofophi- 
ſchen, noch zu den gemiſcken (Staatswiff. Th.1, 
94 S. 4ff.), fonden zu den reingefchicht- 
liden Staatswiſſenchaften. Sie flüge ſich aber 
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in Hinſicht der leitenden Ideen, die ihr zum 
Grunde liegen und uͤber die innere Eintheilung und 
Anordnung ihres Gebiets entſcheiden, auf mehrere 
der philoſophiſchen Staatswiſſenſchaften, und 
unterftügt und befördert das Studium meh» 
seree geſchichtlicher Staatswiffenfchaften. 

Denn, wenn gleid) das Natur- und WVölr 
kerrecht, ſe wie das philoſophiſche Staats⸗ und 
Staatenrecht in feiner unmittelbaren Verbindung 
mit der Staatenfunde fteht, die nicht das ſchildett, 
was nach der Vernunft feyn foll, fondern das; 
was beſteht; fo find doch bie Staatsfunft, bie, 
Volks- und Staatswirthfhaft, die Sinany 
und die Polizeimiflenfchaft von defto größerer Be⸗ 
deutung für die Staatenfunde, Es kann namlich dag» 
jenige wiflenfchaftliche Gebiet, welches in neuerer Zeig: 
Theorie ter Statiftif genannt worden ift, auf 
feine andere Weife ſyſtematiſch begruͤndet, logifch ans 
geordnet und erfchöpfend durchgeführte werden, als 
vermittelft der felbftftändigen Zufammenftels 
lung derjenigen Ergebniffe aus den ge 
nannten Staatsmwiffenfhaften, wodurch bie 
Auswahl, Anordnung, Vertheilung und Durchfuͤh⸗ 
rung der einzelnen Maſſen möglidy wird, bie zur 
Darftellung des innern und Außern Lebens der einzel 
nen Staaten und Reiche im Kreife der Gegenwart 
gehören 9). 

Wenn die Staatenfunde, nad) diefer ihrer Stel 
fung zu mehrern reinphilofoppifchen und gemifchten 
Staatswiflenfchaften, als abhängig, zum Theile 
fogar als diefen untergeordnet erfcheint; fo ſteht 


*) Davon fogleih in der Theorie der Staaten 
tunde. 
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ſie zu den uͤbrigen geſchichtlichen Staatswiſſenſchaften 
im Verhältniffe der Coordination. So 
4 B. unterftügen ſich die Staatenkunde und die &e« 
fchichte des europäiſchen Staatenfpftems 
aus dem Standpuncte der Politik gegenſei— 
&ig; denn eben fo oft bedarf die neuere und neue ſte 
Geſchichte des europäifchen Staatenfyftems der Anz 
‚gaben und Auffchlüffe der Staatenfunde, wie die 
Staatenfunde, für viele ihr weſentlich zugehörenden 
Erfcheinungen des innern und äußern Staatsiebens 
im Kreife der Gegenwart, bes Lichtes der Gefchichte: 
Wenn daher in vielen Fällen das Licht der Verg an⸗ 
genheit die Gegenwart erhellt; fo erfcheint auch 
unläugbar die Vergangenheit für alle die in be- 
flimmten und feften Umriffen, die, ausgeftattet mit 
ſtatiſtiſchen Kenntniffen, die Vergangenheit in 
fleter Vergleihung mit der Gegenwart auffaflen. 
Sehr wichtig ift das Verhaͤltniß der Staaten« 
tunde zu der erft im Werden begriffenen 
Staatsmwiffenfhaft des pofitiven öffent 
lichen Staatsrehts. So lange im jüngern 
Europa blos Großbritannien, und das zur polis 
tiſchen Selftftändigfeit gelangte Mordamerifa 
feit dem Jahre 1787, gefchriebene Verfa ffungs 
urkunden hatten, wenn gleich auch in andern Reis 
Hen und Staaten einzelne Grundgefege beſtan⸗ 
den; fo lange bedurfte es feiner befondern Wiffene 
ſchaft des poſitiven öffentlichen Staatsrechts. Es 
gnuͤgte, das, was nun den Umfang dieſer neuen 
Wiffenfhaft bilder, in der Staatenfunde unter der 
Nubrit: Staatswerfaffung in kurzen Umriffen 
zu berühren, und dieſe ſtatiſtiſche Lehre mit der von 
ber Staatsverwaltung in Verbindung zu bringen. 
Alein feit dem Einteitte fehr vieler neuen Berfaf- 
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ſungen ins innere Leben einer bedeutenden Anzahl 
ceuropäiſcher Reiche und Staaten, und ſeit der, aus 
faatsrechtlichen Grundfägen und Anfichten verſuchten, 
Begruͤndung und Durchbildung dieſer Verfaſſun— 
gen, als erſte Grundlagen des ganzen oöffentlichen 
| pofitiven Rechts in den Staaten, welche ſolcho 
Verfaflungen erhielten, - muß: nie nur das pofis 
tive öffentlide Staatsredt ben Charakter, 
und Rang einer felbftftändigen Staatswiſſenſchaft 
CEh. 1, Einleitung, ©. 13f.) behaupten; es 
muß auch diefer — feit 30 Jahren hoͤchſt erweiterte — 
Gegenftand, nach feiner neuen willenfchaftlichen Ge 
Haltung vonder Staatenfunde ausgefhlof 
' fen, und in derfelben von der Ver faffung der ein, 


| jenen Staaten nur in allgemeinen Umriffen, 
und in dem VBerhältniffe gehandelt werden, in’ 


welchem die Verfaffung zu den übrigen, in der Stas 
tiſtik Darzuftellenden, politifchen Stoffen ſteht. Durch 


dieſe Ausſcheidung bes Detailsinden ein - 


zelnen Verfaffungen aus dem Gebiete 
und Umfange der Staatenfunde wird aber 
zweierlei gewonnen: einmal die felbftftändige 
wiſſenſchaftliche Geftaltung des pofitiven öffent 
lihen Staatsrehts, ohne Verwechslung und 
Vermiſchung deffelben mit der‘ Staatenfunde; und 
zweitens die Beſchränkung des wiffenfchaft- 
lichen Umfanges der Staatenkunde, welche, nach 
ihrer gegenwaͤrtigen Geſtalt, innerhalb eines akade⸗ 
miſchen Halbjahres nicht füglich zu ‚beendigen war, 
weshalb denn auch einige geachtete Maͤnner blos mit 
der Darſtellung der Staatenkunde einiger Reiche 
und Staaten (gleichſam der Mufterftaaten) ſich be⸗ 
gnügten , was aber eben fo einfeitig und fehlerhaft ift, 
als wenn man 3. DB. europaͤiſche Staatenge 
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Finanzwiſſenſchaft (Th. 2, ©. 202) und der 
Podizeiwifſenſchaft (Th.2, ©. 269) aufgeſtellt 
worden iſt. Die Theorie der Staatenkunde 
wird daher als eine, aus mehrern Staatswiſſenſchaf⸗ 
ten · gemeinſchaftlich abgeleitete, foftematifch geordnete 
Begruͤndung der wiflenfchaftlichen Anordnung und 1 
Durchfuͤhrung der Staatenkunde der einjelnen Reiche 
und Staaten erfcheinen. 


7. 
Bortfesung 


Entſcheidet der wiſſenſchaftliche Charakter der 
Staatskunſt uͤber den wiſſenſchaftlichen Charakter der 
Staatenkunde (d.h. über die Begründung der Wiffen« - 
ſchaft, über Eintheilung und Anordnung des Stoffes, 
und über die geordnete und gleichmäßige Durchfühe 
rung des Ganzen); fo wird die Theonieder Staa 
tenfunbe in die beiden Haupttheile der Aufftel 
lung der Grundbebingungen des innern und bes 
äußern Staatslebens im Einzelnen zerfallen. 

-A) Zu der Darftellung des innern Staats 
lebens im Kreife ber Gegenwart gehören aber drei 
Hauptpuncte: 1) die Grundmacht bes Staates 
nad) Sand und Volt; 2) die Eultur des Volkes; 
3) der Organismus des Staates nad) Ver faſ⸗ 
fung, Regierung und Verwaltung. (Staatss 
tunft, Th. 1, ©. 341.) 

. 4) Die "Srundmadt des Staates, nach 
Land und Volk, ſchildert 

a) ben Sänderbeftand, nach der Sefammt 

zahl der Quadratmeilen; nach dem Umfange und 

...der phyſiſchen Beſchaffenheit der einzelnen Kreiſe, 

+: Provinzen unb Bezirke; nach der örtlichen Sage, 
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nad) dem Klima, nad) den Grenzen, nad) ber 
Güte des Bodens, nad) Gebirgen, Wäldern, 
Stuffen u. ſ. w.; 

b) das Wolf, nad) ber Geſammtzahl ver 
Bevölkerung; nach der Vertheilung der Bes 
völferung in bie einzelnen Kreife, Provinzen und 
Bezirke, fo wie nach der Volksmenge in den gro- 
Gen, mittleen und Fleinen Städten; nad) der 
Nationalverfchiedenheit (3.3. ob teut⸗ 
ſcher, flavifcher, finnifcher ꝛc. Ankunft); nad) 
der bürgerlihen Verfhiedenheit (Adel, 
freie Grundbefiger , Leibeigene, Kigenhörige; 
Höflinge, Beamte, Gelehrte, Künftler, Kauf 
leute, Handwerker, Selbbauer, Tagelöhner ıc.); 4 
und nach der firhlihen Verfhiedenheit 
(ob Chriften, Juden, Mahomedaner; — Evan⸗ 
gelifhe, Katholifen, Mennoniten ıc.). 


2) Die Cultur des Volkes kündigt fih an 
(Staatsfunft, Th.1, S. 343) als finnlide, : 
tehnifche, intellectuelle, Fünftlerifche, 
ſittlich-religiöſe und bürgerliche Eultur, 

a) Die phyfifche Eultur umfchließe den Feld⸗ 
bau, die Viehzucht, den Wiefen-, Garten-, 
Obſt⸗, Weinbau ıc., den Bergbau u. f. w.; 

b) die tehnifche Eultur den Gewerbsfleiß in 
Manufacturen.gnd Sabrifen, und den Handel; 

c) die intelleceuelle Eultur den Anbau 
der Sprachen und der Wiffenfchaften, mit ‘Där- 
ftellung aller Anftalten und Einrichtungen für 

® Gelehrfamkeit und Wiffenfchaften im Umfange 
des Staates; | 

d) die äftherifche Eultur den Zuftand und 

Anbau der Künfte (namentlid) der Dichte, 
IV. 2 
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Rede-⸗, Tone, Bau⸗ und Schauſpielkunſt, der 
Malerei ꝛc.); 
e) die ſittlich-religioſe Cultur die Sitten 
des Volkes nach ſeinen einzelnen Staͤnden, den 
kirchlichen Cultus ꝛc.; und 
f) die buͤrgeriiche Cultur den Zuftand vergl 
-- politifchen Bildung und Mündigfeit der einzelnen 
Stände des Volkes, namentlich der erblichen 
:Stände und des fogenannten britten Standes, 
(Staatsfunft, Th. 1, ©. 344) um, nad 
der forgfältigen Würdigung aller weſentlichen 
Punete der Eultur, ein beftimmtes Ergebniß über 
Vie Volksthuͤmlichkeit und den National 
©: : charakter ziehen zu fönnen.- 

3) Der Organismus des Staates 
(Staarsfunft, Th. 1, ©. 346 ff.) umſchließt 
die Verfaffung, die Regierung und bie 

” Verwaltung beflelben. 

a) Bei der Berfaffung wird beruͤckſichtigt, 
ob der Staat eine geſchriebene Verfaſſungsurkunde 
habe, oder nicht; ob ſie eine octroyirte oder ver⸗ 
tragsmäßige ſey; ob fie den repraͤſentativen oder 
fändifchen Charafter trage; ob es eine oder zwei 
Kammern gebe; an welche Bedingungen der Ein« 
tritt in die Kammern geknüpft fen; welche Rechte 

den MVoltsvertretern, namentlich in Hinficht der 
Theilnahme an der gefeggebenden Gewalt und in 
Beziehung auf das Budget, zuftehen; in welchem 
Verhältniffe die Kirche zum Staate ftehe (ob nach 
dem Epiffopal«.ober Territorialſyſtem) u. f. wm.’ 

b) Bei der Kegierungsform (Staats- 
Punft, Th. 4, ©. 419 ff.) wird erörtert, ob 

. . ber Staat eine monarchiſche oder republi⸗ 
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kaniſche Regierungsform habe; ob die monar⸗ 
chiſche autokratiſch oder beſchraͤnkt, ob die repu⸗ 
blikaniſche demokratiſch oder ariſtokratiſch ſey; 
nach welchem Grundſatze bei der monarchiſchen 
Regierungsform die Thronfolge erfcheine (ob 
nach Wahl, oder Erblichkeit, — ob im maͤnn⸗ 
- „lichen, oder auch im weiblichen Geſchlechte ꝛc.); 
‚ob eine Eivillifte beftehe; wie ber Hofftaat 
geftalter fey; welche Orden vorhanden find ıc. 
c) Bei der Verwaltung (Staatskunſt, 
Th. 1, S. 451 ff.) muß zunächft angegeben wer⸗ 
den, ob fie nach dem Syſteme der Provinzials 
“ verwaltung, ober nah dem Syftemeber Central 
verwaltung beftehe; ob die Gemeind everwal⸗ 
.. tung felbftftändig fey; mie viele und welche Mi« 
nifteria, und in welchem gegenfeltigen Verhaͤlt⸗ 
niffe fie beftehen; ob ein Staatsrath, und 
mit welchen Sunctionen, ob ein befonderes fürft- 
liches Kabinet, ob eine Generalcontrolle 
eriftire; ob alle verwaltende Behörden verant- 
wortlid find; — fodann im Einzelnen, 
wie im Staate Ä 

a) die Gerechtigfeitspflege (nach ben 
vorhandenen Gefegbüchern,, nach den verfchie- 
denen Behörden und Inſtanzen — ob mit 
Gefchmornengerichten und Friedensrichtern ıc.), 

ß} die Polizei (nach der Sicherheits- und 
Ordnungs⸗, fo wie nach der Cultur⸗ und Wohl« 
fahrtspolizei), 

y) das Finanzweſen (nach Domainen, 
Regalien, Budget, directen und indirecten 
Steuern und ihrer Vertheilungs⸗ und Erhe⸗ 
bungs weiſe), 

D) das Kriegsmwefen (nad dem ſtehenden 

2 % 
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Heere, Reſerven, Landwehr, Landſturm,* 
ſtungen 20. ꝛc.) 
organiſirt ſey, und verwaltet werde. 

B) Zu der Darſtellung des äußern Staaı 
Lebens im Kreife der Gegenwart gehören wiei 
drei Hauptpuncte: j 

a) Beſtimmung des Einfluffes (Staats en n 
34, ©. 327 f), welden das innere tel 

eines Staates, nad) der Cultur des Volkes u 
nach den drei. Bedingungen des Stäatsorganisır 
. (Berfaffung, Regierung und, Verwaltung), ı 
deſſen Au er.e-(fraftvolle oder ſchwache) Anfin 
gung in der Mitte des europäifchen Staatenſyſte 
„behauptet, fp wie der Küdwirfung, welche biswei 
"auch das Zuͤßere politiſche Leben eines Staa 
auf deffen inneres Seben hervorbringe (3.8. 
der Zeit der Kriege, und nad) denfelben x.) 
b) Würdigung bes befandern Staatsl 
.tereffe jedes einzelnen ſelbſtſtaͤudigen Staa 
(Staatstunft, Th. 1,8. 548), hauptſaͤchl 
nach Xusmittelung feiner politifhen Würde 
Kaiſerthum, Königreih, Sreiftaat, Fürft 
thum 2c.), feiner völligen oder theilmeife | 
 fhränftenSouverainetät (wie z. B. in ein 
Staatenbunde, oder in den joniſchen Inſeln, 
der freien Stadt Cracau :c.),;und feines politifd 
Ranges und Gewichtes (als Macht des erſt 
äweiten, britten ober vierten politifchen Rangeı 
». 0) Aoflkellung der Geſammtheit der für jet 
einzelnen Staat gültigen Verträge-in 2 
ziehung auf.alle Mächte und Staaten des Auskı 
des, fie mögen Friedensſchlüſſe, Angriffs- 0! 
1, Verteibigungsbündniffe, Hauͤdelsvertraͤge, ol 
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befondere Conventionen u. ſ. w. ſeyn. Zugleich 
muß dabei bemerkt werden, ob ſich der einzelne 
Staat in der Gegenwart entweder im wirklichen 
Zuſtande des Krieges, oder doch im Zuſtande der 
Retorſionen und Repreſſalien gegen andere Staa⸗ 
ten befindet (Staatsfunft, Th. 1, ©. 558 ff.). 
Beruͤckſichtigt die Staatenfunde — fumopl 
die allgemeine, welche das geſammte europäifche 
and amerifanifhe Staatenfyftem umſchließt, als 
die befondere, welche als Specialftaciftif 
des einzelnen Staates erfcheine, — alle diefe auf« 
geftellten wefentlichen Puncte des innern und äußern 
Staatslebens; fo ſcheint theils der Anforderung an 
den erfchönfenden Ilmfang , theils den Anfprüchen an 
die logifch zwecfmaßige Anordnung und innere Ver⸗ 
teilung der darzuftellenden Maſſen, in der Wiflen- 
ſchaft der Staatenfunde Genuͤge zu gefchehen. Dabei 
verſteht ſich von felbft, Daß, nad) der Eigenthuͤmlich⸗ 
keit der einzelnen Staaten, fomohl in ber Aufeinan« 
derfolge und Stellung, als aud in der mehr oder 
weniger ausführlichen Behandlung det einzelnen auf⸗ 
geführten Rubrifen (3. B. bei der Schilderung der _ 
Schweiz und der Türfei), in der Darftellung felbft 
eine bedeutende DVerfchiedenheit und Mannigfaltigfeit 
ftatt finden müffe, 


ee’ 

Dh eine gefhichtliche Ueberſicht des Staa— 

tes in Die Theorie der Staatenfunde ge 
' höre? 


Se weniger Zweifel uͤber die Aufnahme und 
Durchführung der ($. 6.) aufgeftellten Gegenftände 
ſelbſt in die Staatenkunde und beren Theorie flat 
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finden fann, wenn gleich tiber die Aufeinanderfo 
und Stellung derfelben verfchiedenartige Anfichten ' 
ftehen mögen (je nahdem man nämlich bei ber Th« 
rieder Statiftif von diefen oder andern Gru 
fügen ausgeht); befto ſchwankender find die Anfich 
der theoretifchen Statiftifer darüber, ob es zwe 
mäßig fey, vor ber Darftellung ber Staatenfur 
des einzelnen Staates eine kurze tabellarifı 
gefhihtlihe Ueberſicht über die Zu⸗ u. 
Abnahme bes Staates, feit feinem Eı 
fliehen biszum Augenblifeder Gegenwa 
zu naͤchſt in Hinſicht auf Quadratmeil 
und Volkszahl, zu geben. 

Allerdings gehört, im ſtrengen Sinne genomm 
dDiefer Stoff ausfchließend der Gefchichte, und ni 
der Staatenfunde, an; auc) würde diefe Ueberſicht eı 
behrlich feyn, wenn jeder, der eines Handbuches | 
Allgemeinen oder befondern Staatenfunde bedarf, e 
weder an fich ſchon völlig mit der Gefchichte der ſtatiſti 
barzuftellenden Staaten vertraut wäre , oder doc), v 
Bem Studium der Specialftatiftif eines Staates, | 
Kenntniß der Specialgefchichte deffelben fich erworb 
haͤtte. Weil aber dies bei denen, welche Die Staatı 
Funde als eine für fich beftehende Wiffe 
[haft erlernen wollen, nicht vorausgefegt werben far 
fo feheint eine — freilih Furze und fehr gedräng 
— geſchichtliche Ueberſicht Aber das allmaͤhl 
Anwachſen oder über das Sinken eines Staates nı 
feiner polieifhen Macht , in Hinfiht auf Länder, Pi 
vinzen, Zahl von Quadratmeilen und Bevoͤlkerur 
— (mie fie bereits von Haffel bei feiner [frühe 
Statiſtik von Deftreih und Rußland, von Wi 
mann bei der Statiflif von Rußland, von Ste 
bei der von Preußen, von mir bei der Stati 
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vn Sachſen, und von Haffel im erften Hefte 
ſſtatiſtiſchen Umriffe der fämmel. europ. 
Staaten [Weimar, 1823. Fol.] verfucht worden 
iR) — der ftatiftifhen Darftellung felbft fehr zweck⸗ 
mäßig, menn gleich nicht notwendig, vorauszu⸗ 
gehen. Denn jeder in der Wirklichkeit vorhandene 
Staat Enupftfeine Gegenwart an eine Ver- 
gangenheit, ohne welche die Gegenwart nicht das 
wäre, was fie iſt, und aus welcher die öffentliche 
Anfündigung des Staates im Kreife der Gegenwart 


zunaͤchſt hervorging. 


9. | 
Siteratur der Theorie der Statiſtik. 


Die erften geläuterten Grundfäge für eine The o- 
rie der Statiftif file Achenwall in feiner 
(bei der Literatur der Staatenfunde vollftändig anzu⸗ 
führenden) „Staatsverfaffung der heutigen 
vornehmften Reiche und Völker‘ auf, in 
deren Tter Auflage die Theorie 63 Seiten umfaßt. 
— Er erklärte geradezu, bevor man die Statiftif 
anfange, muͤſſe man einige allgemeine Anmerfungen 
machen: über 1) ihren Begriffund Umfang, ihre 
Abrheilungen und ihre natürlihen Verbin— 
dungen; über 2) ihren Nutzen; 3) ihre Ge— 
(dichte, und 4) ihre Quellen. Er geht dabei 
von dem Begriffe der Staatsmerfmwiürdigfeis 
ten aus, und fagt: „Der Inbegriff der wirklichen 
Staatsmerkwuͤrdigkeiten eines Reiches oder einer Res 
publif macht ihre Staatsverfaffung im. weitern 
Verftande aus; und die Sehre von der Staatsverfaf- 
fung eines oder mehrerer einzelnen Staaten ift bie 
Statiſtik, oder Staatsbefhreibung.” (In 


—* 
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der Behandlung und Aufeinanderfolge ber Gege 
fände weiche er aber bedeutend von dem $. 6. aufg 
ftellten Plane ab.) 


— 


Mach ihm bearbeiteten die Theorie der Statiſti 


. — Gatterer, Ideal einer allgemein 
Weltſtatiſtik. Gott. 1773. 8. 

Joſeph Mader, über Vegriff und Lehrart t 
©rariftif. Prag, 1793. 8. 

Schis zer, Theorie der Statiſtik. Nebſt Ide 
über das Geudigm der Politik überhaupt. Erſt 
Heft. Goͤtt. 1804. 8. (mehr iſt von dieſem gel 
reichen Entwurfe nicht erſchienen) — (Man fa 
damit feine Recenfionen über mehrere fpätere Scht 
ten aus Sem Gebiete der Staatentunde vergleich 
in den Goͤtting. gel, Anz. 1808, St. 14. ©t.: 
St. 58. u. ©t. 210.) 

Seo. fr. Dan. Goß, Über den Begriff der & 

tiſtit. Ein Hiftorifch > kritiſcher Verſuch. Anfpa 
1804. 8. — De statistices ;setste et utilita 
Erlang. 1806. 4. (eine Preisfhrift.) 

Gregor Schäpf, Leitfaden zu einer allgemen 
Stariftit, mit Hinweifung auf wahre und gründli 
Staatskunde. Nürnd. 1808..8. (Ohne S hidye 
zu nennen, benugte ®& ch dp f defien Anſichten; fel 
die, melde er nur aus nachgeſchriebenen ©chläj 
{hen Vorlefungen kennen gelernt hatte, weil i 
zweite Heft ‘der Schloͤzerſchen Theorie nicht 
ſchien. (vgl. Goͤtt. Anz. 1808, N.26. ©. 2: 
von Schlözern ſelbſt.) 

(Ueber die Schriften von Donnant, th: 

rie tlömentaire de la statisiique. Paris, 18: 

und Introduction a la science de la a 
tistique, d’apr&s l’sllemand de Mr. de Sch! 
zer. Paris, 1805. 8., fo wie über die holli 
difche Ueberfegungder Schldzerſchen Theorie du 
Tijdeman [Gröningen, 1807.] muß man &d 
zers elgnes Urcheil FGott. Anz. 1808, ©t. 
©. 137 ff. und St. 26. ©. 249) vergieichen.) 
Aug. Niemann, Abeiß,deg Pratipit und 
’ 
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Staatenkunde, zebſt Fragmenten zur Geſchichte der⸗ 
ſelben. Altona, 1807. 8. 

Leop. Krug, Ideen zu einer ſtqatswirthſchaft⸗ 
lien Statiſtik. Berl. 1807. 4. 

Wilh. Butte, Statiſtik als Wiſſenſchaft. ı7 Thl. 
* e if nicht erſchienen.) Landsh. 1808. 8. 

Chſtyh. Rommel, über Geographie, Ethnogra⸗ 
phie und Statiſtik. Nebft einem Adriffe diefer und 
der politiihen Wiffenfhaften. Marburg, 1810. 8. 

Sof. Zizius,theoretifche Vorbereitung und Eins 
leitung zur Statiſtik. Wien und Trieft, 3810. 8. 

Aug. Leop. Bucher, Betrachtungen über die 
Geographie und über ihr Verhaͤltniß zur Geſchichte 
und Statiſtik. Leipz. 1812. 8. 

Aug. Ferdin. Lüder, Kritik der Statiſtik und 
Politik, nebft einer Begründung der politiſchen Phi⸗ 
loſophie. Goͤtt. 1812. 8. 

Fr. Rönnbäck, de statistices apud veteres 
vestigiis et fontibus, Abo, 1915. 4 (vgl. Sei), 
Lit. Zeit. 1815, St. 290.) 

Sof. May. Freih. v. Liehtenftern, erſte Eins 
leitung zum Studium der Statiſtik als felbftftändis 
ger Wiffenfhaft unter dem leitenden Princip des 
Staatszweckes. Zweite umgearb. und verm. Ausgabe. 
Dresden, 1820. 8 

Ern. Klotz, theoriae statistices particula s. thee- 
ria statistices tanquam scientise. Lips. 1921. 8. 

(In Haſſels Lehrbuh der Statiſtik, Weis 
mar, 1822. 8. wird von S. 1 — 26 auch ‚die 

Theorie der Statiſtik beruͤckſichtigt.) 


* 10. 
Ueberſicht MIT die Geſchichte der Staa» 
tenkunde und deren wiffenfhaftliden 
Anbau ®). 


J. Seo. Meufel, Lteratur der Statiſtik. Leipz. 
1790. 8 — Dieſes Wert ward, mit den beiden 


x 


#) Bgl. meine Recenſion im Hermes, ©. zog fl.-- 
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erſchienenen Nachtraͤgen, in einer RB. A. in 2 Bäns 
dem bearbeiten. Leipg. 1806. 8. (bedarf aber in 
unfrer Zeit einer neuen Seftaltung und Ergänzung.) 
Aug. Gerd. Luͤder, Geſchichte der Statiſtik. Goͤtt. 
1817. 8. (ein leidenſchaftlich geſchriebenes Wert 
gegen die Statiſtik, die der Berf. früher feldft 
wiſſenſchaftlich angebaut hatte.) 


%* * 
* 


Henn gleich aus den Berichten ber venetiani« 
ſchen Geſandten im Auslande während des fechszehn- 
sen Jahrhunderts die erften gedruckten ftatiftifchen 
Schriften hervorgegangen find; fo mar doc) auch das 
damalige Zeitalter der erften Anregung der ftatiftifchen 
Renntniffe günftig. Denn mit dem Anfange des 
fechszehnten Jahrhunderts begann die erweiterte Ver: 
bindung unter den einzelnen europaifchen Reichen und 
Staaten, die gegenfeitige genaue Beobachtung ihrer 
Intereſſen und Abfihten, der fehnelle Wechfel der 
Bindniffe und Verträge zwifchen ihnen, fo wie der . 
fichere. Tact, mit welchem mehrere Kegenten und Mi⸗ 
nifter diefer und der nächftfolgenden Zeit die Gegen» 
ſtaͤnde des innern Staatslebens behandelten. Da⸗ 
bin gehörten Ludwig 12 und Franz 1 von Frankreich); 
Karl 5 in Spanien und Teutſchland; Churfürft Auguft 
von Sachſen; Heinrih 4 und Sully in Sranfreich u.a. 


As Vorläufer des wiffenfchaftlichen Anbaues 
der Staatenfunde müffen betrachtet. werden: 

Franc. Saensovino (geb. 1521 zu Rom), del 
governo e amministratione di diversi regni e 
republiche, cosi antiche, coıne moderne, in 22 
Büchern. Diefes Wexrk erſchien zuerſt 1567 zu Ve⸗ 
nedig; eine fpätere Ausgabe dafelbft 1607. 4. 

Le relationi universali dı Giovannı Botero, 
divise in quattro parti. Dieſes Werk, welches zur 
ab zu Kom 1598. 4. gebrudt ward‘, erfchien in 
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den folgenden Ausgaben bedeutend vermehrt, und 
ward im verfchiedene Sprahen (ins Teutſche, 
Münden, 1612. Fol. ins Lateinifche mehrmals) 
überfeht. — Die befte Ausgabe iſt: lo. Boteri 
relstiones de praecipuis rebus publicis, ex italico 
latine conversse, cum notis et indice suctorum 
politicorum Justi Reifenberg, edente Rud. 
Georg. Lünde. Helmst. 1664. 4. 

(Dieſe Heiden Werke find, nad der gewoͤhn⸗ 
lichen Meinung , aus den Papieren venetianifcher 
Sefandten entftanden. Anders urtheilte Sch Ildr . 
zer darüber in den Götting. Anz. 1808. ©t. 
210. ©. 2101 f.) \ 
An diefe Schriften ſchloß fih (in 73 einzelnen, 

aus dem Italieniſchen ins Lateinifhe überfepten 
Abhandlungen über politifch » ftariftifche Gegenſtaͤnde 
an: Thesaurus politicus; relationes, instructio- 
nes, dissertationes, aliosque de rebus ad plenam 
imperiorum,, regnorum, prövineisrum, cognitio- 
nem, complectens. 3 Tom. Colon, 1609 — ı1. 8. 
(Die Weberfegung war von Kafpar Ens, lutheri⸗ 
fhem Prediger zu Lorih. — Den Titel des feltes 
nen Originals führt Schldzer an in den Gött. 
An,. 1808. ©t. 210. ©. 2101 ff.) 

(Bei Sanfevino werden 22 Speciafftatiftis 
ten (von Frankreich, Teutſchland, England, Spar 
nien, der Türkei, Perfien, Tunis, Fez, Polen, 
Mortugal, Neapel, Kirchenſtaat, Alt⸗Rom, 
Schweiz, Ragufa, Sparta, Genua, Athen, 
Lucca, Venedig, Nürnberg — und von Utopia, 
einem Idealſtaate —] gegeben. Geſchichtliche 
und ſtatiſtiſche Gegenftände laufen bunt durch 
einander; nur einige Staaten [Branfreih, Engs 
land, Bez, das alte Rom, Sparta, Athen, Des 
nedig und Utopia) werden ausführitcd charaks 
terifirt. Ein gemeinfamer Plan fehlt; denn oft wer: 
den bei dem einen Staate Gegenſtaͤnde aufgeführt, 
welche bei dem andern übergangen werden. Der 
Religion, des Handels und der wiſſenſchaftli hen 
Cultur wird nur wenig und beiläufig gedacht — 


Viche (aBemasifge Haltung finder A beim Mo: 


L 
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tero, welcher über alle ihm bekannte Staaten, 
über ihre Verfaſſungen und Religionen ſich vers 

- breitet. — Der Thefaurus, von Ens Überfekt, 
hingegen enthält blos eine Maffe non einzelnen 
potitifch s ſtatiſtiſchen Auffägen, welche aus In⸗ 
firuetionen und Berichten von Gefandten und 
Staatsmaͤnnern gezogen waren.) 


14. 
Fortſetzung. 
Von d'Avity bis Achenwall. 


Den erſten groͤßern wiſſenſchaftlichen Verſuch 

enthaͤlt: 

cd' Arity,) les dtats, empires, royaumos, 

seigneuries, duchez et principautez du monde, 

par le Sieur D. V. T. Y. St. Omer, 1681 09. 4 — 

N. E. Paris, 1625. Fol. (Diefes Wert fand in 

feiner Zeit allgemeinen Beifal. Es erfien lateie 

niſch: Archontologia cosmica, mit Zufäßen 

von I. Ludw. Gothofried [d. 1. J. Phil. Abelin]. 

Brff. 1629. Fol. und teut ſch, Anfangs mit 107 

Merianifhen Kupfern, Frkf. 1646. Sol. und fpäter 

mit 145 Kupfern, und mit einge Sortfegung bie 

x zum Sabre 1694, zu Frankſ. 1695. Bol. — In 

Krantreih beforgte die zweite, flark vermehrte, Aus⸗ 

gabe: Frangois Ranchin. Paris, 1635— 1645. 

$ Voll. Fol. — Am Umfange noch ftärker, allein 

‘den Zufägen nach unbrauchbarer und entflellter, iſt 

die fpätere Ausgabe von Jean Baptiste de Roco- 

. les. Paris, 1660. 6 Voll. Fol: Diefes Wert ums 

ſchloß nicht bios Europa, fondern verbreitete fi 

auch, und zwar in den drei erften Thellen, über 
Afien, Afrita und Amerika.) 


Noch gehören der Mitte des fiebenzehnten Jahr⸗ 
hunderts die fögenarinten (32) Elzevirifhen Re 
publiten an, welche feit dem Jahre 1625 bei den 

-Weübern Eljenine zu leyden in Gaby, unter Seitung 
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bes Johann pe Laet zu Antwerpen, erfehienen.“ Sie 
enthalten Specialftatiftifen. im Geifte ihres 
Zeitalters (vier davon find'fogar den. Hebräern, Grie⸗ 
hen, Athenienfern und. Römern gewidmet) ,.zufart 
mengefeßt ays vorliegenden gefchichtlichen und, ſtatiſti- 
(hen Motizen, und von mehrern Verfaſſern in 
Banzen ziemlich ungleichartig bearbeitet. — Sleih 
zeitig empfahl Veit Ludw. v. Secken dor f in feinem 
Sürftenftaace (1656) -hie;zmednäßige Befchrelr 
bung der einzelnen Staaten; und gab.eine Anweiſung 
gu berfelben 2 0 2 agen tere f ni 
Obgleich noch nicht unter..dem- Namen Ste dr 
ſtik, welcher erft von Achenm all.gebrauchk ‚togrb, 
lehrte Eonring.(}.1681) 34 Delmftade diefe Wiſſen, 
ſchaft zuerft auf einer teutſchen Hochſchule, und führse 
fie dadurch in den Kreis der afademifhen Difchs 
plinen ein. War glei) der Zufchnitt, den er Dips 
fer Wiffenfchaft gab, etwas ſchwerfaͤllig und ſcholaſtiſch 
(er trug fie nach) der nıethodo quatuor causarım — 
causa materialis [Land und feute], causa finalig 
[Zwei und Mittel des Staates ], ‚causa formaljs 
[Regiermgsform], causa efliciens [Regent, Mi« 
nifter, Behörden, Militair ꝛc.] — vor); fo, wedte 
er doch den Sinn für dieſe neue und wichtige Willens 
(haft fehr allgemein. Er felbft fchrieb nicht darüber 
allein v. Göbel nahm in den dritten Theil von 
Conrings Werfen das opus posthumum: de 
notitia rerum publicarum hodiernarum auf, und 
Joh. Br. Popping, inf. orbis illustratus, 
s. nova historico- publicg - geographica imperie- 
ram rerumgne publicarum per, totum terrarum 
orbem descriptio, (Rageburg, 1668. 12.) folgte 
ihm; noch mehr aber, und mit:bebeutenben Zufäßen 
und Erweiterungen, Conrinas ehemaliger Zuhörer 
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(im Jahre 1660), der Profeſſor Philipp Andreas 
Oldenburger zu Genf(f 1678), in feinem: ıhe- 
saurus rerum pubficarum. 4 Voll. Genev. ı675. 8. 
Durchgehends herrfchte in diefem ausführlichen Werke 
Eonrings angedenteter Plan, durchgeführt durch 
Alle Reiche und Staaten ber vier Erdtheile. 
Gleichzeitig mit Conring, lehrte Joh. Andreas 
oft zu’ Jena’ diefefbe Wiſſenſchaſt; er ſelbſt aber 

eb über diefelbe ſo wenig, wie Conting. Erſt 
ywe Vehre nach felnein · Toͤde gab Georg ES hubart 
hie Vorträge des Boſe heraus: introduetio genera- 
X3 A Hotitiem rerändpublicarumi ‘orbid universi. 
Ten: 896. 4. : Sie enthält eine breite Einleitung 
in Vie Wiſſenſchuft, woͤrauf vier akademiſche Gele 
denheitsoſchriften deſſelben über einzelne ſtatiſtiſche Bes 
gerftände folgen. Un der beabſichtigten Bearbeitung 
der Specialſtatiſtik der alten und newen Reiche 
und Staaten verhinderte ihn der Tod, — Später 
gab Joh. Andre. Sch mid Boſe's notitia Hispaniae. 
}felmst, 1700. 4. dig deſſen einzigen ſtatiſtiſchen 
Nachlaß Heraus, 

In vielen Quartausgaben, von 1673 bis 1707, 
erfchten von dem Prof. of. Chriftopp Beckmann 
zu Frankfurt an ber Ober: historia orbis terrarum 
geographica et civilis, de variis negotiis nosırı 

ötissimum et ‚superleris saeculi, alusque rebus 
selectioribus. Er gab in ber größern Hälfte des 
Werkes eine ſyſtematiſch verbundene Maffe hiſtoriſcher 
unb geographiſcher Nachrichten, worauf er eine Be⸗ 
ibung von eilf europäifchen Staaten (Spanien, 
Dorada, Frankreich, England, Dänemark, Schwe⸗ 
den, Rußland, Polen, Böhmen und Ungarn, der 
Ciccei und Benebig) folgen ließ, und die afi iatifchen 
un afrikanifchen Staaten · in einer Weßkeficht darſtellte. 


dr 
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Chrat. Gastel, de ststu publico Europae 
novissimo. Norimb. 1675. Fol, (berädfichtigse vor⸗ 
züglich Teutſchland.) 

Bernd. v. Zeh (fähf. geh. Rath, — fchrieb 
pfeudonygm als Friedr. Leutholff von Francken⸗ 
berg) Europäifher Herold. Leipz. 1688. Fol. — 
TEL. in 2 Theilen, ſehr vermehrt und fortgeführt, 
1705. ol. (Er umſchließt die fämmtlichen europäis 
{hen Staaten, mit Ausnahme Rußlands und der 
Türkei, nad ihrem politifhen Range: das 
römifchsteutfche Kaiſerthum Cim ganzen erften Theile), 
Bann bie -Königreiche,, die: Freiſtaaten, die Fuürſten⸗ 
tbümer. — Nah feinem Plane giebt er guer auss 
führlich die neuere Geſchichte, dann die Beſchreibung 
des Landes, der Einwohner und der Regierung. 

Thom. Salmon, modern history, or the pre- 
sent state of all nations. Lond. ı784. Fol. — 
Ed. 3. 3 Voll, 1944 sqq. (Naͤchſt dem b’Avity 


"AR dies, unter den Altern flariftifchen Werten, eins 


der ausführlihften. Mit Ausnahme Englands [wels 
des der Verſ. in den beiden erften Theilen feiner 
brittiſchen Geſchichte beſchrieben hatte), verbreitet 
Ach der Verf. über alle Reiche der vier Erdtheile. 
Das Werk ward ins Holländifhe (von van God), 
ins Sranzöfifhe, Statienifhe, und ins Teutfde 
[mit Aufnahme der Zufäge der Holländifchen Ueber⸗ 
feßung) iu 10 Theilen, 4. Altona, 1739. 54 
überſetzt. — In fpäterer Zeit folgte ihm ein 
anderer Britte: Th. Smollet, tbe present state 
of all nations, 8 Tom. Lond, 1758 gg. 8. 


EX Zu 


12. 


Sortfegung. 
Bon Achenwall bis Meufel. 


In compendiarifher Form ward die ° 


Staatenfunde behandelt: 


Luc. de Linda, descriptio.orbis et omnium 
ejus reram.puhlicarum, in qua preecipua ogmium 
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' regnorum et rerum publicarum ordine et metho- 
dice pertractantur, Lugd. Bat. 1655. 8. (Diefes 
erfte Compendium der Statiſtik wird von den mei⸗ 
ſten neuern Statiſtikern nicht erwähnt. Der Verf. 

- Aber, der am längften bei den europäifhen Reichen 
verweilt, ob er gleid die aufereuropäijhen nicht 
ganz übergeht, gab feinem Buche einen fyftematis 
fhen Zufdmitt und Kürge des Ausdrudes; nur vers 

», miſcht er das Stariftifhe, Geographiſche, Publicir 
* ſtiſche und ſelbſt das Geſchichtliche.) 

Dietr. Herm. Kem mer ich, Einleitung jur Otaats⸗ 

wiſſenſchaft der heutigen Welt. Leipz. 1713. 8. (für 
v feine Zeit nit ohne Werth.) 

Everard Otto, primae lineae notitise Europae 
rerum publicarum; Trajecti, 1786,:8. (Dito 
übertraf feinen Landsmann de Linda. Bein Bud 
erfhien in mehrern Auflagen und in Nachdruͤcken 
zu Jena. Die fünfte Auflage (1749) ‚mit dem 
Titel: notitis praecipuarum Europae rerum publi- 
carum. (Er ließ, auf eine allgemeine Einleitung, 
bloß ſechs europäifche Staaten folgen [Teutfhland, 
England, Franfreih, Spanien, Portugal, die Nies 
gerlande]. Im Texte fchildere er die Gegenwart, 
in den Anmerkungen und Moten die Vergangenheit.) 


Das höhere Leben und der reichere Anbau der 
Statiſtik, felbft diefer Name, begann erft mic 
Adhenmwalls Schriften und Vorträgen über diefe 
Wiſſenſchaft feit 1748 zu Göttingen, die et ſchon 
feit 1746 in Marburg gelehrt hatte. 

Sfr. Achenwall, Abriß der neueften Staats 
wiſſenſchaft der heutigen vornehmften europätfhen 
Reihe und Republiken. Gött. 1749. 8. — Dann 
feit 1752 mit dem Titel: &taatsverfaffung der 
europäifhen Reiche im Grundriffe, in mehrern Aufs 
lagen 1756. 1762. 1767. Nach bes Verfaffers Tode 
ward das Werk in zwei Theilen in der fehften 
Auflage 1781 u. 1785 ausgegeben, wovon Sch ldr 

syer den erfien, Sprengel den zweiten Theil, — 
die fiebente Auflage aber 17904. 1798 Opren 


Staatenfunde, 33 


gel allein beforgte. (Der Einleltung gu Achen⸗ 
walls Werke, welhe eine Theorie der Ota⸗ 
sinie enchält, iſt bereits [$. 8.) gedacht. Im 
Ganzen befchräntte er fib auf die Special ſt a⸗ 
sirie von acht Stauten: Spanien, Portugal, 
Frankreich, Sroßbrirannien, Niederlande (doch feh⸗ 
len dieſe in der 7ten Auſtage vom Jahre 1798), 
RNußland, Daͤnemark, Schweden.) 


Chrſtn. Wilh. Franz Walch, Entwurf der Staats⸗ 
verfaſſung der vornehmſten Reiche und Voölker im 
Europa. Jena, 1749. 8. (Er ſtellte, nad kurzen 
einleitenden Srundfägen, zehn Gtaaten'dar: Por⸗ 
tugal, Spanien, Frankreich, Großbritannien, Nie⸗ 
derlande, Teutſchland, Daͤnemark, Schweden, Ruß⸗ 
land, Kirchenſtaat.) 


IJ. Paul Reinhard, Einleitung in die Staats⸗ 
wiſſenſchaft der vornehmſten Reihe und Republiken 
. in Europa und Afrika. Erlangen, 1755. 8. (im 
Ganzen ‚ weniger reichhaltig, als Achenwall und 
Bald; doch behandelte er auch Algier, Tunis, Tri⸗ 
yoll, Ge} und Marocco.) 


int. Sr. Baſching, kurzgefaßte Vorbereitung 
zur enropäifdgen Laͤnder⸗ und Staatskunde. Hamb. 
1753. 3. — Die meueſte Auflage von Dorr 
mann 1803. 


Eudw. Ant. Baumann, kurzer Entwurf ber 
Otaatsverfaffung der europäifchen Reiche. Brandenb. 
1761. 8. (unbedeutend.) 

M. Elobald) Toze, der gegenwärtige Zuftand 
von Europa. 2 Theile. Buͤtzow und Wismar, 1767. 
8. — Die ste und Zte Auflage (1779 und 1785) 
unter dem veränderten Titel: Einleitung zur allge 
meinen und befondern europälfhen Staatskunde, 
in. zwei Thellen. (Der Verſ. behandelt. darin: 
Europa überhaupt, Spanien, Portugal, Großbri⸗ 
tannien ,„ die Miederlande, Daͤnemark, Schweden, 
Polen und Rußland.) — Nach feinem Tode bear 
beitete Valent. Aug. Heinze die vierte Auflage 
(1790 u. 1799), bie aber im zweiten Theile, wels 
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her blos Dänemark uͤnd Schweden enthält, 
beendige ward. — Diefes Wert ward int 
. life, Kolländifhe und Daͤniſche Aberſetzt. 


I. Fr. Lebrei, Vorleſungen über die St: 
2 TH. Stuttg. 1783 ff. 8. Cnur die Eintel 
“ Handelt von ‚dee Statiſtik überhaupt; das, 
enthäft eine Specialkatiftit von Venedig u 
Kirhenftaate,) 


Aug. Br. Wilh. Crome, über die Größe u 
völferung europaiſchen Sisaten. Leipz. 17, 
;M. A. Fe, am ve. — — Meu verarbei 
es erichien. biefed Werk unter dem Titel: 
‚die Eulturverhältnfffe der europälfhen Staateı 
Verfuch, mirtelft Groͤße und Bevölkerung den 
der Eultur der Länder Europens zu beftii 
„Me 15 Tabellen, und einer idumintrten V 
": miBehärte Yon Europa, Lpj. 1792. 8. — Eu 
Producte: Defäw, 1782. 8: Ite Aufl. Tüb. 
* 8. (Doc erfhien'von diefer N. A. nur die 
Abthl.) — Das Werk‘ „über die Culturv 
nie” gab der Verf. Leipz. 1818. 8. neu he 

“ ‚unter dem Titel: „Allgemeine Ueberſicht der E 
» träfte von don fämmelichen europäifigen Neid 
. ‚Ländern. ‚Mit 7 Tabellen, und einer Berhı 
charte von Europa. 


Jul. Aug. Remer, Lehrbgch da Sraeti 
der „vornehmfen europäifchen Staaten. Grau 
Fu 8. Cein brauchbares Compendium für 

eit un : 

PH. Chfi. Bernd ber, Sandsug der m 
Erds und Möltertunde, a re einz, ı 

8. (blieb unbeendigt.) - 
Aug. Gerd. Lüder, intekung in die € 
tande, nebft ‘einer Stariftit in die vornel 
" enropälfchen Reiche. ze Theil. 205. 1792. 8. 
endigt. Außer der Einleitung, ſteute er blos 
si nien und die Niederlande dar.) 

2 Theophil Fe: Ehrmann, Grundriß bet 

ſchen Orient, Srung: 1798. 8. (ddeft 


wis 
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Sortfegung 
Bon Meufel bis jege. 


* Georg Meufel, Lehrbuch der Statiſtik. Lpz. 
.8. — 4te Aufl. 1817. 8. (Zu den Verdien⸗ 
we —* —8 reichhaltigen Compendiums gehörte, daß 
eb au Tarif land, Deffreih und Preußen 
*. "parflehte. Die vierte. Auflage 'enthteit nicht 
2darchgehends die Veränderungen der neueſten Zeit.) 
.Matthias Ehen. Sprengel, Grundriß der 
Seaatskunde der vornehmſten europaiſchen Reiche, 
3: de Theil. Halle, 1793. 8. warb’ nicht ſortgeſetzt, 
* umd enthaͤlt bios‘ Spanien, Portugaf, Gtoßbritan⸗ 
. "ten, Rußland, die Nieverlande, Daͤnemart und 
F Game.) 
Ign. detuca, praetifät Stüutäthnde von Europa. 
Wien, 1796. 8. (unbebeutend.) 
. D. A. Ab, Handbuch der neneſten Erdbe⸗ 
ſchrelbung und:Statifif: ä Shie. Schweinfurt, 
‘1803. 8. (größtencheils Compilation aus Fabri.) 
Chfn. Adam Müller, neuefle allgemeine Seo» 
graphie der gegenwärtigen Zeit, ein neues vollftäns 
bdiges geographiſch⸗ſtatiſtiſches Handvuch. 2Thle. 
“(in 4 Bänden). Hof, 1803 ff. 8. 
3. Konr. Müller, allgemeines Handbuch der 
Statiſtik, enthaltend eine moͤglichſt volftändige und 
yragmatifhe Ueberſicht des, ſtatiſtiſchen Sehalts 
füinetitlicher enropätfcher Mäcre ‘gegen den Anfang 
‘des ıgten ‘Jahrhunderts. ıfle Asthettung (in 4 Ref 
ven). Ötemen, 1894. 4. (Mehr erfchie niht. Der 
Berf. flellte Brantreih, Großbritannien‘, Rußland 
und Spanien bar’) 
Sortit. Sgummel, kleine Belstripi. Berl. 
1805. 8. 
on, Mannett, Staͤtiſtik der 'eutop. Staaten. 
Bamb. 1805. 8. — Dazu gehörte als Ergänzung: 
Statiſtik des teutſchen Reiches. Bamb. 1806. 8. 
—JZoſeph Milbitler, Handbuch der Staͤtiſtik der 
europaifchen Stanten. 2 Theile. Eandef,. 1811. 8. 
3* 
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(Er befolgte SEch drzers Grundidee: vires units 
egunt, und ſtellte, außer dem europäifchen, au: 
das teutfche. Staatenſyſtem auf.) 

Sof. Marx Freih. v. Liehtenftern, Grun! 
linien einer Enchklopädie der Kosmographie un 
Statifil. M. A. Wien, 1812. 8. (größsenthei 

Compilation.) 

Geo. Haffel, vollſtaͤndiges Handbuch der neu 
Ren Erdbeſchreibung und Statiſtik. ıe Band i 
a Abthl. Bert. 1916 f. 8. Mehr erfchien nich 
Er behandelte das brittiſche Reid, Spanien,. Po 
tugal, Frankreich, und die Niederlande.) 

ben. Gtfr. Dan. Grein, Handbuch der Ge 
graphie nach den neueften Anſichten. = Theile. Lp 
1808. & — Erfhien (ıgıı) in der zweite 
Auflage mie dem erweiterten Titel: Handbuch d 
- —SGeecsgraphie und Statiſtik, und behielt 
“ . 613819) in: der deitten, und (1819 f.) in 
vierten Auflage, welche beide Auflagen in de: 
er erſchienen. 
of. Marz Freih. v. Liechtenſtern, Lehrbuch d 

GStatiſtik aller gegenwärtig beſtehenden europaͤiſch 

Staaten, nah Meuſels Dlane bearbeite 

12 Thl. Wien u. Dresd. 1821. 8. (Mehr erfchien nicht 

Seo. Haffel, Lehrbuch der Statiſtik der eur 
päifhen Staaten für höhere Lehranftalten, zuglei 

als Handbuch zur Gelbfibelehrung. Weimar, 1822. 

€ Bifinger, vergleihende Darftelung d 

\ Grundmacht oder der Staacskraͤſte aller europäifch 
Weonarchieen u, Republiten. Pefth u, Wien, 1923. 
Chan. Karl Andre, neuefte Zahlenkariftit d 
europäifchen und außereuropäifhen Staaten. Erfi 

Jahrgang, enthält a) allgemeine Notizen, und 

Oeſtreich. Stuttg. und Tuͤb. 2823. 8. 

(Zwei größere, noch nicht beendigee, Wer 
gebören theilweiſe hieher: 1) die neuef 
Anders und Böltertunde, ein geograpl 
ſches Leſebuch für ale Stände. (Jedes Zahr ı 
(dienen Weimar, feit 1906, 2 Bände, 8. 9 
Ganzen find bis jest 22 Bände herausgekor 
men. Kon einigen frähern Bänden mutde 
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"wegen ben eingetretenen. Veränderungen, neue 
Bearbeitungen nöthig.] 2) Das.volltändige 
Handbunh der neueſten Erdbefhreh 
bung on ad. Chſtn. Safpart, Seo. Kaffel, 
und 3. ©. Fr. Eannabid, Weimar, 1819ff. 
| 8. Sn den erften Drei Abtheilungen diefes ers: 
tes, welche eilf Bände ausmaden, ik Europ«: 
beendigt, meiftens von. Baffel dargeftellt. 
Afien, welches die vierte Abtheilung in vier 
Bänden füte, iſt ganz von Baffel. Bon ber 
fünften Abtheiiung, welche Amerifa umfhlie 
Gen fol, ſind erſt zw ei Bände, bearbeite von 
Haffel, erfehlenen. — afehke wird ukert 


bearbeiten.) . . n 

- 44. 1. * al 

Tabellarifge Behandlung. bir Staaten 
kunde. 


Die tabellarifche Behandlung der Staatenfunde, 
gegen welche in neuern Zeiten viele Stimmen fich er« 
hoben haben, darf, wenn fie nicht ihren Zweck einer 
relativen und augenblidlichen Brauchbarkeit über» 
ſchreiten foll, die foftematifche Darftellung der Wiſſen⸗ 
ſchaft nicht beeinträchtigen oder verdrängen; es muß. 
vielmehr bei ihr nie vergeſſen werden, daß fie im Gans» 
zen nur ein verfinnlichendes Bild geben, nur, 
einen dee Wahrheitfih annähernben Macse 
hab enthalten, und das namentlich in Zahlen 
ausdrücen füll, was in Zahlen ausgebrüdt und 
dargeftefle werden kann. — Zwar ward aud) im 
Alterthume, z. B. von Cecrops, - fhon gezählt; 
Schloͤzer aber bemerkte fehr wahr (Gott. Anz. 
1808, St. 210. S. 2092), daß, die Römer aus- 
genommen, Niemand im ganzen Altertfume regel 
mäßig gezählt, und daß man eben fo wenig im gan⸗ 
sen Mittelalter daran gedacht habe, Selbſt noch vor 
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undere Jahren es farm: zwei: Staaten: in ber 
—* ——— die ihre Volksmaſſen an⸗ 


ders, als nach einem bloßen (oft fehr unfichern) Ueber⸗ 


ſchlage beftimmten.... Nur der große Churfuͤrſt Fries 
drich Wilhelm von Brantenburg verprbnete 
im Jahre 1683 Site allgemeine: Volfezäplung: Erft 
uln das Jahr 4726‘ erfchienen,’ von’ Schweden 
aus, Modelle non Kirchenli fen. Gyn Geburten, 
Tobesfällen, - Ehen a6) und. Vo (# glifte E Sie 
liefen, nah Schlözers Ausdrude, wie ein Lauf: 
feudr durch Europa. die fogenannie:a eithmerif he 
pol tif ward weiter angebaut, und auf die Grund⸗ 
lage derfelben in Teutſchland, Schweden, Sranfreich 
und Holland ‚berechnet, was in. Za len. ausgedruͤ 
—* Pu Es i iſt war, 5* daß hat KK 
Sache lädherlih machen —* obald man bei den 
Afigaben von. Schafen und Schweinen in einzelnen 
Zahlen ftehen bleibtz allein Schuiö yer.traf auch 
hier. bas Wahre‘; wenn er fhrieb: ',,Die Commoda 
einen tabellariſchen Stariftit hat noch kein Wernuͤnfti⸗ 
ger bezweifelt; aber über ihre Ausartung durch Ig no⸗ 
Franz, ihren Mißbrauch duch Deſpotism, ͤber 
Tabettenfrant, und über die armen, oft undüg 
deplagten, Tüte llenknechte he ein. Wort u 
brechen.“ — " 3106. Ep ER} 
“Der erh Borläufee der kabella Rhen Darttel 
fang der’ Staatenkunde war ein jene wenig bekannces 
Buch: * 
I. Pet. "Anchersen,. Aeseripie stakuanl: oal. 
u tabulis- Hafniae, 3743, Fol. : ı 
€. Bafpart,) ſtatiſtiſche Tabelle über bie 
vernehmen ‚europäifchen Staaten. Gotha, 1778. Fol. 
. IE mideburg,) ſtätiſtiſche Tabellen 
zur bequemen Weberfiht der Größe, Bevolkerung, 
des Reichthum⸗ und der Macht der vornehmſten 


Jan 
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- europäifhen Staaten. Prag, 3081. Fol. Zte Aufl. 
Leipj. 1785 Sol, : 

9. ‚Hear. Jacobi, gesgrapfifh:Ratiffifh. 
biſtoriſche Tabellen zum yuedmäfigen und. nüge 
lichen —WRXA der. Jugend, 3 3+ heile, Hamburg, 


1786 — 94. 4 
.:Abelph. Er, Randel, fe fjfhe, Ueberſicht der. 
vornehmften teutfhen und europäifhen Staaten, in 
Anfehung three Größe, Bevölkerung, ihres Finanz⸗ 
or mund Rriegszuftandes. Mit einem. Anhange gleichen 
Inhalts Aber dan nordameritaniſchen Freiſi aat. Berl. 
1786. Bol. Der Verf. nannte, ſſo nicht, war 
aber der erfte Teutſche, der zwedmäßige:flatis 
. Rifhe Tahellen lieferte, und meiftens ‚die Quellen 
“ :. anführte, an welchen er feine, Nahtichten entlehnte.) 
— Bon der neuem d dieſee Wertee gab 
"Kandel, ‚unter. (einem en, vor feinem.Tode, 
we. des enften. re Me — 6 
m — im, “Al Fach inen) unter dem N der: 













. Omi. 18. —* Diefer for ſraher; 
‚. — n, — hrbuch * 
eographie. und Gtasiftik, , el, san % 
F Sara in’ Fol, N " J * 





Zol. Aug. Kemer, ‚gabs le Kurdöwährung 
dir wictigften. ftattRifchen a Birnen, in den 
vornehmfen entöpäifhen — ten, Diefe X abellen, 
„.aesvon. — jieel erfchtenk A ren —— 
" feines E idlums gr — "stfölenen 14 Tas 
bellen der we Jahre 1786 ne Vrannrchm, 
1787 — 

—e—— Boͤtticher) ſtatiſtiſche Ueberſichts⸗ 
„eabellen. aller, europaͤiſchen — nebſt —E 
"m, Busch und ‚Seoläten. löndgsb. und’ teipz. 
37 ol. J 

Beine. de Marses,, taßelarifgus Handbuch der 
neuern Geographie, Startet? und’ Geſchichte für 
Schulen. Heransgtg.:von Guhte, mic Charten’von 
Sog mann. :s-hefte.. Berk 390. Muerfol. (ward 
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nice fortgefeht: Es war ein Verſuch, verwandte 
Wiffenfhaften für pädagogiihe Zwecke zu verbinden.) 

u Er. Ockhart, Europens monarhifhe und 
eepubtifantfche Staaten. 4 Theile. 2pz. 1804 ff. Fol. 
Theophil Fr. Ehrmann, geographifh-ftatiftifche 
Ueberſichtstabellen aller Erdtheile, nebſt Special⸗ 


tabellen von Teutſchland und Frankreich. Erfurt, 
Du 1805. Kol. 


94,8. A. Hör, ſtatiſtiſche Darfiellung der euros 
päifhen Staaten nach ihrem neneſten Zuſtande. 
Amberg ‚1808. Sol. — Hiſtoriſch⸗ſtatiſtiſche Dar⸗ 
ellung der Oraateträfte Europa’s in 6 Tabellen. 
"Rp. 1811. Bol. 

Seo. Haſfſel, flatiftifcher Umriß der ſaͤmmtlichen 


J "quropäifchen Staaten. a Theile. Braunſchw. 1805. 


Bol. (enthielt blos die teut ſchen Staaten.) — 


. &rariftifhe Ueberſichtstabellen der fämmtlichen eurs⸗ 


pälfchen und einiger. außereuropälfcer OStaaten. 
BGboit. 1809. Bol. — Statiſtiſcher Umriß der ſaͤmmt⸗ 
"lichen europaiſchen und der vornehinſten außereuros 
päifhen Staaten, in Hinficht' ihrer Entwickelung, 
Größe, Volksmenge, Finanz» und Militairverfaſ⸗ 
fung; tabellariſch dargeftellt. Erfter Heft. Meftreich. 
Preußen. Der teutſche Bund.) Weimar, 1823. Fol. 
(Heft = ſoll das übrige Europa, Heft 3 Die außer⸗ 
europaͤiſchen Staaten enthalten.) 

Br. v. Spdow, gründliche Ueberſicht der euros 
päifhen Staaten in 53 geographifch » Ratiklifchen 
Tabellen. Erfurt, 3821. Fol. — Gruͤndliche Ueber⸗ 
Ahr der außereuropäifhen Staaten in geographifche 


 Barißifhen Tabellen. Erfurt, 1500. Fol. 


. 15. 
lerikographifche Depandlung der Staa 
tenfunde, 


Zwar reicht die lexikographiſche Behandlung der 


Erd » und Staatenkunde weiter zuruͤck, als die tabel⸗ 
lariſche; man darf aber dabei nicht vergeffen, daß in 
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bieſen Woͤrterbuͤchern, ſelbſt in den neueſken und 
& vorzüglichern, das Rein⸗Statiſtẽſche weder vor⸗ 
herrſcht, noch von dem’ Geographiſchen und Geſchicht⸗ 
lichen ſtreng geſondert iſt. Die nieiſten Werke dieſer 
Art find daher Miſchlinge, und. zunaͤchſt auf 
Brauchbarkeit, nicht auf. tiefere Begründung, 
neue Geſtaltung und weitere Verbreitung ber: eigeut- 
lichen Wiſſenſchaft, berechne: 2 
Wiek dahin gehöriges enchält: . 
VBollſtaͤndiges Hniverfalleiiton aller Wiſfenſchaften 
und Künfte, darin dig geographifch » politifche Be⸗ 
fhreibung des Erdkreiſes ic. 64 Theile und 4 Sup⸗ 
Biemmebheht. Dale und Saipi, 2730 - „Bol. -Ctg 
edfer: Ä Ban 
Bruzen la Wartiniere, Atlas der ganzen 
Belt, oder geographifh« und kritiſches Lezifon ıc. 
Aus dem Branz. überf. mit Worrede von Chriſtian 
Wolff. 13 Thle. Lpj. 1744 fi: Fol 7 Kia 
Reales Otaats⸗, Zeitungs: und Convzeſatdion 
lexikon. Mit Vorrede von. JI, Häbner. Regen⸗8 
1748. 38. — Die neuefte Auflage mit dem Titel; 
neues Staats⸗, Zeitungs » und. Converſationslezikon. 
Lelyy. 1904. 8. 3. ol 
Wolfe. Jäger, geographiſch? hiftoriſch⸗ſtiat i.f:io 
[des Zeltungsieriton. 8 Theile. Dücnb. 1752 un) 
84 8. ste Aufl. 1791 und 93. 4. — zZte Aufl, von 
Kon. Mannert. 3 Theile. Nurnb. 1805 — 1811, 
8 (Dazu Zuſatze und Berihtigungen.) 
P. A. Winkopp, neuefles Staates, Zeitungen, 
Neiſe⸗, Poſt⸗ und Handlungslexikon; oder. geogra⸗ 
phiſch⸗hiſtoriſch⸗ſt at iſt iſches Handbuch von allen 
fünf Theilen der Erde. 3 Bände, und 4u Bandes 
ıfle u. ote Abthi. Lpy. 1804 ff. 4. (blieb unvollendet.) 
Theophli Br. Ehrmann, allgemeines hiſtoriſch⸗ 
ſtatiſt iſch⸗geograph. Handlungs s, Poſt⸗ und Zeis 
tungsleriton. 3 Bände, u. An Bandes ıfte u. are Abıhl. 
Erfart, 1804 — 24.4. (Ehrmann gab nurden Dar 
men dazu her. Den erſten Theil bearbeitete Huſuadel 
(ſchlecht]), Die folgenden Sch orch His Po. (beſſer]). 


— — — gg — — —- —- 


Stein * — Reit 
‚Por Ba und. Be P 
— te 

iu er tungen) — — 
EEE ah gedazu, Leipgi 2892: 5: 7 
"ENGER. OA) aſtgemeines geographiſchaſt a t ſte⸗ 
fhes Lericon, aus. Qurllen und: mach: den: neuetzen 
Halfemitteln re 2 Thale. Weimar, 1817. 
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Borifeeh "ßeripbecterke-pattitinge: Ge⸗ 
num 5: 2 Benſſt aͤnde. ———— 


Aa BL int alı Abh ahadis⸗ 
23— Pre .E 
kuem. ——* —* een 
“io ‚näheen;, :aac allen. zut ihr renden 
tja: g teichind ig“ und um — ange: 
— ſo wuß in’ jedem gröfgen Staate 
ein Macikifhes Büreau' befteben,, ‚alß.der ge⸗ 
eneinfame Mitzelpunst:sgeils..der -gefaninten Que l- 
den -den ſtatiſtiſchen Machrichten;; iheils ber zweck - 
magihen. wirfenfghaftlichen: grnrteitung dei aus 
ver, Juell en ‚geföpften Crgebifffe,, ne Hrew 
Au — ‚und anbere; Staaten ſoiche 
Qnfkoltene befigen,. bar —eS ® irkſamkeit 
bereits in geholtvollen und zuverlöfligen Schriften 
Über, bie Statiftiten Diefer'Stanteh fi)" dewaͤbote. 
Ar If. Marie, Biehtenfiech, Äfer ſtatiſt iſche 
Qureau’s, ihre poihisen Formen und x iatichtungen. 
Kin, 1814-8. 
Letpgiger Lie. Zeit. a 1817, & 
die Bedingungen.:fär Die € eſtaltung: 
‚fen Bureauisuanf,.. . vw. 
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EGinen ſehr intereffanten frebiellen Gegenſtanb 

| behandeln folgende zwei Werfet.. na 

Karl Rt. ‚Oräusıln, — Geographie np‘ | 

' &rariftfe:‘s Tab. 1804. g 

ae Karl Liz. —* Odönemaan, Grandrig eine 

| Statiſtik des: teutſchen Rellsions · und Airhenmee 
18 ‚Sir. 1797. 8. 7, 

ie ruhe) J— über bie Veri Ka 


\ ——— 
*X t.; vi di J 5 u 129) md 


Bedrändte Harieitde: efuch 180% vix 
Fon eingelneh‘ eüropät iR Stantei, J * 


Da in dieſer Darſtellung des gefammtfn. 2 
(es der Staatswiflenfhaften in Binficht der Githatenn 
fünde (6. 1.) jnur eine Ueber:fiche über den Inhalt 
derfelben gegeben werden kannz fo ift.diefe, nach der 
gegenwärtigen politifhen. Stellung der 
europäifchen. Reiche und Staaten ;gegen einander, am 
zweckmaͤßigſten durchzufuͤhren in einer Darſtellung 
dieſer Reiche und Staaten als Maͤchte des erſten, 
zweiten, dritten und vierten politiſchen 
Ranges. | 
Zu den. Mächten bes erften politiſchen Ranges 
koͤnnen, in unſrer Zeit, nur die fuͤnf Maͤchte gerech⸗ 
net, welche theils durch den Vertrag von Chaumont 
(1.März 1814), theils durch ihre gemeinſamen Ver⸗ 
handlungen, Befchlüffe und Entfcheidungen auf dem 
Wiener Eongreffe, theils durch ihren Vertrag 
zu Paris vom 20. Nov. 1815, theils durch ihre Ver⸗ 
bandlungen , Veſchluͤſſe und Entſcheidungen auf den 
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Congreſſen zu Wachen (1818), zu Teſdppau⸗Lay⸗ 
bach (1820 und 1821) und zu Verona (1822) bie: 
Leitung der europaifchen Angelegenheiten. im Großen 
übernommen haben, Es ſind dies die Staaten: Deft- 
reich, Preußen. (welche beide auch zum teutfchen 
Stantenbunde:gehören), Großbritannien, Nuß- 
land und Frankreich. (Die legte Macht ward 
erſt auf dem Aachner "Eongrefle im Nov. {818 in den 
Vertin’jener Hauptmaͤchte aufgenognen. 
6 Bu dieſen Maͤchten des er ftem politiſchen Ran⸗ 
ges, deren jede eine Bepoͤlkerung zwiſchen 11 und 
mehr als 50 Millionen Menſchen aufſtellt, muß auch 
der teutſche Bund in ſeiner Geſammtheit ges 
—A ‚wenn gleich Deftreish. und Preye 
en benfelben mit. 47 Millionen angehören. Denn 
die am 15. Mai 1820 zu Wien unterzeichnete, und 
am 3. Juny 1820 zu Frankfurt am Ruain befannt 
gemachte, und als Ergänzung der teutfchen Bundes⸗ 
acte vom 8. Juny 1815 angenommene, Schluß. 
acteberüber YusbildungundBefeftigung: 
des teutfhen Bundes zu Zien gehaltenen: 
Minifterialconferenzen enthält für die politis. 
fihe Geltung und ſtatiſtiſche Stellung des teutſchen 
Staatenbundes in der Mitte des geſammten europe.i⸗ 
ſchen Staatenſyſtems folgende Beftimmungen:  .:: 
„Der teutſche Bund iſt ein voͤlkerrecht⸗ 
—licher Verein ®) der teutſchen ſouverainen Fuͤr⸗ 
ſten und freien Staͤdte. Dieſer Verein beſteht in 
feinem Innern als eine Gemeinſchaft felbftitandi« 
ger, unter ſich unabhängiger Staaten, mit wech⸗ 
felfeitigen gleichen Vertragsrechten und Vertrags⸗ 
pflichten; in. feinen äußern Verhaͤltniſſen aber 


*) kein Bundesſtaat, ſondern ein Staatenbund. 
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als eine in politifher Eineie verbum 
dene Geſammtmacht. — Mad) feiner Stel⸗ 
fung gegen das Ausland -hat.der teutfche Staaten 
bund (Art. 35.) als Geſammtmacht das Recht, 
Krieg, Frieden, Buͤndniſſe und andere Verträge 
zu befchließen. Doch übt der Bund diefe Rechte 
(nicht offenſio, fondern) nur zu feiner Selbftven 
theidigung, zur Erhaltung der Selbftftändigfeie 
und äußern Sicyerheit Teutfchlands, and der Un 
abhängigfeie und Unverletzlichkeit ber einzelnen 
Bundesftaaten aus.” 

Zu den europäifhen Mächten des zw eiten 
polieifchen Ranges müffen alle diejenigen gesechnet 
werden, wehhe nicht unmittelbar zu dem Vereine der 
fünf Hauptmaͤchte gehören ‚ nad) ihrer Staatskraft 
aber eine Bevölkerung von 4 bis 11 Millionen Mem 
ſchen umſchließen. 

Zu den europaͤiſchen Maͤchten des dritten voll 
tifchen Ranges werden biejenigen gerechnet, deren 
Bevölkerung über eine Million Menfchen enthält, 
und bis zu vier Millionen Einwohnern ſteigt. 

Zu den europaͤiſchen Staaten des vierten poll 
tifchen Ranges endlich gehören alle diejenigen, deren 
Bevölkerung feine Million Menſchen ereih, 


18 


a) Europäifhe Maͤchte des erften polith 
[hen Ranges. 


Zu den europäifchen Mächten des erften volle 
eifchen Ranges gehören: 
41) der Kaiſerſtaat Deftreid. Er um 
ſchließt auf 12,265 Q. Meilen eine Bevölkerung von 
29,437,600 Menſchen. Davon kommen auf bie 


* 
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teutfiyen ESibſtauten,“ nach’ welchen Oeſtreich dem 
veutſchen Staatenbunde angehört, 3,713 Q. M.:mit ? 
9,765,500 Menfhär: — auf die ungariſchen 
Crbftaaten 6,172 3: M. mit 11,660,700 Minfchen ; 
af die galigbfchen «Erbftaaten 1,526 Q.. M. 
mit $,335;600 Menfhenz — und auf bie italieni- 
ſich eni Erbſtaaten: 85FQ.M. mit 4,475;800 Men- 
Her In politifcher Hinficht gehoͤren zu den Laute 
fen: Erbſtaaten das Erzherzogehum Defleich 
vbiuud unter der Ensz das Herzogthum Steyermark; 
die gefuͤrſtete Grafſchaft Tyrol z das Konigreich Boͤh⸗ 
men; die Markgeafſchäft Mähren mit einent Theile 
von Schleflen, und das Koͤnigreich Illhrien. 2gu 
den ungarifhen Erbftaaten gehoͤren das Koͤn 

weh Ungarn, das Otoßfuͤrſtenthum Siebenhuͤrge; 
das Rbnigreich. Dalmatien; und die fogenanrice: Mifti- 
tairgrenze. — Die galizifhen:Eebftaarin 
Werber durdy.bas Königreich Gntigien:,; DB die italie- 
miſchen. Erbftaaten-durch das-Iombarbifh-ven«- 






elantfche Königreich 'gebilver; ‘eu: eo 
2) Das Königreih Prenfen: Es um- 
ſchließt auf 5,014 Qu Meilen eine Volkszahl von 
44,277,500 Menfden:, und gehoͤre nach feinen keut⸗ 
uhren Provinzen; auf. 3,307. D. Mellen inbs187730,000 
Einwohnern zum teutfhen Staatenbunde. — Die 
Gefammtoyertheilung der ˖ Bevoͤlkerung ift, nad) den 
Ainzelnen zehn. Proyinzen, folgende: 4) Branden⸗ 
burg auf 749 2,.M..4,335,160,Einw.; 2) Poms- 
mern auf 566 2. M. 729,834 Einw.; 3) Schte- 
fren auf 720 2.M.:2/861,589 Einwi; 4)'Sa dh» 
fen auf 457 2. M. 1,259,211 Einw.; #54’Ofle 
Preußen auf: FOL: M. 1,005,543 Einw.; 6) 
—ãA enauf 4608 Q. M. 6305077 Ems; 
7) Poſen auf 538Q. Din 883,970 Eluwis 8) 


4. 
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ſtp hale⸗n auf 367.2. WRrtP95,049 Finw.; 

Niederrhein auf 288 Q. M. 1,007,088 
w.; 10). Jaͤ lich⸗ Cleve⸗Berg auf 158 Q. M. 
756 Einw. 

3) Das Königreich. Großb eitannien, mit 
and und beneuropaifcden Mebenlandern. 
enthält :auf.:53,568 Q. Meilen eine Oefammtbe- 
erung von: mehr. als 21. Mifljonen Einwohnern 

"Einsetzen. kommen auf. Gng hand und. W — *8 
1 Q. M. mit 22,200,000, Einw.; auf Schott 
9 1441, Mimit 2Mili, Einw.; auf Srland 
6.2. MR. mit: 6,800,000 Einws;. auf Maltha 
& WM; :mit.90,176 ‚Einp, ;, auf. Gibe F 

doo Fiew.; ad. auf Helgoland 900 
w. —— der joniſchen Inſeln ehr. has 
12 Großbritanniens Schute, wird aber befoubers 
führe. : 
Zu den: außereure päifchen Veſchungen ber 
sten gehönen::: 

a). Nordamerika; ‚Ober: und ieber⸗ 
danada, zMeu⸗Braunſchweig, Neu⸗ Schottland, 
Rey» Faundland und. die, Bermudas - Infeln, mie 
18,000 2% M. und 4,200,000 Einw.; ..,. 

r b) ip Wein dien Jamaqica, Dominica, | 
Dt. ucte, :MBarbates, St. Wincent,. Tabago, 
rinibeb) hie Aremardinfeln, die Bahamainfelp, 
nd die Kolonicen Musquito na Oorburat, mit 
992. Mu:undı750,000 Anm: ; . 
ec) in Suͤdamerifa: bie Kolonien Berbir, 
fequebr und Deraeranp. mit ais Q. M. und 
56,000 Sinw.ʒ 3 

d) in Afrifa: das Cap , die Kolonieen auf Ä 
Iuinsa „ubie AInſal Mauritius ..hie- ——— % dr 
it 6,073 Q. M. und 230,000 Einw.;:.::- - 


_ 
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mw. 
f) in Oftindiens a) Vefigungen der ı 
fhen Compagnie 25,940 Q. M. mit 83,52 
Einw; b) zinsbare Staaten auf der oftin 
- Halbinfel 25,581 Q. M. nıit 40 Mill. Ei: 
4) Das Kaiſerthum Rußland °) 
einen Befigungen in Europa und Afien (mi 
—* aber der Niederlaſſungen in Amerika) ı 
auf 351,915 Q. Meilen eine Geſammtbevoͤl 
bon. 57,835,800 Menfchen. Davon fommı 
das europäifche Rußland 75,303 Q. Meilı 
45,754,800 Menfhen. (Das europäifde 
Sand uniſchließt 1) die Oftfeeprovinzen mit 9,0 
Meilen und 3,057,200 Einw.; 2) Groß⸗Ri 
[Moſkwa sc. ıc.] mit 45,539 Q. M. und 21,31 
Einw.; 3) Klein-Rußland [Kiew ıc.] mit 4,1. 
‚ Meilen und 6,136,300 Einw.; 4) Suͤd⸗Ri 
[mit Taurien, Cherfon, Beflarabien und dem 
der donifhen Koſaken] ie 8,7720. Meile 
2,530,900 Einw.; 5) Weſt⸗Rußland [% 
Grodno, Bialyſtock, Witepsf, Mopilew, 1 
Volhynien und Pobolien] mit 7,537 I. Meile 
8,473,600 Einw.; 6) das Königreih Pole 
2,293 I. Meilen und 3,444,000 Einw.) Das 
eifhe Rußland wird im Ganzen berechn 
276,611 Q. Meilen und 12,080,800 Bewol 
(Im Einzelnen 1) das Königreich Kafaı 
41,401 Q. Meilen und :5,782,100 Einw.; 2 
Königreich Aftracan mit 15,403 Q. Meiler 
-2,759,000 Einw.; 3) das Königreidh Sibiri 





%) ·entlehnt nad den einzeinen Angaben aus Ha 
Lehrbuche. —. 
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244,846 Q. Dellen und 1,710,000 Einw; 4) bie 

ruffifch » afiatifchen Infeln mit 2,385 2. Meilen und 

7,150 Einw.; 5) die Kaufafusländer mit 3,893 Q. 

Meilen und 1,462,500 Einw.; und 6) die Steppe 

ber Ken mit 31,681 Q. Meilen und 360,000 
inw. 


5) Das Koͤnigreich Frankreich, welches 
durch den zweiten Pariſer Frieden vom 20. Nov. 1815 
auf den Umfang vom Jahre 1790 (doch mit Einſchluß 
von Avignon und Venaiſſin) gebracht ward. Dieſes 
Reich, getheilt in 86 Departemente, umſchließt auf 
9,984 Q. Meilen eine Bevoͤlkerung von 30,705,974 
Menfchen. 2 

Die ſaͤmmtlichen außereuropäifhen Be 
figungen Sranfreichs werden ungefähr zu 642 Q. M. 
mit einer Bevölkerung von 500,000 Menſchen berech« 
net. Dahin gehören: 

a) in Weftindien die Inſeln Martinique, 
Buadeloupe, Defirade und Mariegalante; 

b) in Südamerifa ein Theil von Guiana 
mie Cayenne; | 

c) im torenzobufen bie Inſeln St. Pierre 
und Miquelon; 

d) in Afrika die Niederlaffungen am Sene⸗ 

gal und Gambia, und die Inſel Bourbon, 

e) in Dftindien Pondichery und Karifal 

uf Karnatik, und Mae auf Mala, 


6) Der teutfhe Staatenbund, mit Ein 
ſchluß Deftreichs und Preußens, aus 39 Mitgliedern 
beftehend , wird, nach der Gefammtheit feines Areals 
und feiner Bevoͤlkerung zu 11,495 D. Meilen mit 
32,070,200 Menfhen, — in Hinſicht aber auf die 
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Staaten und Laͤnder der einzelnen Bunbesgliebet 
fo berechnet 9: 
Staaten: Areal: Bevölkerung: 
.1) Oeſtreich 3,480 9,765,500 
2) Preußen 3,307 8,730,000 
3) Koͤnigreich Bayern 1,499 3,630,860 
4) Koͤnigr. Sachſen 278 1,386,900 
5) Könige. Hannover 695 1,463,700 #9 
: 6) Koͤnigr. Wirtemberg 357: - 1,446, 000 *%) 
- 7) Großherz. Baden 279 14040,700 . 


8) Churheſſen 208 ..: 585,100 . 
- 9) Großherz. Heffen 176: 673,600 - 
10) Herz. Holftein 172 416,500 


41) Großherz.tupemburg .. 108 263,300 
12) Großherz. Sahene 

Weimak 66 203,500 . 
13) Herz. Sachſen⸗Gotha 54 193,000 —8* 
14) Herz. S. Meiningen 18 58,100 ° 
15) Herz. Sadhfen- Hilde 

burghaufen 40 in 32,000 ' 





H Dieſe Ueberſicht iſt entlehnt aus den neneſten Tãbel⸗ 
Ien von Hafſel mit der Ueberſchrift: Statiftis 
ſcher Umriß ⁊c. Erfter Deft.: Wenarf.ıg23. 
Fol. — Sie. weicht infofern von den im Jahre 1819, 
auf Veranlaſſung der zu verfertigenden Öundesmatris 
tel, zu Frankfurt mitgetheilten —538 dee ost 
kerung, det einzelnen Vandesglieder ab, inwiefern 
Hoffe: feinen Angatzet das: Jahr 19022: angahm. 
“) Ubbelohde in f. Nepertorium (1825 ) nimmt 
.. bloß 1,434,196 Einw, an. 
BE Die neuefte Angabe emipäie "59 DDR 
1,459,943 Einw. 
wit) Oeffentliche Nachrichten beſtimmten im ; Jahr ai 
fürs Fürftentdum Socha'dz,g)ı Einw. üb fürs 
Bärktenthum. Altenburg 309,403 €. J 


J. 
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Stasten: Areal: Mewölferung: 
) Herz. Sachſ.Coburg 28. - ..82,700 . 
5) Herz. Braunfhweig 70 230,400 | 
3) Großh. Medlenburg» Ä on fen 
Schwerin 223 ..... 400,000 
)) Großh. M. Strelitz 36 75,500 
M Großh. Didenburg 4123: 240,700 
1) Herz Naſſau 90 320,000 
2) Herz. Anhalt⸗Deſſau 16 56,200 - 
3) Herz % Bernburg 15 - 38,200 
I) Herz. A. Köthen 15 33,500 
) Fuͤrſt. Schwarzburg⸗ | 
Sondershaufen 16 46,000 . . 
) Fuͤrſt. Schwarzburg⸗ BE 
Rudolſtadt Fr 19 95,300 
) Fuͤrſt. Hohenzollern⸗ oe Ä 
Hechingen 5 ‚ 14,900 _.-, 
3) Fürft, Hohenzollern- oo u 
Sigmaringen 18 38,000 
M Fürft. Liechtenſtein 2 5,800 
I) Haus Reuß ältere 
linie 6 23,000 
1) Haus Reuß jüngere 
Linie 9) 2133,800 
I) Fuͤrſt. Lippe⸗ Detmold 20 71,200 





nie 


— Das Haus Reuß ältere Linie; wi d durch das fürfts 
- fihe Baus Greiz gebildet.” 
jängere Linie zerfällt aber in vier Seitenlinien, 
wovon die zu Gera 1902 erlofh, deren Befißuns 


ge von den drei zu Schleiz, 


as Haus Neuß 


Lobenſtein⸗ 


obenſtein und Lobenfteins;@persdorf bes 
ſtehenden Seitenlinien gemeinſchaftlich verwaliet 


werden. 


4*® 


a 


Y 
52 Bsaäterttunde, 
sc&tausöll::: © Areal: Benslferur 
3) —B& 
9 25,500 
34) — Waldeck 21 54,000 
35) vomer Heflen-Hom- 
bur 7 20,400 
36) Sranffurt am Main 4 52,200 
37) Luͤbeck 5 40,700 
38) Bremen 8. 48,500 
39) Hamburg 7 134,500 


| | 19. 
b) Enroplifäe Mäcrte des zweiten po 
tifhen Ranges. 


Zu den Mächten Ni jweiten politiſchen R 
ges gehoͤren theils ſolche, welche nicht in den naͤh 
Verein ber fünf europaͤiſchen Hauptmaͤchte aufgen« 
men wurden; theils diejenigen, welche, obgleich 
Hinſicht der Bevoͤlkerung den "Mächten des er| 
Ranges ſich annähernd (mie z. B. das osmani 
Reich und Spanien), doch nach ihrer politiſch 
Ankuͤndigung in der Mitte des europ 
ſchen Staate nfpftems weit hinter den fünf eu 
päifchen Hauptmaͤchten zurüchleiben;. theils fol 
‚welche ſchon nach ihrer Geſammtbevoͤlkerung ‚= wi 

fie gleich über 4 Millionen Menfchen fteigt, mit. 
Hauptmaͤchten nitht auf gleiche Linie ber politiſe 
Kraft und Stärfe.geftellt werden koͤnnen. 


Hieher gehoͤret 

1) das osmaniſche Reich. Bei die 
über die fruchtbarſten Laͤnder dreier Erdtheile verb 
teten Reiche find Peine beſtimmten ſtatiſtiſchen An 
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ben, fonbern blos altgemelme Ochugungen möge 
lich; aud) fann,!bei dem noch unentſchiedenen Schick⸗ 
fale Griechenlands, dieſes nicht ;als ſelbſtſtaͤn⸗ 
diger Staat, es muß vielmehr noch als Provinz des 
osmanifchen Reiches behandelt werden — Nach einer 
neuern allgemeinen ſtatiſtiſchen Schaͤtzung werden fuͤr 
die Geſammtheit der Länder der Pforte in allen 
drei Erdtheilen 41,344 D. Meilen und 24,446,100 
Menfchen angenommen. Davon fommen 1) auf Eu⸗ 
ropa 6,546 Q. Meilen und 9,100,000 Einwohner; 
2) auf die unter tuͤrkiſchem Schuge ftehenden Fürften- 
thümer Walahei.und Moldau 1,894 Q. Meilen 
und 1,500,000 Einw.; 3) auf die aſiatiſchen 
Statthalterfchaften (doch ohne Denen) 19,943 2. 
Meilen und 9,846,100 Einw.; und 4) auf Xegyp- 
ten 12,960 Q. Meilen mit 4,000,000 Einwohnern. 
2) Das Königreih Spanien. Bei der 
großen Umbildung des innern Staatslebens in Spa⸗ 
nien feit den Ereigniffen der feßten drei Jahre, und 
bei den Folgen, die der Krieg Frankreichs gegen 
Spanien, die Vernichtung der Berfaflung der Cortes, 
‘fo wie die Herfteflung der unbefchränften Regenten- 
mache auf die fünftige politifche Geſtaltung diefes Reis 
ches behaupten wird, ift es ſchwer, einige allgemeine 
Beftimmungen irber daffelbe aufzufteflen. Es fcheine 
aber die Annahme von 8,440 Q. Meilen (nad As 
titlon) mit einer Bevölkerung von 11,248,075*' 
Menſchen (weiche die Eortes in 51 Provinzen getheile 
hatten ‚) der Wahrheit am nächften zu fommen ). 
Allein noch ſchwankender find die politifch-ftati- 


“) Diefe vfficiele Angabe ſteht in der Allg. Zeit. 
1802, Geil..2765. or 
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ſtiſchen Reſultate in Hinſicht der (penifher Ko 
lonieen. Walter gegenwärtigen Stellung 
derfelben zu dern europäifchen Mutterlande koͤnnen 
hier. nur diejenigen genannt werben, weldye noch in 
Verbindung: mit bemfelben geblieben find. Dapin 
gehöten: Er 
{ a) in Weſtindlen: bie Inſel Cuba, mit 
2,309 Q. Meilen und 700,000 Einwohnern, und 
die Inſel Porto Rico mit 182 X: Meilen und 
436,000 Menſchen. Zu dem Generalcapitanare 
‚der legten erden auch die Jungferninſeln mie 
“ 6 2 M. und 3000 Einw. gerechnet. | 


b) in Afeifa: die sanarifhen Inſeln mit 
— Meilen und 200,000 Einw., und bie feſten 
e  .Punste an ben.Küften der Berberei: Ceuta, 
Pennon, Melilla und Alcuhemas, mit ungefäpt 
. 40,009 Eli. En 


— Gr c) in Afien: die Ppilippinen. mit 2,390 
—* Meilen. u 1,733,000 Einw., und 


d' in Auftraften bie Eoroliiiem und Marig- 
nen Inſeln, deren Bevoͤllererung nicht genau an⸗ 
1 ‚gegeben werden kann. ee Y Fr 


= 3) Das Königreich. bab r Sie itien. 
Man berechnet das Geſammtareal beiden Reiche auf 
, 2,078 Q. Meilen und ihre Gefammtbevälferung. zu 
6,900,000 Menfchen. Davon kommen auf Neg⸗ 
pel. — oder Sicilien diefſeits des Faro wie 
‚bie, ‚ Benennung durch Fönigliches Deeret vom 19. 
ec. 1816 ausgefprodhen ward), — 1 AD: M. 
und 5,200,000 Einwohner, und auf Sicilien jen- 
feiss des Faro (auf die eigentliche. Inſel Sicilien) 

587 Q. Meilen und 1,700,000- Einwohner. 
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» . 4) Das Fonigreich der Mjererlande, 
Diefes Koͤnigteich, das aus dem" vormaligen Freis 
ſtaate der vereinigten Niederlande und'bem von Oeſt⸗ 
reich ‚abgetretenen, ‚Belgien im Jahre 1815 gebildet 
ward, umfdließt in. a2 niederlaͤndiſchen Provinze 
WR, "us ‚den Eon m Bunde einverleidte en 
berzogrhumtu ER 79° afs Khtzeßüre gerechnet 
werden muß, weit Pr unter demfelbeh Kegenten und 
unter berfelben Verfaffung vom 24. Aug. 1815 ſteht, 
41155 Q. M. mit einer Bevölkerung von 5,400,000 
Meriſchen. (Auf Luxe mbrurge fomnai) bayon. [6.17] 
108 Q. M. und:283,300 Einw.) — 

werer Zeit 


Die ‚außereueopäifchen. gi eue 
PR Abtvetungen, ge Öroßbritanuicn Ri utend vr 
winberten) Spkonisen : 

nd in Alben s:dleiinfeln Zana’Gnit Bata⸗ 
ia), Ambsiwa,. Banda, die Moluden; 
Maea ffarsaufiCriches, Malaoca auf Borntp, 
Patembank,auf: Sumatıo.u. * zuſammen mi 
J õ / oꝛdooo Miuſchen; at 
b)in Wefindien:” Sisina; oder das 
niederfändifche: Gufana), und die” ande. & 
Euſtag, Euragao, Saba und Martin, — 
iſaminen · —** Meilen ad 3,000 Ein 
-- wohnen. ° he 
in frir otehder Kuͤſte von Gaiaea 13 : 
. fſeſte Puncte mit Factoreien. 


9 Das Koͤnlgteſch Sath 
ſchließt, nad) der, gf bein Wiener FR ihm, 9 
‚geteilten Dergeibssum und, Abrundung durch ‚den 
‚vormaligen Sreiftagt Genug, 1 QMeilen nıit 
einer Bevölkerung von 4;016,000 8 Einwohnern. Im 


















BE 
. I 
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Einzelnen wird betechnet: a) Plemont zu 566 
D. Meilen init 2,322,500 Einw.; b) Nizza mit 
Monaco zu 65 Q. M. und 184,900 Einw.; e) 
Savoyen zu 210 Q. M. mit 446,100 Enw.; d) 
Genua zu 110 Q. M. mit 590,400 Einw.z''und 
e) die Infel Sardinien zu 43002. M. mit 
530,000 Einw. | . 


| | 20. | | j om 
) Europälfche Staaten des dritten poli— 
- tifhen Ranges. | 


Zu den europäifchen Staaten des dritten polls 
tiſchen Ranges gehören die, welche eine Bevölkerung 
von mehr als einer Million Menfchen Haben, 
bie aber niche bis zu 4 Millionen Einmohnern 
ſteigt. Sobald die vier Rönigreiche des teut« 
(hen Staatenbundes (Bayern, Sadfen, 
Hannover und Wirtemberg, ſo wie das Groß- 
herzogthum Baden als europäifche Staaten. be- 
trachtet werden, müffen fie ebenfalls hier aufgeführt 
werden. VBergl.$. 17.) Dahin gehören: . 
1) Das Königreih Portugal Es um 
ſchließt (nach Antillons Angabe)..auf 1,932: Q. 

Meilen eine Bevölkerung von 3,683,000 Menfchen. 
Ä Doch seien andere Berechnungen bedeutend ba= 
von ad. 


. j Be‘ 
.Ob Brafilien, mit 99,720 Q. Meilen und 
4,500,000 Einwohnern, wo, nad) der Abreiſe bes 
Königs Johann 6 aus Rio Janeiro, der dafelbft gu⸗ 
züdgebliebene Kronprinz Peter am 12. Oct. 1822 den 
Titel eines Kaiſers von Braſilien annahnt, 
und die völlige Trennung Brafiliend von 





| 
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Portugal ausſprach, feine Selbſtſtaͤnbigkeit behaup⸗ 
een , oder in ein neues Abhaͤngigkeitsverhaͤltniß (wenn 
gleich nicht in das vormalige) zu Portugal fommen 
wird, kann .erft die Zukunft entfcheiden, 


Die übrigen außereuropälfgen Role 
nie ei Portugals find: 
a) die Inſel Madeira mit 18 Q. m. und 
91,000 Einw.; 
b) die Azoren mit 52 Q. M. und 160,000 
Einw.; 
c) die Inſeln des grünen Vorgebirges 
mit 78 Q. M. und 36,000 Einw.; 


d) auf der Küfte von Guinea 19 Q. M. mit 
35,000 Einw.; 


e) Angola, mit 25 Q. M. und 75,000 E.; 

f Mozambique, mit 530Q.M. und 60,000 
Einm.; 

g) Goa, mit 32 A.M. und 100,000 Einw.; 

h) Timor, mit 12 Q. M. und 15,000 
Einw.; 

i) Macao, mit 5 Q.M. und 33,800 Einw. 


3) Das Koͤnigreich Schweden mit dem 
(ehemals zu Daͤnemark gehoͤrenden) Koͤnigreiche 
Norwegen, welches im Jahre 1814 von Dime- 
marf abgetreten, und mit Schweden unter Einem 
Regenten, doch mit einer eigenthuͤmlichen Verfaſſung, 
vereiniget ward. Man berechnet das Areal beider 
Reiche zu 13,734 Q. Meilen mit einer Geſammt— 
bevölferung von 3,351,536 Menfhen; wovon im 
Einzelnen auf Schweden 7,935 Q. Meilen und 
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24657066 Einwohner·), und auf: Norwegen 
8,798 I. Meilen urib:886,470. Einwahner fomman, 
2: NAT are befige: Schweben blos die eine 
Inſel St Basthhe bem y In Weſtindien nit 23 
‚Meilen und, 2009 Einwohnern. „;-; 

3) Der Kirchen ſt aat. Ercumſchließt in dem 
Gebiete der Stadte Rom, „das; zu keiner Delegation 
gehört, und in 47 Delegationen (Prabinzen), 542.0. 
Meilen mig eines. Bevoͤlkerung von 2,400,090 Eins 
wohhern. 7330 
22332 9. Das Königreig Daͤne marik. Dieſes 
Reich, von welchem im Jahre 1814 Norwegen ge⸗ 
trenig ward, wofür es von Schweden Schwediſch- 
Pommiern abgetreten erhiblt; dieſes aber in Preußen, 
gegen das von Hannover an Preüßen übertaſſene 
- -gandairg , vertaufchkd,."umfchließe sin:.Arenl von 
(2,1650, Meilen mit 4,680,500 Cinwohnern. Die 
Vertheilung im Einzelnen ift folgende: u 
: 3:4) ·Das eigemtlihe Danemarf, anthält 684 
Q. Meilen. und 924,000 Einwohner;. b) dg8 Her 
zogthum Schleswig 163 Q. Mi und 303,000 
Einw.; c) das Herzogthum Holftein und Zuuen- 
Burg 1728. Mund 216,500 Einw.; d) Is— 
land. 1,405 Q. M. und 49,900 Einw.; e) die 
"Sarder Infeln 40 QM md 5,500 Cinw· 

Die außereuropoifhen Kolgnicen Daͤ⸗ 
nemarks find: ." . WW 
a) in Weſtindien die Inſeln S. Croix, 








*) Eine ſpaͤtere oͤffentliche Nachricht giebt Schweden 
‚allein 2,630,00ad Menſchen. . 
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©. Thomas und S. Jean mit 84 Q. M. und 
43,000 Menfhen; _ Ä 

b) in Afrika auf der Kuͤſt⸗ von Gules 
4 feſte Puncte (Chriſtiansburg u. a.) mit uns 
gefahr 11MM. und 3900 Einw; ° 

c) in Dftindien das Gebiet von Trante⸗ 
bar mit 10 D. M. und 30,000 Einw.;: ., 

d) auf Örönland ungefähr 300 Q. M. mit 
6900 Einw. 


5) Der Freiſtaat (ober bie Cidsgenoffen- 
(haft) der Schweiz, feit 1814 beftebendb aus 22 
felbftftändigen Cantonen, deren jeder feine befondere 
Verfaflung, Regierung und Verwaltung hat, die 
aber Durch den Bundesverfrag vom 7. Hug. 1815 zu 
Einem politifchen Ganzen mic einer. gemeinf;aftlichen 
Regierung (der Tagjagung) verbunden find. Die 
eſammthoit des Staates umſchließt auf einem Areale 
von 873. Q. Meilen, 1,783,231. Einwohner, Die 
Vertheilung in den einzelnen Cantonen ift folgende: 
1) Zürich 45 Q. M. mit 185,900 Einw.; 2) 
Bern 173 Q. M. mit 320,900 Einw.; 3) Lucern 
36 Q. M. mit 100,900 Einw.; 4) Uri 24 Q. M. 
mit 14,000 Einw.; 5) Schwyz 2X M. mit 
28,)060 Einw.; 6) Unterwalden 12Q. M. mit 
21,000 Einw.; 7) Ölarus 21 DM. mit 27,900 
Einn.; .; 8) Zug 5Q. M. mit 14,390 Einw.; 9) 
Freyburg 23 Q. M. mit 70,000 Einw.; 10) 
Solothurn 13 Q. M. mit 47,882 Einw.; 11) 
Baſel 12 Q. M. mie 45,906 Einw.; 12) Schaf- 
baufen 8A. M. mit 30,00 Einw.; 13) Appen- 
jel LION. M. mit 52,000 Einw.; 14) St. Gal⸗ 
len 40 Q.M. mit 134,990 Einw.; 15) Bündten 
140 Q. M. mit 75,200 Einw.; 10) Yargau 30. 


x 
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mie 145,900 Einw.; 17) Thurgau 16 Q. M. 
mit 75,322 Einw.; 18) Teffin 530. M. mit 
93,497 Eimo.; 19) Waadt 70I.M. mit 150,000 
Einw.; 20) Wallis 92 Q. M. mit 63,000 Eimo.; 
24) Neufchatel(preußifches Fürfteuthum) 15 Q. 
M. mit 50,310 Einw,; 22) Genf AD. M. mit 
41,500 Einw. 


6) Das Großhergogehbum Toffana, 
getheile in die drei Provinzen Slorenz, Siena und 
Pifa, hat (nah Balbi) 383 Q. Meilen -(nad) 
Andern 395) mit einer Bevölkerung von 1,200,008 
Menfchen. 


21. 


) Europäifhe Staaten des vierten poli- 
tifhen Ranges. 


Zu den europäifchen Staaten des vierten polis 

n Ranges werden die gerechnet, deren Bevoͤlke⸗ 

rung nicht bis zu einer Million Einwohner 

ſteigt. Dahin gehören die meiften der teutſchen 

Bundesftaaten mit Einfhluß der vier freien Städte 
Teutſchlands (welche $. 17. bereits aufgeführt worde 
find). Außer biefen: | 

1) Das Herzogthum Parma mit Piacenza 

and Öuaftalla hat auf 103 Q. Meilen (nah Balbi 

bios 100) eine Bevölferung von 415,700 Menfchen. 

2) Das Herzogthum Modena mit Maffa 

und Carrara hat auf 98 Q. Meilen eine Bevoͤlke⸗ 

tung von 380,910 Menfchen. 
3) Die jonifhe Republik, weiche feit 1815 
untere dem Schuge Großbritanniens ſtehet, 


i 
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enthalt auf 47 Q. M. 221,000 Einw. Die Republik 
beftehe aus fieben Inſeln: 1) Eorfu 10Q. M. 
mit 73,000 E.; 2) Paro 1D.M. mit 6500 E.; 
3) St. Maura 52. M. mit 22,000 E.; 4) 
Ithaka 3Q. M. mit S000E.; 5) Cephalonia 
16 Q. M. mit 64,000 E.; 6) Zante 59.M. mit 
38,000 E.; 7) Eerigo 42. M. mit 3500 €. 

4) Das Herzogthum Lucca mit 20 Q. Meilen 
und ungefähr 140,000 Einwohnern. 

5) Der Freiftaat S. Marino (innerhalb 
des Kirchenftaates in der Delegation Romagna) auf 
13 Meile mit 7000 Einw. | 

6) Die freie Stadt Cracau(ſeit 1815, unter . 
dem Schuße Rußlands, Oeſtreichs und Preußens) mie 
23 Q. Meilen und 96,000 Einw. 


Ä 22. 
Veberfihe dee amerifanifhen Staaten 


4) Die vereinigten Staatenvon Nord» 
amerika, feit 1783 von Großbritannien in ihrer 
Unabhängigfeit und Selbftftändigfeit anerfannt, Das 
mals betrug die Geſammtbevoͤlkerung der 13 freige- 
wordenen Staaten etwas uͤber 2 Millionen Menfthen. 
Seit 40 Jahren ift diefe Bevölferung bis über 10 
Millionen geftiegen, fobald zu ben Zahlen der nad)- 
folgenden Veberficht 400,000 Indianer hinzugerechnet 
werden, die zwar unter ihren Haͤuptlingen ftehen, 
aber innerhalb des Umfanges einiger Staaten und 
Gebiete Nordamerifa’s leben. Denn nad der 
Verfaffung der vereinigten Staaten (im Fahre 1787) 
kann ein Gebiet (Territorium) nur dann Anfpruc) 
an die Aufnahme als Staat in die Mitte.der uͤbri— 
gen vereinigten Staaten machen, fobald feine Bevoͤl⸗ 
ferung bis über 60,009 Menschen gefliegen if. 
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Te Staatenkunge. 
¶ Don Ftancla ſelbſtſtandig regert. en berechnet 


die Bevoͤlkerung auf einem Slähenraume von 
- 67,814 M. zu 1,800,000 Menfihen (umtör wel⸗ 


"hen fich ungefähr 700,008 unterworfene Indianer 
befinden), 
. c),Ehile; ein Freiſtaat mit 106122. M. 


- and 900,000 E. (ohne die unekhängigen Indianer), 


vertheilt in 15 Bezirke, Doc) ift weder die polirifche 
Verfaſſung, noch die geographifche Eintheilung die⸗ 
ſes Staates vollendet. — Haupeftabt: San Jago. 

d) Peru; ein Freiſtaat (in deſſen einzelnen 
Tpeilen noch Fönigliche Truppen ftehen) mit 44,650 
IM. und einer Bevölferung von 1 ‚500,000 Men Ä 


ſchen, in acht Provinzen. — Hauptftadt: Lima. 


»e) Der. merifanifhe Stantenbunp. 


- Diefer Foͤderativſtaat, deſſen Verfaffungs » und 
| 


Regierungsform erft im Werben begriffen iſt, ums 
ſchließt auf 45,135 I, M. eine Volkszehl non 


75550, 000 Einw, — Hauptſtadt Merito... ı 


f) Die.vereinigten Staaten bes mit 


| tern (Central») Amerifa (feit Zu 4823 — 
.ſonſt Guarimala) Dieſer neue Foͤderativſtaat 


umſchließt auf einem Areale von 13,498 Q.M. 
in 15 Provinzen ungefaͤhr 900,000 Einwer — 
Hauptflabt: Guatimala. 

3) Der Freiſtaat Hayti (die gange,unitehden 


J er benten Boyer, nach Heinrichs 1: Selhfleittlei- % 


bung, zu einer Gefammtrepublif vereinigte Inſel D o⸗ 
mingo) mit 1,385 Q. M. und gegen 700,000 E. 
‚welche nad) der feit dem J. 1816 im fürweftlüchen 


. Theile beftandenen republifanifchen Verfaffung reglert 
werden. 


Brafiliens if Bei Portal geache unten.) - 





II. | 
Das pofitive Öffentlide 
Staatsredt. 


Einleitung 





1: 
VBorbereitende Begriffe 


MN enn das philofophifche, ober öffentliche, 
Staatsredt (jus publicum universale) die wif« 
ſenſchaftliche Darftellung der unmittelbar aus 
der Vernunft hervorgehenden Örundfäsge 
für die Begründung, die Fortdauer und die Vervoll⸗ 
fommnung einer vertragsmäßigen Verbindung freier 
Mefen in ihrem äußern Wirfungsfreife, — d. h. 
die foftematifche Darftellung der Grundfäge enthält 
(Th. 1, Staatsredt, $.5. ©. 148f.), nad 
welchen die unbedingte Herrfchaft des Rechts, 
oder das Gleichgewicht zwifchen der äußern Freiheit 
afler zur burgerlichen Gefellfchaft vereinigten Wefen, 
unter der Bedingung des rechtlich geftalteten 
Zmwanges innerhalb des Staates begründet, erhal« 
ten und gefichert wird; fo unterfcheider ſich das pofi- 
tive öffentlihe Staatsreche von dem philofo« 
phiſchen (oͤffentlichen) Staatsrechte theils nad) feinem 
IV. 5 
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Urfprunge, theils nad) feinem Umfange, theils 
nach feiner Gültigkeit. 

Das pofitive öffentliche Staatsrecht *), ob 
es gleich dem philofophifchen Staatsrechte nicht mi- 
derfprechen darf, und auf daffelbe, als den höd)- 
ften und legten Maasftab feiner Würdigung, zurüd- 
geführt werden foll, ſtammt nämlih, feinem Ur⸗ 
fprunge nach, nicht aus der Vernunft, ſondern 
aus der Erfahrung, weil es die, in einem in der 
Wirklichkeit beftehenden Staate feftgefegten, Grund» 
bedingungen feines innern Öffentlichen Lebens 
enthält; es umfchließe ferner, feinem Umfange 





*) Wenn ich in der Einleitung zu den gefammten 
Staatswiſſenſchaften (Th. ı, S. 13 f.) die hier aufzus 
ftelende Wiffenfhaft nur das öffentliche (nicht das 
pofitive Öffentlihe) Staatsreht nannte; fo gab 
ich feld die Veranlaffung gu Mifverftändniffen in 
Hinſicht diefer neuen Staatswiffenfchaft, und zur 
Verwechslung bderfelben mit dem philofophifhen 
Staatsrechte. Der Rec. des erften Theiles diefer 
Staatswiffenfhaften in der Halleſchen L. Zeit. 
(1825. St. 152) hatte daher Recht, wenn er, zur 
Befeitigung dieſer Verwechfelung, für die hier ges 
meinte WBiffenfchaft die Benennung des pofitiven 
Staatsrechts feftbielt; nur daß ich darin nicht | 
mitt ihm übereinkimmen kann, wenn er auch das 
pofitive (oder practifhe) Völkerrecht in 
daſſelbe aufnehmen will, weiches an fidh keinen poftr - 
tiven Charakter trägt (well es weder auf allgemets 
ner Uebereinſtimmung der Reiche und Staaten ber 
ruht, noch in feinen einzelnen Beſtimmungen era 
zwungen werden kann), und nach feinem Juhalte 
und Umfange einer befondern und ſelbſtſt aͤn⸗ 
digen Darftellung bedarf, die in der Reihe ber 
©Staatswiffenfchaften fogleih unmittelbar auf das 
pofitive dbffentlihe Staatsrecht folgt. 


g 
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ch, alle in der Mitte der gefchichelich beſtehenden 


taaten vorhandenen Örtlichen und zeitgemäßen Ver: 
Itmiffe und Bedingungen in der Anfiindigung ihres 
nern öffentlichen Lebens; es beruht endlich nad fei- 
re Qultigfeit auf dem höchften Willen im 
taate,, von welchem diefes pofitive öffentliche Recht 
sging (es mag nun diefer höchfte Wille der Wille 
nes autofratifhen, oder eines an die Mitwirkung 
e Volfsvertreter gebundenen Regenten ſeyn), theils 
fder Höhften Gewalt im Staate, nad) welcher 
8 beftehende pofitive öffentliche Recht in jedem cin- 
nen Falle felbft durch die Anwendung des 
wanges aufrecht erhalten und behauptet werden 
nn. Durch biefe Behauptung und Geltendmachung 
8 öffentlichen Rechts vermittelft des der höchften 
ewalt zuftehenden Zwanges wird zunächlt der 
yarafter des Pofitiven im öffentlichen Rechte 
flimmt. 

So mefentlih nun das pofitive öffentliche 
taatsrecht von dem philoſophiſchen Staats» 
chte fich unterſcheidet; eben fo wefentlich unterfchei« 
t es ſich aud) von dem in einem Staate geltenden 
oſitiven Privatrechte, wenn gleich in jedem 
it organifirten Staate das pofitive Privatrecht ganz 
‚ wie das pofitive öffentliche Staatereht, ein Aus⸗ 
ı6 des hoͤchſten Willens im Staate ift, und von der 
chften Gewalt dur den Zwang aufrecht erhal⸗ 
n werden fann und muß. Auch darf das pofitive 
rivatrecht, nad) dem für daffelbe geltenden bürger» 
then und Straf» Gefegbuche, nicht mit dem pofitiven 
tentlihen Staatsrechte im Widerfpruche ftehen , in» 
iefern naͤmlich das leßte die Grundbeflimmungen 
8 innern öffentlichen Staatslebens in irgend 
sem gegebenen Staate enthält, 

5* 
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Selbſt wenn man, nach der Analogie der Benen⸗ 
nung des practiſchen eur opaͤiſchen Voͤlkerrechts, 
dieſes poſitive öffentliche Staatsrecht ein „poſitives 
europaiſches Staatsrecht“ nennen wollte; fo 
wuͤrde dieſe Benennung nur einſeitig ſeyn, weil 
ſchon jetzt die Grundſaͤtze des poſitiven oͤffentlichen 
Staatsrechts der nordamerikaniſchen Frei— 
ſtaaten von dem Gebiete dieſer Wiſſenſchaft nicht 
‚ ausgefchloffen werden dürfen, und nad) der, für 
die Zufunft wahrfcheinlihen, Anerfennung der 
Selbftitändigfeit und Unabhangigfeit ber füds 
amgrifanifhen Staaten, mit Einfhluß Bra 
filiens, auch das pofitive öffentliche Staatsrecht 
dieſer Staaten feine Stelle in diefer Wiffenfchaft 
finden muß. Ein pofitives öffentlihes ‚‚euro 
päifches" Staatsrecht würde daher einen zu 
befchränfenden Begriff enthalten, fo wie wahr 
fcheinlich auch die Demfelben verwandte Wiffenfchaft 
des practifhen Voͤlkerrechts in Zukunft 
nicht mehr den bisher gewöhnlichen Mamen des 
„practiſchen europäifchen Voͤlkerrechts,“ we⸗ 
gen gleicher Ruͤckſicht auf die politiſche Stellung der 
ſelbſtſtaͤndigen amerikaniſchen Staaten zu den Rei⸗ 
chen und Staaten Europa's, fuͤhren wird. 


2. 
Begriff und Zwed des pofitiven öffent 
* lichen Staatsrechts. 


| Das pofitive Öffentliche Staatsrecht ift die wif: 
fenfhaftlihe Darftellung des öffentliden 
Rechts der felbfifländigen europäifchen 
und amerifanifhen Reihe und Staaten, 
inwiefern indiefemöffentlichenKehte sah 
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gegenwärtig geltenden Grundbebingun- 
gen des innern Staatslebens bdiefer 
Reiche und Staaten enthalten find. 

Aus diefem Grundbegriffe folgt: 1) daß jeder in 
der Wirflichkeie beftehende Staat in das Gebiet die- 
fer Wiflenfchaft gehört, der ein pofitives öffent 
liches Recht beſitzt; 2) daß dieſes pofitive oͤffent⸗ 
liche Recht nicht blos auf dem Herkommen beruhen 
darf, ſondern in gewiſſen Grundgeſetzen ſchrift— 
tich enthalten ſeyn muß, deren beſtimmter Sinn an⸗ 
gegeben, erklaͤrt und angewandt werden kann; 3) 
daß alſo beſonders die neuen, ins öffentliche Leben 
der europaiichen und amerifanifchen Staaten feit 40 
Jahren eingetretenen, Berfaffungen nad ihrem 
Inhalte hieher gehören; 4) daß aber auch nur Dies 
jenigen Örundgefege, als pofitives öffentliches 
Staatsrecht, aufgeſtellt werden duͤrfen, welche noch 
gegenwärtig gelten; und 5) daß, bei ihrer Dar» 
ſtellung, bauptfahlich Diejenigen Beftimmun- 
gen derfelben hervorgehoben und fnftematifc) ge⸗ 
ordnet werden müflen, welche wirflidh die gegen«- 
wärtigen. Örundbedingungen des innern 
Staatslebens der genannten Reiche und Staaten 
in fi) enthalten. 

Aus diefer Zergliederung des Grundbegriffs der 
Wiffenfchaft erhellt zugleich der Zweck derfelben. Es 
foll namlich eine ftreng ſyſtematiſche und gleich— 
mäßig durchgeführte Darftellung des gegen- 
märtig geltenden Öffentlichen Rechts von 
allen den Reichen und Staaten verfucht werden, welche 
ingefhriebenen Örundgefegen ein anerfanns« 
tes öffentliches Staatsreht — verfchieden von ihrem 
Privatrechte, und von allen in ihren Gefegbüchern vor: 
bandenen privatrechtlichen Beftimmungen, — befigen. 
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Es koͤnnte ſcheinen, als ob im den Begriff der 
Wilfenfhaft auch: die Ruͤckſicht auf das: äußere 
Staatsleben aufgenommen werden müßte. Allein 
zugeſtanden, daß, bei dem genauen Zufammens 
hange zwifchen dem innern und äußern Staats⸗ 
leben, und bei der (in der Staatsfunft Th. 1. 
- wiffenfchaftlich Burchgeführten) Wechfelmirfung zwi⸗ 
ſchen beiden, ſehr viele in dem pofitiven öffent» 
: lichen Rechte eines Staates enthaltene Grundbe⸗ 
dingungen für das innere Staatsleben nicht 
ohne Ruͤckwirkung aufdasäußere Staats 
"Leben bleiben fönnen; fo dürfen doch diefe mittels 
baren und zufälligen Folgen und Wirkungen nicht 
den Ausfchlag bei der Begriffsbeffimmung der Wife 
fenfchaft felbft geben. Denn fo wie-jedes für einen 
in der Wirklichkeit beftehenden Staat gegebenes 
Privatrecht nur zunaͤchſt auf die ſen Staat 
und deſſen Buͤrger berechnet iſt, ſo oft auch Aus⸗ 
laͤnder bei den Beſtimmungen und Entſcheidungen 
dieſes Privatrechts intereſſirt ſeyn koͤnnen; ſo iſt 
auch jedes Grundgeſetz, als Unterlage des 
pofitiven oͤffentlichen Rechts, zunaͤchſt nur 
für das innere Leben eines einzelnen in der Wirk⸗ 
lichfeie beftebenden Staates, und nicht für deſſen 
Außere Anfündigung, beftimmt, fo wichtig auch 
die in einem folchen Örundgefege enthaltenen eins 
zelnen Beftimmungen in der Wechfelwirfung des 
gegebenen Staates mit andern Staaten werden 
oͤnnen. 


3. 
Quellen und Huͤlfsmittel des poſitiven 
- Ööffentlihen Staatsredts. ; . 


Aus dem ($. 2.) aufgeftellten Begriffe und Zwecke 
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des poſitiven oͤffentlichen Staatsrechts erhellt von ſelbſt, 
daß die Quellen dieſer Wiſſenſchaft zunaͤchſt nur 
diefhriftlihenÖrundverträge und Grund» 
gefege feyn koͤnnen, welche wirklich die wefentlichen 
Grundbedingungen des öffentlichen Staatsicbens ent- 
halten. Alles, was in der Verfaſſung zunaͤchſt 
auf dem Staatsherfommen beruht, ann daher 
blos in Ermangelung fhriftlicher Grundgeſetze als 
Quelle, bei dem Vorhandenſeyn berfelben aber nut 
als Hulfsmirtel zur Aufitellung des öffentlichen 
Rechts eines gegebenen Staates behandelt werben, 
Zu diefen Hülfsmitteln gehören denn auch theils 
die Staatsverträge mit dem Auslande, fh 
weit fie auf die Verfaffung und das innere Staates 
leben in einzelnen Sällen fich beziehen fonnen, theils 
die Verhandlungen und Befchlüffe der recht⸗ 
tich beftehenden reprafentativen oder ftändifchen Vers 
fammlungen der Volfsvertreter , inwiefern Regierung 
und Stände gemeinfhaftlich über Geſetze ſich 
vereinigen, durch welche einzelne Grgenftände des 
öffentlihen Staatsiebens, in Angemeffenpeit 
(niche im Widerfpruche und Gegenſatze) zu der Vers 
faffung des Staates, näher beflimmt werden. 


4 


Doppelter Standpunct für die wiſſen— 
(Haftlihe Behandlung des pofitiven 
Staatsredts, 


Für die wiffenfhaftlihe Behandlung des 
pofitiven öffentlichen Staatsrechts giebt es zwei ver- 
fhiedene Standpuncte, die man, der Kürze wegen, 
den bogmatifchen (publiciftifchen), und den ge- 
ſchich tlichen nennen fann. 
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Hält man den dogmatifhen (publiciftifchen) 
Standpunct bei der. Begründung, Eintheilung und 
Durchführung der Willenfchaft feit; fo: werden unter 
die, aus dem pbilofophifhen Staatsrechte ſtammen⸗ 
den, Grundbegriffe vom Staate und von dem Staats⸗ 
organismus nad) Verfaffung, Regierung und Ver—⸗ 
waltung, die einzelnen ‘Beftimmungen aller gegen- 
wärtig in ben europäifchen und amerifanifchen Staa» 
ten geltenden Verfaflungen und Grundgefege unters 
geordnet, fo daß man 3. B. bei dem Begriffe der 
Wolfsvertreter aus allen einzelnen Verfaffungen nach⸗ 
weiſet, ob fie nach dem repräfentativen oder ftändi- 
hen Grundfage fich verfammeln, ob fie in einer ober 
in zwei Kammern zufammentreten, ob und melden 
Antheil fie an der gefeßgebenden Gewalt haben u. ſ. w. 
Eben fo wird unter Dem Begriffe der Regierung nach⸗ 
gewiefen, wie diefe in conftitutionellen Monardyieen 
und in conftitutionellen Republifen ſich anfündige, 
welche Rechte und Pflichten dem Regenten zufommen, 
ob und wie die Thronfolge, die Initiative der Gefege, 
die Eivillifte, das Recht des Krieges und Friedens, 
das Begnadigungsrecht u. ſ. w. beftimmt ſey. Ende 
ih muß unter den vier Hauptzweigen der Ver—⸗ 
waltung: der Öerechtigfeitspflege, der Polizei, dem 
Finanzweſen und der Geftaltung der bewaffneten 
Macht, aus allen gültigen Verfaffungen gezeigt wer» 
den, was jede derfelben darüber beftimme (5. B. ob 
in der Öerechtigfeitspflege das mündliche oder fchrift« 
lihe, das öffentliche oder geheime Verfahren gilt, 
ob Gefchmornengerichte, Sriedensrihter, Kaffations- 
böfe u. f. w. beftehen). 

Der zweite Standpunct ift der geſchichtliche. 
Bei Fefthaltung deflelben enthalt das pofitive öffent- 
lihe Staatsreht (nach der Aehnlichkeit ber 
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— en Behandlung der Staa⸗ 
tengeſchichte) eine ſyſtematiſch geordnete, ‚und zur 
wiſſenſchaftlichen Einheit verbundene, Ueberſicht über 
alle weſentliche Beſtimmungen der gegenwärtig in-den 
beitehenden Reichen und Staaten geltenden Grund⸗ 
gefege, doch fo, Daß jeber einzelne Stagt, 
nad) Diefen Örunbbedingungen feines innern. febens, 
alseinin fih abgefhLoffenes politiſches 
© anzes.erfheint, und die einzelnen Staaten: auf 
einandsx folgen, ohne daß, wie bei Der. dogmati⸗ 
fchen Behandlung, der einzelne Staat nad) feinen 
ihm eigenthuͤmlichen Verfaſſungsbeſtimmungen ben 
an die Spige geſtellten ſtaatswiſſenſchaftlichen Begrif⸗ 
fen untergeordnet wird. 5. . 
Der erfte Standpunct iſt in dem Werke v. 
Aretins feſigehalten, dag. unter ber Literatur der 
Willenfchaft aufgeführt wird, wovon aber bis jegt 
nur ein Theil erfchienen iſt. In diefem folgt, 
auf die Einleitung,. die Lehre von dem 
‚Staate, von dem Staatsoberhaupte, 
und von den Staatsbürgern in ade «in- 
zelnen Abfchnitten: 14) vom Sande; 2). vom 
Wolke; 3) von der conftitutionellen Mo- 
nardhie;. 4) von dem. conftitutionellen 
Monarchen; 5) von der fogenannten Präro« 
gativedesconftitutionellen Monarchen; 
6) vom Thronfolger; 7) von den Staats« 
bürgern und Unterthanen überhaupt; . 8) 
von Einführung und Abänderung der Re 
präfentativverfaffung. — Abgefehen da- 
von, was ſich vielleicht gegen dieſe Aufeinander- 
folge der “Begriffe, mit ihren Subpartibus, ein» 
wenden ließe, ift doch durch diefes Werf zuerft 
eine Darftellung bes pofitiven öffentlichen Staats» 
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rechts aus dem dogmatiſchen (publleiſtiſchen) 
Standpuncte verfucht worden. De ZZ 
"2 Der zweite Standpunct, der geſchichtliche, 
"wird von mir in der nachfolgenden Darfteflung dies 
fer Wiffenfchaft feſtgehalten, eine Darſtellung, die 
‚x" bereits ausgearbeitet’bar, als ich v. Aretins 
grnöliches Merk (am 29. Nov. 1823) erhielt 
Ob ich nun gleich bedauere, daß es mit auf diefe 
iWeiſe nicht moͤglich war, im Einzelnen auf das 
Merk v. Aret in s die verdiente Ruͤckſicht nehmen 
zu koͤnnen; fo würbe ich doch auch den einmal aufs 
+ gefaßten (utid bereits in afabemifchen Vorträgen 
+5 feftgebaltenen) geſſchich tl ich en Standpunct für 
dieſe Wiſſenſchaft nicht aufgegeben haben. Denn 
ſchon, an ſich beträchtet, iſt es det n euen tſte hen⸗ 
"den Wiſſenſchaft˖ ſelbſt fordernd, daß fie aus 
Wwei von einander abweichenden Standpunc- 
ten bearbeiter witd, weil die Urtheile der Männer 
vom Fache ſich noch nicht für den einen, oder den 
- andern Stanbpunct erflärt haben; dann aber ge⸗ 
hoͤrt, nach meiner individuellen Ueberzeugung, die 
- "Darftellung diefer Wiffenfchaft aus dem gefchicht- 
fihen Standpuncte namentlich in den Kreis 
der Staatswiffenfhaften, wie berfelbe, in 
dem vorliegenden Werke, als ein in ſich zuſammen⸗ 
Hängerides Ganzes behandelt wird, wo bereits in 
ber Einleitung zum erften Theile, bei der Ueber- 
ſicht über afle zrbölfaufzuftellende Staatswiſſenſchaf⸗ 
‚ten, das pofitive öffentliche Staatsrecht, aus den 
"angegebenen Gründen, zu den gefhichtlichen 
' Staatswiffenfhaften gerechnee ward. — Mag 
daher aud) bem ftrengen uriften ber. bogmati- 
ſche Standpunct für diefe neue Wiffenfchaft mehr 
zufagen, als der geſchichtliche; fo dürfte doch 
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vielleicht die Darſtellung im Geiſte des letztern denk: 
Etaatsmanne und Diplomaten , wegen der erleich« 
teeten Weberficht über. jeden einzelnen Staat als 
ein in fih abgefchloffenespolitifches Ganzes, will⸗ 
kommen ſeyn. Uebrigens habe ich faft bei feine 
andern Staatswiflenfhaft, wie bei diefer, 
engen Grenzen fo lebhaft -gefühle, die ich mir fie 

die Darftellung des Umfanges der Wiſſen⸗ 
ſchaft felbft vorgezeichnet habe,‘ weil allerdings bei. 
einer Durchführung diefer Wiffenfchaft in einem. 
befondern Werfe, ohne Befchranfung auf eine 
beftimmte verhaltnigmaßige "Bogenzahl in “Ber 
ziehung auf die übrigen Staatswiflenfchaften, vieles 
im Ein je (nen weit ausführlicher zu behandeln 
geweſen wäre, was entweder hier ganz ubergangen 
ward, oder nur * angedeutet werden fonnte..:. 


5. 


Die Stellung bes pofltiven zffentlichen 
Staatsrechts in der Reihe der Staats 
wiffenfchaften. 


Aus dem aufgeftellten Grundbegriffe des pofiti 
ven öffentlihen Staatsrechts geht hervor, daß daſſelbe 
nicht aus reiner Vernunft, fondern aus der Erfah 
rung ftammt, daß es alfo nicht in die Reihe der phi⸗ 
loſophiſchen, fondern in die Neihe der gefchicht« 
lihen Staatsriflenfchaften gehört, ja daß es, weil 
in demfelben blos die in der Wirflichfeit bes 
ftehbenden und gültigen Beftimmungen vors 
herrfhen, nicht einmal zu den gemiſchten Staatss 
wiffenfchaften gerechnet werben fann. 

Allein für die Selbſtſtaͤndigkeit diefer Wife 
ſenſchaft entfcheider eheils die Selbſtſtaͤndigkeit des 
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Begriffs: des poſitiven oͤffentlichen Rechts; theils 
die iWichtigkeit der hieher gehörenden Grundgeſetze; 
tcheilsn der in neueſter Zeit bedeutend erweiterte Um⸗ 
fäng: Des Gebiets der in dieſe Wiſſenſchaft aufzuneh⸗ 
menden Gegenſtaͤnde. Denn wenn fihon an ſich, wie 
ans dem Vorhergehenden erhellte, der Begriff des 
pöfitiven offentlihen Staatsrechts eben fo 
weſentlich verſchieden iſt von dem philofophifchen 
Staatsrechte, wie von dem poſitiven Privatrechte; ſo 
muß auch der Wiſſenſchaft, welche das poſitive 
aͤffentliche Staatsrecht lehret, der Charakter der 
Gelbfiftändigfeit zukommen; d. h. fie muß ohne 
Ableitung aus einer andern Wiflenfchaff und ohne 
Abhängigkeit von derfelben beftehen; fie muß, nad) 
ihrer. Eigenthümlichfeit,, von jeder andern , ihr ſchein⸗ 
bar verwandten, Wiflenfchaft fi) unserfcheiden ; fie 
muß endlid) nad) allen ihren Theilen und nad) ihrer 
ganzen innern Anordnung aus ihrem aufgeftellten 
Grundbegriffe mit Nothwendigfeit hervorgehen. 

Fuͤr die wiffenfchaftlihe Selbſtſtaͤndigkeit des 
pofitiven öffentlichen -Staatsrehrts. entfcheidet aber 
nicht blos die Selbftftändigfeit des Begriffes dieſer 
Wiſſenſchaft; es fpricht auch für.die bDefondere 
Durchführung und Durchbildung ihres Ge- 
biers die Wichtigkeit der in ihr zu behandelnden. 
Grundgefege. Denn für fehr viele Millionen Euro» 
päer und Amerifaner, befonders feit den ins öffent 
lihe Staatsleben getretenen neuen Verfaſſungen in 
den legten 30 Jahren, enthalten diefe Grundgeſetze 
die Höhften Bedingungenihresgefammten 
bürgerlihen Seyns und Wirfens, woraus 
die Wichtigfeit der in den Kreis dieſer Wiſſen⸗ 
ſchaft gehörenden Gegenftände von felbft einleuchtet. 
Dazu kommt endlich, daß durch die vielen feit 30 
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Jahren gegebenen Verfaflungen ber Umfang’ des 
Gebietes diefer Wiffenfchaft fo erweitert worden iſt, 
daß der Verſuch gewagt werden muß, fie als eine 
befondere und felbftftandige Wilfenfchaft: aufs 
zuftellen, und fie auf immer vonder Staaten 
kunde zu trennen, mohin für die Zufunft nue 
eine kur ze Weberficht der für jeden einzelnen Staat 
in ihr enthaltenen wichtigften Beſtimmungen gehören 
fann. ‘ 
So wenig, nad) den aufgeftellten Grundſaͤtzen, 
irgend etwas aus den in einzelnen Staaten beftehen« 
den Gefegbüchern für das bürgerliche oder Strafs 
Recht, oder aus den Handelsgefegbüchern und ben 
Geſetzbuͤchern für das gerichtliche Verfahren, in das 
pofitive Öffentlihe Staatsrecht aufge. 
nommen werden darf; fo lehrreich müßte doch eine 
gefhichrlich erfchöpfende Aufftellung und phi⸗ 
lofophifche Vergleihung des gefammten in den 
einzelnen Reihen und Staaten beftehenden Prise 
vatrechts ſeyn, in fo weit dafjelbe auf vorhan⸗ 
denen Gefegbüchern (und nicht auf dem biußen 
Herfommen, oder auf einer Mifchung fremdher ent. 
lehnter Gefege) beruht. *Befonders würde eine vers 
gleichende Zufammenftellung der privatrechtli« 
hen Hauptbeftimmungen im Napoleonifchen 
Geſetzbuche, im preußifchen Landrechte, 
im allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche 
für die gefammten teutfhen Erbländer 
der öftreihifhen Monardie, im engli- 
(hen Privatrechte, wie es Bladftone 9) 


*) Sn Großbritannien befteht kein gefchriebenes Geſetz⸗ 
buch des Privatrehts. Denn feine Geſetze find eine 
Mifhung aus gefehlih gewordenen Gewohnheiten, - 
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wiſſenſchaftlich zufammenfteflte, u. ſ. w. won großeı 
Einfluſſe auf die Sortfchritte der Gefeßgebung: 
.wiſſenſchaft, und felbft von bedeutendem Nutze 
- für die Staatswiffenfchaften feyn, wenn gleich die 
— an ſich — weil fie zunaͤchſt dem allgeme 
„nen Öffentlihen Staatsieben beftimme find 

alle privatrechtliche Beftimmungen von ſich au 


ſchließen müffen. | 


6. - 
Verhaͤltniß des pofitiven äÖffenrlide 
Staatsrechts zu den übrigen Staatswi 


ſenſchaften. 


Schon daraus, daß das poſitive oͤffentlich 
Staatsrecht in die Reihe der geſchichtliche 
Staatswiſſenſchaften ($.3.) gehört, ergiebt ſich, da 
baffelbe ven geſchichtlichen Staatswiſſenſchaften nähe 
verwandt ift, als den philofophifchen und den ge 
mifchten Staatswiffenfchaften. Demungeachtet fteh 
es. auch mit den philofophifchen und gemifchten Staats 





aus Parlamentsbefchläffen, aus Ausſpruͤchen der Gı 
nrichtshoͤfe und aus aufgenommenen fremden Rechte 
beftimmungen. Das vollftändigfte Werk darüber ij 
von W. Blackstone, commentaries on the Jaw 
‘of England. 3 Voll. Oxford, 1764 — 1768. 4.— 
Die eilfte, fehr vermehrte Aufl. in 4 Theilen. 8 
17912: Einen gediegenen Auszug daraus fü 
Teutſchland enchält: W. Bladfione’s Handbud 
des englifhen Rechts, im Auszuge und mit Hin 
ufbgung der neuern Sefege und Entfheidungen voı 
Sohn Sifford. Aus dem Engl. von H. F. € 
v. Eoldig. Mit Vorrede von N. Bald. a Ode 
Saleswig, 18028 f. 8. 
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wiflerifchaften in Verbindung. Denn, was in dem 
pofitiven öffentlichen Staatsrechte für einen gegebes 
nen Staat als gültiges öffentlihes Recht aus» 
gefprochen wird, muß rüdwärts auf das philofor 
phifhe Staatsrecht infofern fi fügen, als 
zwar manches in der Wirflichfeit angeordnet werden 
fann, was nicht unmittelbar aus Vernunftgrund⸗ 
fügen entfpringt (3. B. daß ein Staat in 10 oder 
| 50 Provinzen ‚getheilt wird; daß für die Volksver⸗ 
treter zwei Kammern beftehen follen ; daß das Grund⸗ 
eigenthum als das Princip der Standfchaftgiltu. ſ. w.), 
nichts aber in dem pofitiven öffentlichen Staatsrechte 
enthalten feyn darf, was der Vernunft geradezu wis 
derfpriht, Weil nun das philofophifche Staats⸗ 
recht wieber rückwärts auf das Natur⸗ und Voͤl⸗ 
kerrecht fich flüge; fo ift auch damit das, durch 
das philoſophiſche Staatsrecht vermittelte, Werhältniß 
bes pofitiven öffentlichen Staatsredhts zu dem Nature 
rechte bezeichnet. 

Der Staatsfunft ift das pofitive öffentliche 
Staatsrecht ſchon deshalb näher „ı als dem philofophis 
[hen Staatsrechte, verwandt, weil in derfelben, neben: 
den unmittelbar aus der Vernunft hervorgehenden 
Grundfägen, auch die Gefhichte in Beziehung auf 
die Beifpiele und Belege für die theoretifch ausge. 
ſprochenen Grundfüge bes Rechts und der Klugheit 
beruckfichtigt wird.» Denn, wenn gleich in dem poſi⸗ 
tiven öffentlichen Staatsrechte, wie in ber Staats- 
Funft, Die unbedingte Herrfchaft des Rechts der höchfte 
Maasſtab für alle Verhältniffe des innern Staats— 
lebens bleibe; fo muß doch in beiden Wiffenfchaften 
die Ruͤckſicht auf die Wohlfahre und Gluͤckſelig— 
keit der Staatsbürger mit dem letzten Zwede alles 
Gtaatslebens , ber Herrſchaft des Rechts, verbunden, 


— 
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und deshalb in jeder zeitgemäßen Verfaffung t 
innere Verhältniß der vier Hauptzweige der Verw 
tung gegen einander (der Gerechtigfeitepflege, | 
Polizei, des Finanzweſens, und der Geftaltung 1 
bewaffneten Macht) ausgefprochen werden. 
Diefelbe Verbindung des Rechts und der Wo 
fahrt in den Beftimmungen des pofitiven öffentlich 
Staatsrechts entſcheidet auch über das Verhaͤltr 
dieſer Wiſſenſchaft zu der Volks- und Staat 
wirthſchaft, zur Sinanz- und Polizeiw 
ſenſchaft. Jede Verfaſſung eines gegeben 
Staates muß naͤmlich die allgemeinen Grundſä 
aufftellen, wie aus dem Volfsvermögen der Staat 
bedarf aufgebracht, gedeckt und im Einzelnen verthe 
und verwendet werden folle; ob in Hinficht des Bu 
gets den Wolfsvertretern nur eine berathende,, ot 
eine entfcheibende Stimme zuftehe; ob und melı 
Controfle iiber Aufbringung, Vertheilung und I 
wendung des bewilligten Staatsbedarfs ihnen erthe 
worden fen, und auf welche Weife die Verfaſſun 
als Grundgefeg, über Sicherheits» und Ordnung: 
über Eultur» und Wohlfahrespolizei fi) erfläre. - 


7. 
Fortſetzung. 


So wichtig und folgenreich in allen dieſen X 
ziehungen das Verhaͤltniß des poſitiven oͤffentlich 
Staatsrechts zu den philoſophiſchen und gemiſcht 
Staatswiſſenſchaften iſt; fo kuͤndigt fi) doch t 
Wichtigkeit diefes Werhältniffes in Beziehung a ı 
die gefhihtlihen Staatswiffenfhafk 
noch) beftimmter an. Denn fo wie fchon an ſich je 
Verfaffung und jedes Grundgefeß eines gegeben 
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Bates, als Thatſache, in den Kreis der Ge 
ichte des europäifhen Staatenfyftems 
sdem Standpuncte der Politif gehört; 


kann auch nur aus diefer Gefhichte die Ent. 


jyung und Begründung einer Verfaſſung, fo wie 
Eintritt ins öffentliche Staatsleben, ſowohl nach 
Zeit, in welcher diefer Eintritt erfolgte, als nach 
ı Umftanden und Verhältniffen angegeben werben; 
(che diefen Eintritt. begleiteten , wobei befonders die 
enannte gefhichtliche Unterlage einer Vers 
fung, d. h. die Art und Weife berüdfichtige werden 
ß, wie die neue Verfaffung an die bis dahin be= 
enden Grundbedingungen des innern Staats« 
ens fich anfchloß. nn 
Nächft der Gefchichte des europaifchen Staaten⸗ 
ems aus, dem Standpuncte der Politif, ift aber die 
taatenfunde dem pofıtiven öffenttichen Staates 
te am meiften verwandt; denn bis auf die neueften 
ten ward das, was nun in dem pofitiven öffents 
ven Staatsrechte zu dem Charafter einer felbftftän« 
en Wilfenfhaft ausgepragt werden muß, als ein 


nzelner Theil der Etaatenfunde betrach⸗ 


„ inwiefern in demjenigen Abfchnitte der Statiftif, 
Icher von der Verfaffung des einzelnen Staates 
ıdelte, der Örundgefege gedacht ward, welche 
ı deshalb worfanden. Dies mochte für diejenige 
it ausreichen, we nur Großbritannien im 
opäifhen Stantenfnfteme eine repräfentative Ver⸗ 
fung hatte, und der Umfang der wenigen Grund» 
ege in den übrigen europäifchen Staaten leicht 
rfehen werden fonnte. Allein feit eine bedeutende 
zahl europäifcher und amerifanijher Staaten in 
immten Berfalfungsurfunden eine fefte Grund 
e ihres Innern Staatslebens erhalten haben, kann 
6 


a 
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n'der Staatenkunde der Verfaſſung des einzelnen 


Sttaates nur in kurzen Umriſſen gedacht werben 
weil die Geſammtheit aller diefer Verfaf 
fungen in der felbfiftändigen Wiffenfchaft des pofin 
sen Öffentlichen Staatsrechts zu einem in ſich zufam 
inenhängenden.politifchen Ganzen verbunden wird. 
FFuͤr das practifihe (europäifhe) Voͤl 
kerrecht und. die Diplomatie ift das pofitio 
öffentlihe Staatsrecht infofern von großer politifche 
Wichtigkeit, inwiefern, bei dem nothmwendigen Zu 
fammenhange zwifchen dem innern und Außern Staats 
leben, der Eintritt einer neuen Verfaffung ins in 
nere Staatsleben nicht ohne wichtige Folgen auf di 
äußere Anfündigung eines foldhen Staats, fo wi 
auf feine Verbindung und Wechfelmirfung mit ander: 
Staaten, und auf die diplomatifchen gegen 
feitigen Unterbandlungen bleiben kann. 
Serlbſt der Kreis der Staatspraris ba 
durch die Einführung neuer Verfaffungen ing inner 
Staatsleben eine bedeutende Erweiterung erhalten 
weil theils die Entwerfung folcher Grundgeſetze 3 
den fchmwierigften Aufgaben der Staatspraris gehört 
theils die Ausführung dieſer DVerfaffungen in de 
Wirklichkeit, nach neuen Gefegbüchern, ftändifche 
Verfammlungen, Ausfertigungen, Decreten u. ſ. g 
die: früher: gewöhnlichen Formen der Staatshrart 
nothwendig erſchuͤttern und voͤllig umbilden mußte. 


8. 
Literatur der Wifſenſchaft. 
Da das poſitive oͤffentliche Staatsrecht zu de 


entſtehenden Wiſſenſchaften gehört; fo fann e 
noch keine Literatur deſſelben, im ſtrengen Sinne de 
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bortes, geben. Es muß aber doch derjenlgen Schrifs 
n gedacht werden, welche theils, als Samm- 
ungen, mehrere der wichtigften Grundgefege und 
derfaffungen in fich enthalten, theils eine wiffen- 
Haftlihe Darftellung einzelner ins pofitive 
ſentliche Staatsrecht gebörender Gegenftänbe ‚oder 
8 Ganzen felbft verſuchten. 0 
Sammlungen: Ä 
Pierre Firmin de la Croix, constitätions 
des principsux etats de l’Europe et des états- 
unis de l’Amerique. Seconde: edition. 6 Voll. 
a Paris, 1792 sqq. 8 — Ed. 3. 1802. Teutſch: 
Berfaſſung ber vornehmften europaͤtſchen und der 
vereinigten ameritanifhen Staaten. Aus d. Franz. 
mit Berihrtigungen des Weberfebers. 
6 Theile. Leipg. 1792 ff. 8. nt 
Georg Br. v. Martens, Samntieng der wid 
tigften Reichsgrundgeſetze, Erövereinllangen ap 
tulationen, Gamilienverträge, auch Geſetze, ers 
srdnungen, Privilegien u. ſ. w., welche zur: Erläus 
terung des Staatsrechts und der pragmatifchen Ges 
[dichte der vornehmften europäifchen Staaten dies 
nen. Erfter Thl. (Dänemark. Schweden. Großs 
britannien, (Goͤtt. 1794. 8. (mehr iſt riicht erfchienen.) 
Die Tonfitutionen der europäifdhen 
Staaten feit den legten 25 Jahren. 5 
Theile. Leipzig und Altenburg, 1817 ff. 8. *) 
Zudw. Lüders, diplomatiſches Archiv für Europa. 
Eine Urkundenfammlung mit hiftorifden Einleituns 
gen. 3 Bände; jeder Band in zwei Abtheilungen. 
(Der dritte Band, nad des Dfs. Tode, fortgen 
fegt von Pöltsy.) Leipg. 1819 — 1823. 8. 


Ugßer diefe drei Sammlungen von v. Martens, 

Bela Eroiz, europ. Conſtitut., und die 

fpäter genannte Schriſt von Bifinger vgl. man 

Die Ihrreige Beurtheilung im. Hermes, N.X. 
1 ff. ’ ' 
6* 
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P. A. Dufau, J. B. Duvergier, et. 
Guadet, collection des constitutions, chartes 


: Jois fondamentales des peuples de l’Europe‘ 


des deux Amtriques; 'aveo des precis ofyı 


‚ Yhistoire des libert&s et des institutions pol; 


ques chez les nations modernes. 6 Voll. Cine 


: einen livraigons.) a Paris, 188. — 23. 6: J 
Der Pait Frankreichs Lanjuinais gab }i 


feinen: constitutions de la’nation frangaise (E 
Paris, 1819. 8.) den allgem.ein,en zweiten Tit 


... Les cgnstitutions des teusles peupliı 
. hat aber das, Werk nicht weiter, fortgefebt. 


Archives diplomatiques pour P’histoire du, te 
et: des stats. (Auch die beiden erften Bände ı 
teutfhem ‚Titel: diplomatiſches Archiv für 
Zeit, und Staatengeſchichte, und. mit der teutſd 


: Ueberfepung der ausländifihen Urkunden.) Stut 


und Tüb. 1821 ff. 8. (bis jetzt drei Bände, 


ut — Berfaſſungsweſen betreffende, Urkuni 


enthalte) - 


" Schriften: 


Se. Fr. v. Martens, Abriß des Staatérec 
ber vornehmften europäifhen Staaten. ır Th 
aſte Abtheil. Gott. 1794. 8. . (Bon diefem flei 


‚gearbeiteten Buche, deffen Fortfetzung und Bren 


gung eine weſentliche Lucke in der politifihen € 
ratur aufgefüllt haben würde, ift blos dieſe ein] 
Abthellung erſchienen, welche das Staatsrecht T 
nemartd,, Schwedens und Großbrito 


7 nfens ualfälteßt. &s enthält theils mehr, th 


weniger, ale das, mas unter dem Namen: pı 
tives offentliches Staatsrecht zur wiſſenſchaſtlid 
Geſtaltung gebracht werden ſoll; mehr, weil es 
Grundzuͤge des-gefammten pofitiven Staatsred 
der genannten europäifhen Reihe [nicht blos t 
Verfaſſungsrecht] enthält; weniger, weil es ni 
die, durch das pofitive Öffentlihe Recht begrnde 
neue Seflaltung des Innern Staatslebens zut A 
ſchauung erhebt. — Mit diefem Compendium Brad 
der VBf. die bereits angeführte Sammlung d 


! 
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wichtigſten Reichsgrundgefetze ıc. Überen 
erfter Theil auch nur die deel' genannten Reiche 
umfhloß,) in genaue Verbindung.) " 
Theod. Schmalz, Plan zu WVorlefungeu über 
allgemeines poſitives europäifches Staatsrecht. Berl. 
+ 1815. 8. (geiſtvdlle Skizze; nur daß in derfelben 
der genannten Wiffenfhaft ein weiterer Umfang an⸗ 
gewiefen wird,: als in der oben verfucdhten Dars 
Ren) To ur 
Sebald Brendet, die Geſchichte, das Weſen und 
der Werth der "Nationalrepräfentatton, oder vers 
gleihende Hikorifch » pragmatifche Darſtellung der 
- alten und neuen Welt, befonders der teurfchen, in 
Bezlehung auf die Entſtehung, Ausbildung ‚Schick 
* fale und Worzüge der Voltsvertretung, oder der 
Öffenslihen Theitnahme an der hoͤchſten Staatsge⸗ 
walt. 2 Theile. Bamb. und Lpz. 1817. 8. (enthält 
viiele richtige politifch« gefhichrliche .Urgheile u. Zur 
fammenfelungen ; doch iſt das We k.nach keinem 
feſten Piane bearbeitet, befonders In "Sinfit des 
Verhaͤltniſſes der Welt des Altekihums zur gegens 
waͤrtigen Zelt’; auch enthält ies’ die neuen Verfaſ⸗ 
fungen Bis 1817 nur in Andentuhgen und Aus 
- jügen.) —W en 
Joſeph Conſtant. Biſinger, vergleihende Dar⸗ 
ſtellung der Staatsverfaſſung Ber’ europaͤlſchen Mo⸗ 
narchieen und Republiten. Wien) 1918. 8. _ 
Ign. Rudhart, Ueberſicht der vorzäglichften 
Beſtimmungen verfchtebener Staatsperfaſſungen über 
Volksvertretuüg. Muͤnchen, a8, ‚Fol. (vergf. die 
| Beurtheilung im Hermes, N. IV. ©. 78 f.) 
Vergleigende Darſtellung der Repräfentativverfafs 
.. fungen verfchjedener europäifder Staaten in ihren 
Grundjuͤgen. Karlsruhe, 1823. 2 Tabellen in. Bol. 
Vergleichende Darftellung der ſtaͤndiſchen Verfaſ⸗ 
füngen mehrerer teutfchen Bundesſtaaten in ihren 
,  Grundzügen. Karlsruhe, 1823. 2 Tabellen in Sol. 


; Theilweiſe gehört: auch folgende aͤltere Schrift hieher: 


Chſtn. Dan. Voß; hiſtoriſch⸗ſtatiſtiſche Ueberſicht 
“der merkwuͤrdigſten europaͤiſchen Staaten, aus dem 
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»Seſichtspunete des allgemeinen Staaté—⸗ 


zweckes. Halle, 1795. 8. (Obgleich in dieſem 


Werke Geſchichte und Otatiſtik verbunden werden; 


fo iſt doch die Anlage des Ganzen aus dem politiſch⸗ 
.2. publiciſtiſchen Standpuncte. Der Bf. ftellt naͤm⸗ 
. Gi die Staaten dar: ı) ab Uneingeſchraͤnkt⸗ 
- monarhifhe Staaten (Preusen, Rußland, 
....Dänemarf ,. Spapien, Dermgal, Sardinien, beide 


Sicilien, Kirhenftaar , osmanifhes Reich); s) als 


-gepublilanifhe Staaten. a) ariftokratifch: 


.... Venedig, Sup; b) demokratiſch: Frankreich (das 
„: mals); 3) St | 

 ‚gigrungsformen (daß teutſche Reich ale Staates 
: Börper, Schweden, England, Polen); 4) ver 


aaten mit gemifhten Re 


bündete Staaten (Eidgenoffenfhaft, das teute 


ſche Reid) ; 


"ir 





En Verfuche, das pofitive oͤffentliche Staatésrecht 


Wwiffenfhuftiich zu begründen, gehören hiehir: 

tn. Alb. Fritat (avocat), science du publieiste, 
"am traité des principes elementsires du droit, 
‚: ‚eonsidere dans ses principales divisions. 10 Voll. 


(noch unbeendigt.) a Paris, chez Bossange, 1890 — 


172883. 8. (Diefes, dem Könige Ludwig ıg und dem 


Herzoge de Cazes gewidmere, Werk ift gruͤndlich und 


freimärhig, aber fehr weitſchweiſig. — Die erfie 
Abtheilung, enthält: droit philosophique, ou prin- 
cipes &ltımentaires du dröit public, du droit po- 
litique, et du droit des gens, ünd zwar im erften 
Bande: droit publio; im jwetten Bande: droit 
politique; und in demfelben Bande von ©. 321 
an (und im ganzen folgenden dritten Bande) 
droit des gens. — Die zweite Abtheilung ents 
Hält vom vierten Bandean: droit constitutionnel, 
constitutif ou organiqug, und zwar nach den drei 


Rubriken: 1) des gouvernemens divers, de leurs 
“ Änconveniens, de leurs avantages (davon im ganzen 


vierten Theile und im fünften bis ©. 448); 
e) de la monarchie oonstitutionnelle ou représen- 


tative (davon im fünften Theile. von ©. 449 an, 
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und im ganzen [ehften Bis’zehnten Bande 


— fo weit bis jeßt das Werk erfchienen if); 5). 


dispositions et moyens de traäsition. — Zu der 
Wiſſenſchaft des pofitiven öffentlichen Staatsrechtz 
gehört dieſes Werk erſt vom vierten Bande 
an, wo der Vf. mit der Lehre von den Regierunges 
‘ arten überhaupt beginnt, Die fogenannten ! drei 
Sewalten im Staate, die Einteilung in einfade 
und vermifdhte Regierungen (je nachdem die drei 
Gewalten vereinigt oder getheilt find) erörtert, 
gegen die unbefhränfte Monarchie fich erklärt, die 
dermalige franzöfifche Verfaſſung als ariftofratifchs 
demofrasifch » monardhifch ausfpricht,, die, Wirkungen 
der Repräfentation,, der Föderation, der Wahl ’und 
der Erblichkeit prüft, und zum Wefen der innern 
Seftaltung der conftitutionelten Monarchie a) einen 
Erbmonardhen (dem die Sanction, Verkündigung 
und Vollgiehung der Geſetze zufteht), b) zwei Kams 
mern (welche mit dem Regenten die Initiative der 
Geſetze theilen), und c) Gerichtshoͤfe verlangt, welche 
nur vom Geſetze abhängen.) 
J. Chriſt. Freih. v. Aretin, Staatsrecht der 
2 sonftitutionelin Monarchie. : in! Handbuch - für 
Geſchaͤftsmaͤnner, ſtudirende Sünglinge ‚und gebildere 
».z ‚Bürger, giner. Band. Altend. 1824. 8. (ein 
zweiter Theil foll das Werk beendigen. — Ueber 


Daffeibe vgl. 6. 4.) 


As beſondere, dem Vekfaſſungsweſen gemids 

mete, Zeitfchriften begannen: 

(Luden), Allgemeines Staatsverfaß 
fungsardiv. Zeitfchrift für Theorie u. Prapis 
gemäßigter Regierungsformen. 2 Bände (jeder in 4 
Stücken) und zn Bdes. 18 Stuͤck. Weimar, 1816f. 8. 

Fr. Murbard, allgemeine politifhe Annalen. 
Stuttg. u. Tübingen ‚-feit 1821. 8. (enthalten viele 
Verhandlungen über das Verfaſſungsweſen.) 

(v. Aretin), conſtitutionelle Zeitfchrift. (erſchien 
blos ein Halbjahr vom San. — Jun. jeder Monat 
in 2 Heften.) Stuttg. 1823. 8. 
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Erſter Theil 
A) Geſchichtliche Weberfihr über die ir 
Europa und Amerifa feit 40 Jahren ins 
öffentlidhe Staatsleben eingetretenen, 
epeils noch beftehbenden, theils wieder 
‚erlofhenen, Berfaffungen. 


9. 
Geſchichtliche Ueberſicht. 


Großbritannien und Nordamerika. 


Wenn gleich in keinem geſitteten eyropäifcher 
Staate feit den Zeiten des ausgehenden Mittelaltert 
gewiffe Grundgefeße fehlten, durch welche bald ein: 
regierende Dynaftie auf den Thron erhoben, batd di 
Thronfolgeordnung fiftgefegt, bald das Verhaͤltniſ 
des Regenten zu den Reichs oder Landſtaͤnden nähe 
beſtimmt, bald im innern Staatsleben. über bie bür 
gerliche und Strafgeſetzgebung, fo wie über die Be 
fteuerung, oder über die Geſtaltung der Friegerifchen 
Macht ein allgemeiner Maasftab aufgeftellt wordei 
war ; fo hatten doch in den meiften Reichen und Staa 
gen. diefe Formen ne zufällig und in ſehr verſchiede 
nen Zeitaltern ſich ausgebildet. Blos in Englan! 

beſtand, im juͤngern Europa, eine auf einzelner 
— Urkunden beruhende, obgleich in 
aufe der Jahrhunderte bedeutend veränderte, un! 
erſt feit der Thronbefteigung Wilhelms bes Hranien: 
(1688) zu einem beflimmten Charakter ausgeprägte 
Ver faffung. Seit diefer Zeit ward in dem freien 
in zwei Kammern getheilten,, brittifchen Parlament 
manches fräftige Wore über die wichtigften Angele 
genheiten bes innern und Außern Staatslebens aus 
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geſprochen, das für das uͤbrige, in feiner politifchen 
Bildung fortfchreitende weftliche ‚ Europa um fo weni⸗ 
ger verloren ging, je langer in mehrern großen Rein 
chen die Verfammlung der Reihsitände entweder ganz. 
geruht hatte (mie z. B. in Frankreich feit 1626); 
oder , wie in. Spanien, zu einer bloßen Formalitaͤt 
berabgefunfen war, Beſonders nber - wirfter: das 
Vorbild Großbritanniens auf. das ‚übrige Europa’ 
maͤchtig, theils in. Dinficht der: daſelbſt in der Ver⸗ 
faſſung begründeten Herrſchaft des Rechts und Ge⸗ 
ſetzes imi Gegenſatze gegen die Willkührherrſchaft der 
Premierminifter und Maitreffen :in andern Reichen, 
theils .in Hinſicht; des ſteigenden Wohlftanden und 
Reichthums Großbritanniens im Gegenſatze gegen die 
Verarmung, die Schuldenlaſt und die ungleiche Bes 
fteuerung in ändern Staaten yB. u 
J": . 19a . x 
—— » , 
2 en 5 
*) Sp demſelben Sinne ſprach ein Ree. im Hermes 
CN. X. S. 4): „Der Zunftgeiſt, der Brlefadel, 
die Verbindungen der Städte unter einander und 
des Adels gegen dic Staͤdte, aber auch zumeilen 
mit ihnen gegen die willkührliche Herrſchaſtz die 
Gründung fichender Berichte; die .erften "rohen 
Verſuche des Bauernſtandes, fi zur bürgerlichen 
Freiheit zu erheben, oder dabei zu behaupten; die 
Bildung der Landftände aus Geiſtlichkeit, Adel und 
Staͤdten, ihr Wadısthum und ihr Verfall; die figene 
neue Geſetzgebung und die Regierung der -Btaas 
ten von oben herab, welche im ſechszehnten Bahr: 
bunderte mit verdoppelter Thaͤtigkeit fih erhob; — 
alle diefe E:emente des innern Lebens der Voͤlker 
Haben ſich in den verfhiedenen europäifhen Staa⸗ 
ten nach einerlei Regel und mit fehr fichtbarem Eins 
fluife des einen auf die andern entwickelt. Nur 
Engtand behauptet dabei wefentlidhe 
Eigenthämlidhkfeiten in Rechts »- und 
BSraatsverfaffung,.weiles ihm gelang, 
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2 Nur unter dieſen Verhaͤltniſſen vermochte 
gewichtvollen, die brittiſche Verfaſſung als Ve 
und Muſter preiſenden; Stimmen eines Mon 
quieu und vieler andrer bedeutend zu wirken, n 
ſeit der Mitte des achtzehnten Jahrhunderts das 
bürfniß einer neuen. zeitgemäßen Geſtaltung de: 
nern Staatslebens und. einer feften Begrün 
des Nechtszuftandes in mehrern europäifchen Re 
und. Staaten thells ſelbſt fuͤhlten, theils bei Aı 
anregten. 

: Allein ein außerhalb des europäif 
Staatenfyflems.eintretendes hoͤchſt folgenre 
Ereigniß ward bie nächfte Veranlaffung ber we 


die alten einheimiſchen Einrigtun 
welde den meiften andern Län! 
Buch alte und neuerdömifhe Begt 
and Infifuee verdrängt wurden; fe 
r Halten - und. felbtRändig.fartygubil 
2. Allein eben dadunr.d if England. von ver Zei 
mo die willkuͤhrliche Herrfchaft im üb 
:.. Europa durd Kari 5, durch Philipp 2, durch 
wig 11, Richellen und Ludwig 14 faft allgemei 
worden war, der Dunctgeworden,von 
hembdieinnere Bewegung&uropa’s 
ging, und fih den übrigen Völkern 
felben mistcheilte. Nicht Montesquii 
. Robreden der englifhen Berfaffung haben diefe 
vorgebracht, fondern wer im ganzen vorigen X 
Hunderte den wachſenden Wohlftand England 
wahr ward, wer es fah, wie Geſetz und Recht 
über die Großen herrſchte, wie geachtet auch 
einfache Bürger war, wie ein jedes Verdienſt 
frete Bahn zu Wirkſamkeit und Belohnung f 
der mußte wohl das Verlangen empfinden, daf 
in feiner Heimath ein fo frifches, freies und 
tiges Leben aufbläßen möchte.” 
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id ſchnellern Verbreitung der ſegenannten repraͤ⸗ 
ntativen Grundfäge: die Trennung eines Their 
s der nordamerifanifchen. KobonieenGroß- 
ritanniens von ihrem europaͤiſchen Stammlande, 
nd die Erkaͤmpfung und Angsfennung ihrer. | Unab» 
ängigfeit und Selbfiftändigfeiti im Pariſer 
rieden vom Jahre 1783 *). — 

Verjährte Eiferſucht ſtellte, während. dieſes 
dampfes zwiſchen - Großbritannien und feinen Rolps 
ieen, Fennkrei und Spanien::auf die Seite ‚den 
‚stern; namentlich fochten viele frangöfifche Officiere, 
azu berechtigt von ihrer Regierung, auf amerifani- 
hem Boden unter Waspingtong Befehlen für 
ie Sache ber bürgerlichen und’ politifchen Freiheit. 
Zrundſaͤtze, bie fie im transatlantifchen Erdtheile fen, 
en gelernt und mit ihrem Blute verfiegelt Hateen, 
Agten ihren, nach dem Parifer Frieden, in, die euro- 
aifche Heimach, zuruͤck, und wurden von. ihngg, dei 
eſter gehalten, je mehr, namentlich, in Srankresch,.die 
Invollfommenpheiten der Verfaffung, und Verwaltung 
iefes Reiches, Gauptfachlich wegen der ungeheuer ges 
'eigerten Schuldenlaft , von den mittlern und untern 
Ständen gefühlt wurden. 

Gleichzeitig bildeten - die ſelbſtſtaͤndigen nord⸗ 
merikaniſchen Staaten in ihrer Mitte die 
Berfaffung eines Freiſtaates (1787) aus, 
a deren Grundzügen eben fo wenig das Vorbild 
ee brietifchen Verfaſſung — nur übergetragen.: von 
iner befchränften Monarchie auf einen neuentftandes 
ıen Sreiftaat — wie der Einfluß Washingtons 
u verfennen war, eines Mannes, in welchem Nord⸗ 


) Man vergleiche darüber diefe Staatswiſſenſch f 
sen, Th, 3, ©. 248— 356. 


92 Pofitives oͤffentliches Staatsrecht. 


anerikä früher feinen Helden und Netter; 2 uud fpäter 
feinen Regenten fand. 

FJe mehr die neue Verfäffung Nordarlerika s, ſo 
role die befondere Verfaſſung jeder feiner eingel« 
Aeh’(damals 13): Staaten, die Farbe und-den Cha⸗ 
rakter des achtzehnien Jahrhunderto an ſich trug; deſto 
weiter wich fie von dem verdftetei republikaniſchen 
Fornſen 6 , die in den europäifchen Sreiftaaten Ve- 
hedig,; "Genua; Kucka, Schweiz und Nie- 
Ör Fand ſtoet fanden, Ä * oo 


N on „10. 


ehe Kaultesung. .. 
HeieerfaffünsInBrantreif ind Polen. 


Bivor aber anf europaͤiſchem Baden eine Nach⸗ 
—8 des brittiſchen und ber nordamerikaniſchen 
Verfaffung verſach ward, gab die franzoͤſiſche 
Kevolution im Jahre 1789 °) 2, den Ausſchlag uͤber 
die vdſlige Umbildung des — Staatslebens i in dem’ 
Gröeften chriftlichen Reiche des jüungern Europa. Denn 
faum hatte, aus der Mehrheit der von Meder nach 
Berſaiiles zuſammenberufenen 1200 Depuͤtirten bes 
Reiches, die eöſte Nationalverſfammlung 
(17: Jun. 1789) fü} gebildet, als dieſe (4. Aug.) die 
voͤllige Ab fchaffung des Lehns ſyſtems aus 
forach, ind, nad) zweijährigen Verhandlungen, (3. 
Sept: 7791) die neue ſchriftliche VBerfaffunge 
urkunde beendigte, welche (14. S Spk)‘ gudwig 16 
ol Reichogrundgeſet beſchwor ), 





d) Staatswiſſenſchaften, Th. 3, ©. 308: - 
“+, Wenn das poſitive oͤffentliche Staatsrecht für ſich, 
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Gleichzeitig dachte ber edlere Theil der Polen, 
der die erfte Theilung des Reiches vom Jahre 1772 
noch nicht verſchmerzt hatte, an eine Verbefferung dee 
fehlerhaften Reichsverfaffung und an eine Verjuͤngung 
des innern Staatslebens.. Bereits am 6. Dct. 1788 
ward der polrifche Reichstag eröffnet, auf welchem 
ſagleich das ſogenannte freie Werto aufgehoben, und, 
nach ber Abfihließung eines Bundes mit Preußen - 
(29. Märy 1790), ‚von der großen Stimmenmehrheit 
(3. Mai 1794) eine neue VBerfaffung angenem;- 
men, fo wie diefelbe vom Könige Stanislaus Augu⸗ 
ftus befhmworen ward. Diefe Berfaffung fchtoß fi) 
mehr als die franzöfifche, an die bis dahin in Polen 
beftandenen Rechtsverhältniffe an; demungegchtet bil⸗ 
bete fi), unter Rußlands Einfluffe, gegen fie der 
Targowiger Bund (1792), worauf — mit. Zus 
flimmung des Königs, — die neue DVerfaffung- auf 
dem Reichstage zu Grodno.-(29. Sept. 1792) verr 
worfen, und im Jahre 1793..Polen zum. zweiten« 
male getheilt ward. a 

Allein aud) die erfte Verfaffung Frankreichs vom 
Jahre 1791 ging nur theilweiſe ing öffentliche Staats» 
leben über, weil, bereits nach dem Zufammentreten 
ber zweiten Nationalverfammlung (1. Det. 1791), 
ein heftiges Nartheiengemühl in derfelben fid) zeigte, 
das, nach der Eröffnung des fögenannten National 
eonvents (24. Sept. 1792), in.der Abfchaffung des 
Koͤnigthums, in der Verwandlung Frankreichs. in 


und micht in der Folge ber gefammten Staats⸗ 
wiſſenſchaften vorgetragen wird; fo muͤſſen in.der 
Einleitung deffelben Diejenigen Srundfäge in 
allgemeinen Umriſſen aufgefielle werden, die.fid. in 
‚der Staatstunf 15 — 22. (Ötaassr. Th. 1. 


©. 361 — 418) finden. 





u. . - 
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ölne Kepubtif, und in dem Prozeſſe und der Hinrich⸗ 
tung dwigs 16, zu’ dem völligen Umſturze aller 
frübern Staatsformen im Innern Frankreichs führte, 
worauf, für die Republif Sranfreih am 24. 
Juny 1793 eine zweite Verfaſſung gegeben ward, 


Nach dem Sturze der Schredensregierung wagb 
für: die Republif Sranfreich die dritte Ver⸗ 
faflung im Jahre 1795 aufgeftelle, mit einem Direce 
torium von fünf Perfonen an der Spige der voll- 
giehenden Gewalt. - 


Diefer folgte im Jahre 1799 die vierte Der 
uffing,; welche den: General Bofaparte zum 
| erſten Eonful ernannte In dieſer Verfaſſung 
gingen die fruͤhern republifanifch » demokratiſchen Bes 
ſtimmungen bereits in ſolche über, bie fich der monar- 
chiſchen Staatsform näherten. Dies trat noch be: 
ſtimmter durch die Senatusconfulta vom “Jahre 1802: 
und-1804 hervor, welche den erften Conful Anfangs 
im Eonful auftebensgeit, und dann zum erb» 

ichen Kaiſer der Sranzofen ernannten. 


Machdem er aber (1814) auf den Thron Frank 
reichs verzichtet hatte, gab der Senat, unter Talleyrands 
Leitung, dem Reiche eine neue Verfaſſung (6. Apr. 
1814), in welcher Ludwig (18) durch den Willen 
des Polkes auf den Thron berufen ward. Allein 
gudwig 18 erfannte dieſe Verfaſſung nicht an, ſondern 
ertheilte, aus föniglicher Ma toollfommienheit, (4 
Sun: 4814).die conftitutionelle Charte, die 
noch jeßt als Grundgefeg des Königreiches gilt, wenn 
gleich Napoleon, nach feiner Rückkehr von Elba ‚ 
während der hundert Tage, (22. Apr. 1815) eine 
Bufagarte zu der vierten Verfaflung befannt 
machen ließ, 
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11. 


Sortfegung. 
Stalien 


Mit den Siegen der Sranzofen. überfcheitt aud) 

5 repräfentative Staatsfoftem die Grenzen Franf- 
chs; fo in den Niederlanden; fo in $talien, 
kard gleich die altere Staatsform des Steiftaates- ber 
reinigten Niederlande , unmittelbar nad) Pichegru’s 
oedringen über die zugefrornen Grenzflüffe, aufge 
ven, und das. bemofratifhe Princip für die neue 
erfaflung der Miederlande ausgefprochen ; fo dauerte 
doch in der fogenannten batavifchen Republif bis 
m Jahre 1798, bevor bie erfte neue Wefaſſung 
felbft angenommen warb. 


Raſcher erfolgten die politifchen Umbilbungen in 
:alien, mo Bonaparte im Frühjahre 1796 feine 
inzende Priegerifche Laufbahn begonnen hatte. So 
e er bereits nach dem fühnen Uebergange über die 
da Brücke bei Lodi (20. Mai 1796) die Freiheit 
Lombardei ausfprad) ; fo warb auch, unter feiner 
itwirkung, in der Zmwifchenzeit zwifchen den Frie⸗ 
wpräliminarien zu Leoben und dem wirflichen Frie⸗ 
wabfchluffe zu Campio Formio mit Deftreich, am 29. 
m.1797 der neuen cisalpinifhenKepubliß 
e Derfaflung gegeben, bie, mit vielen’ elgenthlumik» 
nSchattirungen: bodh' "tm Gängen. eine Nuchbildung 
r dritten Verfäſſung Frankreichs mar. Während 
er Bonaparte in Aegypten ſich befand, erfuhr dieſe 
rfaffung (1798) durch den franzöfifchen Gefandten 
'oudve und durch den General Brune wefentliche 
ränderungen , und bei den Siegen der Deftreicher 
Ruſſen in Oberitalien im Jahre 1799 theilte fie,’ 


V 
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mit der cisalpiniſchen Republik ſelbſt, das Sch 
der Auflöfung. V 
Kaum hätte aber det damalige erſte Conſu 
naparte in der Schlacht bei Marengo (14. Jun. 1 
von neuem das Uebergewicht der Waffen Frank 
behauptet; fo ward auch von ihm die cisalpi 
Republik (18. Yun) mit einer einſtweiligen Regii 
Hergeftelld, und, nach: dem Süneviller Frieden, 
Mepudlif,, welche zu Lyonden Namen der itali 
fu n.annahm ‚. (28. Jan. 1802) eine neue $ 
faſſung gegeben, die in manchen wefentlichen 9 
ren von der viertEn. franzoͤſiſchen abwich. 7 
tonftitutionelle Starute im Jahre 1805 ward 9 
Bon zum Könige von. Stalien ernannt, 
dasjenige in der: Berfafling verändert, was bei 
Uebergange aus der republifanifchen in die mon 
ſche Staatsform umgewandelt werben mußte, 
Mach: der Vernichtung der Macht Frankreich 
Italien, und nach der, Rüdfehr der Lombardei 
Penedigs unter öftreichifhe Herrſchaft, gab 
Kaiſer Fran z. (24. Ahr. 1815) dem lombard 
yerstianifhen Königreiche eine neue 
Gleichzeitig mit den Folgen der franzoͤſi 
Siege durch Bonaparte in Italien ſtuͤrzte der aͤ 
Kalifche Sreiftaat, Venedig, zuſammen; das 
vere Genuaur hingegen erhielt ſich, ward (1797 
igurifhe Republit bemofratifire, un 
eis (2. Dec. 1797 und 26. un. 1802) zwei 
ander fchnell folgende Werfaffungen unter Frankr 
Einfluffe, bis 1805 Genua Frankreich felbft eit 
leibt, nad) Napoleons Sturze aber, auf dem Wi 
Eangreffe, dem Könige von Sardinien zuget 
ward⸗ F TR Br 
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Eben fo erhielt auch der kleine Freiftaat $ucca 
im Jahre 1799 und im Jahre 1801 zwei Verfafe 
fungen, die, im verjüngten Maasftabe, den in 
Frankreich wechfelnden Verfaffungen nachgebildet wa⸗ 
ren. — Gelbft dem Kirchenſtaate, welchen das 
franzoͤſiſche Directorium (1798) in eine roͤmiſche 
Republik verwandelte, ward (20. Mär; 1798) 
eine demofratifche Verfaflung gegeben, die aber bei der 
Erneuerung des Krieges fchnell wieder aufgelöfer ward, 
Meapel, obgleih, nad) Championers fiegreis 
dem Vordringen bis in bie Hauptftadt bes Reiches, 
als parthenopeifhe Republik (1799) erflärt, 
erhielt Damals, bei dem fchnellen Wechfel des Kriegs⸗ 
gluͤckes, feine eigene Werfaffung. Als aber fpäter 
Napoleon feinen Bruder Joſeph (1806) zum Könige 
beider Sicilien, und zwei Jahre darauf zum Könige 
von Spanien ernannte, welchem Joachim Murat 
auf dem Throne Meapels folgte, gab Joſeph, bei 
feinem Abgange nady Spanien, dem Koͤnigreiche 
Neapel (20. Jun. 1808) eine Berfaffung, die 
Mapoleon beftätigte. Doch band fi) Murat an dies 
ſelbe nicht; fie trat nicht ins öffentliche Leben. 
Dagegen ward, unter brittifhem Einfluffe, von 
dem ford Bentind im Königreihe Sicilien, mwel- 
des die aus Neapel verdrängte Dynaſtie Bourbon 
. gegen Frankreichs Waffen behauptete, (1812) eine 
der englifchen Eonftitution nachgebildete Werfaflung 
gegeben, die aber von dem bourbonifchen Regenten« 
baufe bald wieder aufgehoben ward. 
Eelbft nad) der Ruͤckkehr diefer Dynaftie nach 
Neapel (1815), warb ber Verſuch, die fpanifche 
Werfaffung in Neapel mit örtlichen Modificatios 
nen (1820) einzuführen, durch bie fiegreihen Waffen 
Deftreichs vereitelt. 
IV. 7 


BE. 


98 Pofitives öffentliches Staatsrecht. 


Den jonifhen Inſeln, früher der Republik 
Venedig gebörend , ward bereits im jahre 1803 eine 
unter Rußlands Einfluffe vermittelte Verfaffung er- 
theilt. Als aber, nad) fehnell wechfelnden Schickſalen 
dieſes Freiftaates, derfelbe (1815) unter die Schutz⸗ 

oheit Großbritanniens geftellt ward, erhielt er am 1. 
Kun 1818 eine in ondon genehmigte neue Verfaffung. 


12. 
Sortfegung Die Schweiz. 

Veraltet war die politifche Form der fhmweize- 
eifhen Eidsgenoffenfhaft beim Ausbrude 
ber franzöfifchen Revolution; auch fehlte in den Can⸗ 
fonen die Einigfeit, Die in Tagen der Gefahr das 
Beftehende zu retten vermag; allein Europa fah mit 
Mißbilligung, wie das franzöfifche Directorium mit 
der friedlichen Schweiz verfuhr. Mac) Uebermälti- 
gung berfelben durch franzöfifche Heere ward (12. Apr. 
41793) zu Aarau der Entwurf einer neuen-Berw 
faffung ber einen und untheilbaren helvetiſchen Re⸗ 
publif angenommen; dod) hatte das alte Syſtem viele 
Anhänger und rüftige Vertheidiger, und die Erfolge 
Deftreichs im Kampfe des Jahres 1799 brachten beide 
Partheien gegen einander in mächtige Gährung , big 
Maflena’s Sieg (Sept. 1799) bei Zürich den Aus⸗ 
ſchlag für das neue Syſtem gab. Eine neue, zu 
Paris entworfene, Verfaffung ward zwar am 20. 
Mai 1801 angenommen, von den reunden des alten‘ 
Syftems aber (28. Oct. 1801) geſtuͤrzt, bis bald 
darauf (17. Apr. 1802) die legtern wieder verdrängt, 
und von den Anhängern des neuen Spftems die Be« 
flimmungen, der Verfaffung vom 29. Mai 1801 ans 
genommen wurden. Doch als, nad) der Rückkehr des 
frangöfifchen Heeres aus ber Schweiz, Aufftant‘; 
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Gährung und Unorbnung allgemein warb; da berief 
der erfte Conful Bonaparte, nad) erneuerter Be⸗ 
feßung bes Sandes von franzöfifchen Truppen, Mäns 
ner aus beiden Spftemen nad) Paris, mit welchen 
er bie fogenannte Bermittelungsacte (49. Febr. 
1803) verabrebete, welche bis zum Jahre 1813 als 
Staatsgrundgefeg der Schweiz galt, und auf eine im 
Ganzen fchonende Weife das Alte und Neue verband. 

Nachdem aber die Völferfchlacht bei Leipzig über 
Napoleons Schickſal In Teutſchland entfchieden hatte, 
ſprachen die verbündeten Mächte die Auflöfung der 
Wermittelungsacte aus, und ließen durch Abgefanbte 
mit den Abgeordneten der Schweiz unterhandeln, 
worauf (8. Sept. 1814) ein neuer Bundesvertrag 
der 19 Cantone, und, nad) den Beftimmungen des 
Wiener Congreffes in Hinſicht der Schweiz, die Auf 
nahme der brei neuen Cantone, Wallis, Genf und 
Neuenburg, die Entwerfung befonderer Verfaffungen 
für jeden einzelnen Canton, fo wie (7. Aug. 1815) 
die feierliche Annahme der neuen Bundesacte 
ber gefammten 22 Santone erfolgte. 


13. 
Sortfegung Die Niederlande 


In den Niederlanden, bie, nad) der Eroberung 
von den Franzoſen, in der bamaligen Staatsgeogra« 
phie als batavifche Republik aufgeführe wur⸗ 
den, war, unter dem Einfluffe des franzöfifchen Ges 
fandten Sacroig, (23. Apr. 1798) eine Verfaffung 
gegeben und angenommen worden, weldye man der 
brirten feanzöfifchen (vom Jahre 1795) nachgebildet 
hatte. Kaum war aber, in ben fondoner Prälimis 
narien zum ‘Frieden zwifchen Sranfreih, Großbris 
tannien, Spanien und Batavien, die Selbſtſtaͤndig⸗ 
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keit der neuen’ repüblifanifchen Form der legtern ans 
erkannt worden, als (16. Oct. 1801) die batavi- 
ſche Republik eine zweite Verfaflung, und. — 
nad) der Begründung ber Faiferlihen Macht in Frank⸗ 
reich — (15. Maͤrz: 1805) eine dritte Verfaſſung 
erhielt, die einen Rathspenfionair-an die Spitze ber 
Regierung fteflte, und in vielfacher Hinficht den mo⸗ 
narchiſchen Formen ſich näherte., Mit. Beibehalrung 
diefer , blos durch vrganiſche Gefege.erganzten, DVer- 
faffung ward (5. Jun. 1806) die Repubtif für Napo⸗ 
leons Bruder, Ludwig, in das Kögigreich Hol— 
Land verwandelt, diefes aber (1810) dem mächtigen 
Frankreich felbft einverleibt, bis auch dort, nad) den 
Erfolgen der Leipziger Schlacht, die Franzofen ver⸗ 
Drängt wurden, eine einftweilige aus Holländern ges 
bildete Regierungscommiffion den: Fuͤrſten Wilhelm 
von Dranien zum fpuverainen Fürften der Nieder 
Sande ernannte, diefer aus England zurücfehrte, und, 
nach der Vereinigung Belgiens mit Batavien zum 
Königreiche der Niederlande, dem nun vers 
einigten Staate in ber Berfaffung vom 24 
Aug. 1815 ein bleibendes Grundgefeg gab. 
5145 

Fortſetzung. Der Rheinbund. War 
ſchau. Spanien. Schweden. — 
Mit der weitern Verbreitung ber. Siege und des 
politifchen Einfluffes Napoleons auf das. Ausland; 
gewann aud) das Syſtem neuer: Werfaflungen Tine 
weitere Ausdehnung. ine Folge des Kampfes zwi⸗ 
fihen Sranfreich, Deftreich und Rußland im Spät 
jahre 1805, und des für Oeſtreich nachtheiligen Fries 
dens von Preßburg (26. Dec. 1805), war bie Stift 
tung bes Rheinbundes in. der (12. Jul. 1806) 
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zu Paris unterzeichneten Confoderationsacte, 
Sie ward, nach der Befiegung der Preußen in den 
Laͤndern zwifchen der Saale, Elbe, Oder und Weich» 
fel, und nach dem Beitritte der nordteurfchen Fürften 
zum Rheinbunde,, bald das allgemeine politifche Ges 
feß-des vormaligen Teutſchlands, mit alleiniger Aus⸗ 
nahme der ehemals zu Teutfchland gehörenden öftreis 
chiſchen und preußifchen Länder. Dem im Tilfite 
. Frieden neugeftiftefen Herzogthume Warfchau ga 
Napoleon (22. Jul. 1807) eineneue Berfaffung, 
die bis zu deſſen Aufloͤſung galt. Wie er aber in der 
Mitte des Rheinbundes felbft die Begründung neuer 
DVerfaflungen ‚meinte, erhellte aus der (15. Nov, 
1807) dem Königreiche Weftphalen gegebenen 
neuen Verfaſſung. Theilweiſe ward diefelbe 
‚nachgebildet in der Verfaffung Bayerns vom 
1. Mai 1808, die aber nicht ins öffentliche Leben 
tratz in den Örganifationsdecreten des Großherzog- 
thums Berg (12. Dec. 1808 und 31. März 1809), 
in der Verfaſſung des Großherzogthbums Frank 
furt (16. Aug. 1810), und in der vom Herzoge von 
Anbalt-Köthen (28. Dec. 1810) feinem fleinen 
Sande gegebenen Berfaffung. Die legtere ward bereits 
im jahre 1812, nad) des Herzogs Tode, unter ber 
vormundfchaftlichen Regierung des Herzogs von Ans 
halt: Deffau aufgehoben; die übrigen erlofhen nad) 
den Echlachttagen bei Leipzig. 

Eben fo beftand die, von Tofeph Napoleon 
(6. Jul. 1808) dem Königreihe Spanien mit Zus - 
ftimmung des Kaifers gegebene, Verfaffung nur 
fo lange, als er felbft in Spanien, unter der Macht 
der franzöfifchen Waffen, fich behauptete; denn, nod) 
vor feiner volligen Ruͤckkehr nad) Frankreich, ſprachen 
die auf der Inſel Leon verfammelten Eortes Spaniens, 
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im Namen des abweſenden Ferdinands 7, (19. Maͤrz 
1812) eine neue Verfaſſung als Grundgefetz der 
Monarchie aus, die Ferdinand, nach ſeiner Ankunſt 
in Spanien, (Mai 1814) aufhob, und fpäter zwar 
im Drange der Berhältniffe (7. März 1820) annahm, 
fie aber, nad) dem Vordringen der franzöfifch - bours 
bonifchen Heere bis Eadir, (Det. 1823) für immer 
vernichtete. 

Verfchieden von diefen Verfaflungen nad) ihren 
Orundzügen und nach ihrem wefentlichen Charafter, 
war dieneue VBerfaffung Schwedens (7. Jun. 
41809), nachdem Guſtav 4 auf den Thron verzichtet, 
und biefen fein Oheim, Karl 13, nach Annahıne 
Diefer Verfaffung , beftiegen hatte. 


15. 
Sortfegung Neue Berfaffwngen 
feie Napoleons Sturze 

Die mächtige Veränderung aller politifchen Ver⸗ 
haͤltniſſe, welche Napoleons Beſiegung und Par 
leiftung auf die Regierung (11. Apr. 1814) bemir 
zeigte fich in den verfchiedenen Staaten und fände 
auf fehr verfchiedenartige Weife. In Franfreid 
felbft gab Ludwig 18 (4. Jun. 1814) die conftitu- 
tionelle Charte, die auch, nad) Napoleons zwei⸗ 
ter Beftegung im Jahre 1815, das Grundgefeß des 
Königreichs blieb. In dem Koͤ nigreiche der Nies 
berlande vereinigte fih Wilhelm 1 mit den Notablen 
(24. Aug. 1815) über die neue Verfaflung. Dem, an 
Deftreich gefommenen, lombardifch.venetiani« 
fhenKönigr. iche gab der Kaifer Franz 1 (24. Apr. 
1815) eıne neue Verfaflung ; eben fo der Kaifer Aleran- 
der1 (27. Nov. 1815) dem mit Rußland vereinigten 
Königreihe Polen. Unter Rußlands, Deftreichs und 
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‚Preußens Vermittelung erhielt (3. Mai.1815) die, 
duch den Wiener Congreß als frei erklärte, 
‚Stadt Eracau eine befondere Verfaffung ; fpäter 
führte auch Deftreidh in dem Königreiche Gali— 
‚zien (13. Apr. 7817) ftändifche Verhältniffe ein. 
‚Mormwegen, von Dänemark an Schweden abgetre= 
‚ten, erhielt vom Könige Kari 13 (4. Nov. 1914) 
die. SBeftärigung der von dem Storthing entworfenen 
Berfaflung mit wenigen Abänderungen. Fuͤr Pre us 
.gen fprad) der König (22. Mai 1815) die fünftige 
Einführung einer Verfaffung aus, und erließ fpäter 
(5. Jun. 1823) das Gefeg für die Bildung der 
Provinzialflände Selbſt der Papſt Pius-7 
fand es gerathen, dem Kirchenftaate (6. Jul, 
1816) eine neue Verfaffung zu geben. Die joni« 
fhen Infeln erhielten (1. San. 1818) eine ſolche 
von England; für das Königreich beider Sici- 
lien verfündigte das Decret vom 12. Dec. 1816 eine 
. neue Ordnung der Dinge. Selbft das nach politifcher 
‚ Selbftftändigfeit ftrebende Griechenland gab fid) 
„(4. Ian. 1822) eine proviforifhe Berfaffung. 
Die Verfaffung der Cortes in Portugal (23. 
Sept. 1822) beftand blos bis zum Juny 1823. 
Allein am folgenreichften ward die neue Geftal- 
tung und Einführung ftändifher Werfaffungen für 
‚den, durch die teutfche Bundesacte (8. Jun. 
. 1815) zu einem verjüngten politifchen Leben wieder- 
gebohrnen, teutfhen Staatenbund, der in der 
Schlußacte der Wiener Minifterialcon« 
ferenzen, welche am 8. un. 1820 zu Frankfurt 
als angenommen befannt gemacht ward, eine Er—⸗ 
gänzung ber in der Bundesacte nur furz enthalte 
nen Grundzüge feiner gemeinfamen Verfaflung erhielt. 
Nach dem dreizepnten Artikel der Bundesacte follten 
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in allen teurfchen Bundesftaaten ftändifche Verfaffun. 
. gen beftehen; nur daß man zu Wien über die nähern 
Beſtimmungen deshalb fich niche vereinigen fonnte, 
Dies hatte die Folge, daß die feit der Zeit ins innere 
eben der einzelnen teutfchen Staaten eingetretenen 
neuen Verfaffungen durch die Eigenthümlichfeit ihrer 
Grundſaͤtze ſich mefentlich von einander unterfchieden. 

Mod) vor der Eröffnung des Wiener Eongreffes 
‚erhiele (2. Sept. 1814) das Herzogthum Naffau 
eine neue Verfaſſung. Der Fürft von Schwarz 
burg-Rudolftadt erließ (8. Jar. 1816) eine Ver⸗ 
ordnung wegen neuer Einrichtung der Stände; eine 
ähnliche (15. Yan. 1816) der Fürft von Lippe⸗ 
"Schaumburg. In Tyrol ftellte der Kaifer Franz 
(24. März 1816) die vormaligen ftändifchen Ver⸗ 
hältniffe der. Der Fürft von Wal deck ſchloß (19. 
Apr. 1816) mit den Ständen von Walde und Pyr⸗ 
mont einen förmlichen tandesvertrag. Der Groß⸗ 
Herzog von Weimar gab (5. Mai 1816) feinem 
Staate eine neue Verfaffung als Grundgefeg. 
‚Die freie Stadt Sranffurt am Main nahm (18 
Jul. 1816) eine Ergänzungsacte ihrer frühern 
Stadtverfaffung an. Darauf erhielten neue Ver⸗ 
faffungen: das Herzogthum Sadhfen-Hildburg- 
haufen (19. März 1818); das Rönigreih Bayern 
(26. Mai 1818); das Großherzogthum Baden (22. 
Aug. 1918); das Fürftenehum Siehtenftein (9 
Nov. 1818); das Fürftenthum fippe- Detmold 
(8. Sun. 1819, nur daß die Einführung derfelben 
Schwierigkeiten fand); das Königreich Wirtem⸗ 
berg (25. Sept. 1819); das Großherzogthum He fe 
fen (17. Dec. 1820), und das Herzogthum S a d}- 
ſen⸗Coburg (8. Aug. 1821). Zeitgemäße Vers 
änderungen in den früheren ftändifchen Verhaͤltniſſen 
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bewirkten tm Koͤnigreiche Hannover das koͤnigliche 
Patent (7. Dec. 1819), und: im Herzogthume 
Braunfhmeig das Decret Georgs 4, als Vor⸗ 
mund des Herzogs (25. Apr. 1820). Für das Groß⸗ 
herzogthum Luxremburge gilt die MWerfaflung des. 
Koͤnigreiches der Niederlande. In Churhefſen 
erſchien (29. Jun. 1821) ein Organiſationsdecret. 
In andern teutſchen Staaten (im Koͤnigreiche Sa ch⸗ 
fen, in den beiden Mecklenburgiſchen Ländern, 
in den Herzogthuͤmern Gotha= Altenburg um 
Meiningen) wurden die früher vorhandenen flän« 
bifhen Verfaſſungen mit wenigen Veränderungen bei⸗ 
behalten ; eben fo bauerten die ältern Verhaͤltniſſe in 
den Drei freien Hanfeftädten fort. Noch fehle 
aber die Beftaltung der ftändifchen Verhaͤltniſſe im Her⸗ 
zogthume Holftein mitdem dazu gefchlagenentauen«- 
burg; im Churſtaate Heſſen; und in den $ändern 
des Großherzogs von Didenburg, ber brei Her⸗ 
joge von Anhalt, der beiden Häufer Hohenz ol⸗ 
lern, ber beiden Linien des Haufes Reuß, des land» 
geafen von Heffen-Homburg, fo wie im Züre 
thume Schwarzburg- Gondershaufen. 
16. 
Fortſetzung. 

Neue Verfaſſungen in Amerika. 

Das durch den Pariſer Frieden (1783) zur poli⸗ 
tiſchen Selbſtſtaͤndigkeit gelangte Nordamerika 
gab ſich im Jahre 1787, als Staatenbund, eine 
Geſammtverfaſſung, zu welcher im Jahre 1789 
in einem Ergaͤnzungsſtatut mehrere naͤhere Beſtim⸗ 
mungen hinzukamen. Allein ſchon vorher hatten die 
meiſten der einzelnen 13 Staaten befondere Ver⸗ 
faflungen ſich gegeben, und bie feit 1783 in den 
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MExaqatenbund aufgenommenen folgten dieſem Beiſp 
Wenn in den beiden einzelnen Staaten Rhode⸗ 
"tand und Connecticut die ältern Föniglichen F 
-briefe von den Jahren 1663 und 1674 die Unter 
‚der neuen DVerfaffungen, mit wenigen ‚zeitgemnä 
Moödificationen , bildeten; fo beriethen ſich Die Al 
‚orbneten der übrigen Provinzen, feit dem Jahre 17 
uber ihre befondern. Werfaflungen, von welchen 
von New⸗Jerſey am 2: ul. 1776, die von X 
:ginien am 5. ul. 1776, die von Maryla 
‚am 14. Aug. 1776, die von Pennfylvanien 
28. Sept. 1776 (verbeflert im Jahre 1790), die 
Nord» Carolina am 18. Dec, 1776, die 
Delaware gleihfalls im Jahre 1776 (verbe 
am 12. Sun. 1792), die von Georgien an 
Sebr. 1777, die von New⸗York am 20. .) 
4777, die von Süd» Carolina am 19. V 
1778 (verbeffere im Juny 1790), die von M 
fahuferes am 2. März 1780, die von Nu 
Hampfhire am 2. Jun. 1784, die von Berm: 
:am 4, “Sul, 1793, und die neugeftaltete von K 
tucky am 17. Aug. 1799 ing öffentliche Staatsle 
trat. In gleihem Sinne und Geiſte, gewöhnlich) 
Annäherung an eine der bereits vorhandenen einzel 
Verfaſſungen, gaben fich ihre eigenen Verfaſſun 
die Staaten Tenneffee am6. Febr. 1796, Ohio 
1. Nov. 1802, Louifiana am 22. an. 1812, © 
diana am 29. Sun. 1816, Miffiffipi am 15.2 
1817, Sllinois am 26. Aug. 1818, und Mai 
am 29. Aug. 1819. Die Verfaffungen. von den zu 
in den Bund aufgenommenen Staatenvon Alaba 
undMiffouri find in Europa noch nicht vol Lfi 
: dig bekannt geworden. Die von Alabama ift ı 
54819, und die von Miffouri vom 12. Jun. 18 
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Unter ſurchtbaren Blutſcenen trennte fich Die In⸗ 
|\©. Domingo — von mwelder der fpanifche An 
eilt 1795 an Frankreich gefommen war — von 
ranfreih. Schon der Mulatte Touffaint, wel 
er den Aufſtand der Neger gegen die Europäer lei⸗ 
te, gab am 20. Aug. 1801 für Domingo eine con- _ 
itntionelle Acte Er ward nad) Frankreich 
bgeführt und ſtarb daſelbſt. Der Meger Deffali- 
es trat an die Spige der Schwarzen und der Far⸗ 
igen; die Europäer wurben völlig von ber. Inſel 
mteieben; er aber, im “Sabre 1804 zum Kaifer 
%acob 1) erhoben, fiel (16. Dct..1806) als Opfer 
ner Verfchmörung. Ihm folgte (7. Zebr. 1807) 
6.Prafident, und fpäter (4. Apr. 1811) als 
dnig (Heinrich 1) von Hayti der Meger Chri-r - 
ophe, gegen welchen ſich aber Pethion als Pr aͤ⸗ 
‚dent eines Sreiftaates im fübweftlichen Theile (zu 
jort au Prince) behauptete. Mac) Pethiong Tode 
lgte ihm (27. März 1818) Boyer als Praͤſident. | 
Yem norbweftlichen Theile gab Ehriftophe (28. März 
811) eine Verfaffung, welche ber franzofifchen 
om ‘Jahre 1799 und 1804 nacdhgebildet war. Nach⸗ 
em aber Ehriftophe, während eines ausgebrochenen 
(ufftandes unter feinen, Soldaten, (8. Oct. 1820) ſich 
efhoffen, und auch der fpanifche Theil der, Inſel (21. 
too. 1820) fi) unterworfen hatte, ward Boyer Praͤ⸗ 
dent von ganz Hayti, worauf die, im republifani- 
hen Theile der Inſel bereits am 27. Dec. 1806 einges 
ührte und am 2. Juny 1816 revidirte, Verfaſſung 
ie allgemeine Verfaſſung für Hayti ward. — 


17. 
Schluß. 
Die ſpaniſchen Provinzen des Feſtlandes 
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Son Anierifa ſprächen feit Sem Jahre 1810, wo im 
iropärfchen Stammlande der Rampf:gegen bie Nas 
Poleonifche Dynaftie fortbrauſete, ihre Unabpängigfeit 
Yon den Mutterlande aus, und wurden, nach der 
Vertreibung der fpanifchen Statthalter und Heeress 
anführer aus de meiften- Provinzen;,. zuerſt von 
Nordamerika, und im Jahre 1883 aud) von Engs 
sand, als felbfiftändige- Staaten" anerfannt. : Fünf 
ührizelne Staaten bildeten ſich auf dieſo Weife: 1) 
Meriko, mo ned keine Verfafſung: beſteht; und 
Sturbide fein volles. Jahr ˖ hindurch. dan Faifers 
hen Titel führtes 2) Ber Freiſtaat Columbia 
(eit dem 17. Dec. 1819 aus den vereinigten Provins 
zen Venezuela und Neu» Granada, gebildet), der ſich 
-am 30. Aug. 18241 eine, der nordamerifanifchen 
nachgebildete, Werfaffung gab;--3) der Freiſtaat 
der vereinigten Provinzen von Südame— 
rifa (der am 3. Dec. 1817 diefen Namen, ftart 
bes frühern ber vereinigten Provinzen am Plata, 
annahm), und fih zu Buenos Ayres am 20. Apr. 
4819 eine VBerfaffung gab; 4) der Freiftaat 
Chili, der im September 1820 vom Mutterlande 
fich trennte, und 5) der Freiſtaat Peru, der, nad) 
der Befiegung des Vicefönigs von dem republifani- 
ſchen Generale San Martin, im July 1821 demfelben 
Beifpiele folgte, und im Jahre 1822 die allgemein- 
ſten Grundzüge feiner neuen Berfaflung aufftellte. 
Selbſt auf Brafilien blieben Diefe Vorgänge 
‚im fpanifhen Südamerifa nicht ohne Ruͤckwirkung, 
obgleich der damalige Prinz» Regent (nachmalige Koͤ⸗ 
nig Johann 6) von Portugalam 29. Nov. 1807 
— bei dem Vordringen eines franzöfifchen Heeres 
gegen fein europäifches Stammland — nad) Brafi« 
-lien fich einfchiffte, und diefe portugiefifche Kolonie 
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em 16. Dec. 1815’ zum Königreiche erhob. Unter 
den einzelnen , zu Braſilien gehörenden, Provinzen 
regte (1817) zuerft in Pernambuco fid) das Stre 
ben nad) Unabhaͤngkeit; andere Provinzen nachdem fie 
Kunde von dem Zufammentreten der portugiefifchen 
Cortes zu Liffaboh (1820) erhalten hatten, verlangten 
eine Verfaſſung; fo (1821) die Provinz Para, 
ſo Bahia, und au) Pernambuco. Der König 
ſah ſich genöthigt, fie ganz Braſilien Die damals norff 
im Werden begeiffene Verfaffung ber Eort«s in Por- 
tugal anzunehmen, welche der Kronprinz Peter in 
feinem und feines Waters Namen beſchwor. Bald dar, 
auf fhiffte der König (26. Apr.-1821) nach Eutopa 
fi) ein, woraufBrafilien die Teengung vom Mut—⸗ 
terlande, die Selbftftändigfeit des Staates unk,bie 
- Begräündung-einer neuen Verfaſfung ausfprad). 
Der Kronprinz nahm (12. Oct. 1822) den Titel 
eines conftitutionellen Kaifers und ims 
mermwährenden Protectors von Braftlien 
an, und erfläree (1823) in Hinficht der neuen Ver« 
faffung bes Kaiferthums, daß durch biefelbe ehem 
fo dem Defpotigmus ‚. wie der Demofratit borgebeugf 
werben folle. Noch in demfelben Jahre (1823) wur⸗ 
den die von Peter 1 angenommenen Grund eb ed ütze 
gungen der neuer Verfaffung Brafiliens befannt 
wenn gleich die vollftändige Verfaffungsurfunde no 
nicht nach Europa gekommen ift. ee fetene 
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| Jahr und 
BL u 
Englann. u 
J wagna charta| 15. Sun. 
Rhode⸗ Island. 


d. ein. Breigetsöeie v. J. 
D inemarf. 
Königegefeh Friedrichs 3.| 14. Nov. 
Connecticut, 
d. kön. Freiheitsbrief von ıl 


Schwede n. 
Guſtavs 3 Eonftit.] 21. Aug. 


fie. Jerſey. 
Vexrfſaſſung 2. Sul. : 


VNiinlen 
Berfeffung |» 5. Zul. 


Maryland. 
Verfaffung| 14. Aug. 





N Die angeführten Immiun en ind: ». Marten 
‚. lung der wihtis F Rei agrundgelee ir Th 
2794. 8 — delaC roix, constitutious des p 
I. ga de l’Europe et dies'etats- une de l’Ameriqı 

itutionen 


* —AA — — —8 ten 25 Jahre 
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in weis] ob noch gültig 
Sammlungen, 7 die Urkunde | der | der erloſchen. 
ſteht. 


Spra⸗ 

che. 
v. Martens, Gamml. 44.67 713.| lat. ” 

Dufsu, T. ı. p. 368. franz. gilt. 

Boltmanns Geſch. Großbr. Th. ı.| lat. 
©. 510. 
Dufsu, T. 5. p 5 franz. Grundlage der 
Seidel, ©. 211. Nididuic Verſaſſ. die⸗ 


ſes Staates. 


v. Martens, Snmi. 2. 1. S. 129. teutſch. gilt. 


Dufau, T. 3. PR 226. franz. en 

Dufau, T. 5 p- 3 franz. | Grundlage der 

Seidel, ©. 122. Gsefsitlih) Verf. dieſes 
Staates. 


v. Martens, Samml. Th. 1. S. 593- teutfch.| erloſchen. 
Dufau, T. 3. p. 880. 


Dufau, T. 6. p. 388. franz. gilt. 
Seidel, ©. 140. Qusiug. J tus). ;. 32,22 
Dufsu, T. 5. p. 455. | franz. gilt. 
Seidel, ©. 185. (Ausjug.) tue ..0. 0.0 
Daufan, T. 5 Pı 429. franz. gilt. - 
| 9.11. Auszug.) - -  Beufhli.:. 2.7 
— — Pr 
—FX und a z 1817 f. * güters, ditemet, Archivs 
i Theile. Leiprig, .ı819 ff Dulau, 
| —— 9 Guad et, cö —2 den En 
tions etc. Paris 
| — — —— ar — 
4 -; “138 


PP 
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Te) Jahr und 
om PBekanntma 
Gtaaten. " Einfüß 
ennfylvanien. 
ven! WBerfaſſung 28. Sept 
Be Ä ( verbeffert 
—B ..1790 
Nord⸗Carolina. 
. Verſaſſung/ 18. Dec. 
Delaware Le. 9 
or Verfaſſung v. J. 
(verbeſſert 
unse rw u, 1792. 
Georgien. 
| M Verfaffung | 6. Behr. 
eo eeltee | - - 
' Werfaffung | 20. Apr. 
Suͤd⸗ Earoline. - ... 
: Werfaffung | 19. Mär 
C verbeffert 
E a 1790. 
Maffachufetts. :-: | 
. Berfaflung | 2. Mär; 
New» Hampſhire. 


3. Sun. 
Nordamerika niſche Staa⸗ 
ten. 
Allgem. Verfaffung | 17. Sept 


| | Anhang dazu v. J. 
Schweden. | 
Gußars 3 Unions⸗ u GSich erheits⸗ 

acte. 21. Zebr. ı' 


° ’ 


— * 





se x 
% Fi 


" Ban) 

* T. 6 Er 

©. 127. (Ausjug.) 
T.8.'P:46.: 

©. 202. . Ausg.) 


Pa SE ae 7.77 BT 
ve ‚ten. 


1 T.&p 
\, PAR 


“oo... 
Cork. EB. 1. ©. 30. 


4, Staatsverf. ©. 235. 
1,©.955. 


5 Has, —S— 





> 
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Ä | aa und Ta 
Bekanntmachu 
Staaten. Einfuͤhrun 
Polen. | | 
Verfaffung| 3. Mal 17: 
Frankreich. 
Eitte Verfoffung| 3. Sept. 1; 
Sranfreid. ' 
Zweite Verf.| 24. Sun. ı7 
Vermont. 
Verfafung| 4. Jul. 17« 
Sranfreid. 
Dritte Verf. | 22. Aug. 17 
Tenneffee. 


Verfaffung 6. $ebr. 17 
Liguriſche otepublik. 
Eonv. v. Montebello 6. Sun. 17 


Eisalpinifge Republik. 
Verfafl.]| 30. Jun. 17 
Roͤmiſche Republik. | 
Grundzüge d. Verf.| 20, März ı' 
Schweiz. | 
| VBerfafl.| 12. Apr. 17 
DBatavifhe Republik, 
Erſte Verf.| 23. Apr. ı7 
Kentucky. 


Verſaſſ. 17. Aug. 17 





n [ 


Pofsines ffeurliches Staaspreshr. 


Sammlungen, we. die Urkunde 
Sebt. ' 





de la Groiz, * 3- P 887. 
Dufau, T. 4. 
Europ. Eonf. a. 2 ‘©. 16. 


de la Croix, T. 3. pP» 346. 
'Dufau, T. ı. p. 97. 

Europ. Conſt. Th. ı. ©. 58: 
„‚Lüders Archiv, Ih. 2. ©. 184 


de la Croix, T. 5. p. 327. 
Dufau, T. 4.. . 134. 
‚Europ. Conſt. 2. 1. ©. aM; 


Dufau, T. 6. p. 5. 
Seidel, ©. Im. Gas) 
Düfau, T. 1. p. 


Europ. Conſt. EEG ©. 137. 
Dufau, T. 6. p. 20. 


Dufau, T. 4. p 
Europ. Conſt. 85. = * 453. 


Dufau, T. 4. .p- 243 


Europ. Eonft. Ih. 3. ©. 530. 


Ehrmanns®taatsan, Th.3.©.442. 


Europ. Eonft. Th. ı. ©. 325. 


Dufan, T..& p 
Seidel, ©. 59, Gerste 


115 


in wel⸗ſob noch guͤltig 


cher 
Opra⸗ 
che. 


franz. 
fran;. 


teutfch. 


- + franz. 


franz. 
teutſch. 
teutſch. 


fang |:. 


fran;. 


oder erloſchen. 


erloſchen. 


erlöfchen. 


a. 


franz. 


: seusieh, 


franz. 


teutſch. 


franz. 


franz. 


teutſch. 


franz. 


teutſch. 


teutſch. 


teutſch. 


franz. 


erloſchen. 


gilt. 
erloſchen. | 


| erlofchen. 


| erlofchen. 


erlofchen. 
erloſchen. 


gilt. 


\ 
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Sabre und | 
Staaten. — 
Srantreic. 
ir Vierte Verf.13. Der. 
Sywei, 
Srundzäged. Verf. 29. Mat: 
Bataviſche Republik U 
| Zweite Berf.| 16. Oct. 
Republit ſucca. 
Verſaſf. 26. Der. 
Jealleniſhe Republig 
Verf. 28. 3. San. 


Ggurifse Kepusit J 
Verf. 26. Jun. ; 





Frankreiche | 
Organ. Genatusconf v. 2. u. 4. Au 
Ohio. ne 
Verf. 1. Nov. ı 
Schweiz. 
| Mediationsactel 19. Febr. 
Joniſche Inſeln. 
Grundz. d. Bef.]| 6. De. 1 
Frankreich. 
| - Organ. Senatusc.| ıg. Mai: 


Bataviſche Republik. 


Dritte Verl. 15. Mär, 








— — — 


T. d⸗. P 10 


on ds... ©. 209. “ 
Sa Th. 2. ©. 243. 


ins. Beil por. N. 256. Bu rn 


ip 5’: 120. 


: L franz 
—8 Bu 1. ©. 438. [ven 


— %. 3. ©. 515. 
2 >; . ia RE 
2 8. f 






—* —* 3. ©. 469. 


. T. 4. p: 337. 
Eon. Th. 3. ©. 457. 


‚ T. 1. p. 205. 


Esenſt Sp. 1. S. 235. 


⸗ T. 6. p. 5B- 


„ T:e. p; 308. 


nf: . J. ©. 570: °::2 


;T. % p- 817. 
onf. Th. 1. ©. 237. 
Archiv, Th. 2 ©. 7 


ih. 1. ©. 4600. 


ABER * die Urkunde 


“si Pe 


1: Glofgen. 


J 
| % erlofchen. 


aofhem.. 


. 
4 


1is Pofitives öffentlichen Eneioe 


u Je r und Ihe 
Antmahun 
Staaten. 1 —** 





Koͤnigreich 
Conſtit. Statut| 27. März 190% 
Eonftit. Statut] 5. Jun. 1805. 


Republik Lucca. 
Conſtit. Statut] 27. Jun. 180; 
Königreih Holland. ä 
Staatsvertr. zwifhen| 24. Mai 1806 
Frankr. u. Holland 


Conſtit. Statut| 10. Sun. got 
Teutſchland. 
Acte d. Rheinbundes 12. Zul. 2806 


Republik Hayti. | 
Verfal.| 27. Dec. 180K 
(revid. 2. Jun.ıg 


Herzogthum Warſchau. 
| Verf.| 22. Zul. 180% 


Königreih Weſtphalen. . 
. Verf. 15. Mov. 180 


Segaͤnzugeſtatut derfelben| 23. Dec. 180; 
Bayern. | 
2 Verfaflung I. Mai 1808 


Neapel. _ 
Verf. (u. Joſeph gegeben)| a0. Jun. 180 
Spani en. 

Joſephs Verfafung| 6. Jul. 1908 


rn 





Poſitives öffentliches Staatsrecht. 


in wel⸗ob noch guͤltig 


Sammlungen, wo die Urkunde 


ſteht. 





Europ. Conſt. Th. 3. S. 488 
Eur, Couſt. Th. 3. ©. 493. 


Eur. Tonft. Th. 3: ©. 521. 
Dufsu, T. 3. p. 145. 

Eur. Een. Th. 1. ©. 491. 
‘Eur. Eonf. Th. 1. ©. 496. 


Dufsau, T. 8. p. 85. 
Eur: Conſt. Th. 8. ©. 78. 


Dufan, T. 5. 
Murhards pol. Plnnalen, Th. 7 
©. 273. 


Doufeu, T. 4. p. 73. 
Eur. Eonft. Th. 2. ©. 34. 


Dufau, T. 2. p. 2ıo0. 
Eur. Conft. Th. 2. ©. 117. 
Eur. Eonft. Th. 2. ©. 127. 


Dufau, T. 2. p. 220. (nur aus: 


qugsweife. J- 
Eur. Eonft. Th. 2. e. 132. 


Car. Eonft. Th. 3. ©. 635. 


Dufau, T. 5 p. 6 


Eur. Eonft. 9.3 .®. 6. 


cher 


Spra⸗ 


che. 


teutſch. 
teutſch. 


teutſch. 


franz. 
teutfch. 


teutſch. 


franz. 


teutſch. 


franz. 
7. teutſch. 


franz. 


teutſch. 


franz. 


teutſch. 
teutſch. 


franz. 
teutfch. 
teutf ® 


franz. 


1 19. 


oder erlofchen. 


erlofchen. I 


erloſchen. 


erloſchen. 


exloſchen. 


erloſchen. 


erlofchen: > 


gilt. 


erlofhen. 


erlofchen. . 


erlofchen. 


erloſchen. 


erlaſchen. 
erloſchen. 


teutſch 


a 





- 
‘ ’ - 


— 
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ge und Tag ber 
Bekanntmachung ob. 


Staaten. Einführung. 





> 
Großperzoot um Berg. 
apoleons Drganif. Decrete| 12. Dee. 1808. 


31. Mär} 1809. " 


Schweden. 

Verfaffung|- 7. Zun. 1809. 
Großherzogthum Frankfurt. 

Verfafung]| 16. Aug. 1810. 


10. ®ept. 1810. 


Herzogth. Anhalt. Köthen. 


Verfaffung| 28. Der. 1810. 
Louiſiana. 
Verfaſſung a2. San. 1810... 
Spanien 
Verf. der Eortes| 19. März 1812. 
Sieilien. — 
Grundzuͤge der (Bentinckſchen) 1312. 


Verfaſſung 
Canton Baſel. ch 
Vef.| 4. März 1814. 
Canton Sucern, 
Frankreich. 
5. Fuͤnfte Verf. (des Senats) 


Ludwigs ıg Decret aus Quen. 
Canton Freyburg. 


Frankreich. 
Sechſte Berf. Ccharte) 


Verf. 24. März 1814. 
6. Apr. 1814. 
2. Mai 1814. 

Verf. 10. Mai 1814. 


| 4. Sun. 1814. 





Canton Zuͤrich.. Verhſe! 11. Jun. 1914 





Pofitives öffentliches Staatsrecht. 


Ä Sammlungen, wo bie Urkunde |. 


ſteht. 


—— — — — 


Dufsu, T. s. p. 219. 


Dufau, T. 3. p. 305. 
Europ. Conſt. Th. 2. ©. 432. 


Eur. Conſt. Tb. 2. ©. 275. 
Eur. Eonf. Th. 2. ©. 245. 


Eur. Eon. Ih. 2. ©. 260, 


Dufau,.T. 6. p. 76. 


Dufau, T,5. p. 84. ° 
Eur. Conſt. Th. 3. S. & 
Lüders Archiv, Ih. 3. 


Dufeu. T. 4. p. 441. 
Eur. Eonfl. Th. 3. ©. 543. 


Uſteri, ©. 321. 
Uſteri, ©. 244. 


Eur. Eonft. Th. 1. ©. 283. 
Lüders Ardio, Th. 2. ©, 316. 
Dufau, T. ı. p. 253. 


Ufteri, S. 206. 


Dufau, T. ı. p. 354. 

Eur, Eonfe. Th. 1. ©. 3 
Lüders Ardiv. Th. 2. ©. 328. 
uſteri, ©. 215. 


S. 104. | 





124 


in wels|o8 noch gültig 


her 


gilt. 


oder erloßgen. 





erloſchen. J 


erloſchen. 


erloſchen. 


erloſchen. 


‚gilt, J 


erloſchen. 


— .r.. 


erloſchen. 


gilt. 


gilt. 


erlofgen. | 


gilt. — 


gilt. 


gilt. 


123 Yofldves öffentliches Staatsrecht. 


Jahr und Tag der] 
u \ Staaten. - |Velannımadung od. 


Einführung. 
Fürftenep. u, Canton Neuenburg. 
Verf.| 18. Jun. 1814. _ 
Eanton Appenzell. In *. 


Verf. der äußern Rhoden| 28. Sun. 1814. 
Verf. der innern Rhoden| 30. Jun. 1814. 


Canton Glarus. . . 
Berf.| 3. Jul. 1814 
Verf. 4 Jul. 1814 
Berf.| 12, Jul. 1814. 
Berf.| 28. Jal. 1814. 
Bar. : 14 Aug. 1814 


Canton Aargau. 

Canton Schafhauſen. 

Canton Thurgau. 

Canton Waadt. 

Canton Solothurn. 

Repuhlik u. Canton Genf. 

Canton St.Gallen, 

Herzogthum Naſſau. Verl. ge. Aus: 1814 
un u Verf. 


if. | 17. Aug. 1814. 
Verf. 24. Aug. 1814. 


2. Sept. 1814. 


Canton . ug. on Verf. . Sept. 1814. 
Se Ela 
Vundesvertr. d. 19 Cantone| g. Geht. 1814. 





Nonmwegen. . Verf] 4. Mov. 1814. 


Cantoi Graubünbten. 
RR 








ı 
[) " P} 
% 


Pefitives öffentliches Stastsrerht, | 423 - 


in wel⸗ſob noch gültig 
Sammlungen, Ir bie Urkunde] her oder erloichen. 
ftebt. 





Uſteri, ©. 460. 


Uſteri, S. 335. 
Uſteri, S. 338. 


Uſteri, ©. 276, 

uſteri, ©. 30. 

Uſteri, ©. 327. | 

Uſteri, ©. 405. 

Ufet, S. Mo. 

uſeti, ©. zı. 7 
Uſteri, ©. 479. 

Uferl, ©. 346. 

Eurep. Eonft. Th. 2. &. 205. 


Lüders Archiv, Th. 3. ©. 499. 


Uſteri, ©. 285. 


Lüders Arhiv, Th. 1. ©. Sıo. 


Duofeu, T. 3. p. 322. 
Europ. Eonft. Th. 2. ©, 469. 
£üders Ach. Ih. 3. ©. 60B. 


Uſteri, ©. 385. 


teutfch. gilt. 


teutſch. gilt. 
teutſch. gilt. — 


entf.) , gilt. 
tech.) gilt, . 
teutſch gift. 
tentſch. gi. 
teutſch. giit. | 
Jteutſch. sit: 


N‘ 


teutfch. sit. 


teutſch. gilt. | 
teutſch. gilt. 
eur. ' 


teutſch. gilt. 
teutfh.|(ogl. 7. Aug. 
“P- 1815.) 
franz. gilt. 
teutſch.. 
2ſteutſch. ..... 


tentſch. gilt. 





. 
N 
' . 


124 . Pofitives: öffentliches Staatorecht. 


Tu Staaten.“ 





Canton TZeffin. 


Verf. 


chweiz. 

Erkl. d. Wien. Congt. uͤber die 
Schwei 

Beitritt der Sqwel zu dieſen 


Beſchluͤſſen 
ö rankrei ch. 


Zuſatzartikel zur 4ten Verf. | 


Sombardifh »nenet Kb 
nigreich. 


7 
Frete Stadt Cracau. 
Verf. 
Repubit und Canton Wallis, 
Verf. 
Pr eu Ben. 


Zeutfhlands:..- 
. Die teutſche Bundesacte 


Schweiz 


— der 29 Cantone 


3* 


Könisr. der Miederlande, 
Verf. 


.da L eur. 





Jahr und Tag ber 
Bekanntmachung od. 


. Einführung. 





17. Der. 1814. 


20. März 1815. 
27. Mai 1815. | 
22. Apr. 1816. 


24. Apr. 1815. 
3. Mai 1815. 


12. Mai 1815... 


t| 922, Mai 1815. 


8. Jun. 1813. 


7. Aug. 1815. 


"24 Aug. 1815. 
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1.* ob noch guͤltig 
Sanmlungen, wo die Urkunde oder erloſchen. 
ſteht. | 
Uſteri, ©. 425. gilt. 
nn. nt entſch. ar la 
Ufteri, gilt. 
Laders Ara . 1. ©. 517% Pu 
Uleri, gue O 
Lüdere ar 1. ©0538; | J 
nr) 
Dufeu, T. T. pᷣ· ago: ' ' erloſchen. 
Europ. Eonft. Th. 1. ©. 307. | 
Laäders Arch. IH. 2. ©. 363. Inyal 
RT, ne 
Dufau, T. 4 p ' Mi 4 ii l 
Eur. Eonft. Zn ©. 06. zu 
Dufau, T. 4. p. 104. u BE : a, 
Eur. Eonft. Th. 2. ©.70. 
uſteri, ©. 451. BL U Dear (920) 
Eur. Eonf. a5. 2.©. 14 gilt, F 
Eur. Conſt. Th. 2. S. g3. gilt. 
Dufau, T. s. pP. 208... tur! 
Uſteri, ©. 5. u silt. 
Dufsu, T. 2. p. 459. — RT 
Lüders Arch. zB. 1.®, San. a 
Dufen, T. 3:'}. 166. gilt. 


Eur. Eonf. H.2.8.494:: eh  ...: 
Lüders Ardıı 3: 3..©ı:390. u: 


3 





w nase 


gitlfen (har Ur LT BT 
























XL u PR annaanaı 
ne ‚cWinfäh: 
ans Berf.| 217 Sep 
Königreig Polen. a 
i KBerfaflung| 27. Nov. 
lin STEH _ Er j 
Sch IR AA a an 
erord n d. Gtande/ 8. „saß. 
——— u Ba 
naja gen d. Standeſ 14. Jahr 
Haha ne an TRBBE TYRRL 
Tyrol. AERTTPE Re : 
kaiſ. Deca wegin. d Stände: en 
Züpgent MB de 4 Min 
Me ntgum.PBa e . . 
in kendesrechee J 
Ca Unerna en. 
* a Dim TEA; 
DT dem als Aug. 
Orahperonnpı Weimar. 
| Verſaſſung 5. Rat 
Noidainerit, Breite Jibland. ee 
æ Kr ) * — J Sun. 
- nflaet;; | 
s i b us 7 "6 Jul. 1 
[rt eier en 
autor ei —7 * 
vnu En. E08 Des: 





— önendiher Seautvtuche. Aaæ2 





Iin wel-|06 noch gültig 
ee oder erlofchen. 


Eeumulungen, ne die e tetunde 
fteht. SOpra⸗ 








u ‚de. 

Uſteri, ©; 246. teutſch ‚gi. 
ErrLte DEE ige 

Dufeu,; Ti. ri 85 iu franz. gilt. 

Eur. Conſt. Th. 2 6.18. 4ttutſcheh · 7 

Laders Ar. 36:5. ®.. 243. teutfch. “ 

Eur Conſt. Th. 2. ©3614 1: deut ſch a SW) 

Eur, Eon. Th. 3. 8.41. teutſch. iu 

Laders Arch. Th. 2. ©. 410. zeutſch. 


ran’ 


Eur. Eonft. Th. 2. G. 105. teutfch. ‚gilt. 
Eur. Eonft. Th. 3. S. 368. .: > Ikemtfhrt. gatſai 
Lüders Arch. Th: 2. ©. 3. teutfch. 
Uferi, ©. 264. teutſch. gilt. 
Uſteri, ©. 208. . url. | ....gilte A 
Eur. Eonf. ETW 2. G. 330. u teutſch. BT ae 
Lüders Ar. Th. 1. ©. 48. teutfch. 

ar eu : 


Dil, eng 00 |fan.) gli, 


Dufan, T. nf ynl® 
Südens Arch as, 3 ©. Sn. eure. Im. 
Eur. Eonft. Th. 2. ©. 385. teutſch. - gi. 
Lüders Ara. Th. 3. ©. 328. ſteutſch. 

Eur. Couſt. Th. 3. ©. 366. teutſch. gilt. 





 8taafen. ' ::°? 


sTreih Gallien 


‚Lit. Verordn, wegen d. Stände 
Dordemenif, Staat Miffiffipi. 


Verf. 


"Konifhe Sufeln. 


A Verf. 





Jahr und Tag der 
Betannemachung od, 


Einfüdrung. 





13. Apr. 1817. 


35. Hs a7 
. 1. San. 1818. 


Herzogthum Sachfen- Hilde] .= 7 .zac: . 


burgbaufen. 
KiAL: lem, Werk, 
lei] . 
Bayern. 
jr BR Verf. 


Großherzogth. Baden. 8 
BZ Verf 


Nordamerik. Sites Illinois. 
Fuͤrſtenth. Liechtenſtein. 
ia a Fu 


Wereinigte Provinzen | 


Südamerifa. 

Fuͤrſtencth. Lippe⸗Detmold. 
u — Verf. 

Nordamerik. Staat Maine. 


Wirtemberg. 
Verf. 


29, Mil igꝛs 


26. Mat 1818. 


af . 


„28. Ang..1818. 


26, Aug. 1818. 
9. Nov. 1818. 


zo. Apr. 1819, ' 


'8. Jun. 1819. 


29. Aug. 1819. 


25 Sept. 1819. 





4 


Doftinss öffentliches Staatsrecht. 
minngen, ‚ wo bie Urkunde —* 
ſteht. pra⸗ 





Conſt. Th. 3. ©. 444. 
wm, T. 6. p. 115. 


sa, T 4. p. 470. 
6 Ach. Th. 3. ©. 719. 
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. In wel⸗ob noch gültig 
Sammlungen, wo die Urkunde] cher jeder erlojchen. 
ſteht. Spra⸗ 





Enr. Conſt. Th. 3. ©. 340. teutfch. gilt. 
Lüders Arch. Th. 2. ©. 575. teutfch. 
Dufau, T. 2. p. 259. “t franz. 
Lader⸗ Arch. Ih. 2. ©. 679. teutſch. gilt. 
Uſteri, S. 252. teutſch. gilt. 


Lüders Archiv, Tb. ©. 648 teutfch. gilt. 
Dufsu, T. a. p. ı2 fran). 


Lüders Arh. Th. 2. ©. 379. teutſch. gilt. 
Dufau, T. a. p. 331. fran;. 


Lüders Arch. Ih. 3. ©. 480. teutfch. gilt. 


Löders Arch. Th. 2. ©. 441. teutfch. gilt. 
(Ergänzungsdeerete dazu: Th. 3. 

©. 520.) k 
Dufsu, T. 6. p. 298. franz. gilt. 


Läders Ar. Tb. 3. ©. 296. teutſch. sitt.. 
Dufau, T. 5. p. 148 | franz |  erlofcken. . 


Preuß. Sefegfammt. 1823. N. 13. teutſch. gilt: 


Hamb. Eprrefp. 1823. N. 188.  jteutfh.|Bomftegenden 
Als. Zeit. 1823. N. 336. Brafiliens au⸗ 
; | genommen. 


. ya Sup beim Ukeri mit ner en beenden Veiafung 
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Zweiter Theil, 


B) Spfematifde Darftellung der wefent 
lihen Beſtimmungen der im öffentlichen 
seben der einzelnen europätfhen und 
amertifanifhen Staaten gegenwärtig 
geltenden fhriftliben Verfaffungs- 
urfunden, mit vorausgehenden gefhicht- 
lichen. Einfteitungen in diefelben, 


19. 
1) Großbritannien 


a) Geſchichtliche Einleitung in die Ent— 
ſtehung und Fortbildung der: brittiſchen 
Verfaſſung. 


Der ſuͤdliche Theil Britanniens, zuerſt von 
Staͤmmen der Galen und Belgen bewohnt, dann 
von den Römern (i3 v. €.) erobert, von diefen, unter 
den drohenden Stürmen der Völkerwanderung, (426) 
aufgegeben, und bald darauf von den (449) Sad fen 
und Angeln befegt, ward von diefen in fieben ein⸗ 
zelne Reiche getheilt, die aber (828) von Egbert 
unter Einem Kegenten verciniget und England 
geriannt wurden. Allein bald erſchienen die Dänen, 
und fpäter (1066) die Mormänner, unter Wil— 
helm, Herzog der Normandie, als Eroberer des Same 
des. Unter ihm verbreitete fi fi das Lehnsfnfterh 
in feiner ganzen Strenge über das eroberte Reich, 
welchem fpäter (1284) das. Fuͤrſtenthum Wallis 
unterworfen, und (1536) völlig einverleibt ward. — 
Der. nördliche Theil Britanniens, Anfangs von ben 
Eafeböniern, dann von’ den Pisten und Scoten be 
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wohne und Schottland genannt, ward in ber- 
Römerzeit vom füdlichen Theile durch Wall und. 

Mauer getrennt, und Jahrhunderte hindurch von 

eigenen Königen regiert, bis deflen König Jacob 

aus dem Haufe Stuart (1603) der Elifaberh auf: 

dem Throne Englands folgte, und feit diefer. Zeit 

beide Reiche unter dem Namen Großbritannien 

unter Einem Regenten, im Jahre 1707 aber aud) 

zu Einer Verfafiung verbunden wurden. — rs 

land, feit 1172 den Königen Englands unterworfen 

und als Nebenland behandelt, ward erft im Fahre 

1782 für unabhängig von dem brittifchen Parlamente 

erflärt, am 22. an. 1301 aber mit Großbritannien‘- 
zu Einem Parlamente, wie früherhin Schottland ,: 

verbunden. Die Bedingungen biefer Vereinigung 

waren für Irland vortheilbafter, als früher fir Schotte, 

land; nur daß die Emancipation der irläntifchen Ka⸗ 

tholifen mehrmals an zu ftarfem Widerfpruche des 

Parlaments fheiterte. Irland fendet feit Diefer Zeit, 
ins brittifhe Dberhaus 4 Bifchöffe, neugewaͤhlt 
zu jedem neuen Parlament, und 23 weltliche Lords. 

auf Lebenszeit, ing Unterhaus aber hundert Abge⸗ 
ordnete der Grafſchaften und Städte. Die Landes⸗ 

ſchuld Irlands ward nicht mit der brittifhen Natio⸗ 
nalfchuld verfehmolzen,, Dagegen aber ein freier Pers 

kehr zwifchen Großbritannien und Irland feſtgeſetzt, 

ſo weit derſelbe bei den verſchiedenen Steuerſyſtemen 

in beiden Laͤndern moͤglich war. 

Bereits zur Zeit der angelſaͤchſiſchen Koͤnige hat⸗ 
ten in England Volksverſammlungen beftans 
den. Mochte alfo auch der Mormann Wilhelm 
Das Sand als eine Eroberung betrachten, als Militair- 
monarchie regieren, und, nach) bem sehnefofteme , in 
60,215 große Baronenlehen vertheilen, von weichen 
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er 1400 für ſich felbft ale Kammergut behielt; fo 
regten fich doch bald nach feinem Tode der Adel: und 
die Geiftlichfeit gegen diefen Drud von oben. Wil« 
Im hatte feinen zweiten Sohn Wilhelm 2 zum Nach⸗ 
olger beftimme. Als diefer auf der Jagd erfchoffen 
ward, erhoben Robert, der ältefte Sohn und Herzog 
der Normandie, und Heinrich, der dritte Sohn Wil⸗ 
beims 1, Anfprüche auf den Thron. Heinrih 1 
behauptete ſich, indem er die Lehns⸗ und Militair- 
defpotie des Waters durch den von ihm gegebenen. 
Freiheitsbrief (the great charte) im Jahre 
1101 milderte. Doc, befchränfte fid) dieſe charta 
libertatum zunaͤchſt auf die Werminderung der 
druͤckenden Bafallenverhältniffe; fir den Bürger 
und Sandmann, felbft für den niedern Vafallen, warb: 
in derfelben nichts feftgefegt; nur gewannen die Be⸗ 
wohner Londons einige Vorrechte. | 
Als aber die folgenden Könige, namentlich Jo⸗ 
hann (ohne Land), ſich Eingriffe in diefen Freiheits- 
Brieferlaubten,, und Johann durch feine Grauſamkeit 
die ganze Nation, fo wie durch feine Härte befonders 
Die hohe Geiſtlichkeit gegen ſich erbitterte; da ward er, 
durch einen allgemeinen Aufſtand, genoͤthigt, (15. 
un. 1215) die magna charta®) zu unterzeich® 
nen, welche, in Verbindung mit den Zufägen ſpaͤ⸗ 
terer Zeiten, die Grundlage der brittifhen Volks⸗ 
freiheit ward. Zwar gewannen die Geiftlichen in der= 
felben am meiften (denn der Erzbifchoff Sangton hatte 
den Aufftand geleitet); weniger die Barone, noch 
weniger der Buͤrgerſtand; des Sandmannes ward gar 


*) v. Martens, Sammlung, Th. ı. ©. 713. — 
Dufau, T. i. p. 3600; und Boltmanne Geld. 
Großbritanniens (Berl. 1799: 8-) Th: 1. & Sıofl. 
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nicht gedacht. Allein ſchon das war großer Vortheil, 

daß dieſelben großen Rechte, welche der Baron gegen 
den Koͤnig erhielt, auch Rechte bes Untervafallen 
gegen den Baron wurden, — daß dem Bürgerftande 
der freie Hanbel:,'-fefbft init dern Auslande verftattet, 

und daß im Allgemeinen die Freiheit der Perfon und‘ 
des Eigenthums rechtlich ausgefprochen ward; denn 
Miemand follte verhaftet, gefangen gefegt, und feines 
Vermögens, ober: fogar des Lebens beraubt werden, 
als nad) einem ausgefprochenen Urtheile von feines 
Gleichen Edurch ein Geſchwornengericht) nach den 
alten (angelſächſiſchen) Geſetzen (welche Wilhelm 1 
abgeſchafft harte), In den Jahren 1225 und 1297. 
waͤrd diefes Grundgefeg von Heinrih 3 und Eduard 1 
beftätigt und erimeitert; befonders erhielt es im Jahe 
1297 den wichtigen Zufaß: daß ohne die Eins 
willigung der- Abgeordneten ber Städte 
(welche 1265 vom Ufurpator, dem Grafen von Lei⸗ 
cefter, zum erftenmate, feit 1293 aber öfter zum Par» 
lament berufen worden waren) feine Steuerner 
hoben werden durften. Seit dieler Beftimmung 
wirfeen beſonders die Kriege, wetche Eduard 3 in 
Schottland und in Franfreich führte, nad) dem Geld» 
bedürfniife, das fie veranlaßten, bedeutend auf die 
weitere Ausbitdurig der engliſchen Verfaffung. Waͤh⸗ 

gend feiner funfzigjährigen Regierung gefchah es (im: 
Jahre 1343), daß das verſammelte Parlament ſich 
in das Dber- und Unterhaus theilte, fo daß im 
Dberhaufe bie hohe Geiftlichfeit mit dem hohen 
Meichsabel, im Unterhaufe aber der niedere Land— 
adel mit den Abgeordneten der Städte zufammen- 
tra. — So mie aber jeber Bitegerfrieg auf die Ente 
widelung des innern Volkslebens nachrheilig einwirkt; 
fo auch in England ‘der vier und Yechszigjährige biutige 
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Kampf zwifchen, der. weißen und rothen Roſe (‚ben 
Häufern York und Lancafter)... Mur der Bauern. 
fand gewann in demfelben, weil, bei der Häufig 
eintretenden Bewaffnung der Sandleute durch den am 
Kampfe theilnehmenden Adel, allmäplig die Jeib- 
eigenfhaft erlofd. \ 


20. 
Bortfegung 


Die Kirhenverbefferung hatte zwar fir 
die veränderte Geftaltung der brittifchen Verſaſſung 
feine unmittelbaren wichtigen Folgen; befto bedeuten« 
der waren aber die mittelbaren, welche in dem maͤch⸗ 
tig beginnenden Meinungsfampfe unter Eduard 6, 
Maria und Elifabeth hervortraten, und, nad) ber 
feften Ausbildung ber englifchen Epiffopalficche , zu 
den innern Kaͤmpfen fuͤhrten, ſeit das auf den Thron 
Großbritanniens erhobene Haus Stuart nidt 
nur nah unumfchränfter Regentengewalt 
ſtrebte, ſondern auch unverkennbar zum Kath o⸗ 
licismus ſich hinneigte. Im Geiſte des vom Koͤ⸗ 
nige Jacob 1 behaupteten Grundſatzes, daß feine, 
Gewalt unmittelbar von Gott, und unums 
fhränft fen, erlaubte fein Sopn Karl 1 id die 
willfüprlichften Eingriffe in die Verfaſſung. Allein 
das Parlament hiele ihm (1629) in ber fogenannten 
petition of righıs ?) afle diefe Eingriffe vor, und 
nöthigte den König, Ddiefe Beftätigung der magna 
charta zu unterzeichnen. In diefer neuen Urkunde 
wurden die Altern Beflimmungen in Hinſicht der 
Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums feier- 


”) v. Martens, Sammlung, ©. 790. 
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lid) wiederhohlt; die erzmungenen Gelderhebungen unp; 
willführlichen -Merhaftungen follten aufhören; auch 
ward darin die Unverantwortlichfeit für alles, mas, 
in beiden Häufern. des Parlaments gefprochen worden 
war, beitimme feftgefege. — Demungeachtet ver- 
legte die Eigenmacdht Karls 1 die von ihm beſchworne 
und neu betätigte Verfaffung. Vier von ihm im 
ſcinen Geldverlegenheiten zufammenberufene Parla-: 
mente löfete er jedesmal plöglich auf, fobald fie die. 
Kechte der Verfaflung zur Sprache brachten. De; 
begann enblidy der wilde Sturm, welcher Karls:4- 
Haupt unter dag, Blutbeil (1649) , und den finftern 
Erommwell als Protector an die Spige der britti⸗ 
ſchen Repuhlik hrachte, die aber, anderthalb Jahre 
nach feinem: Tode, wieder in das Koͤnigthum vers; 
mundelt ward, als Karl 2, eingeführt durch. den: 
General Mont, den hergeftellten Thron (1660) beitieg, 

Allein weder Karl 2, noch fein Bruder und: 
Nachfolger Jacob 2, hatten aus dem traurigen: 
Schickſale ihres Vaters die Erfahrungen gezogen; 
unter welchen es möglich war, den wiederhergeitellten 
Thron zu behaupten. Kin unbegrenzter Hang zur- 
willführlichen Herrfchaft, ein unverfennbares Hin⸗ 
neigen zum Katholicismus, unvereinbar mit der vom: 
briteifchen Volke angenommenen und mit Wärme feft- 
gehaltenen Kirchenverbejlerung, war der allgemeine 
Charafterzug diefer beiden Negenten aus der Dynaſtie 
Stuart. Zur Rettung der Verfaflung ward daher 
Karl 2 vom Parlamente genoöthigt, zuerft (1673) in 
der Teftacte die religiöfe und die kirchliche 
Sreiheit, und dann (1679) in der Habeas- 
Corpus-Xcte?°) die perfonliche und bürger- 





y.Martens Samml. ©.925.0. Dufau, T.ı.p. 5380. 
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liche Freihe it zu beſtaäͤtigen. Die letzte Urkunde 
vernichtete in Großbritannien auf imemer alle lettres 
de cachet, indem ſie feſtſetzte, daß jeder Verhaftete 
die Urſache feiner Verhaftung ſogleich erfahren , oder 
wieder in Freiheit-gefegt, und daß! das Verhoͤr des: 
Verhafteten binnen’ 94 Stunden geſchehen muß. 
Wird’er bei dem Verhöre unfhuldig’gefinden; fo er⸗ 
folgt unmittelbar darauf feine Befreiung; Iſt er aber! 
ſchuldig — doc) ohne Staatsverbrecher zu ſeyn — 
fo kann er auch in dieſem Falle, gegen Stellung eines 
Bürgen, freigelaffen werden. "Yu era ni 
Als aber Jacob 2: die Teftacte elgenmächtig auf⸗ 
hob, und dadurch feirien Plan verriet: den Katho« 
Ikcismus in Großbritannien heriiftölen; da wegid 
der Sinn für firdlihe:uud"bürgenliche Freiheit von 
neuem mächtig im: Parlamente ind iMm- Reiche auf: 
Eingeladen von den Whigs, Tandete 16. Möv. 1638) 
der Schwiegerfohn des Koͤnigs, der Prinz Wilhelm 
von Dranien, begleitet von einem niederländifchen: 
Heebe, weichem: fich die brirtifchen Truppen anfchlofe 
fen’, in Englands - Wilhelm verfprad), den Pros 
teſtantismus im Reiche zu befchügen; Jacob 2 aber, 
dem feines Vaters Schickſal vorfchmebte ; entfloh nadf 
Sranfreih. Da erklärten die Engländer und Schot⸗ 
ten (13. Febr. 1689) ihren Thron für erledigt, und 
übertrugen Wilhelm und feiner Gemahlin Maria die 
Megierung, wogegen diefe bie declaration oder 
billofrights *) anerfannten, in welhem Grund» 
gefege die Difpenfationen von den Geſetzen, die eigen» 
mächtigen Gelderhebungen, die Unterhaltung eines 
ftehenden Heeres in Sriedenszeiten, die Verhaftungen 
oder: Anklagen derer, welche dem Koͤnige Bittſchriften 
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rreichen wuͤrden, die Unternehmungen gegen die 
en Parlamentswahlen, fs foie gegen die Sprech« 
iheit im Parlamente, für verfaffungswibrig | 
lärt wurden. Diefe Bill betrachtete man abeü 
he als eine Veränderung der: brittifchen Verfaſſung, 
dern nur als die deutlichere ad Fchräftliche: Feſte 
ung der längft fon beftandenen Wölfsrechfe 

So ward feit den Zeiten Heinrichs: 1: bie zum 
sgierungsantritte Wilhelms. des Oraniers die Ver⸗ 
fung Großbritanniens weiter entwickelt und -fortges 
det, und fo beruht fie bereits ſeit länger ald 700 
hren auffhriftiihen Verträgen zwiſchen 
n Regenten und dem Volke. — Zu diefen Geunda 
‚tragen famen fpater noch hinzu: der Act of sett- 
ment (das Succeffionsgefeg) vom 12. Jun. 
01 °), wodurch die Dynaſtie det Stuarte für imn⸗ 
r vom brittifhen Throne ausgefchloffen, und das 
ht der Thronfolge auf das Haus Hannover übers 
gen ward, und 1707 °*) und 1800 °°%*) bie 
aionsurfunden, durch weiche das fh ottifche 
db das irländif ey e Palament mit dem englifchen 
Einem Oanzen verbunden wurden. 


21. 
I Orundbedingungen der brittiſchen 
Verfaſſung. 


Die Verfaſſung Großbritanniens und Irlands 
:repräfentativ. Das Volk in feiner Geſammt⸗ 





v. Martens, Sammi. ©. 874. und Dufau, 

T. i. p. 396. a 
)v. Martens, S. 933. Dufau, T. 1. p. 401. 
—) Dufau, T. 13. p. 414 
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nerfihern. — Das Oberhaus befteht daher aus Mit 
gliedern, welche theils durch Geburt, theils durch 
Wahl, theils durch koͤnigliche Ernennung ihre Stellen 
erhatten. Der Spredjer, oder der Vorſitzende Des 
Oberhauſes, ift de Lord Großfanzler, den ber 
König exninnt, ber aber, als foldyer, feine Stimme 
Hat. Als berathende Beifiger, Doch ohne entfcheidende 
Stimme, erfcheinen im Oberhaufe die zwölf Ober» 
eichter von England, die Staatsräthe des Königs, 
und die Ajfefloren des Großkanzlers. Die Gleichheit 
ber Stimmen im:Oberhaufe gilt für: die Verwerfung 
des.gemachten Antrags. “Bei diefer Einrichtung und 
Bufammenfeßung des Oberhauſes fann man die Lords 
und Bifchöffe in demfelben, ftreng genommen, nicht 
als Vertreter des Volkes, fondern als erb- 

iche Raͤthe des Königs betrachten, wie ſchon 
aus dem Berufungsfchreiben an fie hervorgehet. Sie 
werden zufammenlyrufen, „dem Könige in einigen 
wichtigen und ſchwierigen Sachen Kath zu geben.” 
Mean kann daher auch nicht fagen, daß das Oberhaus 
barauf fehe, daß die fönigliche und minifteriefle Ge. 
walt nicht ihre verfajfungsmäßig gezogenen Grenzen 
überfchreite; es zeigt vielmehr feine Wachfamkeic in 
Beziehung auf das Unterhaus, und diefes controflirt 
bie Minifter des Könige. Bei der Abftimmung über 
eingebrachte Bills im Oberhaufe wird vom unterften 
Mitgliede zuerft bis zum oberften votirt, 

2) Das Unterhaus (oder das Haus der 
Gemeinen — the. house of Commons ) befteht 
ausdem niedern Adel 'Gentry) und dem dritten 
Eehnde, und umfchließt gegenwärtig 658 Abgeord⸗ 
ugfe, bei engliſchen, ſchottiſchen und irländifchen 
Graffaften, Städte und Marfifleden. Es ſenden 
die 40. Grafſchaßten Englands jede 2 Abgeordnete 
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sammen 80)5 die 12 Grafichaften in. Wales jebe 
en "Abgeordneten; die 33 ſchottiſchen Grafichaften 
ſammen 30 Repräfentanten., und die 32 Graſchaf⸗ 
rin Irland jede 2 Abgeordnete ( zufammen -64). 
on den 24 großen Städten.mit Biſchoffſrhhen 
det jede zwei, London aber vier’ Abgeordnete 
ufammen 50); von den 167: englifchen kandſtaͤpten 
d Marktflecken erfcheinen: 334 (von jedem Drte 2) 
epräfentanten; 5 kleinere englifche Marfefleden ſen⸗ 
n jeder nur einen Deputirten; die beiden englifchen 
niverfitäten (Orford und Cambridge) ſenden 
e zwei i Abgeordnete; von jedem der acht privilegirten 
eehäfen( Dover, Sandwich, Rumney, Winchelſea, 
ye, Hythe, Haftings, Seaford) erfcheineh zwei Ba⸗ 
ne; jede der. zmolf Städte in Wales fendet einen 
eputirten;. die ſchottiſche Hauptſtadt Edinburg 
det einen Abgeordneten; die übrigen 64 ſchot ti⸗ 
ven Städte und Marktflecken zufammen fenden nur, 
‚Repräfentanten; Dagegen ſchickt jede der 36 ir laͤn⸗ 
ſchen Städte einen befondern Abgeordneten.' ‚Unter 
' Gefammtmaffe ber 658 Mitglieder des beirtifchen 
terhaufes find daher 489 Abgeordnete von Eng⸗ 
w, 24 von Wales, 45 von Schottland, md 100 
rn Irland. Diefe Repräfentanten werden: in den 
ahlverfammlungen der Graffchaften, Städte und 
ecken zu jedem’ (feit 1716 alter 7 Sahre) erneuerten | 
rlamente frei.gemöhl. 


22. 
Fortſetz un g. 

Zum Waͤhlen iſt in den Grafſchaften jeder 
undbeſitzer eines zins frele n Outes (freg}iolder), 
s wenigftens 40 Schillinge jährliche reine Einkuͤnfte 
', und in ben Stäbten und Flecken jeder. Haus⸗ 
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befiger (zum Theile auch jeder aufgenommene Bürger! 
berechtigt. Die Erneuerung der Wahl muß aller 
fieden Jahre vom Könige angeordnet werden. Wahl 
fähig ift jeder, vom hohen Adel an, der noch feine 
Stefte im Oberhaufe hat, bis zum Künftler und Kauf 
marme,, der feinen offenen Laden hält, wenn er, als 
adlicher Repräfentant, 600 (in Schottland nur 
400),.und als bürgerlicher Deputirter der Stäbte 
und Flecken 300 Pfund. Sterling reine Einkünfte ber 
ziehe, volljährig (21 Jahre alt) , Landeseingebohener, 
weder Geiſtlicher, noch Richter, noch von der Krone 
angeftelle, oder Penfionair derfelben, und nicht Ka⸗ 
cholik if. — — Die Freiheit der Wahlen ift dadurch 
gefichert, Daß am Wahltage feine Truppen in der Nähe 
von zwei Meilen vom Wahlorte ftehen dürfen. Die 
Beſtechungen bei.den Wahlen find mit :Geldftrafen 
und mit dem Verluſte der Amtsfahigfeit bedroht; fie 
find demungeachtet nicht felten, Zudem liegt. eine 
unverfennbare Unvollfommenheit des brittifchen Mes 
präfehtatiofgfiems darin, theils daß der Bauern 
ftend.,.:als: ſolcher, gar nicht, fondern blos durch 
die. reihern Grundeigenthuͤmer aus ben Graffchaften 
mie vertreten wird; theils daß 70. Deputirte von 
35 Marktflecken gewaͤhlt werden, bie im faufe der 
Beit an Häuferzahl:und Bevölferung fehr gefunfer 
find ?), während mehrere, erfi in den letzten Jahr⸗ 
hunderten emporgeblühte, Handelsftäbte (3.38. Man- 
hefter, Birmingham u. a.) nicht das Wahlrecht 
befigen. 0 


*). &s wählen in Grampo 9 Werfonen 2 Deputirtg, 
“. in Wewton 1 Perfon 2 Deputirte, in Marl. 
» Bboürough 3 Derfonen 2 Deputirte, In DO1p' 
— Sarum 3 Perfon a Deputirte u. ſ. w. 
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te Wähler dürfen den Gewaͤhlten feine beſon⸗ 
iſtruction geben; es betrachten ſich überhaupt 
jeordneten als Vertreter des ganzen Volkes, 
e befondern Provinzen und Derter. Die ſchot⸗ 
und irlaͤndiſchen Abgeordneten erhalten Diä- 
ie englifchen nicht. — Der Spreder bes 
wfes, vom Haufe felbft gemählt und vo 
‚beftätigt, iſt der Präfivent beffelben; do 
in dem einzigen Falle eine Stimme, wenn 
eit ber Stimmen eintritt. — Die Minifter 
itglieder des Parlaments. Zwar verlieren fie 
r Ernennung zu den Minifterftellen, die durch 
Wahl bekleidete Würde: eines. Abgeordneten; 
n ſich aber fugleich wieder wählen, weil ihre 
nheit im Parlamente, ſchon wegen Der in dvem« 
eftehenden rechtlichen Form der Öppofition 
‚re Verwaltung, nöthig iſt. 
ie Mitglieder des Ober» und Unterhauſes die 
ı Rönige den doppelten Eid als Oberhaupt, 
ıates und der Kirche, und den Tefteid, daß 
: zur katholiſchen Kicche gehoͤren. Alle Par 
glieder aus England und Irland müllen Be» 
der anglifanifchen, und die aus Schottland, 
er der presbyferianifchen Kirche ſeyn; die Ka⸗ 
und Diffenters find völlig ausgefchloffen. — 
itglied des Parlaments ift für das verantwort⸗ 
a8 es als folches geſprochen hat, und fann 
en Hochverraths verbaftee werden. Die 
—* n Mitglieder des Oberhauſes (nicht 
Bifchöffe) Bonnen ihre Stimme einem andern 
ertragen; im Unterbaufe ift es nicht ver- 


er König eröffnet das Perlament mit großer 
‚feit und durch eine Rede, in welcher er den 
10 
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Serderungen. 9 
* ſaus ves Parlamencs kann theils felb| 
eiVerſamnifungeri, theils auf Begehren des RE 
i eine kürze Zeit lauf einige "Tage oder Wochen 
ak h.dertagen — ajvirniren), wodurc 
bie Sigung deffefden nicht beendigt wird; allein der. 
Könige ftehe es zun Beide Käufer zu prorogirei 
Lid Verfarlimfung derfelben auf längere Zeit auszu 
eben, und dabutch die Sitzungen zu beendigen 
id die undollendeten Bills unmitffam. zu machen, 
und zu diffoLojren, "indem er'dem Parlament 
Anfündigen (A baß es geſchloſſen fen, und da 
Ken iegfitßer m ihre Heimath zuruͤckkehren koͤnnen 
tes Parttı gefihegen,, bevor die Zeit von 7 Jahre 
äbgelaufen iff‘, über welche hinaus fein Parlamen 
dauern datf; Allein’der König wird felten von di 
fin. Rechte Gebrauch machen, weil alle Geldern ü 
auf Ein Zap bewilliget werden,” und weil die 
felben Individuen zumneuen Parlament 
wieder gemählt werben können, welche Mii 
lieder des aufgeläfefeh waren. Nach der Werfaffutt, 
miuß das Parläment wenigfteng aller drei Jahre ver 
ſammelt, oderdas ptorogirte wieder fortgefegt werben 
Uebrigens hat has Oberhaus bas a 
{ 








= 
E$ 





ßende Recht, Gericht zu Halten uͤbet alle feine M 
fieber, und über die Mitglieder bes Unterhaufes ;" 
Ile über die "Welche das Unterhaus in Anklageſtan 

verfegt. Dogeien · kann jedes einzelne Mitglied de 





| 


en 
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Patlaments von dem Hauſe beftraft werden, in wel⸗ 
hem es etwas Sträfbares gefagt oder gethan hat. 
Die Strafe ſelbſt beſteht entweder in einem Verweiſe, 
ober im Gefaͤngniſſe, oder in völliger Ausftoßung aus 
dem Haufe; dod) ift jedes Mitglied des Parlaments 
blos für dag dem Parlamente verantwortlich, 
was es in der Mitte des Hauſes geſagt oder ge⸗ 
than hat. 

Die Redner in beiden Haufetn reden blos 
den Sprecher an, und bezeichnen die Perſonen, denen 
fie antworten, oder die fie angreifen, nie namen 
lich; ſelbſt der Name des Königs, wird nie von 
einem Parlamentsgliede genannt ®); . Kein Kednei 
darf unterbrochen werden; doch wird er von dem 
Sprecher, oder auch von’ andern Mitgliedern zur 
Ordnung gefufen, wenn er: 'enfbeder von bem 
Hauptgegenſtande fi entferne,’ ober Perfönlichfeiten 
fi) erlaubt, oder den Konig, a8 -Parlament und die 
Staatsverfaffung angreift. Bei größern Vergehen 
diefer Art kann der Sprecher dem Schuldigen befeh⸗ 
im, fußfällig um Verzeihung zu bitten; auch darf et. 
ihn nach dem Tower ſenden. Bei der Ausftoßung. 
aus der Verſammlung aber muß. das: ‚ganze Haus 
enefehfiben. 

Die Sigungen des Parlamete waren, nad 
ben’ ältern Gẽſetzen, geheim; fie ind aber, nach einem 
fangen Herfontnien, öffentlich, ſo wie alle Stim 
men öffentlich abgegeben’ werden,’ Von den Gal⸗ 

lerieen iſt das weibliche Geſchlecht ausgefchtoffen; auch 


koͤnnen, unter dringenden Umſtaͤnden, alle Zuhoͤret 
: enferne, und die Sitzungen in geſchloſſene ver⸗ 


Sandeit werden. Die. Verhartlayernt bes: Parlo⸗ 





Hs Lolme, ®. 257. . 
10 *® 





BE 
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ments follen, nach den alten Gefsgen, nicht gedr 
werden; allein diefe Gefege ruhen bereits feit 
Regierung Georgs des erſten. 


on 23. 
— Sortfegung. 

Der König ift Repräfentant der vollziet 
den Gewalt, doc mit einem beftimmten und 
fentlihen Antheileandergefeggebenden 
walt. Er uͤht gemeinfchaftlich mit den be 
Häufern des Parlaments das Recht der Gefeßgebi 
denn fein Beſchluß des Parlaments hat Gulti 
ohne Einwilligung und Beftätigung des Koi 
Das Recht aber, auf etwas anzutragen (eine 2 
— d.h. einen.Befegentwurf — einzubring 
ftehe nicht nur dem. Könige und beiden Häufern 
Parlaments, fondern felbft jedem einzelnen 9 
gliede beider Häufer zu. Die Bills find off 
liche, wenn ihe Gegenftand den ganzen Staat, 
Privarbilis, wenn ihr Gegenftand nur In 
buen betrifft. . Feder auf diefe Weife gemachte 
trag darf nicht. blos mündlich, fondern er muß d 
einen ſchriftlichen Auffas gefchehen, in weh 
ber Antrag. nach feinen Gründen motivirt wird, 8 
ber erften Verleſung deffelben, wird er, fofer 
nicht fogleich verworfen wird, nad). einigen 7, 
sum zweiten⸗ und zum drittenmale verlefen, 
Dann darüber abgeſtimmt. Erft nad) dem zw 
Verleſen darf darüber verhandelt werden, fo 


einzelne Mitglieder alg Redner fiür und wider 


felben auftregen, die, von ihrem Sige aus, ı 
bem Stegreife fpredhen, weil das Ablefen ni. 
gefchriebener Reben unterfagt ifl. ‚Bei wichti 
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Bills wird ein Ausſchuß Son ſolchen Mitgliedern 
ernannt, melde von dem vorgetragnen Gegenftande 
nähere Kenntniffe haben. Sie erftatten Bericht 
darüber, bevor die Abftimmung erfolgt. — Ente 
[heidet die Mehrheit der Stimmen im Unterhaufe 
für den Antrag, entweder nach feinem ganzen In⸗ 
halte, oder mit einigen aufzunehmenden Abaͤnderun⸗ 
zen; fo geht die Bill an das Oberhaus. Paflirt 
fie Hier nicht; fo wird fie entweder unbedingt verwor⸗ 
fen, ober man beabfichtige die Abänderung einzelner 
Stellen. Im erften Falle ift die Bill verloren; im 
jmeiten verſucht man einen fogenanntenZufammene« 
teiee durch Ausfchüffe von beiden Häufern im 
inem befondern Zimmer, um mit bem Unterhaufe 
fine Uebereinfunft zu treffen. 

Allein der erfte Antrag fann eben fo gut im 
Dberhaufe gefchehen, worauf dann die Bill auf die- 
elbe Weife dem Unterhaufe mitgerheilt wird. Mur, 
ie Bills in Betreff der Peerfchaft müflen zuerft dem 
Vberhaufe, dagegen die Bills für die Geldbewillle 
yumgen (die fogenannten Subfidienbifls) müffen.’ 
amächft dem Unterhaufe vorgelegt werden, nach 
yeren Genehmigung von Bemfelben das Oberhau⸗ 
yiefe Bills entweder unbedingt verwerfen, ober 
hne Abänderung annehmen muß. Darin, und 
aß das Unterhaus die Steuern felbft auf Koften der 
zroßen Majoratsbefiger bewilligt, liegt das polis- 
ifhe Gewicht des Haufes der Gemeinen *), — 
Die VBorfchläge zu Gefegen, welche der König dem 








9 Das Oberhaus Tann die vom Unterhauſe angenom⸗ 
menen Binanzvorfchläge verwerfen, nicht aber vers 
ändern ; dagegen iſt eine vom Unterhauſe verworfene 
Sinanzsin für immer verworfen. - 


\ 
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Parlamente vorlegen St, gefcheben durch einen der 
Minifter. — Hat, nad) dem Yusdrude des Parla- 
ments, eine Bill beide Häufer paffirt; fo wird der 
König um die Beftätigung derfelben erſucht. Nur 
in hoͤchſt feltenen Fällen verweigert er diefelbe mit 
dem ſchonenden Ausdrude: der König wird fich mwei- 
ter bedenfen. In den meiften Fällen erfolgt die Be⸗ 
Rätigung , gewoͤhnlich von mehrern Bills zugleich), 
bei einer fürmlichen Erfcheinung des Königs im Ober» 
hauſe. Mac) diefer Betätigung heißt die Bill Par- 
lamentsfhluß (Act of Parliament), und erhält 
gefegliche Kraft. Zu den Eigenthuͤmlichkeiten der 
Pöniglichen Beftätigung oder Verweigerung gehört es, 
daß fie in franzöfifher Sprache geſchieht, eine 
Sitte, die aus der Zeit der normännifhen Könige 
herſtammt ?). 

Im Namen des Königs werben alle Gefege be 
kannt gemacht und vollzogen, Er bat das Recht, 
Berordbnungen zu erlaffen, die entweder ihren 
Grand in den fchon vorhandenen Gefegen haben, oder 
als eine Folge der in feinen Händen ruhenden voll⸗ 
ziehenden Gewalt anzufehen find; allein in Hinſicht 
Ber Ertheilung von Privilegien iſt die Macht des 
Königs fehr befchranft. Er ernennt zu allen Hof, 
Staats⸗, Fivil» und Militairämtern; ihm fteht das 
Recht der Standeserhöhungen zu. — Seine Würde 
ft erblich, felbft in der weiblihen Nachkommen⸗ 


*) Die Eöniglihe Beftätigung einer Öffentlihen Bil 
lautet: le roi le veut; einer Privatbill: soit fait 
somne il est desir&; einer Subjidienbill: le wei. 

";’ remercie ses loyseux sujets, accepte leur bene-s 

“  volence, et aussi le veut. Die Verweigerung 
tanter: je roi s’ävisers. . 


Tr ———i 
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(haft. Er befige.die Majeſtaͤt, und ift heilig, ums, 
verleglich, unnerantwortlicd. ‚Eine Verlegung 
der Verfaſſung von ihm ift nicht denfbar, fondern 
fommt auf die Rechnung der von ihm ernannten verz 
antwortlihen Minifter, neben welchen auch alle 
übrige Staatsbeamte verantwortlich find ‚.ghng 
mit dem Vorwande höherer Befehle ſich deden au 
dürfen. Des Königs Jahreseinfünfte werden, " 
der Unbedeutenpeit der Domainen, durd) eine Civi 

Lifte beſtimmt. Ibm fteht das Recht zu, alle Ge 
ſandeſchaften im Auslande zu ernennen, mit ben 
auswärtigen Mächten zu unterhandeln, Krieg 
anzufündigen und Frieden zu fließen. 
Doch ift er. in. allen diefen Beziehungen von dex 
Geldbewilligunge n des 5 Parlaments ab⸗ 


bangig. 
24. ap 


⸗ 


9 Ergebniſſe. 7 


Aus bdiefen.. Grundbeſtimmungen bes polisifen 
Ehorafters der brittifchen Verfaflung gehen folgeube 
Ergebniffe hervor: 

daß dieſe Verfaſſung zwar auf ſchriftihiſ 
Arkunden, mithin. auf einem Vertrage zoifchen de 
Regenten und dem Wolfe, nicht aber auf einer einzy 
gen, alle Regenten- und Volkorechte gleichmaͤßig bes 
ſtimmenden, Urkunde beruht; 

daß vielmehr die brittiſche Verfaſſung alk 
mählig durch die Praris fortgebilder, gab 
erft feic der Thronbefteigung Wilhelms des Hraniers 

"gu ihrer gegenmärtigen policzſchen Geſtalt ausgeproͤgt 

worden iſt; 


daß, nach derſelben, die, Perſon des Koͤnis⸗ 


Aa 
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eilig und unverleblih, feine Macht aber be« 
— und daß nicht blos das Miniſterium, 
ſondern jeder Staatsbeamte für feine Wirkſamkeit 
verantwortiid ift; 
daß der politifhe Schwerpunct der Molfsver- 
tretung zunächft im Unterhaufe ruht; theils nad) 
dem ihm, wie dem Oberbaufe, gemeinfchaftlich mit 
dem Könige zuftehenden Antheile an der Gefeg«- 
gebung; theils nach dem ihm ausfchließend zu- 
fommenden Rechte, die Befteuerung der gefamms 
ten Nation zu bewilligen, und zwar, daß diefe Des 
willigung jedesmal nur auf Ein Sapr gefchiebt; 
daß dem Volke das Recht der Verſamm⸗ 
lungen, und felbft das Recht des Widerftandes 
zuſteht 0); und 
daß, obgleih die Leibeigenfhafe ſchon 
längft in Großbritannien aufgchoben, und ber Ueber⸗ 
reſt des Lehnsſyſtems, nach Frohnen und perfönlichen 
Dienftleiftungen, fehe gemildert iſt, dennody das 
Lehnsſyſtem in mehrern Beziehungen fortdauert; 
daB die Volfsvertretung nicht eigentlich repräfentativ, 
fondern zunäachft ändifch if; daß der Bauern⸗ 
fand aus feiner eigenen Mitte gar nicht vertreten 
'ölrb; daß die drei vereinigten KRönigreiche und Wales 
nicht nach einem gemeinfchaftlichen und gleichmäßigen 
Grundſatze die Zahl ihrer Vertreter wählen, wenn 
gleich durchgehends dieſelbe Wahlform ſtatt findet; 
o wie die Unvollkommen heiten der Verfaſſung 
eſonders in dem fortdauernden Wahlrechte kleiner 
und verfallener Markiflecken, in der Beſtechlichkeit 


— — 


— Bergl. über die brittiſchen Dolfenerfammfungen, se? 
‚ golme, ©. 32 ff. — und über das Recht des 
Widerſtandes, ebendaf. &..ayı ff. - 
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vieler Wähler, und in der fehlenden Vertretung meh⸗ 
rerer großer und blühender Städte beftehen , welche 
bei der ehemaligen Feſtſetzung ver wahlberechrigten 
Städte und Flıden noch nicht .beftanden. — Da 
ubrigens die brittifche Verfaſſung, nad ihren Ans 
fängen mit der magna charta, aus dem. Mittelalter 
ſtammt; fo ift auch die alte geographiſche Ein- 
theilung bes Landes in Grafſchaften unveraͤnder 
beibehalten worden. 


25. | en 
EZortfegung. | 


Die Freiheit der Preffe ift ein Grund, 
gefeg Großbritanniens, und beruht theils darauf, 
daß fein Richter und Gerichtshof im Voraus; van 
Schriften Kenntniß nehmen darf, welche zum Drucke. 
beftimme find; theils daß alle Klagen über Bere 
leßung der Preßfreiheit nur Durch Geſchworne entſchie⸗ 
den werden fünnen. Durd) diefe Preffreiheit warb in 
Großbritannien die öffentliche Meinung über alle An⸗ 
gelegenheiten bes Volkslebens gebilder, die u. 
meidliche Unzulänglichfeit der: Gefege erfeßt,. 
jeder, welcher einen Theil an ‚der öffentlichen ach 


‚Hat, innerhalb der Schranken derfelben gehalten: 


In Hinfiht der firhlichen Freiheit und der 
gleihen Berechtigung der Mitglieder aller chriſt⸗ 
lichen Bekenntniſſe zu den hoͤhern Staatgamtern und 
zu dem Eintritte ins Parlament, enthält die briteifehe 
Verfaſſung Befchranfungen, welche in den neueuro⸗ 
paifhen Verfaſſungen der (cgten dreißig Jahre bei 
nahe durchgehends. befeitige morden find. Allein diefe 


*) So de Lolme, ©. 279 ff. 
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Erſcheinung har ihren Grund in den langen Reli- 
gionsfämpfen in England während bes ſechszehnten 
und fiebenzehnten Jahrhunderts, in den Anmaßungen 
Ber damaligen römifchen Bifchöffe gegen die Negenten 
Englands, und in der entfchiedenen. Hinneigung der 
Etuartifchen Dynaſtie zum Katholicismus und zur 
willführlihen Gewalt. Nur daraus -läßt fi) das 
ehemalige Mißlingen der verfuchten: Emancipa- 
tion der Katholifen erklären, welche felbft eine 
bedeutende Zahl der Parlamentsglieber wiederholt 
beab ſichtigte. 

Dagegen iſt die Theilung der Gewalten 
eine beſtimmte Eigenthuͤmlichkeit der brittiſchen Ver⸗ 
faſſung. Die geſetzgebende Gewalt ſtehet dem 
Könige und den beiden Haͤuſern des Parlaments ges 
meinſchaftlich zu; die vollziehende Gewalt gehet 
‚unmittelbar von dem Könige aus, ofme irgend einen 
Antheil des Parlaments an derfelben; die richter. 
liche Gewalt endlich ift vollig unabhängig von dem 
Könige und dem Parlamente, ob fie gleich in ben 
Namen des Königs geübt wird *). 

:Die Drdnung der Erbfolge. auf dem 
Throne ſtehet beiden Gefchlechtern zu, doc) fo, daß 
in ber zur Regierung gelangten finie der Manne- 
ſtamm dem weiblichen ,. fo wie der weibliche Stamm. 

der Altern Linie dem. Mannsitamme der jüngern vors 
gehet, in beiden Stämmen aber das Recht der Erft- 
geburt entfcheive. Außerdem muß der, mit dem 
achtzehnten Jahre ‚volljährige, Regent zur englifchen 
Kirche gehören, "und darf nicht an eine Fatholifche 
Gattin vermaͤhlt ſeyn. Doc fonnen der König und 
das Porlamau gemeinſchaftlich die Succeffionsart- ; 


*) de Leine, ©. uf. er one 





= 
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nung veraͤndern, und in zweifelhaften Faͤllen ene; 


ſcheiden. 


26. Br 
Schluß. 1 
Großbritannien hat fein allgemeines, das ganze 
bürgerliche Leben umfchließendes "Gefegbud. Es 
gelten aber: 1) eih ungefchriebenes oder ge— 
meines Recht (unwritien or common -]aw,), 
gegrundet auf uralte Gewohnheiten, welche zum 
Theile Ueberrefte der alten [ah fifhen Gefege find, 
und auf alte Parlamentsfchlüffe, bald nach den Zei⸗ 
ten ber normännifchen Eroberung; — 2) das römi« 
fche Recht °), doch nur in einigen Gerichtshöfen 
und in einzelnen Ballen; auch wird es unter dem 
ungefchriebenen Rechte mit begriffen, weil es nur 
fo weit Gültigfeit hat, als es feit vielen Jahrhum 
berten. bereits im Gebrauche iſt; — 3) das gefhrier 
bene Recht : writien or statute-law), oder bit 
Sammlungen der verfchiedenen Parlamentsfhlüffe 


#) Weber den großen Widerwillen des brittifhen Adels 
und Volkes gegen die Einführung des roͤmiſchen 
Redits, felbft zu der Zeit, wo die brittifhen Ge⸗ 
feße noch in ihrer Kindheit waren, vgl. de Lolme, 
S. 06 ff. Dadurch gefhah es, daß das roͤmiſche 
Recht auf die Hochſchulen und Kloͤſter ſich befchräns 
ten mußte, und nur in fehr wenigen einzelnen Faͤl⸗ 
fen angewandt wird. „Noch jetzt ſchreiben 
die englifhen Rechtslehrer die Freiheit, 
deren die Engländer fih erfreuen, und 
welhe andere Nationen niht kennen, 
dem Umftande zu, daß fie das von dBiefön 
angenommene römifhde Recht verworfen | 
haben.” So wärtlih Be Lolme, ©. ı98.. | 








* 
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(Statuten), deren Urſchriften, beſonders ſeit ber 

Regierungszeit Eduards 3, ſorgfaͤltig aufbewahrt wer⸗ 
den. — In Hinſicht der Gerechtigkeitspflege 
gilt die woͤrtliche Auslegung der Geſetze in den 
verfchiedenen Gerichten und Inſtanzen. Die meiften 
unbedeutenden und fleinern Rechtsftreite werden ent⸗ 
weder von den Friedensrichtern, oder von ben 
Sheriffs, den Friedensrichtern ganzer Provinzen, 
mit Zuziehung der Friedensrichter, und in den Staͤd⸗ 
ten von dem Mayor, welcher in denfelben die Stelle 
eines Sheriffs vertritt, gefchlichtet. Selbft die zwölf 
Dberrichter bes Reiches find zugleich oberfte Fries 
Densrichter fir das ganze Sand. Die Tortur ift 
laͤngſt abgefchafft. Die Gefhmornen entfcheiden 
ſowohl über die Thatfache, als auch über die Strafe 
barfeit des Vergebene. : Sie find der Stüßpunet der 
bürgerlichen Freiheit in ber öffentlichen Meinung des 
Molfes 2). — Der König übt das Begnadis 
gungsrecht, oft felbft auf die Fuͤrſprache der Ge- 
ſchwornen; doch fann e8 nie angewandt werben, um 
eine angebrachte Klage aufzuheben. ' Ä 

Die Polizei wird in den einzelnen Orten, bes- 
fonders auf dem Lande, durch die Friedensrichter,, in 
den Städten durch den. Mayor, und in den Graf: 
ſchaften durch den Sheriff, mit Zuziehung der Con« 
ftablen, verwaltet; doch beftehen für befondere Poli« 
zeigegenftände auch befondere Einrichtungen. 

Bis auf wenige Handelszweige, welche dur) 
Parlamentsacten gewiflen Sefellfhaften ausfchließend 
überlaffen worden find, ift der Handel allen brit- 
tiſchen Staatsbuͤrgern, auf dem Lande und in den 
Städten, frei gegeben. Die Stügpuncte beffelben 
— 


*) Vergl. de Lolme, ©. 159 ff. 
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find: die Navigationsacte, nach welcher kein 
fremdes Schiff Erzeugniffe und ‚Manufactucgegen« 
ftände andrer Staaten, nad) England bringen, und 
von da Ruͤckfracht nehmen darf; und das Gef ch, 
nach welchem jeder Fremde, der nicht in England 
naturalifiet ift, das Doppelte aller, für Den Einge— 
bohrnen feftgefegten Handelsabgaben entrichten muß, 
In Hinfiht des Finanzweſens hat zwar das 
Unterhaus des Parlaments das Steuerbewilligungd« 
recht, und alfo das Recht, die Nothwendigkeit der 
von den Miniftern verlangten Summen und dag 
Budget zu prüfen, die ſchon beſtehenden Steuern 
von neuem zu bemilligen, oder zu erhöhen, aber neye 
Abgaben zu fliften, fo mie das Recht der Aufl ichl 
über die bewilligeen Summen und: über alle Staats» 
rechnungen (mit alleiniger Ausnahme ber Civilliſie) 
welche ihm (ſeit 1689) durch den Lordkanzler vorge⸗ 
lege werden muͤſſen; das Parlament führt aber nicht 
ſelbſt die Kaffenverwaltung. Es werden vielmehg 
die von beiden Häufern bewilligten Steuern durch die 
angeftellten Sinanzbeamten erhoben, und von’biefen 
an die föniglihe Schaßfammer eingefandt, welche, 
unter dem Vorſitze des Sordfanzlers, von Commiffe- 
rien verwaltet, und aus welcher jede einzelne Zahlung 
geleiſtet wird. 

In Beziehung auf die bewaffnete Mat 
betrachten es die Britten als eine Hauptfige ihrer 
öffentlichen Freiheit, daß der König, ohne Zuftim« 
mung bes Parlaments, außer. zwei Leibcompagnien, 
in Sriedenszeiten fein ftehendes Heer halten 
darf. Deshalb wird ihm aud) nur jedesmal auf ein 
Jahr, durch die mutiny bill, da8 Halten und die 
Befoldung einer ftehenden Heeresmafte zugelfanden; 
benn ohne die jedesmalige jährliche Erneuerung dieſer 
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Binden die gewotbenen Truppen factifch ihres 
Olaftes entlaffen fen'®) In Großbritannien beruht 
Ahlich die Wertheidiguing des Landes und die Auf 
techthaltung ‘der Ordnung' und Sicherheit im Innern 
auf'Ber Landmiliz, welche (feit 1757) fo geitaltet 
Fi „vaß in jeder Grafſchaft eine beſtimmte Anzahl 
Inibößner "auf Fünf Fahre zum Dienfte durchs Loos 
ermählt, zu gewillen Zelten in den Wuffen geübt, 
und Kan dein’ Lordtieütenant der Graffchäft,; welchen 
dee, König ernennt,‘ befehligt wird; - Dieſe Sands 
Allfız wird aber in. ber’ Regel mir innerhalb ihrer 
Gehficraft,; und blos bei einem ntſtandenen Auf- 
—— Koͤnigreiche, nie aber auferhalb des 
kerdies gebraucht, atıd) ‘wird fie blos, wenn fie 
micktich im Dienſte hi ‚ Hefolder und nach den Krieges 
gejegen behandelt, 7; ” [ 
2. Zur Würdigung der brittifhen Verfaffung ger 
hoͤren folgende. Schriften: . | 
533 Mo ntesquieu, esprit des loix, L. XI. Chap. 6, 
st ,;de la constitution d’Angleterre, . 
,.,(Ramsay,) an essay on the constitution of 
„England, Ed.2&. London, 1766.98. — Teutfd: 
a 113 über die Conſtitution von England. Aus 
1.dem Engl. des. Deren Ramfay überfeßt. Frankf. 
und Leipz. 1767. 8. 3 
5 4 L. de Lolme, tbe constitution of England; 
„Or ap account of the english Government; ig 
7 which “it is compared borh with the republicen 
"Moe of Government, and the other monarchies 
„ll Europs. A new. edition, with supplewental 
nptes, and a preface biographical and critical, 
‚.. Load, 1816. 8. — Diefes Wert eines Genfer 
niri Fir tsgelehrten erfchlen zuerft mn in franzöflfcyer 
Byrache; bar ſeit 1975 in mehrern Auflagen in 


R 
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engfifcher Sprache, und fahd in Großbritannien eine 
hoͤchſt gänftige Aufnahnie, ſelbſt won Lord CheRerfielo, 
Eamden, Chatam 1c.). — Teutfh: Die Staates 
verfaffung von England, ton: J. kı de kolme 
Aus dem Engl. mit einigen Mimerkungen ‚begleitet, 
Leipzig, 1776. 8. und, nad der neuefen! eng» 
liſchen Ausgabe vom g. 1916; An eine zweiten 
teutſchen Ueberfetzung, unter dem Titel: Die Vers 
faſſung vor England, dacrgeſtellt, und' mit der repu⸗ 
blikaniſchen Form und mit andern europaͤiſchen Mo⸗ 
narchieen verglichen, von $. 2::de Lolme. Mit 

VBortrebe von 5. C. Dahimann. Altona, 1819. 8. 
Keine. Chſtyph. Albredt, Unterfagungen über 
die engliſche Staatsverfaffung. 2 Theile. eadeck und 
eewʒ "1794. 8. 

u. Martens, Abriß des Okoaatorechts ber vor 
nehmften europäffchen Staaten ir Thl. iſte Abthl. 
©. 138 ff.; — womit, im Hinficht der großbri⸗ 
tanniſchen Reichsgrundgeſetze, deſſelben Samm⸗ 
lung der wichtigſten Reichsgrundgeſetze, Th. ı, G. 
707 ff. gu vergleichen 'iſt. 

Theod. Schmalz; Staatsuerfaffung Großbritan⸗ 
niens. Kalle, 1806. 8. 

L. Freih. v. Binde, Darſtellung der Inner 
Verwaltung. Großbritanniens. Herausgegeben. ‚on 
B. ©. Niebufr. Berl. 1816. 8. 

I. Miltar, hiforifhe Entwickelung ‚der. engli⸗ 

fhen Staatsverſaſſung. Aus dem Engl. (don. 8, 
Ernſt Schmid). 3 Theile. Jena, 181g f. & 

Ueber die Verfaffung von England,‘ and!’ 
haupt ſaͤchlichſt en Veränderungen, weldhe fie, ::dem 
Weſen und der. Form nach, feit ihrem Urfprunge 
bis auf unfre. Tage erlitten hat. Mit einigen B 
merfungen über die alte Verfaffung von Frantreid. 
Aus dem Fran. von 9. Brafen non Voß. ‚Verl: 
1821.98. 

Beldorner, Srundyige eines Seneinwifns: 
Beleuchtung der englifhen:: Staatsverfaffung , 'ynd: 
allgemeine. Bemerkungen über England und die 
Engländer. ır Band in 2 Teller. an Gds, erflek, 
Theil. Leipz. 1821. 8. (Bat ſagt darüber iu der 
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ur, Worrede zu Th. 1 von der Ueberſetzung des ' 
kn Handb, des engl. Rechts, S. V: 
‚Buch ſcheint nur in der Abficht gefchrieben 5 
Damit, wenn die Seiligfprehung Englands ı 
... ‚werden follte, der. advocatus diaboli nidyt 
' möge. ") 
Außerdem: Bu bhholz. über die engfifd 
: faffung, tm Journale Teut ſchland, 1819 
— Europ. Annalen, ıg15, Th. 1. &.: 
‚Hermes, St. XI. & 17. — Murl 
polit. Annalen, gr Dand, 46 Heft. — Dppo 
., „blatt, 1818, N. 40. ®. 516. — befondeı 
ya: bie beiden bereits (in der Staatskunſt, 
unse 391) angeführten Werke von Ben 
(Tacrit, oder Theorie des Geſchaͤftsgang 
deliberirenden Volksſtaäͤndeverſammlungen. 
‚gen, 1817. 8.) und Jefferſon (Hand 
:  .. Parlamensarredits. Berl. 1819. 8.) 





a ‘ 


Bu 27. 

2) Nordamerikaniſche Freiſtaate 

Geſchichtliche: Einleitung in die Entftehun 
"Berbidung der norbamerifanifihen Verfo 


Bald nad) Coloms Landung auf den Anrill 
Sage 1492 wurden die. Küftenländer Nordame 
yamentlih Nemwfoundland von Britten, 
rida von Spaniern, und Canada von Fraı 
entdetkt; allein erſt feit der Regierung der Ki 
Elifaberh von England ward, als Kolonie, 
Sinien, und ünter ihrem Nachfolger x 
Pennfylvanien von ‘dritten, fo wie (1 
Duebed von Franzoſen begründet. Selbft 
derländer fiebelten fih (1615) an der Muͤ 
des Sudfonsfluffes an. Sie vertrieben in der 


bie Schweden (1655) von da, die mit der 
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Abfiche der Anfiebelung an den nordamerifanifchen 
Küften erfchienen, wurden aber bald darauf (166-4) 
felbit aus Neubelgien von den Dritten verdrängt, 
weiche diefe Kolonieen (ort Amfterdam und Fort 
Drange) in die Provinzen Nem-Vorf und New 
Jerſey ummanbdelten. | 

Wenn alfo auch die Bewohner ber nordameri- 
kaniſchen Kolonieen aus mehrern europäifchen Voͤl— 
fern zufammenfhmolzen; fo behaupteten doch bald 
die Britten das politifche Uebergewicht in jenen Gegen- 
den. Beſonders fchmälerte der Friede zu Utrecht 
vom Jahre 1713 durch die Abtretung Akadiens 
(Neuſchottlands), noch mehr aber der Friede zu 
Verfailles vom Jahre 1763 die franzöfifchen und 
fpanifchen Befigungen in Nordamerifa, feit Canada, 
Cap Breton und Florida an England überlaffen 
worden waren. 

Obgleich alle diefe Kolonieen feit ber Zeit ihrer 
Begründung im Ganzen bedeutende Freiheiten und 
Vorrechte durch fogenanntte Eharten genoffen, 
deren fie auch zu ihrem Aufbluͤhen bedurften; fo hate 
ten doch durch Fönigliche Freiheitsbriefe (von 
Karl 2) Rhode-Island (1663) und Connectis 
eut (1674) unter allen brittifchen Kolonieen die größe 
ten Vorrechte , weshalb auch beide, nad) der errunge- 
nen Selbftitändigfeit im Jahre 1783, auf diefe Freis 
heitsbriefe ihre neue Staatsverfaffung gründeten. 
Uebrigens ward der Drud der brittifhen Naviga— 
| tionsacte inMordamerifa fo lange weniger gefühlt, 


a en. - 


als die eigenen Erzeugniffe der Kolonieen noch nicht 

fo bedeutend fich vermehrten, daß fie in Großbritan⸗ 

t nien allein nicht mehr abgefeßt werden konnten, uͤber⸗ 

jene fo lange die mildern Grundfäge von Seiten der 

jetifchen Regierung beibehalten wurden, welche der 
IV. 11 
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in einem Hanbelsftaate erzogene und gebildete Wil- 
beim 3 (1689) in Hinfihe der Kolonieen auf den 
briteifchen Thron mitgebracht hatte. 

Als aber Großbritannien, nad) dem Verfailler 
Frieden, feit 1765, um die altbrittifchen und die neu— 
erroorbenen Kolonieen beffer für das Mutterland zu 
benugen, ein höheres Befteuerungsfnftem in denfelben 
verfuchte; da regte fi) der Geift der Unzufriedenheit 
in den Kolonieen, der bei der wechfelnden Politik der 
brittiſchen Minifter in Hinfiht der Kolonieen, und 
bei der Befchränfung ihres Handels mit dem Aus 
ande, immer höher gefteigert, und felbft von. ber 
Dppofition im brietifhen Parlamente gebillige ward. 

Die mehrjährigen Zwifte der Kolonien mit dem 
Mutterlande gingen im Jahre 1774 in Thaͤtlichkeiten 
über, und bewirften,, daß (4. Sul. 1776) dreizehn’ 
Provinzen — Newhampſſhire, Maffachurfers, 
Rhode» sland, Konnecticut, New⸗Nork, New⸗ 
Jerſey, Pennfylvanien, Delaware, Maryland, Bir 
ginien, Georgien, Mordcarolina und Suͤdcarolina — 
für unabhängig ſich erflärten. Auch gaben diefe 
Provinzen fi) allınahlig, auf die Unterlage ihrer bis« 
berigen Berfaffungs- und Werwaltungsformen, bes 
‚fondere Verfaffungen. 

Der fräftige Geift der nach republifanifcher 
Selbftftändigfeit ftrebenden Kolonieen; die befonnene 
und umfichtige feitung ihres Kampfes durch den gro« 
Gen Washington; die Unterftügung, welche fie 
von Frankreich und Spanien — aus verjährter Eifer« 
ſucht auf Großbritannien — erhielten, nachdem fie 
bereits im 3.1778 die Unabhängigfeit der vereinigten 
Staaten anerfannt hatten; die Fehler der briteifchen, 
mac) Amerifa gefandten, Generale, fo wie die polis 
tiſchen Mißgriffe der brittiſchen Minifter während bes 

* .1 
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fiebenjährigen Kampfes, bewirften (1783) im Fries 
den zu Paris die Anerfennung der Unabhän« 
gigfeit der 13 vereinigten Provinzen von 
Seiten Großbritanniens, 


28. 
Sortfegung. 


Nach diefer errungenen Selbftftändigfeit be» 
durfte der nordamerifanifhe Staatenbund einer 
gemeinfamen Verfaffung, weil der Congreß 
bis dahin nur der Mittelpunct für die diplomatifchen 
Verhältniffe mit dem Auslande gewefen, die politis 
ſche Einheit des gefammten Staatenbundes aber noch 

, nicht gefialtee, fondern bios von jedem einzelnen 
Staate feine innere Form verfaffungsmäßig begruͤn⸗ 
det und ausgeprägt worden war. — | 

Werfchieden von diefen befondern Verfaß 
fungsurfunden der einzelnen Staaten, erſchien daher 
am 17. Sept. 1787 die allgemeine Verfaffung 
der nordamerifanifchen Staaten, durch weldhe die 
einzelnen Staaten ihrer Souverainetät in allen 
den Fällen entfagten, welche die äußern polikk 
ſchen Verhältniffe betrafen, und dieſelbe auch in meh⸗ 
rern wichtigen Gegenfländen der innern Regierung 
befchränften, indem fie die Seitung des Ganzen einer 
Unionsregierung in zweien Kammern, mit 
einem auf vier Jahre gewählten Präfidenten au 
der Spige der vollziehenden Gewalt, übertrugen. 

Viel war in diefer allgemeinen Verfaffung des 
Etaatenbundes der brittifchen Verfaffung nachgebils 
det, befonders in Beziehung auf die Theilung der 
gefeßgebenden, vollziehenden und. richterlichen Ges 
wale; allein Mehreres geftaltete ſich auch auf ameri⸗ 

| 11? 
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kaniſchem Boden unter Örtlihen. und zeitgemäßen 
neuen Formen. Vieles mußte, wegen bes repu- 
blifanifchen und wegen des föderativen Cha— 
rafters der vereinigten Staaten, ein ganz anderes Ge⸗ 
präge erhalten, als auf den brittifchen Inſeln. Nicht 
richtig wird der politifche Charafter der Bundesver- 
faffung als demofratifch bezeichnet; er ift viel. 
mehr repräfentativ. Dies gilt eben fo von der 
Siderafregierung des Ganzen, wie von ben Specials 
vegierungen der einzelnen Provinzen, weil die fou- 
veraine Gewalt zwar dem Wolfe beigelegt, nicht 
aber durch daffelbe unmittelbar, fondern durch 
Webertragung ausgeübt wird. Als nachtheilig 
ward es in neuerer Zeit betrachtet, daß theils die 
zweite Kammer des Congreffes zu drei Viertheilen 
aus Advocaten beſtand, theils auch in der Gefegge- 
bungsbehörde der einzelnen Staaten meiftens Ydvoca- 
ten fißen. 

Entſchieden war es von großem Einfluffe auf die 
Befeſtigung des neuen politifchen Charafters bes 
nordamerifanifchen Staatenbundes, daß der Begrüns 
der, DVertheidiger und Netter dieſes Freiftaateg, 
Washington, zwölf Jahre hindurch nach er- 
fampfter Unabhängigkeit und Selbftitändigfeit, als 
Dreimal auf vier Jahre gewählter Präfident an ber 
Spiße deffelben ftand, bis er im höhern Alter (1797) 
ins Privatleben fid) zuruͤckzog, und mit der Achtung 
zweier Erdtheile (1799) farb. Ä . 

Da übrigens in der Gefammtverfaffung bes 
Staatenbundes feine beftimmte Zahl ber einzel« 
nen, zu ihm gehörenden, Staaten feftgefegt worden 
ift; fo hat der Congreß das Recht, diejenigen einzel« 
nen Gebiete als felbfiftändige Staaten in die Mitte 
ber bereits beftehenden aufzunehmen, melche die bes- 
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halb feftgefegte Bevoͤlkerungszahl erreicht Haben. Es 
giebt namlich drei Abſtufungen, nad) welchen die ſo⸗ 
genannten Territoria:allmählig zur Selbftftändig« 
feic eines befondern Staates in der Union gelangen. 
Der erfte Schritt dazu ift die Errichtung einer 
Sandregierung (territorial government); dee 
jweite, fobald dem vom Gongrefle ernannten Gous 
verneur bes ‚Gebietes eine Volksverſammlung 
zur Eeite tritt. Bis dies gefchieht, hat der Statt 
bälter , nebft den Richtern des oberften-Gerichtshofes, 
die gefeggebende Macht; dann aber geht biefe 
auf die Volksverſammlung über, welche, wenn ber wer⸗ 
dende Staat ‚bis auf 5000 weiße freie Männer ange 
wachſen ift, höchftens aus neun gewählten Repräfen« 
tänten beftehen fan. Der dritte Schritt ift erft.mög- 
lich, wenn die Zahl der freien Männer, über 25 Jahre 
ale, bis auf 60,000 geftiegen iſt. Diefe Bevoͤlke⸗ 
rungszahl berechtigt theils zur Aufnahme in die Union 
als-befonderer. Staat; theils fi, als ſolchem, 
eine eigene VBerfaffung zu geben, und in ber 
Mitte des Staates eine felbftftandige Regierung defe 
felben (state;government:! zu bilden. oo 

:. Unter dieſen Bedingungen find bereits feit 1783 
eilf neue Staaten in den allgemeinen Bund aufges 
nommen worden: Vermont, Tenneffee, Ken 
tucky, Obio, Louifiana, Indiana, Miffis 
ftpi, Zllinois, Maine, Alabama und Mife 
ſouri. Außerdem beftchen noch ſechs Territoria: 
Mihigan, das Nordweſt-Gebiet, Arkan— 
fas, Miffouri, Dregan und $lorida, melde, 
bei höher fteigender Bevoͤlkerung, das Recht der 
Celbftftändigfeit ebenfalls geltend machen werben. 
Der Diftrit Columbia, mit der Congreßftadt 


. Washington, getheilt in zwei Grafſchaften, gehört 


Ra 
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gu feinem einzelnen Staate, fteht aber unter dem 
befondern Schuße der Union. — Kein Staat der 
neuern Zeit bat verhaͤltnißmaͤßig fo fchnell feine Ge⸗ 
fammtbevölferung fteigen fehen , wie der nordamerika⸗ 
nifche Staatenbund, melde im Jahre 1783 etwas 
über 2 Millionen Menfchen betrug, und jegt, mit Ein» 
ſchluß von ungefähr 400,000 Indianern, auf mehr 
als 10 Millionen Einwohner angewachſen ift. Dieſe 
wichtige politifche Erfcheinung wird erflärbar theils 
aus der großen Fruchtbarkeit des früher noch wenig 
angebauten Bodens; theils aus ber Einwanderung 
‚vieler tauſend Europäer; theils aus dem feit den 
Beiten des franzöfifchen Revolutionsfrieges bedeutend 
erweiterten auswärtigen Handel; theils aus der zweck⸗ 
mäßigen Geftaltung der Verfaſſungs⸗ und Verwals . 
tungsformen ber einzelnen Staaten, fo wie Des ges 
fammten Staatenbundes; theils aus der glücdlichen 
Wahl ausgezeichneter, umfichtiger,, uneigennüßiger 
und Eräftiger Männer zur Würde des Präfidenten. 


29. 
Verhäleniß der Verfaffungen der einzel 
nen Staaten zu der Gefammtverfaffung 
des Bundes, 


Jeder einzelne Staat hat feine befondere gefeg- 
gebende, vollziehende und richterlicye Gewalt, movon 
die beiden erften in einzelnen Staaten nad) verfchie- 
denen Anfihten und Grundfägen geftaltet worden 
find. Jeder Staat ordnete feine innere Regierung 
und Polizei nach ürtlihen Verhaͤltniſſen, wozu von 
den Repräfentanten die nöthigen Steuern bemilliget 
"werden, bie aber nur auf eine Weife erhoben werben 
dürfen, wodurch fein andrer Staat indirect mitbe 
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flenert wird. Deshalb darf fein Staat, ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Congreſſes, die Aus- und Einfuhr mit 
Abgaben und Zöflen belegen. Er darf fein Geld 
münzen, fein Papiergeld ausgeben, feirie befondern 
Unterhandlungen mit andern Staaten eingehen u. ſ. w. 
Die allgemeine Befchagung aller Staaten geht vom 
Congreffe aus, welcher gleichfalls über Handel, Münze, 
Magaße, Gewicht, über Einwanderung und Einbürs 
gerumg der Ausländer allgemeine Beftimmungen ers 
läßt. Zwar befißt jeder einzelne Staat die hoͤchſte 
Gerichtsbarkeit in bürgerlichen und Straffachen ; allein 
die richterliche Gewalt der Unionsregierung entfcheibet 
nicht nur über die Streitigkeiten der einzelnen Staa⸗ 
ten, fondern auch) der Bürger verfchiedener Staaten, 
über alle Admiralitäts- und Seehähbel, und über alle 
Vergehungen gegen die vereinigten Staaten. Ein jeber 
einzelner Staat ift daher ein abhängiger Theil 
des Staatenbundes, welcher aber eine befondere ges 
ſetzgebende, vollziehende und richterliche Gewalt befigt, 
die zufammen nur fo viel Macht in ſich vereiniget, als 
erfordert wird, die Ordnung, Sicherheit, Ruhe und 
Wohlfahrt des einzelnen Staates zu erhalten und zu 
befördern, ohne dadurch die Rechte des gefammten 
Bundes zu beeinträchtigen )). 








*) Die Verfaffungen der erften 13, und der beiden zus 
nähft darauf in den Bund aufgenommenen Staaten 
(Vermont und Kentudy), ſtehen im vierten 
Theile der Ueberſetzung von Dav. Ramfay’s 
Geſchichte der amerikanifchen Revolution nad) den 
Acten des Eongrrffes der vereinigten Staaten, von 
G. K. F. Seidel (Berl. 1795. 8.), welcher Theil 
auch den befondern Titel führt: Die Staats 
verfaffung der vereinigten Staaten von 
Mordamerita. — Vergl. the constitutions of 
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Die Verfaſſungen der meiſten einzelnen Staa⸗ 
ten naͤhern ſich in den Hauptbeſtimmungen einan⸗ 
ber, beſonders in Hinſicht der Theilung der geſetz⸗ 
gebenden, vollziehenden und richterlichen Gewalt, ſo 
wie in der Uebertragung der gefeßgebenden Gewalt 
an den Senat und an das Haus der Repräfentanten, 
und in ber Vebertragung ber vollziehenden Gewalt an 
einen frei gewählten Gouverneur; dagegen finden ſich 
viele Abweichungen in einzelnen Beftimmungen 
(3. B. über bie Dauer der Aemter, über die Summe 
des Vermögens, um mahlfähig zu feyn; über bie 
Form der Wahl; über die Zahl der Senatoren und 
Repräfentanten u.f.m.). Einige berfelben haben WVie- 
les aus der brittifchen Verfaſſung und aus den frühern 
Einrichtungen -beibehalten, bevor fie zur Union zur 
[ammentraten; einige fpäter entftandene Staaten ha⸗ 

en dagegen ihre Werfaffung vollig neu geftalter, doch 
mit Rückficht auf die Gefammtverfaffung des Staa⸗ 
tenbundes, und mit Nachahmung der befondern Ver⸗ 
faffung dieſes oder jenes Bundesftaates. So z. B. 


— — 





tlıe several independent states of America, by 
William Jackson. Lond. ı783. 8 — The 
constitutions of tlıe several united states, with 
the Federal Constitution, by Mathew Carey. 
Philadelphia, 179£&. — Constitutions des treize 
etats-unis de l’Amerique, @ Voll. Paris, 1799. 
83. — The constitutions af the united states of 
America, Philadelphia, ıgı8. (ein Wert, das im 
teutſchen Buchhandel nicht aufzutreiben war.) — Die 
Verfaffungen von 22 Staaten fliehen im 5ten u. 6ten 
Theile der Sammlung von Dufau, Duvergier 
et Guadet. — Die Zeiten der Einfühs 
gung diefer Verfaflungen und die Angabe der Nu el⸗ 
lenſammlungen, wo fie ſtehen, vergleiche man 
$. 18. in der chronologifchen Ueberſicht. 
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nähert ſich die Verfaſſung von -Tenneffee der von 
Kentudy, und die von Souifiana gfeiche im 
Wefentlihen der von Tenneffee und Ohio. 

Unter den einzelnen Verfaſſungen ift die von 
Maffahufetts, an welcher der ehemalige Präfir 
dent Adams befondern Anteil hatte, eine der volle 
ftändigften und ausgebilderftien. An der Spige des 
Staates ſtehet ein Gouverneur mit dem Titel 
Ercellenz , :und ein Unter Gouverneur..mit dem 
Titel: his honour. Ihnen zur ‚Seite ftehen ‚nenn 
Käthe, aus den Senatoren gewählt durch vereinigtes 
Ballotement der Senatoren und Repräfentanten.. Dig 
gefeßgebende Gewalt beruht auf einem - Senate. pon 
40 Mitgliedern, die jährlid) in den Diftricten ge⸗ 
wäplt. werden, und dem Haufe der Repräfentanten, 
deren jährlihe Wahl nad) den Ortsbezirfen. fo bes 
ſtimmt ift, daß jede Drtfchaft einen Repräfentanten 
wählen fann, in welcher wenigftens 150 fieuerbare 
Köpfe ji befinden. Die Wühler der Senatoren 
und Repräfentanten müffen aber ein freies Eigentum 
von 3 Pfund Sterling Einkünften, oder von 60, Pf 
Sterl. Werth befigen. — Im Staate Birginien 
übe ein jährlich erwählter Gouverneur die. voll« 
ziehende Gewalt. hm zur Seite fteht ein Kath 
von acht Perfonen. Die gefeggebende Gemalt 
ruht auf einem Senate von 24 Mitgliedern, welche 
aller vier Jahre erwählt werden, und einem Haufe 
der Repräfentanten, in welchem von jeder der 90 
Grafſchaften des Staates zwei Stellvertreter erfchei« 
nen, welche jährlich) von allen Bürgern gewählt wer⸗ 
den, die wenigftens 25 Morgen Sand mit Haus und 
Hof, ober ein Haus in einer Stabt befigen. — Das 
gegen 6 ruht in dem Staate Vermont, deffen Ver⸗ 
fajfung im Jahre 1793 entitand, die gefeggebende 
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Macht, ohne Senaf, blos auf Einer Reprä- 


feniantenverfammlung, deren Mitglieder jähr- 
lich von allen freien männlichen Einwohnern ‚ welche 
31 Jahr alt find, gemwähle werden. Die voll 


zie hende Gewalt leitet ein Gouverneur, ein Unters . 


gouderneur und ein Rath von 12 Mitgliedern. Da⸗ 
bei hat die Verfaffung Vermonts noch zwei Eigen 
thümlichkeiten: 1) daß feine im Lande gebohrne ober 
eingeführte männliche Perfon länger als bis zum er⸗ 
reichten "2iften Jahre, und feine weibliche Perfon 
nach dem’ 1Sten Jahre in Sklaverei oder Seibeigen- 
ſchaft gehalten werden darf; und 2) daß aller fieben 
Jahre ein Rath von Cenforen gewählt wirb, welche 
unterfuchen müffen, ob die Berfaffung  unverlegt ger 
blieben ift; 0b die Abgaben bezahle und die öffent 
lichen Gelder zweckmaͤßig verwaltet worden find; ob 
bie Staatsbeamten ihre Pflicht erfülle Haben, und die 
Gefetze gehörig in Ausübung gebracht werben. : Diefe 
Eenforen find ermächtigt, nad) ihrem Ermeffen eine 
Berfammlung nach zwei Jahren zufammen zu beru« 
fen, um die Verfaffung durchzufehen und zu ver 
beſſern. — 

Im Gegenfage der Verfaffungen der einzelnen 
Staaten, beruht die Schwerkraft des ganzen Staaten« 
bunbes auf der Unionsregierung, welde aus 
einem gefeßgebenben Congrefle, aus einem Prä- 
fiventen mit der ihm übertragenen vollzichenden 
Gewalt, und aus einer, von beiden Gewalten ange: 
srdneten, richterlihen Macht beftchet. Zwar 
wird der Congreß aus zwei Kammern gebildet: dem 
Senate (mit zwei Mitgliedern aus jedem befon- 
bern Staate), und der Repräfentantenfam- 
mer; allein diefe Einrichtung iſt weniger eine Nach⸗ 
bildung bes brittifehen Parlaments, als eine noth⸗ 


U U WON 
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dige Bedingung - jeher rrpublilenis 
n Staatsfarm. . Denn ‘der. .Senat: (bie 
e Kammer) leitet mit dem Präfibenten. 
veinfhaftlih die vollgiehende Gewalt. 
bedarf naͤmlich der repraͤſentative Freiftaat eben 
mie die repraͤſentative Monarchie, einer kraͤftigen 
iehenden Macht. Weil aber, der norbamerifanis, 
Staatenbund.feinen erblich en Praͤſidenten hat; 
innte derſelbe feine Macht, ohne verfaſſungsmaͤßige 
trofle, leicht bald aus Chrbegierde, bald aus Sei. 
haftlicykeir die ihr gezogenen Grenzen überfchrei« 
affe Deshalb ift in der Verfaſſung beftimmt, 
der Praͤſident eine große Zahl der Gefchäfte der 
iehenden Macht nur mit Zuflimmung ben 
hrheit im Senate ausüben kann. Der ameri⸗ 
ſche Senat repraͤſentirt Daher nur inſoweit das 
ik, als er den Präfidenten controllirt, und 
de mfelben die vollziehende Gewalt Bilder, 
h diefer ihm eigenthümlichen Beftimmung hat der 
at des nordamerikaniſchen Staafenbundes durch⸗ 
keine Aehnlichkeit mit den in Europa beſtehenden 
n Kammern, Dberpäufern ’ Reichsräthen und 
renbänfen. | 


30. 2 n- nn 
PDolitifher Charafter der norbameri- 
fanifchen Bunbesverfaffung. 


Diefe Verfaflung °), gegründet auf die am 9. 
, 1778 angenoınmenen Bundesartifel, und bes 





diefe Berfaffung , nebft dem fpätern Anhange, ſteht 
beim Seidel, ©. 235 ff., und in den Europ. 
Eonftit. Th. ı, ©. 35. 
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ſtehend aus ſieben Artikeln, bie in mehrere Abſchnitte 
zerfallen, iſt ein Vertrag vom 17. Sept. 1787, wel⸗ 
henpie damals beſtehenden 13 ſelbſtſtändigen Staa⸗ 
sen, im Namen' des Volkes °)-der vereinigten 
Staaten, abfchloffen und einführten. - I 

Dieſe Verfaſſang erhielt wenige: Jahre darauf 
eiten Anhang vn:zwölf Artikeln. Denn als der; 
nach der Verfaſſung geſtaltete, Congteß am 4. März 
2789 zu New-Porkifeine erfte Sigung’eröffner hatte, 
verdarigten mehrere Mitglieder deſſelben, in Hinficht 
ber erhaltenen Aufträge, Berbefferungen und 
ZFuſétze zu ber Werfaffung ‚ um einer falfchen Aus⸗ 
legung derfelben vorzubeugen. Es wurden Daher, 
mit Zuftimmang zweier Drittheile der Mitglieder 
beider Häufer, einige neue Artifel entworfen, und 
 ben- ‚gefeßgeberiben "Körpern der einzelnen Staaten 
mitgetheilt, die, nach Einwilligung von drei Vier⸗ 
theilen der lehtern der Verfaſſung beigefügt wurden, 

* 


gg) Gefegsebende Gewalt , 
(Allgemeine Beftinmungen.) 


Die gefeggebende Gewalt iſt einem Com. 
greffe der vereinigten Staaten anvertraut, ber aus 
einem Senate und einem: Haufe der Kepräfen- 
tanten beſteht. un Ba Se A 


— — 





“2. So heißt es im Eingange: „Um eine volllommene 
Union zu fließen; um Gerechtigkeit und innere 
Ruhe zu befehigen; für die gemeinfame Vertheidi—⸗ 
gung zu forgen; die allgemeine Wohlfahrt zu fürs 
dern, und uns, fo wie unfern Nahfommen ben 

JE Segen ber Freiheit zu erhalten, "haben Wir, das 

Mall der vereinigten Staatenvon Ame—⸗ 
vita, verordnet und eingeführt u. ſ. w.“ 
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A) Die Mitglieder des Haufes ber Repraͤ⸗ 
ntanten werden aller zwei Jahre von dem Wolke 
e verfchiedenen Staaten gewählt. - Sie müflen 25 
ıhre alt, 7 Jahre bereits Bürger der vereinigten 
taaten, "und Einwohner des Staates feyn, in 
Idyem fie gewählt werden. Die Zahl der Repra. 
itanten und die directen Steuern der einzelnen Staa⸗ 
ı werden nad) der Bevölkerung derſelben bes 
mmt, fo, daß ein Repräfentant auf 30,000 Ein- 
hner gewähle wird, bis die Zahl der Repräfentans 
ı auf hundert ſteigt °, Hierauf ſoll der Congreß 
s Verhaͤltniß alſo anordnen, daß nicht weniger als 
ndert Repraͤſentanten, und nicht weniger als Einer 
f 40,000 gewählt werde, bis die Zahl der Repraͤ⸗ 
ntanten auf 200 ſteigt. Alsdann foll der Congreß 
6 Verhaͤltniß alfo beftimmen, daß nicht weniger 
6 200 Repräfentanten, und nicht mehr als Ein 
epräfentant auf 50,000 Perfonen gewählt werde. 

Das Haus der Nepräfentanten wählt ſeinen 
precher und feine übrigen ‘Beamten. Es ſteht 
m ausfchließeud das Recht ber Anklage gegen 
treue Staatsdiener zu. 

B) Der Senat wird gebilder aus wei S« 
atorenvon jedem Staate (jet aus 48 Indi⸗ 
duen), welche die gefeggebende Verſammlung jedes 
nzelnen Staates auf fechs Jahre wäplt. Es wird 
ler zwei Jahre ein Drittheil des Senats durch Wahl 
neuert. Jeder Senator muß 30 Jahre alt, 9 Fahre 
jürger der vereinigten Staaten, und Einwopner 


—i 


) Die folgende Beſtimmung iſt aus dem Anhange 
zur Verſaſſung. — Seit dem J. 1822 wird auf 
40,000 Einw. Ein Repraͤſentant gewählt. Es giebt‘ 
jest 212 Repraͤſentanten. a 
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des’ Staates feyn , von welchem er gewählt wird. — 
Der Vicepräfident der vereinigten Staaten ift 
Präfident des Senats, und hat feine Stimme, außer 
wenn die Stimmen im Senate gleidy find. 

Dem Genate ſteht das ausfihließende Recht zu, 
jede Anklage gegen -untreue Staatsdiener zu unter 
fuhen. — Keiner fann verurtbeile werden, wenn 
nicht zwei Drittheile der gegenwärtigen Mitglies 
glieder für das Urtheil geftimme haben. — 


(Befondere Beftimmungen.) 


Jeder einzelne Staat‘ fann Zeit, Ort und Art 
der Wahl der Senatoren und Repräfentanten beftim- 
men; doch ftehe dem Eongreffe das Recht zu, Ver: 
fügungen deshalb durch ein Gefeß zu machen und zu 
verändern, mit alleiniger Ausnahme der Beftimmung 
bes Ortes, mo die Senatoren gewählt werden. 

- Mer irgend ein Amt der vereinigten Staaten 
befleidee, kann in keins der beiden Häufer gewählt 
werden. 

Der Eongreß foll ſich wenigftens einmal in jedem 
Jahre verfammeln, und zwar am erften Montage im 
December. 

Jedes der beiden Käufer richtet über die Wahl 
und die Eigenfchaften feiner Glieder. — Zur Aus» 
ftoßung eines berfelben gehören zwei Drittheile ber 
Stimmen. — 

Jedes Haus führe ein Tagebuch feiner Werhand- 
lungen, und publicirt baffelbe von Zeit zu Zeit, aus⸗ 
genommen, was nad) feiner Beurtheilung geheim 
gehalten werden muß. 

Keins der beiden Häufer darf, ohne Zuftim: 
mung des. andern, fich während der Sigung bes 
Eongreffes länger als drei Tage vertagen. 
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Senatoren und Repräfentanten erhalten Diäten 
‚ der Schatzkammer der vereinigten Staaten. 

Kein Mitglied beider Haͤuſer kann waͤhrend der 
tzungszeit des Congreſſes und während der Hin⸗ 
)Herreiſe zu und von demſelben — Verraͤtherei, 
‚onie, oder Brechung des Friedens ausgenommen — 
ebaftet, oder je wegen feiner Reden und 
treitigfeiten in beiden Häufern belangt 
reden. 

Ale Abgabenbills gehen von dem 
ıufe der Repräfentanten aus; der Senat 
ın aber Verbeſſerungen vorſchlagen, und concurs 
: dabei, wie bei andern Bille, 

Jede Bill, welche beide Häufer paſſirt hat, fol 
n Praͤſi denten vorgelegt werden, bevor fie Gefeßes= 
ft erlangt. “Billige er fie; fo fofl er fie unterfchrei« 
15 wo nicht, fo foll er fie, mit feinen Einwendun- 
1, dem Haufe zuruͤckſchicken, von welchem fie aus⸗ 
8. Dieſes foll die Bill noch einmal erwägen: 
immen zwei Drittheile dafür; fo geht fie, mit ben 
—— „ an dag zweite Haus, um noch ein⸗ 
lerwogen zu werden. Wird fie hier von zwei 
iteheilen gebilliget; fo erhält fie Geſetzeskraft. 
enn. ber Präfident eine ihm vorgelegte Bill nicht 
nen zehn Tagen zurücdfendet; fo erhält fie Ge⸗ 
esfraft. 

Die Mitglieder beider Häufer ftimmen blos durch 

‚und Nein; ihre Stimme. wird: in das Tagebuch 
es Haufes eingetragen, _ 

Der Congreß hat das Recht, Taren, Abgaben, 
ıpoften und Accife aufzulegen,, Echulden zu bezah- 
‚ unb für die gemeinfame. Vertheidigung und 
ohlfahrt der vereinigten Staaten zu forgen; es 
ıffen aber alle Abgaben, Impoſten und 





” ea 


N [4 


176 Pofltives öffentliches Staatsrecht. 


die Accife in den gefammten Staateı 
gleihförmig feyn. Der Eongreß fann Anleihe: 
machen; den Handel mit auswärtigen Völfern, unte 
den verfchiedenen Staaten, unb mit den inbifche 
Stämmen anordnen; Regeln für die Aufnahme voı 
Fremden, und Gefege über Banferotte vorfchreiben 
den Werth der in- und ausländifchen Geldmünzen 
und Maas und Gewicht feſtſetzen; Poftämter un! 
Poftftraßen anlegen; Schriftftelleen und Künftler: 
für ihre Schriften :und Erfindungen aufmunterny 
Privilegia auf gewiffe Zeit ertheilen; Tribunalı 
errichten; Krieg erklären; Erlaubniß zu Re 
preffalien ertheilen ; über Kapereien verfiigen; Heer: 
errichten und unterhalten (doch werden die Summer 
dazu nur auf zwei Jahre angewiefen); Flotter 
anlegen und unterhalten; die Gefege über Errichtung 
einer Sand» und Seemacht geben; die Mili; 
organifiren, verfammeln, bewaffnen und deren Difei. 
plin anordnen u. ſ. w. 
(Das. Einbringen von Sklaven ward in der 
Verfaffung nur bis zum Jahre 1808 verftattet, 
aber eine Tape für jede eingebrachte Perfon — big 
10 Dollars — darauf gelegt.) 

Die Habeas-Corpus- Acte wird blos im Yalle 
einer Rebellion, oder eines Angriffes auf die öffent- 
liche Sicherheit fufpendirt. | 

Die vereinigten Staaten verleihen feinen 
Adelstitel. Es giebt feinen Unterfchied der Stände 
durch die Geburt. Kein Beamter der Staaten darf, 
ohne Einwilligung des Congreſſes, ein Geſchenk, 
eine Begünftigung, ein Amt, oder einen 
Ditel von irgend einem Könige, Fürften,, oder aus⸗ 
waͤrtigen Staate annehmen. - 

-: Kein Staat darf für fih in Buͤndniſſe ober 
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Verbindungen treten, Patente, Gelbmünzen, Kre⸗ 
diebills austheilen, und, ohne Einwilligung des 
Eongreffes, Abgaben auf Einfuhr oder Ausfuhr legen, 
außer was für die Ausübung feiner Aufficht darüber 
nötbig ift. Kein Staat darf Krieg anfangen , wenn 
er nicht wirflid) angegriffen wird. Der reine Ertrag 
aller Abgaben von Einfuhr und Ausfuhr fließe in die 
Schatzkammer der vereinigten Staaten. 


B) Vollziehende Gewalt. | a 


Die vollziehende Gewalt ift einem Präfiden» 
ten übertragen, der, wie der Vicepräfident, 
auf vier Jahre gemählt wird. — Die Wahl 
geſchieht in den einzelnen Staaten durd) fo viele Waͤh⸗ 
ler, als der Staat Senatoren und Repräfentanten 
zum Congreffe ſchickt; doc, fo, daß unter den Waͤh⸗ 
fern felbit Fein Senator , fiin Reprafentant und fein 
Beamter der vereinigten Staaten fich befinden darf. 
Die Verzeichniffe der gewählten Perfonen werden der 
Unionsregierung zugefandt und vom Prafidenten, in 
Gegenwart des Senats und der Repräfentanten, ere | 
fie“ Wer. die meiften Stimmen erhalten hut, wird 
Dräfident; wer nach ihm die größte Anzahl der 
Stimmen befommt, Vicepräfidente — Der 
Präfident muß 35 Jahre alt, und 14 Jahre hindurd) 
Bürger der vereinigten Staaten gewefen feyn. 


Wenn der Prafident von feinem Amte entfernt 
wird, flirbe, es niederlege, ober unfähig wird, es 
zu verwalten; fo übernimmt der Wicepräfident deſſen 
Geſchaͤfte. Sollte aber auch einer diefer Fälle bei 
dem DVicepräfidenten fich ereignen ; fo erflärt der Con⸗ 
greß Durch ein Geſetz, welcher Beamte die Stelle des 
Präfidenten vertreten fol. Er verwalter biefes Amt, 

IV. 12 


— 
“ “ 
a 
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bis der Eigentliche des Amtes wieder fähig gemorbe: 
oder ein neuer gewaͤhlt ift. 

Der Sahresgehalt bes Präfidenten beträ 
25,000 Dollars, des Vicepräfidenten 5000 Dollar 

Der Präfident ift Oberbefehlshaber de 
Heeres und der Flotte der vereinigten Staateı 
und der Miliz der einzelnen Staaten. — Er far 
die Strafen für Vergehungen gegen die vereinigk 
Staaten mildern oder erlaffen, nur nicht im Fal 
der Anklage gegen die Staatsverwaltung. — € 
bat das Recht, mit Rath und Einwilligun 
des Senats, ‚Verträge und Bündniffez 
ſchließen, Sefandte, EConfuln, die Richte 
des DObergerihts, und alle übrige Civi 
und Militair-DBeamte ber vereinigten Staatı 
zu ernennen. Der Präfident empfängt Gefandte ur 
anbere öffentliche Minifter; auch ruft er den Congre 
jährlich zufantmen. Alle öffentliche und Staatsactı 
müffen von dem Präfidenten und dem Staatsfecceta 
unterzeichnet ſeyn. 

Der Präfident, Wiceprafident und alle Civi 
beamte der vereinigten Staaten fünnen auf An 
und Ueberführung der, Werrätherei, Beftehung W 
anbrer großer Verbrechen, ihres Amtes entfef 
werden. 


V Rihterlihe Gewalt. 


Die richterlihe Gewalt ift einem Oberg 
richte, und den niedern Berichten übertragen 
bie der Kongreß von Zeit zu Zeit anordnen wird. Al 
Richter behalten ihr Amt, fo lange fie es gut ver 
walten. J 

In allen Faͤllen, welche Geſandte, ober oͤffen 
luche Miniſter und Conſuln angehen, ober. woran ei 





—— 
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ganzer Staat Antheil hat, foll das Obergericht die 
Gerechtſame ausüben. 

Alle Prozeffe gegen alle Arten von Verbrechen, 
mit Ausnahme der gegen die Staatsverwaltung, wer⸗ 
den durch Geſchworne entfchieden. Der Prozeß 
muß in dem Staate gefuͤhrt werden, wo das Ver⸗ 
brechen begangen worden iſt. 

(Verraͤtherei gegen die vereinigten Staaten 
befteht-darin, wenn Jemand Krieg gegen fie erhebt, 
oder fich mit ihren Feinden verbindet, oder dies 
fen Hülfe leiftee. Mur durch eignes Eingeftänd« 
niß im offenen Gerichtshofe, oder durch zwei Zeu⸗ 
gen der offenbaren That, kann jemand der Ver- 
rätherei überführt werden. — Bei Strafen gegen 
Verrath, welche der Kongreß beftinmt, ann 
Güterconfifcation nur auf Lebenszeit bes 
Werurtheilten verfüge werben.) 


d) Allgemeine Beftimmungen. 

Die Bürger eines jeden einzelnen Staates find 
zu allen Privilegien und Immunitaͤten der Bürger 
dee übrigen Staaten berechtigt. 

Der Eongreß kann neue Staaten in bie 
Union aufnehmen. Es kann aber fein neuer Staat 
innerhalb der Gerechtfame eines andern Staates er» 
richtet werden; fo auch nicht durch Vereinigung zweier 
oder mehrerer Staaten, oder einzelner Theile einiger 
Staaten, ohne Einwilligung der gefeßgebenden Ges 


walt der dabei concurrirenden Staaten, fo wie bes 


Eongreffes. 
Die vereinigten Staaten garantiren jedem 
Sta der Union eine republifanifche 
Regitrungsform. Sie fhügen jeden derfelben 
gegen Angriffe, und auf Anfuchen feiner Segislatur, 
12° 





EL 


180 Poſitives oͤffentliches Staatsrecht. 


oder, wenn dieſe nicht zuſammenberufen werden koͤnnte, 
der ausuͤbenden Gewalt, gegen einheimiſche Gewalt⸗ 
thaͤtigkeit. | | 

Wenn ‚zwei Drischeile beider Häufer es für 
noͤthig finden, foll der Congreß Verbeſſerun— 
gen diefer Conftitution vorfchlagen. 

Der Präfidene und WBicepräfident, alle Seng 
‚toren und Mepräfentanten, die Mitglieder der ver 
‚fchtedenen Legislaturen der Staaten, und alle aus« 

bende und-richterliche Beamte. ſowohl der vereinigten 
als der einzelnen Staaten, leiften ven Verfaſſungs⸗ 
eid; nie aber foll ein Religionseid zur Faͤhigkeit 
zu irgend einem Amte gefordert werden. 

Der Congreß foll nie ein &efeg geben *), wo—⸗ 
durch eine Religion. zur herrſchenden erflärt, oder 
die freie Ausbildung einer andern ‚verboten, ober 
wodurch die Freiheit im Reden und die Preß- 
freiheit, oder das Recht des Volkes, ſich friedlich 
zu verfammeln,, und der Regierung Petitionen wegen 
Abftellung von. Mißbrauchen zu überreichen, ver- 
mindert würde. | es 

Da eine gut geordnete Miliz zur Sicherheit eines 
Sreiftaates nothwendig ift; fo muß das Recht des 
Volkes, Waffen zu haben, und fie zu. tra 
gen, unverlegt bleiben. | 

Nie foll in Friedenszeiten ein Soldat in irgenb 
ein Haus, ohne Einwilligung bes Eigenthümers, ein 
quartirt werden; im Kriege aber auf die im- Ge 
feße vorgefchriebene Art. 

Das Recht des Volfes, feine Perfon, fein 
Haus, feine Papiere und Effecten gegen 


*) Won hier an find die folgenden wvetimmn Ne ans 
dem ſpaͤtern Anhange zur Werfaffung. 
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ungerehte Einziehen und Durch 
gefichere zu wiſſen, foll nicht verlegt werben. 
nn fann ein Befehl dazu ertheilt werden, 
h die Veranlaffung dazu auf einen Eid, oder: 
fiherung an deffen Statt gründet; auch muß 
er Befehl den zu durchfuchenden Ort und die 
jenden Perfonen gerrau bezeichien. 

3 foll Niemand verpflichter feym, gegen eine‘ 
vefhuldigung , oder jede entehrende Anfhulf 
ſich zu vertheidigen, wenn er nicht von der! 
Jury angegeben oder angeffagt wbrden ifks’ 
nmen die Zeit öffentlicher Gefähren, oder bie 
ie für die Sand» und Seetruppen- und für die 


4 jebem Criminalprozeffe ſollder "Angeflagte' 
as Recht haben, fchnefl und'oͤffentlich durch 
üfche Geſchworne aus dem Stääte und dem’ 
wo das Verbrechen begangert worden iſt, 
zu werden; als auch von der — n⸗ 
d der Urſache der Klage unterkichtet, mit 
jen gegen ihn zugleich. verhört zu werden, und 
efehl zu erhalten, Zeugen für ſich vorzulaben,; 
n Advocaten zu haben. — 
e Rechte, welche die Conſtitution den ver⸗ 
Staaten nicht überträgt, oder.die fie den 
nicht unterfagt, find den. refpectiven 
en oder dem Wolfe vorbehalten. 
In vielfahen Beziehungen ‚gehört: hieher das 
et von Haffel: vollftändige und neuefte Erd⸗ 
weibung der vereinigten &taaten: von Mordes 
rika, mit einer Einleitung zur Statiſtik 
re Länder. Weimar, 1823. 8. [ift auch der 178 
d des vollft. Handbuches der neneften Erddes 
ibung :c.]) 





s, 


182 Peofitives oͤffentliches Staatsrecht. 


31. 
3) Sranfreid. | 
a) Gefchichtliche Einleltung in die Entftefung u 
: Fortbildung der Verfaſſung Frankreichs. 


Noch nie hatte die Geſchichte das Schaufp 


gehabt, daß Einem Staate binnen 23 Jahren fe d 


verfhiedene Verfaffungen, als Grundgefe 
feines inneren $ebens, gegeben wurden. Dies w 
der Fall in Frankre ich in den Jahren 1791 - 
41814. Die Geſchichte bes europäifchen Staate 
foftems hat die Aufgabe, die Werhältniffe naı 
zumeifen, unter welchen diefe verfchiedenen DVerfaflu 
gen gegeben wurden; das pofitive öffentliche Staa 
recht aber gedenft der frühern, bereits wieder , 
fofhenen, Verfaſſungen Frankreichs nur in kurz 
Umriffen, um .die gegenwärtig. als Grundgel 
beftehbende nad) ihrem Inhalte und politifchen € 
raßter aufzuftellen. | 
Die erfte Verfaffung Franfreichs ward von 

erften Nationalverfammlung, nad) dem Umfturze I 
Lehnsſyſtems am 4A. Aug. 1789, bearbeitet, am. 
Sept. 1791 dem Könige Ludwig 16 vorgelegt, ü 
von biefem am 14. Sept. in der Mitte der Nation 
verfammlung befchmworen. Hatte man gleich bere 
früher in Sranfreich die Verfaffung Großbritannien 
nah Montes quieu's Vorgange, hoch gefeiert; 
hatte doc) die erfte Verfaſſung Sranfreihs mit ! 
brietifchen nur theilweife Aehnlichkeie, und name 
(ich unterfchied ſich die franzöfifche Dadurch mefentl 
von der briteifchen, Daß fie Die — durch Rouſſear 
Schriften beftimmter ausgeprägte — Sehre von 
Volksſouverginetät an die Spiße ftellte; 1 
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e Theilung ber Repräfentation in zwei Kammern 
ied (ob diefe gleic) von mehrern beabfichtige ward), 
daß jie den König von der Initiative der Gefege 
j ausfhloß. Nach der ftrengen Theorie von der 
lung der drei Gewalten ging diefe erfte Werfaf- 
Sranfreichs von dem Örundfage aus, daß die 
sfouverainerät durd) Uebertragung ausgeübt 
e, daß aber auc) die in ber Souverainetät ent 
ren Rechte ſcharf von einander gefrennt, und 
ilb die gefeggebende, vollziehende und 
terliye Gewalt genau unteefhieden werben 
en. Daher beruhte, nad) dieſer Verfaſſung, die 
zgebende Gewalt auf der, aus:der Mitte des 
n Volkes auf zwei Jahre in den Urverſammlun⸗ 
wählten, Nationalverfammlung (745 
Suertreter, nach der Eintheilumg.des Reiches in 
jepartemente), die in Einer Kammer zufam« 
at; die vollziehende Gewalt aber auf dem 
je, doch nur mit einem fufpenfiven Veto, 
3 er einem Beſchluſſe der Mepräfensanten in zwei 
ımmlungen derfelben feine Zuſtimmung verfagen 
e, daß aber bei der MWiederhohlung defjelben 
Huffes in der dritten, diefer, auch ohne feine 
ifligung , Geſetzeskraft erhiele ‘Der König mar 
Jaupt der fand» und Seemacht; von ihm follten 
jefandten im Auslande,, die Befehlshaber ber 
und Slotten ernannt, und die gefammten außs 
gen Verhältnifie geleitet werden. Seine Perfon 
für Heilig und unverleglich und die Krone 
eblich im männlichen Stamme des regierenden 
6, nad dem Rechte der Erftgeburt, erflärt; 
Berantwortlihfeit fiel auf die Minifter. 
sreiheit der Preſſe ward ausgefprochen; doch mit 
‚halt der Werantwortung für ben Mißbraud) 
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diefer Freiheit in den durch das Geſetz beftimmten 
Fällen. Die Beftenerung follte, nach dem Verhäͤlt⸗ 
niffe ihrer Vermögensumftände, für alle Bürger 
gleich feyn. Kein ‘Bürger durfte "angeklagt „, in Ver⸗ 
haft genommen, und gefangen gehalten werden, als 
in den durch das Geſetz beſtimmten Faͤllen. Zu 
Staatsaͤmtern eigneten nur Tugenden und Talente, 
Die Staatsbürger wurden berechtigt, bie Diener ihres 
seligiofen Cultus ſelbſt zu wählen Es follten Na⸗ 
tionalſeſte eingeführt, Anſtalten für- Kranke, Ver⸗ 
armte, und für verlaſſene Kinder errichtet, und eine 
öffentliche Erziehung organifict werden. Die Richter, 
murben fir unabhängig und unabfegbar erflärt; fie‘ 
follten vom Wolfe erwähle, vom Könige durch offene 
Briefe eingefege. werden, und das Recht umfonft 
fprechen.. Es wurden Sriedensrichter, für Eris 
minalfälle Gefhmornengerichte, und ein Caſ⸗ 
fationshof fefigefegt, fo wie die Nationalgar- 
den errichtet. Alle Berbandlungen der Nationalver⸗ 
fammlung und der Gerichte follten öffentlich feyn. — 
Diefe erfte Verfaflung Frankreichs ward erſchuͤt⸗ 
tert, als nach dem Angriffe auf die Tuillerieen (10. 
Aug. 1792) die föniglihe Gewalt ſuſpendirt 
ward. Kaum mar die dritte Mationalverfammlung 
im fogenannten Nationalconvente (21. Sept. 
1792) zufammengetreten; fo ward von ihm Franf- 
reich für eine Republik erflärt, und die ewige Ab» 
fhaffung des Konigthums ausgefprochen. Des Koͤ⸗ 
nigs Haupt fiel (21. San. 1793) unter der Guillotine. 
Eine neue, die zweite, Verfaffung, entworfen 
von Heraultde Sechelſes, und unterzeichnet von 
Collot d'Herbois als Präfident des Nationalcon⸗ 
vents, warb am 24. Jun. 1793 angenommen. Sie 
ging, wie die erſte, von der Souverainetät bes 
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Volkes aus, und mar völlig demokratiſch, mie 
Ausfhließung jeder monardifchen Form, und mit 
der Aufitellung der Lehre, daß das Wolf, und jeder 
Theil des Bolfes, zur Infurrection verpflichtet 
wäre, fobald die Regierung die Rechte des Volkes 
verlegte. Das fouveraine Volk follte in den Urver« 
fammlungen feine Repräfentanten, auf 40,000 
Einwohner Einen, wählen. Die Zahl der Nationafe 
repräfentation. richtete fich daher nad) der Bevoͤlke⸗ 
rung bes Staates. Neben ber .gefeßgebenden Wer⸗ 
ſammlung, beftimmt, Geſetze und Decrete zu erlaflen, 
und alles öffennglich zu verhandeln, follte ein Wolle 
jiehungsrath von 24 Mitgliedern beftehen, 


" germäahlt von der gefeßgebenden Verſammlung aus den: 


Eandidaten, von welchen aus jedem Departement, 
durch Wahl Einer vorgefchlagen ward. Der Voll 
ziehungsrath follte die Aufficht und Leitung der Staats⸗ 
verwaltung führen, die Minifter :und auswärtigen, 
Gefandten ernennen, die Werträge. unterhandeln « 
zugleich aber verantwortlich. für die Nichtvoll⸗ 
jiebung der Geſetze und Decrete der Nationalver⸗ 
fammlung, und für die Mißbraͤuche feyn, die er niche 
anzeigte. Fuͤr die, ganze Repuplik ſollten gleichfoͤrmige 
bürgerliche und Straf⸗Geſetzbuͤcher gegeben, und 
Sriedensrichter , Geſchwornengerichte, fo wie ein 
Caſſationshof errichtet werden. on un 

Allein bereits am 13.:Xug. 1793 ward biefe 
Dritte Verfaflung — bis zursaffgemeinen Anerfennung 
der Unabhängigfeit der Republik — fufpendirt, 
und eine revolutionaire Regierung in der Errichtung 
der beiden Ausfchüufle des öffenstichen Wohls und der 
allgemeinen Sicherheit geftaltet, weil der Kampf mit 
faft allen europäifchen Mächten, gleichzeitig mit dem 


‚ Buͤrgerkriege im Innern, geführt werben wußte. 
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| 32. Bu 
Sortfegung. 

“ Mac) den von den republifanifchen Heeren er⸗ 
rumgenen Siegen, und nad) dem Sturze des blut 
duͤrſtigen Robebpierre, dachte man an eine neue Ver⸗ 
faſſung. Eilf Deputiite erßielten. ‘den Auftrag, fie 
zu entwerfen; den Vortrag diefes Entwurfes hielt 
(23: Sun. 1795) Boiffy d'Anglas in der Mitte 
des Mationalconvente. - Die neue dritte Verfaffung 
wärd am 22. Aug. 1795 beendigt, : am 23. Sept. 
ald'von dem Votke angenommen erklaͤrt, und im 
October eingeführe.: Sie beftand, als Grundgefes 
der Republik Frankreich „vom Detobern '1795 bis sum 
9% Nov. 1799. j 
»Sice trug, da ſie, wie die beiden vorhergehenden 
Verfaſſungen, von der Volfsfouverainerät 
ausging, den demokratiſchen Charakter, doc) 
mit einigen Schattirungen von Ariſtokratismus. Ihre 
Hauptfehler beſtanden in der Wahl der. Volksver⸗ 
treter in den fogenannten Urverfamtilungen, in 
dem Mangel eines bleibenden Körpers unter ben 
hoͤchſten Staatsbehoͤrden, uͤnd in der völligen Aus 
ſchließung des Directoriums, als des Mittels 
puncts der volljiehenden Gewalt, von dem Antheile 
an der Initiative der Geſetze. 

Nach dieſer Verfaſſung hatten alle franzoͤſ (de 
Bürger das Recht, anben Urwerfammlungen 
Theil zu nehmen, An diefen Urve rſamlungen der 
Eantone wurden die ®tieder der Wahlverſammlungen, 
Ble Friedensrichter unde deren Beifiger, und die Praͤfi⸗ 
denten der Municipalderwaltung jedes Kantons und 
jeder Gemeinde über 6000 Einwohner , fo wie in den 
Wahlverſammlungen die Glieder des: gefege 
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gebenben Körpers, des Caſſationshofes, bie Ges 
ſchwornen, die Departementsverwalter , . bie Praͤſi⸗ 
denten, die öffentlichen Anfläger. und Schteiber des 
peinlihen Gerichts, und die.Richter der bürgerlichen 
Gerichte gewählt. Der geföggebenbe Körper 
beftand aus 750 Perfonen,, :gztheilt in den Kath 
der Fünfhundert, und in ven Rath der Alten 
von 250 Mitgliedern. Beide Räthe wurden in jedem 
Jahre Durch die Wahlverfammlungen zu einem. Drite 
tbeile erneuert, doch Fonnten die nach brei Jahren 
abgehenden Mitglieder unmittelbar wieder für die drei 
folgenden. Jahre gewählte werben. Im Mathe der 
Fünfhundere wurden alle Gefege in Vorſchlag gebracht, 
und Beſchluͤſſe daruͤber gefaßt; der Rath. vet: Alten. 
aber ſollte dieſe Beſchluͤſſe prüfen; und fie entwoder 
annehmen;, 'ober verwerfen.“. Nahm er diefelben Anz 
fo hießen fie Befege... ‚Die Eißungen beider Ruche 
waren öffentlich. Der gefeggebende Körper ei 
handelte :unb beſtimmte jährlich: die öffentlicdken 
Steuern, deren Grundlage die Grundſteuer und-die 
Perfonenfteuer- bildeten. . Die, Preſſe ſollte“frej 
feyn, doch mit. Verantwoͤrtlichkeit. in ben. durchs 
Gefeß beſtimmten Faͤllen. Die be ſteh enden 
Zünfte wurden aufgehoben. :. 

Die vollziehende Gewalt ward einem Die 
rectorium von fünf. Perfonen;übertragen, gewählt 
auf den Vorſchlag des Raths der Zunfhundert, und 
ernannt nad) einer geheimen Stimmenfammlung. im 
Rathe der Alten. Das, Directarium ward theil- 
weife, durch die Wahl eines neuen Mitgliedes in 
jedem Jahre erneuert. Das Directorium ſollte fuͤr 
die innere und aͤußere Sicherheit der Republik ſorgen, 
zu den Staatsaͤmtern ernennen, uͤber die bewaffnete 


Macht verfuͤgen, wenn ein ‚Krieg auf ben Vorſchles 
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des Directoriums durch ein Decret bes geſetzgebenden 
Körpers befchloffen würde, die politifhen Verhaͤltniſſe 
mit dem Auslanbe leiten, und, Sriedens-, Buͤndniß⸗, 
Waffenſtillſtands⸗, „Neutralitärs . und. "Bandelsver« 
träge. abfchließen , Die aber erft nach Unterfuchung und 
Genehmigung bes gefeßgehenden Körpers Gültigkeit 
erpielten. Die Minifter wurden für verantworte 
tich erklaͤrt, ja ſelbſt die Directoren wegen Verraͤthe⸗ 
rei, wegen Dilapidation, ſo wie wegen Verſuche 
gegen die innere. Sicherheit der Republil: und gegen 
die-MWerfaflung. 

07 Die. eihterliche Gewalt beſtand als unab» 
hängig von der gefeßgebenden und vollziehendeu , ob» 
gleich fireng an die Geſetze in ihren: Erfenntniffen ge⸗ 
bunden. - Die Sigungen der Gerichte waren.öffents 
lich; ihre Ausfprüche geſchahen unentgeidlid: 
In jedem Bezirke ward ein Friedensgericht, in jedem 
Departement ein Civil», ein Handels» und ein Cri⸗ 
minal« Gericht begrüribet;. für peinliche Faͤle, welche 
Seibes.»: oder Ehrenfirafen nad) ſich zogen, beflanden 
Gefchwornengerichte, und für die ganze Republik ein 
Eaffationsgericht. - Die bewaffnete Macht ward ge⸗ 
theilt in die ſſtillliegende und in die dienſtle i— 
ſtende Nationalgarde. "Zur erften gehoͤrten alle 
waffenfaͤhige Bürger und Buͤrgersſohne; au weiten 
das o beſoldete Sand» und Seeheer. 


33. 
Zortfegung 


Eine Erfahrung von vier Jahren, abgefehen 
von der Individualität der Directoren und dem. mehr⸗ 
maligen gewaltfamen Wechfel derfelben,, beurfundete 
die Unvollfonsmenpeiten diefer Verfaffung. Im Auss 
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lande harte..das Directorium durch die Revolutionts 
rung der Schweiz, des Kirchenſtaates, Neapels, 

durch die Wegnahme Piemonts, und durch die Erper 
dirion nach Aegypten fid) verhaßt gemacht; her. er- 
neuerte Krieg der europaifchen Hauptmaͤchte gegen 
Frankreich ward von der Republik im Jahre 1799 
im Ganzen ungluͤcklich gefuͤhrt. Selbſt der Eintrite 
des Sieyes (Mai 1799) ins Directorium vermochte 
‚den Staat ſo wenig zu retten, als früher Meder an 
ber Spige der Finanzen. — Da flürzte der aug 
Aegypten zuruͤckgekehrte und in Sranfreich (15. Det, 
1799) gelandete Bonaparte am 9. Nov. (18 Brus 
maire) bie dritte Verfaffung. — Die vierte 
Verfaſſung, die ihn als erften Conſul an die Spige 
des Staates ftellte, ward am 13. Dec. 1799 befannt 
gemacht, trat am 25. Dec. in Wirffamfeit, und ward 
am 18. Febr. 1800 für angenommen erklärt. Diefe 
vierte Werfaffung, welche den Uebergang von ben 
republifanifchen Verhältniffen zu den monardifchen 
Staatsformen vermittelte, und durch organifche Se⸗ 
natusconfulta in den Jahren 1802 und 1804 Ergän- 
zungen erhielt, galt von 1799 bis zu Napoleons 
Ipronverzichtung im Jahre 1814. Nach derfelben 
blieb zwar. Frankreich eine repräfentative Ne 
publik; doch ward die Macht der vollziehenden 
Gewalt, theils an fi), theils durch die ihr übertra« 
gene Initiative ber Gefege, bedeutend gefteigert, und 
duch die Begründung eines Senats und eines 
Staatsraths, fo wie durch die Errichtung einer 
gefeglichen Oppofttion im Tribunate, der ganzen 
Geſtaltung des Staates mehr Feftigkeit und Haltung 
gegeben. Denn daß in ber Folge der Senat als ein 
folgfames Werkzeug des karferlichen Willens erſchien, 
und daß ber Kaifer im Jahre 1807 das ihm läftige 
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Teibunat ganz aufloͤſete, lag nicht in? trfprünglichen 
Charakter der Berfaffung. 

Der Erhaltungsfenat (senat conser- 
vateur) beftand, bei dem damaligen Umfange 
Sranfreihs, aus 80 Mitgliedern, welche 40 Jahre 
alt feyn mußten, und ihre Würden tebensläng- 
Lich befleideten. Zu den in feiner Mitte erledigten 
Stellen ernannte der Senat aus brei Individuen, 
von weichen das eine von dem gefeggebenden Körper, 
das Andere von dem Tribunat, das dritte von dem 
erften Conful vorgefchlagen ward. Der Senat 
wählte, aus den von den Departementen eingefandten 
Berjeichniffen, die Mitglieder des gefeßgebenden Koͤr⸗ 
pers, bes Tribunats, des Caffationsgerihts, die 
Confuln und die Redinungscommiffarien. Seine 
Sißungen waren nicht öffentlih. Er beftärigte 
ober vernichtete alle Verhandlungen, die ihm als 
verfaflungsmidrig von dem Tribunate oder der Megie- 
rung angezeigt wurden, mit Einfhluß ber Verzeich- 
wiffe ber Wählbaren. — Kein Senator fonnte zu 
einem andern Staatsamte erwählt werden. Die Ein- 
fünfte des Senats wurden auf Nationaldomainen 
angemiefen. 

Der gefeggebende Körper beſtand aus 300 
Individuen, die das dreißigſte Lebensjahr zuruͤckgelegt 
haben mußten. Er ward jährlich zu einem Fuͤnftheile 
erneuert; ein austretendes Mitglied fonnte nicht eber, 
als nad) dem Ablaufe eines Jahres wieder eintreten. 
Aus jedem Departemente mußte wenigftens ein Bürs 
ger in demfelben ſich befinden. Die Berfammlung 
bes gefeßgebenden Körpers bauerte jährlich vier Mo⸗ 
nate; doch Ponnte er von der Megierung zu einer 
außerordentlichen Sigung berufen werden. Seine 
Sigungen waren offentlich: Ihm fland zu, in 
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L imer Stimmenfammlung über die Gefegesvor- 
äge zu entfcheiden, welche die Sprecher ver Re- 
ung und des Tribunats ihm vorgelegt hatten. 
yn Tage nad) der Annahme eines Gefeßes von dem 
tzgebenden Körper follte der erfte Eonful baffelbe 
annt machen. 

Bevor aber der gefeßgebende Körper über ein 
n vorgelegtes Geſetz entfcheiden Ponnte, mußte der 
wfchlag zu demfelben von der Regierung, welcher 
ſchließend die Initiative aller Geſetze zuſtand, 
ch einen Staatsrath dem Tribunate vorgelegt 
den, welches aus hundert Mitgliedern gebildet 
d Die Tribunen mußten 25 Jahr alt feyn, 
eden jährlich) zum fünften Theile erneuert, und 
ren wieder wählbar. Die Beftimmung des Trie 
ſats war, über die Vorfchläge zu den Gefegen zu 
athſchlagen, und tiber deren Annahme oder Vers 
fung zu entfcheiden. Seine Sigungen waren 
fentlich. Es fchickte, nad) feinen Berathfchlas 
ıgen , drei Sprecher aus feiner Mitte an den geſetz⸗ 
enden Körper, welche diefem die Beweggründe 
1e8 über die Gefesesentwürfe gefaßten Befchluffes 
legten und vertheidigten. Es war berechtigt, feine 
ünfche wegen gemacdhter oder zu machender Gefege; 
zen abzuftellender Mißbraͤuche, und wegen Vers 
jerungen in allen Theilen der Staatsvermaltung, 
aber in bürgerlichen und peinlichen vor den Ge- 
tshoͤfen anhaͤngigen Rechtsfaͤllen, der Regierung 
tzutheilen; auch zeigte es dem Senate, doch blos 
jen Verlegung der Verfaffung, die Verzeichniffe 
MWählbaren und die Verhandlungen des gefeß- 
enden Körpers, fo wie die der Regierung, Plas 
nb an. 

Die Regierung warb aus breien, auf- 10 Jahre 
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ernannten, Conſuln gebildet, welche aber unbe: 
ſchränkt wieder wählbar waren. Der er ſte Confu 
verkuͤndigte Die Geſetze. Er ernannte und entſetzt 
nach Willkuͤhr die Mitglieder des Staatsraths, di 
Miniſter, die diplomatiſchen Perſonen im Auslande 
alle Officiere der Land- und Seemacht, die Mitglieder 
der oͤrtlichen Verwaltungen, und die Commiſſarier 
der Regierung bei den Gerichtshoͤfen. Er ernannt 
alle Eivil- und Eriminalrichter, mit Yusnahme dei 
Friedens⸗ und der Caffationsrichter, doc” ohne für 
abfegen zu koͤnnen. In allen übrigen Regierungs: 
verhandlungen hatten der zweite und Dritte Conful 
berathende Stimmen. Sie unterzeichneten Die 
Protocolle diefer Verhandlungen, um ihre Gegenwar! 
zu beweifen, und fonnten ihre Meinung darin ein: 
tragen, worauf aber die Entfcheidung des erften Eon: 
fuls Hinreihend war. — Die Regierung fchlug alle 
Gefege vor, und erließ die Verordnungen, ihre Voll 
ziehung zu fihern. Sie leitete die Einnahmen 
und Ausgaben des Staates nach der Vorſchrifi 
bes angenommenen Budgets. ‚Sie beforgte die poli: 
tiſchen DVerhältniffe mit dem Auslande, leitete die 
Unterhandlungen, und fchloß alle Friedensverträge, 
DBündniffe, Waffenftillftande, Neutralitäts-, Han- 
dels⸗ und andere Verträge. Die Kriegserflärungen, 
Friedensſchluͤſſe, Buͤndniß⸗ und Handelsverträge ſoll⸗ 
ten, gleich Geſetzen, vorgeſchlagen, verhandelt, bes 
ſchloſſen und verfündige werden, 

Der Staatsrarh befchäftigte ſich, unter Lei⸗ 
tung der Confuln, mie Abfaffung der Vorfchläge zu 
Gefegen und Verordnungen der öffentlichen Verwal⸗ 
tung, und mit Auflofung der in der Staatsverwaltung 
entftehenden Schwierigfeiten. Aus feiner Mitte wurs 
den die Sprecher im Namen der Regierung genom« 
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m. — Die Minifter leiteten die Wollziehung 
t Gefege und: .die. öffentliche Verwaltung. Kein 
te der Regierung hatte Kraft, der nicht von einem 
Riniftee unterzeichnet war. Alle örtliche Verwal⸗ 
mgen, ſowohl für jeden Gemeindebezirk, als auch 
re ausgebehntere Theile des Staarsgebietes, ſtanden 
mer den Miniftern, 

Es beſtanden Friedensrichter; „für Civilſachen 
—** erſter Inſtanz und Appellationsgetichte; 
‚wie für peinliche Fälle Geſchworüengerichte. Re 
zerrichtungen seines Öffentlichen Anflägers verſahen 
le Megierungscommiffaire. Für die ganze Repübtik 
eſtand ein Caſſationsgericht, und: ein Hoher Gerichts» 
sf.,: gebildet aus Mitgliedern’ des: Caſſationsgerichts 
nd aus Geſchwornen, um angektagte Minifter zu 
ten. : Die: Minifter waren verantmorttid; 
nverantwortlich aber die Mitglieder des Se 
ats, des gefeßgebenden Koͤrpers, des o Tribunats, des 
onſulats undıbes Stantsrafe, ei 

34. Zu . Kurt 
"E ortfe ei u n 8. | 


Mit gegauer: Kenntniß der: gJndividuen and 
derhaͤltniſſe erklärte Sieyes bereits im Jahre 1799: 
dieſe Conſtitution fey nod) nicht die vechte !“ Weſent⸗ 
iche Veraͤnderungen erhielt fie Durch. dag organifche 
Benatusconfultum vom 4 Xug. 1802, hady 
em zwei Tage früher (2. Hug.) Bonaparte zum 
ebenslänglihen Conful gleichfalls durch organi⸗ 
des Senatusconſultum ernannt. worden war. Die 
Beränderungen in. der Verfaflung vor 1799 betrafen 
8 die Bezirks⸗ und —— — 


das bieherige Suftem:Dit WBelsmaglen auf- 


. 
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gehoben ward; theils die lebenslaͤngliche Wuͤrde 
aller drei Conſuln; eh eils das Recht des erſten Con⸗ 
ſuls, ſeinen Nachfolger entweder oͤffentlich zu ernen⸗ 
nen, oder deſſen Namen im Archive der Regierung 
niederzulegen; theils das ihm übertragene Begna⸗ 
digungsrecht; theil s die Erweiterung ber Rechte des 
Senats, der — freilich an die Initiative der Regie⸗ 
rung zu Senatusconſultis gebunden — durch organi⸗ 
ſche Conſulta die Verfaſſung der Kolonieen, ſo wie 
alles, was bie Verfaſſung nicht vorausgeſehen hatte, 
und bei den verfchiedenen Auslegungen einzelner Arti- 
kel der Verfaffung entfcheiden follte; theils Modi⸗ 
ficationen , weiche in Hinficht bes Staatsraths (deffen 
Zahl nie über 50 fteigen follte), des gefeggebenben 
Körpers (der. Erneuerung nach fünf Serien), und bes 
Tribunats (das auf 50 Mitglieder reducirt warb), 
fefigefegt wurden. u 
. . Schon war durch diefes organifche Senatuscon⸗ 
fultum ein Schritt weiter in der Steigerung der Macht 
des erften Conſuls gefchehen; noch durchgreifender 
entfchied darüber das organifhe Senatuscon. 
fultum vom. 18. Mai 1804, durch welches ber 
erfte Eonful zum erblihen Kaifer der Fran 
gofen, mit ben Rechte ernannt warb, im Falle der 
Ermangelung eigner männlicher Nachkommenſchafe, 
Kinder oder Enkel: feiner, zu Prinzen erhobenen, 
Bruͤder Joſeph und Ludwig zu adoptiren. Seine 
Civilliſte ward auf 25 Mill. Franken beſtimmt. Zu 
gleich begründete diefes Senatusconfultum zwei befons 
dere Commiſſionen fir die per ſoͤnliche Sreiheit 
und für die Preßfreiheit im Senate, wobei ber 
Senat berechtigt. ward, über die MWerfaffung zu 


nenn sieh DRäpoleon, als Kaiſer, dsl: 


⸗ 
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ag (19. Aug: 4807) das: Tribunat aufhob, hl 
miandie Verfügung‘: ſich erlaubte‘; wobei faum, dig 
äußere Form her Verfaſſung beobachtet ward; ſo gait 
diefe Verfaſſung Body im Ganzen bis: zw feiner Thron⸗ 
verzichtung am 11. April 1814; klein fchon einige 
wage vorher: (2: Apr;) verfammelse Talleyrand 
den Senat, Yeridie Entfegung Mapgleons und die 
Aufhebung des Trbrechts in feine: Familie ausfpradg; 
fo wie er das: funnzöfifche Vold / und Heer des, dem 


Kaiſer geleifteten; Eides entbande Am 6.:%pei 


machte der Senateinen eue Berfaffung: bekanne 
nuch welcher · „das franzoͤſiſche Volk Lud wig Star 
ats baus LZaver von Frankreich, Bruder des letz 
te. Konigs, und mac) ihm die⸗ andern Glieder BScs 
Bbsurboniſchen? Hauſes, nach alter Ordnung ‚infieh 
auf den Thron:Aranfweichs berief,‘ "den alte Anl 
feine Titel wieder annehmen, und’ der mene dier-feil 
* erblich bribehalten füllte: Die Vollziehenhe 
ale folkte dem Könige allein, Die gefeggebende 
dem Koͤnige, dem Senate und dem: geſetzgebenden 
Kötper gemerinſchaftlich zuſtehen,“ ſo daß die 
Geſetzesentwuͤrfer in dem Senabe und in dem geſch⸗ 
benden Koͤrper vorgetragen werden konnten, :bi8 
auf-das Budger , Wwelches ausſchließend vor den gie 
ſetzgebenden Korper gehören follte; ' Doch Eonnte ben 
König die beiten Körper "einladen. 7mit.den Gegen⸗ 
ſtaͤnden, die er fuͤr angemeſſen hielt‘): ſich zu befczäfn 
tigen. Es ſollte 150 Senatoren zum mindeſten? 
200 zum hochſten geben, Ihre Würde. bleibents und 
in der Erſtgeburt des maͤnnlichen Stammes 
erbläch ſeyn. Der Koͤnlg ſolltv: ſie: ernennen, doch 
aa bisherige Senatoren beibehalten, die nice! freb⸗ 
die: Eigsifhoft frangäfifcet Bürger vor 
Hentwürden ui. Qum gefus gubgnd en Köspet 
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foßte jebes Departement fo viele Mitglieder, wie bis 
ber, fenden, und die Wahl berfelben durch die Wabl- 
collegien geſchehen. ¶Die Dauer ihrer Zunction ward. 
auf fünf Jahre beſtimmt; doch follte "Wer König den 
gefeggebenden Kheper nertagen uud auflöfen, ſo wie 
außerordentlich zufemmen berufen koͤnnen. 
2. Dem benben Körper. word das Rechts 
3% Difcueiren;. beigelegt; - feine. Situngen follen: 
öffent Lich: ſeyn, außer. menn-m fürigus-fände,.fidh 
in ein Generalcommicdıgu bilde. —.: Alle Auflagen, 
föllten nad) dem Grundfatze der.Bleichnuäßigkeinmeen 
teilt, Religionss, Gewiffenk: und Praß 
feeipeie beflätigez: bie öffentliche Schuid und die 
Käufe der Nationaldemainen amarfannt, die Unab⸗ 
Yängigkeit ber richrerlichen. Gewalt garantirt, die 
GSeſchwornen, fo wiedie Deffeuslichfeit:der Werpanbs 
bangen in Eriminalfällen, das bürgerliche Sefegburb; 
und: das Beguadigungsrecht des Fonigs beibehalten, 
jede Guͤterconſiſeatlon aber, und. gfle. 
Eemmifionen und Tribunale aufgehoben werben. m 
3 Allein Ludwig 48 erflärte-bereitg-in feiner. 
elaination vom: 2: Mai aus Quer, daß er rs 
Verfaſſungsentwurf nicht genehmigen. koͤnne, weil 
eine große Menge Artikel den „Stempel der. Kilef‘, 
trügen; daß er.aber felbft eine liberale Werfaflung, 
geben wolle,. weghalb er zum 40, Juny den Geniat. 
und: ben gefeggeheuden Körpen- zufammenrufe,- uhr 
beiden bie Arbeit. vorzulegen, : welche er mit eig; : 
ausı der Mine 5 beider Corps gewaͤhlten, Commiffien: 
verfertigen e. 5 won PR TOR Tan) 
Doch ſchen am 4. Yun. 1814 ließ der. Küdlg 
Labwis 18 die eonftitutionekle Charter, 
Seuate und den. Departemenmbenusivten im ig 
Gigung verlegen, Ext 
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Hal ben Friedeü mit den auswärtigen Mächten unten 
geichnet hatte. Bad) einer furzen: Anrebe des Königs 
folgte die Einteitu ng bes Kanzlers d'Ambrap, 
welche dem Vorlefen der Verfaſſung vorausging. So 
wie: die Verfaflung vom neungehnten Regie 
gierungsjahredes Koͤnigs datirt war ; fo erfläzte 
auch der Kauzier, daß ber König: (don damals (na 
des Daupfias-Zode im J. 1795). den Thron beſtiegen 
babe, und Frankreich jegt, dutch die Schwere ber af 
net laftenden Leiden, zu jener Regierungsform zu⸗ 
ln 5 welche vierzehn Ja — 
Aura ur.ch feinen und fein. Si 
—2 — Frankreich BA n die unerſchuͤt— 
Terliden Pfeiler feiner ao Hl Monardie 
swiedergefundeng 'auf-biefe geheitigte Grund⸗ 
Sage mäffe.jekt ein dauerhaftes Stantsgebäube her⸗ 
geftelle werben. Allein der König -,,in dem vollen 
Befige aller ihm auf biefes Königreid) angeſtammten 
Rechte”. wolle.,,der ibm pon Gott und feinen 
Baͤtern verllehenen Macht felbft Grenzen 
gegen. Deshalb gebe er den Franzaſen eine Staats⸗ 
verfaffung, welche ihren Wünfchen und ihren Be⸗ 
türfniffen anpaffe. . In :DBeziehing auf den Senat 
‚and den :gefeggebehben Körper! etflärte ber Kanzler 
Sehe ‚beflimme: „Hat auch der Senat mit jener 
Macht, welche ihn gruͤndete, zugleich feine Erifteng 
verloren; kann auch der gefeggebende Körper 
in Zukunft ‚ohne außerordentliche Autorifation des 
Königs nur noch ſchwankende Befugniffe befigen ; fo 
fahren. diefe beiden Behörden bemungeachtet fort, zu 
dem geſetzlichen Ausfchuffe der Notablen des Koͤnig⸗ 
reiches zu gehören. Auch hat der König diefe beiben 
SBehoͤrden zu, Rathe ‚gezogen, indem er aus ‚deren 
Mitte diejenigen Glieder aushob, welche das in 
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fie zieſetzte Vertrauen. verbientemi::: Durch diefe Die 
lieber haf der :Römigi fo zu 'Fagen.ıfein Conſeil 
vermehrt, und: verdaakt Ihren Beneskungen mans 
hen nuͤtzlichen Zuſatz, und manche nuͤtzliche Einr 
ſchrůnkungen in der neuen Verfaſſungsurkunde. Was 
Ihnen nunmehr vorlegen werde, beſteht in ber 
Ürmüehigen : Arbeit. sinee Eommiſſton, an. welcher 
Küch: Mitglieder des. Senats und des :gefeggebenben 
Korpers Thell hatten. . heul ie 

nun. Er a u Er Su Eu 

* on Hi sie 35 in GE up 1 34 

). Politifher EHgrafter ber'eonftitättiek 


tn der Einlehtung zurs Chartenerklaͤrt der 
Konig, „daß, obgleich in Frankreich alle öffentliche 
Setdalt auf der Derfon:des Königs ruhe, er, nad 
Bert Vorgange: feiner Morfahren;, .:feinen Anton 
nehme, deren Ausübung nad): ben Zeitbeduͤrfnifſen gu 
mobifichren; daft ernber die Grunblagen ber neuer 
Vexrfaſſungsurkunde in dem foanzöfifchen. Charakteg, 
fo wie in den epriwärdigen Dentmälern her. 
Hergangenen Jahrßunderte aufgeſacht, und 
deshalb in der Wieberherftellung der Pair 
würde eine waßrhafte!'Nationaleinrichtung erblickt 
Babe, -: Zugleich habe er durch bie Kammer ber 
LU____ nn : F 
*) Sie ſteht beim Dufan ete. T. 1. p. 454 tn dei 
eurer. Comſtit. Th.ı. S. 2933 und in Läders 
Diplom. Arviv. Th. 2. ©.328.— Vorzuͤglich gehört 
- *ı Bieher: Constitutions de Ja nation francaise, aveo 
.r,,uu essai de traite ‚historique et politique sur Ta 
charto, et un recueil de pieces corrdlatives; per 
"7 "le Comte Lanjuiäais, Pair de-Fränoe ete, a T. 
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Deputircen bie alten Werfammlungen bes März 
mb Maifeldes, fo wie die Kammer bes dritten 
Standes erſetzen wollen.’ 


1) Die Staatsrechte der Franzoſen. 


Die Franzoſen find vor dem Geſetze gleich; 
hre Titel und ihr Rang ſeyen uͤbrigens, welche ſie | 


©ie tragen, ohne Unterſchled, nach dem 
Verhaͤltniſſe ihres Vermögens zu den 
‚aften des Staates bei, 

Sie fönnen alle, ohne Unterſchied, zu Civil⸗ 
ind Militairämtern gelangen. 

individuelle Freiheit wird garan⸗ 
iet. Niemand kann verfolgt oder verhaftet werben, 
nıßer in den von ben Gefegen vorgefchriebenen Fällen, 
md nur nad) der gefeglichen Form. 

Jeder übe feine Religion mit gleicher Fre eit 
ms, und erhaͤit für feinen Gotkesbienſt den naͤm⸗ 
ichen Schub. Doch ift die roͤmiſch⸗ katholiſche 
Religion die Religion des Staates. Die Die 
ser derfelben, und die der andern chriftlichen Gottes⸗ 
serehrungen, erhalten allein ihre Beſoldungen auf 
em koͤniglichen Schage. 

Die Franzofen haben das Recht, ihre Mei 
wngen oͤffentlich befannt machen und 
ruden zu laſſen, wenn fie fih nach den G« 
egen fügen, welche die Mißbräuche dieſer Frei⸗ 
yeit verhindern follen. 

Alles Eigenthum ift, ohne Ausnahme von jenem, 
velhes man Nationaleigenthum nennt; 
ınverleglich, weil das Geſetz zwiſchen beiden feinen | 
Anterſchied macht. 

- Der Star fann bie Aufopferung. eines Eigen 
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thums für ein gefeglich erwiefenes Staatsinterefie.vet- 
langen ; doch. uw;.nach vorausgegangener Entſchaͤdi⸗ 
gung. 

Alle Nachforſchungen über Meinungen und Bora 
bis zur Wiederherſtellung der jetzigen Regierung find 
unterfagt. Die.namtiche Vergeſſenheit wird den Tri 
bunalen und. den Bürgern anbeföplen . 

Die Eonfeription ift abgefchaffe Die Art ber 
Rekrutirung für die Land - ‚und Seemacht od von 
dem Gefege beſiumt. 


9). Gormen- der Kegierung des Königs. 


Die Perſon des Königs if unverleblic 
und heilig. hun allein fiehe die volljiefends 
Gewalt. zu. 
“ Seine Minifter find verantmortlic 
- „Der König ift hoͤchſtes Oberhaupt des Staates; 
er befeplige die Laud⸗ und Seemacht, erflärt ‚Krieg, 
ſchließt Friedens⸗ Buͤndniß⸗ und Handelsvertraͤge, 
ernennt zu allen Stellen der öffenelichen Verwaltung, 
und erläße die zur Vollziehung ber Gefege und zur 
Sicherheit des Staates nöthigen "Verfügungen und 
Verordnungen. | 
;, Die:gefeggebende Gewalt wird gemein 
ſchaftlich von dem Könige, ber Rammer ber 
Dairs und der Kammer der Deputirten der 
Departemente ausgeuͤbt. 
Der Koͤnig ſchlaͤgt das Geſetz vor. Der 

Vorſchlag eines Geſetzes geſchieht, nach dem Gutbe⸗ 

den des Koͤnigs, in der Kanemer der Pairs, ober 

‚der Kammer der Deputirten; mit Ausnahme bes 
Budgets, Das zuerft vor Die Kammer der Deputirge 
gebracht werden. muß.: Jedes Grfeg fordert. Freie 
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Berathung und Zuſtimmung von Seiten der 
Mehrheit jeder der beiden Kammern. 

Die Kammern haben das Recht, den Koͤnig zu 
bitten, über irgend einen Gegenſtand ein Geſetz 
vorzufchlagen, und anzugeben, was fie glauben , daß 
Das Geſetz enthalten: ſolle. Kin folher Vorſchlag 
kann von jeder der beiden Kammern gemacht werden; 
doc) muß ar im geheimen Ausfchuffe berathen werden. 
Er darf. von; ber vorſchlagenden Kammer erft nach 
dem Verfluffe von zehn Tagen: der-andern Kanımey 
zugefertige. werben. Wird der Vorſchlag von ber 
andern Kammer angenommen; fo wirb er dem Koͤ⸗ 
nige vorgelegt. Wird er verworfen; fo fann er in 
berfelben Sitzung nicht wieberhohle werden. - 

Der. König allein fanctipnire uud promuls 
girt die Geſetze. . Ä 

DieCivitlifte wird. durch die erfte Legislatur 
nach der Thronbefteigung des Königs. für die ganze 
Negierungsdauer feftgefeßt. 

3) Bon ber Kammer der Pair 

Die Kammer der Puirs ift ein mefentlicher 
Theil der Gefeggebung. Sie wird von dem’ Könige 
zu gleicher 'Zeit mit der Kammer der Deputirten zu⸗ 
fammenberufen. Die Sißungen beider Kammern 
beginnen nnd endigen zn gleicher Zeit. — Jede Ver⸗ 
fammlung der Kammer der Pairs , die außer der Zeit 
der Eigung der Kammer.der Deputirten gehalten, 
oder nicht vom Könige befohlen feyn würde, iſt uner⸗ 
laubt und in ſich nichtig. 

Die Ernennung der Pairs ſteht dem 
Könige zu Ihre Zahl iſt unbeſchränkt; der 
König kann nah Willkahr ihre Würden abwechfeln 
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(rorier), fie auf Lebens zeit ernennen, ober 
erblich machen. 
:; Die Pairs haben Zutritt in der Kammer mit 
ihrem 25ſten, eine deliberative Stimme aber erft mit 
ihrem Zoſten Jahre. Praͤſident der Kammer ift der 
Kanzler von Frankreich, und in deſſen Abweſenheit 
ein vom Könige ernannter Pair. = 
1 .Die- Etieder der Föniglichen Familie und bie 
Prinzen vom Geblüte find Pairs durch Geburtsrecht; 
fie Haben ihren Sig unmittelbar nad) dem Präfiden- 
ken, elne beliberative Stimme aber erft mit 25 Jah⸗ 
ren; Die Prinzen förinen nur Sig in der Kammer 
nehmen auf Befehl des Königs, welcher für jebe 
Sitzung in einer Borfchaft ausgedrückt ift; bei Strafe 
der Nullitaͤt alles defien, mas in ihrer Gegenwart 
gefchehen feyn dürfte, . 

Alle Berathfchlagungen ber Kammer der Pairs 
find geheim. ° — 

Die Kammer ber Pairs erfennt über die Ver⸗ 
brechen des Hochverraths und der Gefährdung der 
Sicherheit des Staates, morüber das Gefeg das 
Noͤthige beftimmen wird. — Kein Pair fann in 
Eriminalfahen anders, als vermöge eines Befehls 
der Kammer verhaftet und gerichtet werben. 


4) Von der Kammer der Deputirten der 
Departemente 


Die Kammer der Deputirten befteht aus ben 
von den Wahlcollegien ernannten Deputirten. Die 
Drganifationder Wahlcollegien wird durch 
die Gefege feftgefege werden. Jedes Departement 
behäft bie Zahl der Deputirten, die es bis jet hatte. 

. Die Deputirten werden auf fünf Jahre ges 
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wähle, und fe, daß die Kammer: jetes Fam 
fünften Speile erneuert: wird. ur: 
Jeber Deputirte muß 40 Sabre ale ſeyn, 
un ‚eine directe. Steuer von 1000 Sranfen bezahlen. 
Wenn fi indeſſen in einem Departament feine 50 
Derfonen finden.von bem angegeheuen Alter, die nicht 
wenigftens 1000 Franken Divecte Steuern bezahlen; 
ſo. wird deren Zahl durch, ſolche ergänzt, weiche pie 
ftärfften Steuern unter 1000 Franken bezahlen 
—— — Dan len nicht or ermäple Berben 
ned 
la —— Däplar mit Stimmrecht, bei. der &p 
nennung der Deyutirten muß wenigftens 30 Jahre 
ale kan, feyn, und eine ditecte Steuer won. 300 Sranten 


a Praßbenten ber Wahlcolegien. werden won 
dem Könige. ernannt, und find. gefeglid, Mitglieder 
des Eollegiums. — Wenigſtens die. Hälfte der. Des 
pnitirten wird · aus den Wählbarem zrmannt , welche 
iben politiſchen Wohnſitz in dem Departement bahem ** 

jean Der Hroͤſibent der Kammer. der Deputirten wirt 
von dem Könige aus einer von ber Kammer vorgeleg⸗ 
en ‚Se von fünf Mitgliedern ernaant: . 

Die Sitzungen der Kammer find, vffentlicht 
de⸗ Begehren von fünf Mitgliedern reiche aber hin, 
zu bewirken, daß ſie ſich in einen geheimen Ausſchuß 
bildet. Die Kammer theile fi in Bureau’s, um die . 
ihr von Seiten des Königs vorgelegten Sefegentrürfe 


zu 
nl  Keige Abanderung fann: in.einem Ge 
ste getroffen werden, wenn fie niche in einem 
Ausschuffe von dem Könige vorgefhlagen, in bie 
Dureauis geſchickt und darin berathen worden ift. 
Alle die Steuern betseffende Vorſchlaͤge dw 


‘ 
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‚ec ft in die Rammer der: Depurirten, und 
Finn nur, wenn ſie hier fuͤr zuläffig befunden wore 
den find, in die Kammer der Pairs gebracht werben. 
x. Keine Aufläge kann ausgefchrieben und erhoben 
werden, wenn. fie-wihe von Beiden Kammerä 
Bioiflige und won dem. Könige beflätigt-morden iſt. 

: Die Grundſteuer wird nur fuͤr Ein Jahr bewil⸗ 
uiget Die indireeten Auflagen konnen für mehrere 
Juhre bewilliget werden. 
noy?a. Der Koͤnig vuſtin Jedem —E Ram 
mern zufammen; er prorogirt fie, und fann die der 
Deputirten auflöfenz: im letztern ale muß er aber 
binnen: drei Monaten eine neue Veeſammiung wu 
ſunmen berufen. | 

Es fann feine Verhaftung gegen ein Mitglied 
der Kammer während der Sitzung, und in den vor- 
Heegehenden eder folgenden ſechs Wochen ſtatt haben. 
Kein Mitglied der: Kammer kann waͤhrend der Bauet 

der Sitzung in Ceiminalfachen , ohne vorgämgige Er⸗ 

laubniß der Kamnter, verfolgt oder vethaftet werben ; 
Bei Fall einer Ergreifung auf friſcher That ausger 
sommen, "- - 

Jede De sition an bie eine obet die andere Ram 
me: muß fhrifetich geſchehen. Das Gefög ver- 
bieder, fie perfömlich und vor den Sdranten au uͤbec 


weh: | ad 


5). Bon, den Minifierm . . 

Die Miniſter koͤnnen Mitglieder det Kammer 

Der: Pairs und. der Deputirten / ſeyn. Sie · haben 

freien .Zusritt:zu:einer oder der andern Kammen, 
und müffen gehoͤrt werden, wenn fie es verlaugen. 

: Die Kammer der Depuristen hat das Recht, bie 

Winifter anzuflagen, und ſie vor die: Kammer der 
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. — koͤnnen nur wegen Verraiherei od Be 
— —— —— wer 
be; tung v ri ni 
tretende Berahen eſtimmen. " ve Bi 


6) Man.der., Berihtserfaffung 
Alle nem ie geht vom Könige aus. 9* 







unabfe $ var 
Beten werden bie n —8 
Tribunale —8 ndelsgerichte — ‚Schr 
bens ’ "Die Brilvenerig ter, obgleich 
Könige Fhonnt iR: niche jamal feßber. 
Niemand fann feinen natürlien 
Riqhtern entzogen werden, „Es bürfen bem- 
na kei 4 außerordentlicen Commi fie 
2 "ind Tribunale errichtet werden. De 
„find unter biefer Benennung die Prevota Igeriägt! 
nicht begriffen," inwiefern deren ‚ Wieberperfteflung 
noͤthig erachtet werden ſollte. 
Die Vethandlungen In Criminalfaͤllen find fe 
Fenelich, inwiefern diefe Oeffentlichkeit nicht fit 
Ordnung und Sitten gefährlich iſt, in weichem Falle 
das Tribunal diefes durch einen Urthellsſpruch erklärt. 
Die Sef Hwornen werben beibehalten. Die 
Ber aͤnderungen ; melde eine: längere Erfahruug 
dieſer Einrichtung · anrathen koͤnnte, duͤrfen nur 8* 
miitelſt eines Geſetzes erfolgen. 
Die Strafe der Guͤterconfiſcatlon — ab⸗ 
ge ſch offtaunh kann nicht wither eingefüßrt werden. 
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De König hat das Recht, ni begnadigen 
und die Strafen zu mildern. | 1 
Das buͤrgerliche Geſetzbuch und die be⸗ 
ſtehenden Geſetze, welche dieſer Urkunde nice ent 
gegen find, bietßen in Kraft, dis fie diffgefegfichert 
Wege abgefchafft werden. En 1 
7) Befondere dom Stadte”garantirce 
FE BE Rechte. DL 
Die oͤffent liche Schuld iffgarantiet, See 
von Seiten des Par gegen feine Öldußiger über. 
nommene Verbindlichfkeit ift unverletzlich. 7 
Der alte Adel nimmt feine Titel wleber an; 
ber neme behält bie feinigen. Der König erhebt 
nad Willführ in ben Adelftand; “er derlriht abet 
Titel und Rang ohne irgend eine Befreiung von ben 
Saften und Pflichten ber Gefelkfcjafts :% +: + - 
Die Ehrenlegion wird beibehhlten, und‘ dee 
König ihre Innere Einrichtung und’ Detdration "bei 
innen En 
Die Kolonieen follen nach beſondern Gefegeh 





und Reglements regiert werben.  , 
Der König und feine Nachfolger (&msren bei 
der Feierlichkeit ihrer- Krönung, ‚bie. gegenwaͤrtige 


Verfaſſungsurkunde treu zu beobachten. 


| wi 36. | u un 2013 
6 Die fpäteen Ereigniffe-in Hinſicht bar 
2 VWVerfaſſung. 2. ..% 


Das Wiedererfhjeinen Napoleons in Frankreich 
wäßrend der ſogenannten hundert Tage im Jahre 
1813wirkte zwar: 'nte' vorübergehend auf bie. Ben 
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faſſung ein; doch darf dieſe Einwirkung in gefhih 
lich⸗ policif chee Beziehung nicht ganz überganger 
werden. Er erneuerte, mit DBefeitigung ber von 
Ludwig 18 gegebenen: conftinitionellen Charte, „im 
Ganzen bie vierte Verfaffung mit ihren Ergänzung 
gen in den Senatusconfultis vom. Auguſt 1802 und 
vom Mai 1804. Er verband’ aber damit die (von 
Benjamin Eonftant entworfenen. und am 22. A 
4815 befanne gemachten) Zufagartitel, durch 
weiche er bie vierte Verfaſſung in vielen weft 
Beftimmungen der Charte annaͤherte. .- 

Nach dieſen Zufagartifein warb die gefe e Ger 
bende Gewalt vom Kaifer und. zweien Sane 
mern ausgeübt. Die:erfte Kammer, Pairsfan 
mer genannt, follte im: ihren Würden erblich fen, 
und zu berfelben vom Kaifer unwiderruflich. er⸗ 
nannte werden. Die Zahl ber Pairs war unbe⸗ 
ſchraäänkt. — Die zweite Kammer, Repräfew 
tantenfammer genannt, .beftehend aus 629 Mit 
gliedern, bie wenigftens 25 Jahre alt feyn mußten, 
follte vom Wolfe erwahlt und aller fünf 
Jahre erneuert werben. Ihre Mitglieder. konnten 
immer wieder gewählt werden. Die Sigutigen 
beider Kammern follten öffentlich, und bie Würs 
den eines Pairs und eines Repräfentanten mit allen 
öffentlichen Amtsverwaltungen vereinbar ſeyn. Die 
Regierung follte die Geſetze vorfchlagen;: bie 
Kammern fonnten Zufäge in Antrag bringen; 
Würden aber diefe Veränderungen von der Regierung | 
nicht angenommen; fo follten die Kammern über bag 
Gefeg flimmen, wie es war. Doch hatten beide 
Kammern die Befugniß, die Regierung einzus 
laden, ein Geſetz über einen beſtimmten 
Segenſtand abzufaffen :und vorzufhln- 


4 
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gen, was ihnen dienlich ſchien, in das’ Geſetz aufge 
nommen zu werben.” Kine foldhe Abfaſſung, yon der 
eineri Kammer angenommen „. follte in: Ue anbere ge- 
bracht, und, von diefer gutgeheißen, dem Kaiſer 
überreicht werden. — Veder Vorſchlag einer Steuern, 
eines Anleihens, ober eines Mannſchaftsaufgebots 
foflte zunächft in der. Repräfentantenfammer: gefchehen. 
Dahin ward auch zuerft gebracht 1) bas General- 
Staats» Budget, und 2) die Rechnung: über die 
Einnahmen und Ausgaben des vorhergehenden Jah⸗ 
vs. — In Hinſicht der flaatsbürgerfichen Rechte . 
ward ausgeſprochen: alle Franzoſen find vor dem Ge⸗ 
ſetze gleich, theils nach dem Beitrage zu den allgemei⸗ 
nen Laſten, theils nach der Gelangung zu allen buͤr⸗ 
gerlichen und Militairſtellen; die Freiheit des Gottes 
dienſtes iſt allen zugeſichert; jeder Buͤrger hat das 
Recht, feine Gedanken, wenner ſie unterzeich— 
‚wet, ohne vorhergehende Cenſur zu drucken 
und: befannt zu machen, mit Vorbehalt geſetzlicher 
Verantwortlichfeit nad). der Bekanntmachung durch 
Urtheil der Geſchwornen; Das Petitionsrecht ift allen 
Bürgern zugefihert. — Der Schluß dieſer Zuſatz⸗ 
artifel lautete: „das franzöfifche Volk erklärt, daß 
im der von ihn. gefchebenen Delegatine feiner Gemab 
sen es nicht gefonnen ift, das Recht zir:erfheilen, bie 
Wiedereinfegung Der Bourbonz, ader irgend 
rines Prinzen diefer Familie, auf den. Thron in Wa 
ſchlag zu bringen, nicht einmal im Salle, daß. die 
Paiferliche Dynaſtie ausftürbe; eben:fo wenig. baB 
Meche, ven alten Feudaladel, oder die Feü— 
dal» und herrſchaftlichen Rechte, oder bie 
Behdnten,. oder irgend eine privilegirte 
oder herrſchende Religionsäbung, ober 
bie Befugniß, die Unwiderrufliſchkeit deo 
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Verkaufes der Nationaldomainen auf 
irgend eine Weiſe anzutaſten.“ — | 

Allein als nad) der Schlacht bei Waterloo, 
welche Napoleons Schidfal entfchied, Ludwig 18 nach 
Paris zuruͤckkehrte, trat auch die von ihm ertheilte 
eonititutionelle Charte von neuem in Wirkſamkeit; nur 
daß, wegen ber Kämpfe zweier entgegengefeßter Par- 
theien in beiden Kammern, theils gegen einander felbft, 
theils gegen bie Minifter,, bereits am 5. Sept. 1816 
ein neues Wahlgeſetz *) gegeben, diefes aber 
theilweiſe ſchon durch das Gefeg vom 5. Febr. 1817, 
and noch wefentlihher am 12. Sun. 1820 verändert 
ward. - 
Durch diefes neue Wahlgefeg ward die Zahl der 
Deputirten von 258 bis auf 430 vermehrt. Bon 
diefer ‚Zahl follten die bis dahin beftandenen 258 Mit- 
glieder auf die bisherige Meife, nämlich von den mitt- 
leen Eigenthümern — den Wahlmännern zu 300 
Franken Steuern — in ben Kreisverfammlungen 
ernannt werben, doch fo, Daß ein jeder Bezirf oder 
Kreis einen Deputirten für fich erwaͤhlte. (Blog in 
den Departementen,, worin ſich nicht 300 Wahlmän« 
ner, oder, wenn fie in fünf Kreife getheilt find , niche 
400 Wahlmänner zu 400 Sranfen Steuern fanden, 
oder weiche bisher nur einen Deputirten überhaupt zu 
nennen hätten, blieben die Wahlen des ganzen Des 
partements gemeinfchaftlich.) Die hinzugefom- 
menen 172 Deputirten hingegen werden zunaͤchſt von 
ben Reichen ausfchließend gewaͤhlt, indem in jedem 


N) Weber die in Frankreich in Altern und neuern Zeiten 
beftandenen Wahlformen der ehemaligen Reichs⸗ 
fände und der gegenwärtigen Deputirten, vergl. 

u Dermes, N. IX. ©. 375 ff. ° " 14 

1 
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Departement das am meiften befteuerte Viertheil ber 
fammelihen Wahlmänner (felbft in dem Fleinften 

oder aͤrmſten Departemente wenigftens die 75 reich» 
fen Beſitzer) wieder eine beſtimmte Anzahl Deputirte 
in einer beſondern Wahlverſammlung ernennen ſollte, 
ohne dabei ihr Stimmenrecht bei den Wahlen der 
Kreiſe zu verlieren. So giebt alſo in Frankreich die 
Ariſtokratie des Vermoͤgens den Ausſchlag theils in 
der Kammer der Pairs, theils in der ausfchließ- 
lichen Wahl eines Drittheils ber Deputirtenfammer 
in den Departementswahlen, theils in ber Theil- 
nahme an ben Bezirkswahlen, wo die Reichern wie⸗ 
der ein Viertheil der Zahl nach bilden. 


37. | 
4) Die Niederlande. 


a) Geſchichtliche Einleitung in die Entftefung und 
: Sortbildung der Verfaſſung der Niederlande, 


Diie aus der früheren Provinzialeinrichtung her⸗ 
ſtammende Verfaſſung des Freiſtaates ber Mieder- 
Lande, zulegt mit einem allgemeinen E r bftatthalter an 
her Spitze der vollziehenden Gewalt, erfchien aller- 
dings im Laufe des achtzehnten Jahrhunderts als ve r⸗ 
altet, und bewirkte, in Verbindung mit mehrern 
andern Urſachen, die bedeutende politiſche Ohnmacht 
dieſes Freiſtaates, der im ſiebenzehnten Jahrhunderte 
und bis zum Frieben von Utrecht (1713) in den euros 
päifchen Angelegenheiten nicht felten das Wort ber 
Entfcheidung führte. 
Schon lange gährte der Kampf zwifchen der 
oranifchen und antioranifchen Parthei, bevor die 





Pofitives öffentliches Staatsrecht. 211 


ranzoͤſiſche Revolution die voͤllige Umgeſtaltung des 
anern Staatslebens in den Niederlanden bewirkte. 
dies geſchah, als die ſiegreichen franzoͤſiſchen Heere 
inter Pichegru am Anfange des Jahres 1795 in die⸗ 
em Freiſtaate vordrangen, und am 19. Jan. Amſter⸗ 
am beſetzten, nachdem am 17. Jan. der Erbftatt 
alter nach England abgereifet war. Der General 
Dandels fhloß fih, an der Spige einer Legion 
ataviſcher Patrioten,, den Sranzofen an. Die Nies 
erlande wurden als batavifche Kepublif aus- 
efprochen, und in derfelben die Erbftatthalterwürbe, 
ev Adel, und der Religionsunterfchied in Hinficht 
uf bürgerliche Mechte aufgehoben. | 

Nach dem damals in der Kepublif Frankreich 
orberrfchenden demokr atiſchen Syſteme fonnte 
3 der, durch feierliches Buͤndniß an fie geknuͤpften, 
ataviſchen Republik die bisherige Foͤderativver— 
affung nicht fortdauern. Batavien ſollte eine, der 
ritten Verfaſſung Frankreichs ähnliche, Conſti⸗ 
stion erhalten. Deshalb ward zum 1. März 1796 
ine Nationalverfanımiung nad) dem Haag berufen, 
nd aus derfelben ein Ausſchuß von 21 Individuen 
alt der Entwerfung der neuen Verfaffung beauftragt. 
(Hein der von diefem Ausfchuffe gemachte Entwurf 
yarb im Jahre 1797 von den Urverfammlungen des 
atavifchen Volkes verworfen, worauf im September 
797 eine zweite Mationalverfammlung, und in 
erfelben wieder ein Ausfhuß von 21 Mitgliedern 
ur Entwerfung einer neuen Verfaffung zuſammen⸗ 
at. Bei dem langen Anftreben der Demofraten und 
öderaliften gegen einander, fiegte endlich Die Parthei 
ee erftien, nachdem Midderigh, der Präfident 
e -Nationalverfammlung, alle Mitglieder derfelben 
zbaften ließ, welche bie feierliche Erklärung gegen 

14 * 
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die Statthalterwuͤrde, gegen den Foͤderalismus, gegen 
die Anarchie und Ariſtokratie verweigerten. Der 
franzoͤſiſche Geſandte Lacroix genehmigte dieſe ges 
waltſame Maasregel. Sie bewirkte, daß die neue 
Verfaſſung am 17. Maͤrz 1798 im Haag unterzeich« 
net, und am 23. Apr. 1798 ohne Widerfprud) ange» 
nommen ward. — Diefe neue Verfaffung ging von : 
dem Grundfage der Volksſouverainetät aus, 
fo daß, weil das batavifche Volk feine Angelegenheis 
ten nicht in Perfon beforgen fünne, eine Wolfsregies 
enng durch Stellvertretung gebildet werden 
follte. Die wichtigften Solgerungen aus Diefem 
Grundfage waren: „Nur allein in den Urver- 
fammlungen werden alle politifche Rechte durch 
die Bürger ausgeübt, — Aecmter find Aufträge der 
Geſellſchaft für eine beftimmte Zeit, Sie find | 
weder erblih, noch einer Veräußerung fähig, noch 
befondere Vorrcchte derer, die fie verwalten. — 
Jede Art des Gottesdienftes genießt gleihe . 
Eicherheit und gleichen Schug. — Alle ſogenannte 
Herrſchaftsrechte und Titel ſind, ohne irgend 
eine Entſchaͤdigung, ſo wie alle Zehend. Zins⸗, 
Nachkaufs⸗, Tod» und Erbfaͤlle, und alle aus dem 
gehnsfofteme abftammrnde Rechte fiir immer abge⸗ 
ſchafft; Doch foll der fteffvertretende Körper den Fuß 
und die Art der Abfaufung aller folher Rechte 
beftimmen, welche als Früchte eines wefentlichen 
Eigenthums betrachtet werden fonnen. — Miemand 
fann angeflagt oder verhaftet werden, als in Kraft 
‚ber Geſetze. Diejenigen, die, ohne Zuthun des Rich⸗ 
ters, in einem dringenden Falle verhaftet werden, 
ſollen laͤngſtens innerhalb 24 Stunden ihrem befugten 
Richter übergeben werden. — Die Guͤterconfiſcation 
wirb aufgehoben. — Alle Gilden, Corporationen 
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und Innungen von Gewerben, Handwerken und 
Fabriken werden abgeſchafft. — Der Beitrag zu 
den nothwendigen Beduͤrfniſſen des Staates iſt eine 
geheiligte Schuld fuͤr jeden Buͤrger, um den Schutz 
zu verguͤten, den er genießt. Dieſer Beitrag wird 
von allen Bürgern nach dem Verhaltniſſe ihres 
MWermögens geleiſtet. — Zur YAusiibung des 
Stimmenredhts der Bürger wird die ganze Nepublif 
in Urverfammlungen,jebezu 500 Seelen, 
und in Diftrictsverfammlungen getheilt, 
worin die Wähler aus vierzig Urverfammlungen 
zufammen fommen. — Die drei vornchmften Ges 
walten der Republik find: die ftellvertrende,- 
die vollziehende und die rihterliche Gewalt. 
Der ftelivertretende Korper repräfentirt das 
ganze Wolf, und giebt im Namen deffelben Hefe ge. 
Er zerfällt in zwei Kanımern,, die eine von 60, die 
andere von 30 Mitgliedern. (Es ward auf 20,000 
Seelen Ein Repräfentant gerechnet.) — Der Ent» 
wurf und erſte Vortrag aller Gefege und Befchlujfe 
gehört allein und ausfhließlid der erften, die Be— 
ſtaͤtigung oder Nichtbeftatigung der zweiten Kams 
mer zu. AlleSigungen beider Kammern find offen te 
lich. Die von der zweiten Kammer beftätigten 
Beichlüffe und Gefege werden dem Vollziehungsrathe, 
am darnach zu verfahren, und der Kammer in Ab⸗ 
fhrift zugefchidt. — Der Vollziehbungsrath, 
beftehend aus fünf Individuen, von weichen jädrlich, 
eins austritt, ernennt die Verantwortlichen Minifter, 
die Commiſſarien bei den Drpartementsregierungen, 
bei den Gerichtshöfen,, bei den Gemrinderegierungen, 
und in Kriegszeiten bei der Kriegsmacht zu Wafler 
und zu Sande; verkuͤndigt die ihm von dem ſtellver⸗ 
twetenden Körper zugefandten Gefege binnen dreien 
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Tagen, und forgt für deren Vollftrefung; er organi- 
firt Die bewaffnete Macht und ernennt alle hohe Offi⸗ 
tiere; er uͤberſchickt jährlich dem ftellvertretenden Kör- 
per einen lleberfchlag der gewöhnlichen und der außer- 
orbentlichen Staatsausgaben, fo wie eine Berechnung 
der im vorigen Jahre bewilligten Summen; er er- 
nennt alle auswärtige biplomatifche Agenten, und 
leitet die Unterbandlungen mit dem Auslande; er 
vorbereitee, führt und fchließe die Unterhandlungen 
uber Frieden, Bündniffe, Freundſchafts⸗ und Han⸗ 
delsverträge, doch unter nachfolgender Beſtaͤtigung 
von dem ftellvertretenden Körper; in Anfehung der 
Entſtehung eines Krieges Fann er in Unterhandlung 
treten, aber keinen Befchluß faſſen, er muß deshalb 
dem ftellvertretenden Körper einen mie Gründen unter- 
ſtuͤtzten Antrag machen; jedes ausgetretene Mitglied 
des Vollziehungsrathes bleibt zwei Jahre lang nad) 
feinem Austritte verantwortlich wegen feiner, in dies 
fee Eigenfchaft verrichteten, Handlungen — Die 
Departements» und Hemeinderegierungen 
find adminiftrative Behörden, dem Vollziehungsrathe 
untergeordnet und verantwortlih. jedes Depar: 
tement (es beftanden S Departemente nad) dee Ver: 
faflung) bat feine eigene Regierung , beſtehend ˖ aus 
fieben in den Urverfammlungen jährlich) gewählten 
Mitgliedern. Leber jede Gemeinde ift eine. Ge— 
meinderegierung gefeßt, deren Zahl, Wahlforın und 
Sitzungszeit, auf den Antrag des Bollziehungsrathes, 
yon dem ftellvertretenden Körper jährlic) Durch ein Re⸗ 
glement beftimmt wird. — Die Richter find un» 
"abhängig und unabfegbar. Jede Gemeinde hat einen, 
ober mehrere, in ben Urverſammlungen gewählte 
Friedensrichter. Jedes Departement hat einen Ge: 
richtshof zur Verwaltung der bürgerlichen und pein- 
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lichen Rechtspflege. Es befteht ein hoher National⸗ 
gerichtshof zum Erkennen über Vergehen der Mitglier 
der des ftellvertretenden Körpers , des Bollziehungs» 
rathes, der Commiffarien und der diplomatifchen 
Agenten.’ 


38. 
Sortfegung. 


Waren in biefer batavifchen Verfaſſung der aus 
5 Individuen beftehende Vollziehungsrath (Staates 
bewind) dem damaligen Directorium Frankreichs, | 
und die beiden Kammern dem Rathe ber ; unfpundert 
und der. Alten nachgebildet, und mußte überhaupt 
in diefer Zeit des Welckampfes die batavifche Repu⸗ 
blik das Schickſal der mächtigen Schweiterrepublif 
theilen; fo erhielt auch Batavien, nad der Einfith- 
rung der vierten (confularifchen) Verfaſſung in 
Stanfreih, am.16. October 1801 eine neue — die 
zweite — Verfaffung, mit einem gefeßgebenden 
Körper von 35 Mitgliedern, und einem Staatsbewind 
von 12 Individuen. Diefe Verfaffung wiederhoplte, 
doch ohne Vorausſchickung des Grundſatzes der Volks⸗ 
ſouverainetaͤt, die meiſten ſtaatsrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen der erften Verfaſſung in Hinficht der Gleich 
heit vor dem Geſetze und bei der Befteuerung, der 
völligen Aufhebung des Sehnsmwefens, des gleichen 
Schutzes für alle Religionggefellfchaften, und der 
Beibehaltung der Urverfammlungen für bie 
Wahl der Mitglieder des gefeßgebenden Körpers. 
Allein dem Staatsbewind, aus welchem in jedem 
Jahre ein Mitglied ausfcheiden follte, ward die 
Initiative der Geſetze zugerheilt, fo daß er die 
Grfegesvorfchläge dem gefeßgebenden Körper vortra⸗ 
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gen, und die von diefem genehmigten Gefege befanne 
machen follte. Außerdem ftand ihm zu, alle Ver⸗ 
träge, doch unter. Vorbehalt der Genehmigung des 
gefeßgebenden Körpers, abzufchließen; nur durfte er 
in Hinfiht einer Kriegserflärung, ohne den 
Ausfpruch des gefeßgebenden Körpers, feinen DBe- 
fhluß faffen. Ihm ward die Verwaltung der öffent- 
lihen Geldmittel, die Verfügung über die Flotten 
und Kriegsheere, die Oberaufficht über die Polizei, 
und Das Recht ertheilt, einen Seerath von 7 Perfo- 
nen zu ernennen. — Der gefeggebenbe Kör- 
per, beftehend aus 35 Mitgliedern, für das erftemal 
unmittelbar von dem Staatsbewinde ernannt, und 
jährlich zum dritten Theile erneyert, follte aus feiner 
Miete durch Stimmenmehrheit zwoͤlf Individuen, 
für Die Zeit einer jeden Sitzung, ernennen, beſtimmt 
für die Prüfung der vonder Kegierungvor- 
gefhlagenen Gefege. Bei der Abftimmung 
darüber follten fid) alle 35 Mitglieder mit einem ein- 
fachen Ja oder Mein äußern. Sollte ein Antrag ver- 
worfen werden; ſo Fonnte die Regierung drei ihrer 
Mitglieder in den gefeßgebenden Körper aborbnen, 
"um denfelben näher zu unterrichten. Ward er aber 
dann von neuem verworfen; fo follte er ganz unter- 
bleiben, doc), mußte der gefeßgebende Körper feine 
Verwerfungsgründe der Regierung mittheilen. — 
Die Departementalverwaltungen und Ge 
meindevermaltungen, fo wie die Beſtimmun⸗ 
gen über die rihterliche Gewalt und deren Behoͤr⸗ 
den wurden, mit wenigen Veraͤnderungen, aus Der 
erften Verfaflung beibehalten. — 

Nur viertehalb Jahre blieb Diefe Verfaffung in 
Gültigkeit, und Batavien abhängig von der Dictatur 
des erften Conſuls. Als aber in Frankreich Napoleon 


“ 
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bie Paiferlihe Würde angenommen, unb die vierte 
Verfaſſung durch organifche Senatusconfulta der 
monarchiſchen Negierungsform mehr angenähert 
hatte; fo erhielt auch die batavifche Republif am 15. 
März 1805, unter Napoleons Einfluffe, eine dritte 
Verfaſſung, in welcher ein Rathspenfionair als 
Regent an die Spige geftellt, und der gefeggebenbe 
Körper auf 19 Mitglieder, jedoch mit der. Auffrie 
ſchung der Altern Benennung: bohdmögende Re 
präfentanten, vermindert ward, Die Staatd« 
formen ründeten fich bereits in dieſer Verfaſſung nad) 
bem monarchiſchen Princip, fo daß es im Jahre 
1806 , bei der Ernennung Louis Napoleons zum 
erblihen Könige von Holland, feiner neuen 
Verfaſſung, fondern blos einer Erganzung dieſer 
Dritten bedurfte. 

Diefe dritte Verfaffung beftätigte die Vernich⸗ 
tung des Lehnsweſens, die ftaarsbürgerlichen Nechte, 
die Eintheilung der Republif in acht Departemente 
und bee Departemente in Diftrice. Die Sous 
verainetät des batavifhen Volkes ſollte 
DurhdieVerfammlung derHSohmögenben, 
mit dem Rathspenſionair, repräfentirt 
werden. Die 19 Mitglieder der Verſammlung der 
Hochmoͤgenden wurden (nicht in Urverfammlungen, fon« 
dern) von den Mitgliedern der Departementsvermals 
tungen auf drei Jahre nac) dem Maasftabe erwaͤhlt, 
daß zur Ernennung eines Mitgliedes der Verſamm⸗ 
fung der Hochmögenden die Departementsverfamme 
lung eine Lifte von vier Kandidaten an den Rathspen⸗ 
fionair ſchickte, der aus dieſer Lifte zwei bezeichnete, 
von welchen fodann die Departementalverfammiung 
einen wählte. Die Verfammlung der Hochmögenden 
ſollte nur über die Gegenſtaͤnde berathichlagen, welche 
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ihr von dem Rathspenfionair vorgelegt 
wurden, und biefelben, ohne Veränderung 
oder Modification, annehmen oder verwerfen. 
Ward das vorgelegte Gefeg angenommen; fo zeigten 
fie es dem Rathspenſionair an, der es bekannt machte 
und ausführte. Ward der Gefeßesentwurf verworfen ; 
fo mußten dem Rathspenfionair die. Gründe ber 
Weigerung vorgelegt werden, worauf derfelbe ben 
namlichen Entwurf, nur anders motivirt oder mobis 
ficiee, von neuem vorlegen konnte. — Die Ver: 
fammlung der Hochmoͤgenden hatte ausſchließlich 
das Recht, über die allgemeinen Petitionen 
der Staatsbedürfniffe zu berathfchlagen; die 
Friedens⸗, Buͤndniß⸗ und Handelsverträge zu rati⸗ 
fieiren, und, auf den Vorſchlag des Rathepenfionairs, 
ein Decret zur Kriegserflärung zu erlaffen; auch übte 
fie das Begnadigungsrecht, aufben Vorfchlag 
des Rathspenſionairs, und nad) vorläufiger Einhoh⸗ 
(ung der Meinung des Nationaltribunals. — Der 
Rathspenſionair, durch die abfolute Stimmen- 
mehrbeit der 19 Mitglieder der Werfammlung der 
Hochmögenden auf 5 Jahre ernannt, und immer 
wieber wählbar, follte die vollziebende Ges 
walt ausüben im Namen der Hochmoͤgenden, 
der Repräfentanten der batavifchen Republik; doch 
fonnte er fein Amt zujeder Zeit niederlegen. 
Er follte einen Staatsratb ernennen, deffen Gut: 
achten und Meinung er über alle Gegenftände fordern 
fonnte, über welche er ihn um Rath fragen wollte. 
Erft nach Anhörung des Staatsrathe follte er einen 
Entfhluß wegen der Entwürfe der Geſetze faſſen. 
Ihm ftand es zu, alle diplomatifche Agenten, alle 
Hfficiere der Land» und Seemacht, alle Beamtete 
des Staates und alle Mitglieder der Tribunale zu 
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ernennen, ſo wie bie Heere und die lotten zu leiten. 
— Die frühern Beftimmungen über bie richten 
liche Gewalt, fo wie über die Departementaf 
und Gemeindevermaltungen wurden beibehal- 


Dosleich der Rathspenſionair Schimme lpen— 
nink ein rechtlicher, thaͤtiger und umſichtiger Mann 
war; ſo fuͤhlten doch die Niederlaͤnder die druͤckende 
Laͤhmung ihres Handels durch Napoleons Continental⸗ 
ſyſtem, und den Verluft ihrer Kolonieen in dem 
zwifchen Großbritannien und Frankreich erneuerten 
Kriege. Zunaͤchſt unter dem Vorwande der ftrengften 
Aufrechthaltung des Continentalfnftenns mußte eine, 
nad) Paris berufene, nicderländifche Deputation am 
24. Mai 1805 mit Talleyrand einen Vertrag unter- 
zeichnen, in welchem Napoleon für ewige Zeiten 
dem Staate von Holland die Erhaltung feiner ver- 
faflungsmäßigen Rechte, feine Unabhängigfeit, ben 
unverminderten Umfang feiner Befigungen in beiden 
Erdtheilen, und feine politifhe, bürgerliche und kirch— 
liche Sreiheit garantirte, wogegen, aufden Antrag’ 
der Hohmögenden, der Prinz Louis Napo— 
leon zum erblichen und conftitutionellen Könige 
"von Holland ernannt ward; doc) follte der König 
von Holland für immer ber Inhaber einer Großwuͤrde 
des franzoͤſiſchen Neiches, unter dem Titel Con« 
netable, feyn. 

Allein Louis Napoleon, der die Krone Hol- 
lands nur ungern annahm, berückfichtigte das In⸗ 
cerefle feines Staates fo fehr, Daß er dadurch die 
Unzufriedenheit feines Bruders erregte, der ihm, bei 
feiner Abreife von Paris, öffentlid) gefagt hatte: 
„Hören Sie nie auf, Franzoſe zu feyn. Die 
Mürde des Connetable wird nen die Pflichten, die 
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Sie gegen mich zu erfüllen haben und die Wichtig⸗ 
keit vorzeichnen, die ich mit ver Ihnen .anvertrauten 
Bewahung der feften Pläse verbinde, welche den 
Norden meiner Staaten ſichern.“ — Durd) das con- 
fitutionelle Gefeg des Königreihes Hol— 
(anb vom 10. Juny 1806 ward die Verfaflung 
vom Jahre 1805 beibehalten und beftätigt, und nur 
in den Puncten verändert, welche durch die Ver- 
wandlung der Republif in ein Koͤnigreich nöthig ge= 
worden waren. Der König erhielt ausfchließlich: 
und ohne Einfchränfung die ganzlihe Ausübung 
der Regierung und aller Macht, die Vollziehung 
der Gefege zu fihern, und ihnen Achtung zu ver= 
ſchaffen; ihm ward das Begnadigungsrecht beigelegt; 
ihm zur Seite follte ein Confeilvontandesein- 
gebohrnen ſtehen; er follte vier Minifter ernennen, 
und die Regierung der Kolonieen ausſchließ— 
Lich leiten. Der gefeggebende Körper, be- 
ftehend aus 38 Mitgliedern, die auf fünf Jahre er⸗ 
wählt wurden, foilte, gemeinfhaftlid mit dem 
Könige, die Geſetze geben. 

Mergrößerte gleich Napoleon das Königreid) 
Holland, nach dem Tilfiter Frieden, durch das Fuͤr⸗ 
ſtenthum Oftfriesiand und die Herrfchaft ever; fo 
mußte daflelbe doch dagegen Vlieſſingen und 
andere Diftricte ſchon im Fahre 1807 an Franfreid) 
obtreten, und, im Dertrage vom 16. März 1810, 
zu noch bedeutendern Abtretungen und Opfern fich 
verſtehen. Bald darauf verzichtete (1. Sul. 1810) 
der König Louis aufdie Krone Hollands; angeblich 
zu Gunften feiner Söhne. Allein Napoleon erfannte 
diefe Miederlegung nicht an, und ſprach am 9. Jul. 
1810 die Einverleibung des ganzen König 
reiches Holland ins franzöofifhe Reich aus. 


ra - 
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39. 
Gortfegung. 2 


Sobald aber, nach) der Völferfchlacht bei Leipzig, 
e preußifche Heerestheil unter Bülow der Grenze 
ollands im Spätjahre 1813 fi) näherte, mußten 
e wenigen in Holland gebliebenen Sranzofen dieſes 
nd verlaffen. - Eine aus Eingebofrnen zuſammen⸗ 
tretene einftweilige Regierungscommiſſion [ud den 
rinzen Wilhelm Friedrich von Naſſau— 
eanien zur Ruͤckkehr aus England ein, und legte 
m (1 Dec. 1813) den Titel eines fouverainen 
ürften der Miederlande bei. Der Fürft 
[bien am 2. Dec, im Haag, nahm bdiefen Titel 
i, verſprach aber ſogleich, die Regierung unter 
:e Garantie einer zwedmäßigen, die 
reiheiten der Niederländer fichernden, 
erfaffung zu führen. Deshalb bericf er zum 
3. März 1814 die Notablen der niederländifchen 
rovinzen zuſammen, welche den: ihnen vorgelegten 
ntwurf zur’ neuen Berfaffung fo einftimmig annah⸗ 
en, baf von 600 Notablen blos 25 auf einige Ab» 
derungen im Einzelnen angetragen hatten. Doch 
rzog fih die Einführung diefer Merfaffung - ins 
fentliche Staatsleben, weil die verbündeten Mächte, 
ıh dem Abfchluffe des erften Parifer Friedens vom 
Mai 1814, die Vereinigung Belgiens 
ie Holland ausfpradhen; nur daß Luxemburg, 
ıf dem Wiener Congreffe, fir ein befonderes, zum 
utſchen Bunde gehörendes, Großherzogthum, 
d fiir eine Sccundogenitur des oranifchen Haufes 
Flärt ward, obgleich der Regent bes niederländifchen 
taates die volle Souverainetät darüber üben ſollte. 
er letztere unterzeichnete am 21. Sul. 1814 bie 


1 
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Bedingungen der Vereinigung Belgiens mit Holland, 
und nahm, mit Zuflimnung der auf dem Wiener 
Eongrefle vereinigten Mächte, am 16. März 1815 
n derfelben Zeit, als. Napoleon von Elba aus in 
— wieder erſchienen war), die koͤnigliche 
Würde, und den Titel: Wilhelm 1, König 
ber Niederlande, Prinz von Naffau - Dranien 
und Großherzog von Luxemburg an. Die Schladt 
yon Waterloo, aufbelgifhem Boden gefämpft 
(18. Jun.), entfchied über Napoleons Schidfal. 
Bald nad) derfelben berief der König die Notablen 
Derbelgifhen Provinzen zufammen, damit fie 
gleichfalls die von den Holländern bereits anerfannte 
Verfaſſung mitden Vera nderungen annehmen 
follten,, ‚welche in derfelben Durch die Vergrößerungen 
des: Königreiches nöthig geworden waren. Allein die 
verjahrte Abneigung der Belgier gegen bie Bataver 
und die den belgifchen Katholifen unmillfommene voͤl⸗ 
lige Gleichheit aller Staatsbürger ohne Rüdfi icht 
aufdie Religion bewirkte, daß theils ein Sechs⸗ 
teil der berufenen Notablen gar nicht erſchien, theils 
von den verfammelten nur 527 Stimmen für ‚ und 
796 Stimmen gegen die neue Verfaſſung fich er= 
flärten. Doc hatten 126 der legtern ausdrücklich 
bemerft, daß ihr Widerſpruch zunachft nur gegen bie 
in der Verfaſſung ausgefprochene völlige Sreiheit des 
kirchlichen Eultus und gegen die gleiche Berechtigung 
aller Bürger zu öffentlichen Aemtern, ohne Ruͤckſicht 
auf Religion, fich bezoͤge. — Der König glaubte in 
diefem Widerfpruche feinen Grund zu finden, die Ein- 
führung der neuen Verfaſſung zu verzögern. Er 
ſprach alfo am 24. Aug. 1815 die neue DVerfaf- 
fung ale Grundgefeg des Königreiches aus, 
„theils weil die nördlichen Provinzen dieſe bereits 
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angenommen hätten; theils weil bie in Hinficht der 
Gleichheit des kirchlichen Cultus aufgeftellten Be— 
flimmungen ‚auf Verträge fid) gründeten, und nad 
den Gyundfägen eingerichtet wären, welche die ver- 
Bimbeten Souveraine in das europaifche Staatenſyſtem 
eingeführt hätten. Sie fönnten daher aus der nieder 
ländifchen Verfaffung nicht weggelaffen werben, ohng 
die Sriftenz der Monarchie felbft in die Wagſchai⸗ zu 
legen. 


1J— 40. 
B) Politiſcher Charakter der niederlaͤn— 
diſchen Verfaſſung vom 24. Aug. 1815 9). 


Dieſe Verfaſſung umſchließt in eilf Kapiteln 
234 Artikel. Der weſentliche Inhalt derſelben iſt 
folgender: on 


1) Bon dem Königreihe und deffen Eim 
2 | wohnern. 

Das Königreich der Niederlande, deſſen Gren⸗ 
zen durch die Wiener Congreßacte beſtimmt wurden, 
befteht aus folgenden Provinzen: Norbbrabant, Suͤd⸗ 
brabane, Limburg, Geldern, Luͤttich, Oftflandern, 
Weftflandern, Hennegau, Holland, Seeland, Nas 
mur, Antwerpen, Utreht, Friesland, Oberyſſel, 
Groͤningen und Drenthe. Das Großherzog. 
thum $uremburg,. fo wie es durch die Wiener 
Congreßacte begrenzt ift, ftebt unter Einer Souverai⸗ 


* Sie ſteht vollftändig, in franzoͤſiſcher Sprache, 

beim Dufaueto. T. 3. p. 166. und teutſch im 

den Eurap. Conſtitt. Th. 2. ©. 495, fo wie in, 
. 2üders diplom. Archiv, Th. 3. ©. 190. 
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netaͤt mit dem Koͤnigreiche der Niederlande und wird 
nach demſelben Grundgeſetze regiert; unbeſchadet ſei⸗ 
ner Verhaͤltniſſe zu dem teutſchen Bunde. 

Jeder Eingebohrne des Koͤnigreiches, ſo wie die 
Naturaliſirten, ſind zu allen Aemtern faͤhig. Die 
Ausuͤbung der buͤrgerlichen Rechte iſt durch das Geſetz 
beſtimmt. 


2) Von dem Koͤnige. 


Die Krone iſt erblich in den rechtmaͤßigen 
maͤnnlichen Deſcendenten des Koͤnigs Wilhelm 
nach dem Rechte der Erſtgeburt. In gaͤnzlicher 
Ermangelung der maͤnnlichen Deſcendenten ſind die 
Toͤcht er des Koͤnigs, nad) Der. Primogeniturordnung 
zur Thronfolge berufen. Hat aber ein Weib die 
Krone auf ein anderes Haus übergetragen ; fo tritt 
biefes Haus in alle Rechte des jegt regierenden Haus 
e8 ein. 

Der König der Niederlande kann Peine andere 
Krone tragen. Die Fann der Sitz ber Regierung 
außerhalb des Königreiches verlegt werden. 

Der König hat eine Eivillifte von 2,400,000 
Gulden, aus dem öffentlichen Schaße zahlbar. Auf 
den Borfchlag bes Konigs fonnen von diefer Summe 


500,000 Gulden ihn in Domainen zu völligem _ 


Eigenthume angewiefen werden. Außerdem find 
mehrere Sommer - und Winterpalläfte zur Wohnung - 
des Königs beitimmt. 

Der König, die Prinzen und Prinzeffinnen fein 
nes Haufes find von allen perfönlichen und Ddirecten 
Auflagen, von der Grundfteuer aber nur für die ihnen 


angewiefenen Wohnungen befreiet, übrigens allen . 


andern Auflagen unterworfen. 
Der ältefte Sohn des Königs, oder fein mann. 


| 
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‚her Defcendent, als prafumtiver Kronerbe, ift der 
rfte Unterthan des Konigs, führt den Titel 
ines Prinzen von Oranien, und genießt, nad) 
urüdgelegtem achtzehnten jahre, ein Einfommen 
on 100,000 Sl. aus dem öffentlichen Schatze, wel⸗ 
bes nad) feiner Bermählung verdoppelt wird. 

Der Konig ift mit erfülltem achtzehnten Jahre 
nündig. Während der Minderjährigfeit des Rö- 
aigs, oder wenn der König ſich außer Stande befin« 
yet, zu regieren, wird die Fonigliche Macht von einem 
Regenten geübte. Wenn in dem legtern Falle 
yer Prinz von Dranien volle 18 Jahre ale iftz fo ift 
r Regent von Rechts wegen. 

Der Konig wird, beim Antritte der Regierung, 
n einer. öffentlihen — im Freien gehaltenen — 
Sigung der beiden Kammern inaugurirt, nachdem 
hm, in diefee Eigung, das Fundamentalgefiß ganz 
yorgelefen , und von Ihn der in demfelben vorgefchrie- 
sene Eid geleifter worden iſt. 

Der König bat die Leitung der ausmärti« 
zen Angelegenheiten; cr ernennt alle diploma 
tifche Agenten. Er erflärt Krieg, ſchließt 
Srieden, und fegt die beiden Kammern der Geng- 
ralfiaaten davon in Kenntniß. Ihm gehört das Recht, 
tlle andere Verträge und Conventionen 
Ibzufchließen und zu ratificiren. Er ſetzt die beiden 
Rammern davon in Kenntniß, fobald er glaube, daß 
yas Intereſſe und die Eicherheit des Stautes es er- 
auben. — Der König verfügt über die fand» und 
Seemacht, uud ernennt die Öfficiere bei derfelben. — 
Die oberfte Leitung der Kolonieen gehört 
usfhlieglih dem Könige — Er hat bie. 
berfte Seitung der Finanzen; er ordnet und beftimmt 
je Befoldungen der Collegien und Staatsbeamten, 
IV. " 15 


. 
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netaͤt mit dem Koͤnigreiche der Niederlande und wird 
nach demfelben Grundgeſetze regiert; unbeſchadet ſei⸗ 
ner Verhaͤltniſſe zu dem teutſchen Bunde. 

Jeder Eingebohrne des Koͤnigreiches, ſo wie die 
Naturaliſirten, find zu allen Aemtern fähig, Die 
Austibung der bürgerlichen Rechte ift durch das Geſetz 
beftimmt. 


2) Bon dem Könige 


Die Krone ift erblid in den rechtmäßigen 
männlichen Defcendenten des Könige Wilpelm 
nad) dem Rechte der Erfigeburt. In gänzlicher 
Ermangelung der männlichen Defcendenten find die 
Töchter des Königs, nad) der Primogeniturorbnung 
zur Thronfolge berufen. Hat aber ein Weib bie 

" Keone auf ein anderes Haus übergetragen; fo tritt 
diefes Haus in alle Rechte des jegt regierenden Haus 
ſes ein. j 
f Der König der Niederlande kann feine andere 
Krone tragen. Nie kann der Sig der Regierung 
außerhalb des Königreiches verlegt werden. 

" Der König hat eine Civillifte von 2,400,000 
Gulden, aus dem öffentlichen Schage zahlbar. Auf 
den Vorfchlag des Königs önnen von diefer Summe 
500,000 Bulden ihm in Domainen zu völligem 
Eigenthume angewiefen werden. Außerdem find 
mehrere Sommer - und Winterpalläfte zur Wohnung 
des Königs beftimmt. 

Der König, die Prinzen und Prinzeffinnen ſei⸗ 
nes Haufes find von allen perfonlichen und Directen | 
Auflagen, von der Grundſteuer aber nur für die ihnen 
angemwiefenen Wohnungen befteiet, übrigens allen 
andern Auflagen unterworfen. . 

Der ältefte Soßn des Königs, oder-fein mauͤnn⸗ 
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her Defcendent, als prafumtiver Kronerbe, ift der 
»ſte Unterthan des Königs, führt den Titel 
nes Prinzen von Dranien, und genießt, nad) 
mücgelegtem adıtzehnten Sabre, ein Einfommen 
n 100,000 Fl. aus dem öffentlichen Echage, wel. 
es nad) feiner Vermaͤhlung verdoppelt wird. 

Der Konig ift mit erfüllten achtzehnten Jahre 
ründig. Während der Minderjährigfeit des Koͤ— 
igs, oder wenn der König ſich außer Stande befin« 
et, zu regieren, wird die fonigliche Macht von einem 
‚egenten geübt. Wenn in dem letztern Falle 
r Prinz von Dranien volle 18 Jahre ale ift; fo iſt 
Regent von Rechts wegen. 

Der König wird, beim Antritte der Regierung, 
ı einer. öffentlichen — im Freien gehaltenen — 
jisung der beiden Kammern inaugurirt, nachdem 
m, in diefer Sigung, das Sundamentalgefig ganz 
yegelefen , und von ihn der in demfelben vorgefchrie- 
me Eid geleiftet worden iſt. 

Der König hat die Leitung der aus waͤrti— 
en Angelegenheiten; er ernennt alle diploma— 
ſche Agenten. Er erflärt Krieg, ſchließt 
;eieden, und fegt die beiden Kammern der Geng- 
ılftaaten davon in Kenntniß. Ihm gehört das Recht, 
Ile andere Verträge und Gonventionen 
bzufchließen und zu ratificiren. Er ſetzt die beiden 
dammern bavon in Kenntniß, fobald er glaubt, daß 
a8 Intereſſe und die Eicherheit des Stautıs es er- 
wben. — Der Konig verfügt tiber die Sand> und 
seemacht, uud ernennt die Dfficiere bei derfelben. — 
ie oberfte Leitung der Kolonieen gehört 
usfhließlih dem Könige — Er hat die, 
yerfte Seitung der Finanzen; er ordnet und beftimme 
e Befoldungen der Collegien und Staatsbeamten, 

IV, 15 
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welche aus dem oͤffentlichen Schatze bezahlt werden, 
und traͤgt ſie ein in das Budget der Ausgaben des 
Staates. Die Beſoldungen der Staatsbeamten des 
richterlichen Standes ſind durch das Geſetz beſtimmt. 

Der König ertheilt den Adel. — Er übr das 
Begnadigungsrecht, nad Abfaffung eins Gutach— 
tens von dem Öbergerichtshofe. 

Er legt den Generafftaaten die Ge 
fegesentwürfe vor; er beftätigt oder ver 
wirft die Vorfhläge, welche ihm die Ge— 
neralftaaten thun. 

Es befteht ein Staatsratp aus hoͤchſtens 24 
‚Mitgliedern, welche der König nad) Belieben ernennt 
und entfegt. Der König hat den Vorfig im Staats: 
rathe. Im Staatsrathe wird über alle Vorſchlaͤge 
berarhfchlagt, welche der König den Generalftaaten 
tut, und von Diefen an ihn gelangen; fo wie über 
alle Maasregeln für die innere Verwaltung, und für 
die Vefigungen in andern Erdrpeilen. — Der König 
entfcheider allein, bringe aber feine Entfcyeidungen 
zur Kenntniß des Staatsrathes. — Der König 
gründet Minifterialdepartemente, und ernennt und 
“entfegt deren Chefs nad) Belieben. 


3) Bon den Generalftaaten, 


Die Generalftaaten repräfentiren die Na 
tion. Sie werden aus zwei Kammern gebildet. . 

Die eine Kammer befteht ans 110 Mitgliedern, _ 
welche von den Staaten der Provinzen nach folgendem ._ 
Maasftabe ernannt werden: Mordbrabant ernennt 7, 
Südbrabant 8, Limburg 4, Geldern 6, Luͤttich 6, 
Ditflandern 10, Weftflandern 3, Hennegau 8, Hol E 
land 22, Seeland 3, Namur 2, Antwerpen 5, 
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Utrecht 3, Friesland 5, Oberyſſel 4, Groͤningen 4, 
Drentbe 1, Luxemburg 4. 

Die andere Kammer, welche den Namen der 
erften führe, befteht aus mwenigftens 40, hoͤchſtens 
60. Mitgliedern, die volle AN Jahre alt feyn müffen, 
und von dem Könige auf Lebens zeit aus den Per» 
{onen ernannt werden, welche durd dem Staate 
geleiftete Dienfte, durch ihre Geburt oder ihr Ver⸗ 
mögen am ausgezrichnetften find, 

Waͤhlbar in die zweite Kammer find Perfonen, 
welche in der Provinz, von welcher fie ernannt wer⸗ 
ben, wohnhaft und volle 30 Jahre alt find. and» 
und. Seeofficiere find nur wählbar, wenn fie einen 
Hang über den der Capitaine haben. Die Mitglieder 
der Kammer werden aufdrei Jahre erwählt; die 
Kammer wird jährlich zum britten Theile erneuert; 
doch koͤnnen die heraustretenden Mitglieder unmittel« 
bar darauf wieder gewählt werden. Die Mitglieder 
biefer Kammer erhalten Entfhadigung. hr Präfi- 
dent wird, für die Dauer einer Sigung, von dem 
Könige ernannt aus einer dreifachen, von der Kam» 
mer ihm überreichten,, Lifte. 

Die Mitglieder der erfien Kammer erhalten 
eine Summe von 3000 Fl. jaͤhrlich, und leiften den, 
für die Mitglieder der zweiten Kammer vorgefchriebe- 
nen, Eid in die Hände des Königs. Der Präfident 
diefer Kammer wird von dem Könige ernannt.  — 

Die Chefs der allgemeinen Verwaltungsdepam 
temente haben in beiden Kammern Sig, Ein Mie 
glied der Provinzialftaaten, das zu den 
Generalftaaten ernannt wird, verliert 
feine vorige Eigenfhaft. Jede der beiden 

mmern führt den Titel: edle und hochniögenbe 
An Die Generalftaaten verfammeln fi jährlich 
15° 
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einmal; ihre Sigungen werden abwechſelnd in einer 
Stade der nördlidhen und der füdlichen Provinzen 
gehalten. Der König Fann fie außerordentlich zus 
fammenberufen. Bei dem Ableben des Königs ver- 
- ‚fammeln ſich diefelben ohne vorpergegangene Zuſam⸗ 
menberufung. 

Keine der beiden Kammern kann einen Beſchluß 
faffen, wenn nicht wenigftens die Halfte ihrer Mies 
glieder verfammelt ift. Jeder Beſchluß wird durch 
‚die abfolute Mehrheit der Stimmen gefaßt. 
Blos die Wahlen und Vorſchlaͤge der Candidaten 
gefchehen ducch geheime Stimmenfammlung. 

In den allen, wo, nad) der Verfaſſung, 
beide Kammern vereinigt find, figen die Mitglieder 
ohne Unterfchied der Kammern, Der Präfident der 
erfien Kammer leitet Die Berathſchlagungen. 

Die gefeggebende Gewalt wird ge» 
meinfhaftlih von dem Könige und den 
Generalftaaten geübt. , , 

Dir König richtet die Vorfchläge, welche er ben 
Generalſtaaten hun will, an bie zweite Kam 
mer, durch ein Sendfchreiben, welches die Be— 
weggründe enthält, oder durch Commiſſaire. Die 
Kammer berathſchlagt in allgemeiner Verſammlung 
uͤber keinen Vorſchlag des Koͤnigs eher, als bis ſie 
ihn in den verſchiedenen Sectionen geprüft hat. Die : 
Sigungen der zweiten Kammer find öffentlich; j 
‘doch bildet fich die Kammer zu einer Commits, wenn [ 
‘der zehnte Theil der anweſenden Mitglieder „ oder der 
Präfident es verlangt. — Wenn die zweite Kammer, 4 
nach Berathſchlagung über das Gutachten ihrer Sec⸗ 
tionen, den Geſetzesentwurf annimmt; ſo ſendet 
fie ihn der erſten Kammer. Wenn fie ihn nacht 
annehmen zu koͤnnen glaubt; fo benachrichtige fie-Ber 


tnrtie. 
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König davon. — in der erften Kammer wird 
über den, von der zweiten Kammer angenommenen, 
Vorſchlag des Königs in den Sectionen, und fodann 
in der aflgemeimen Sißung berathſchlagt. Im Falle 
der Annahme, fo wie der Nichtannahme, giebt fie dem 
Könige und der zweiten Kammer Nachricht deshalb, 


. Die Generalftaaten haben das Recht, dem 
Könige Vorſchlaͤge zu thun; doch gehört das 
Recht, ee DBeräthfhlagung über einen 
dem Könife zu mahenden Vorfhlag zu 
veranlaffen, ausfhlieglih der zweiten 
Kammer. Wird der Vorfchlag gebilligt; fo gehet 
er an die erfie Kammer. Genehmigt ihn diefe; fo 
legt fie ihn dem Könige vor, und benachrichtigt Davon 
die zweite Kammer. Werwirft fie ibn; fo eröffnet 
fie dies der zweiten Kammer. Wenn der König 
einen Vorſchlag der Generalftaaten annimmt; fo 
drudt er fih mit den Worten aus: „Der König 
willigt ein.’ Verwirft er ibn; fo beißt es: „Der 
König wird in Veberlegung nehmen.” 


Das Budget der Ausgaben muß die Beis 
ffimmung der Generalftaaten haben. Es 
wird von dem Könige der zweiten Kammer vorges 
legt. Das Budget wird in zwei Theile getheilt. 
Der erfte Theil enthält alle ordentliche, fefte und 
beftehende Ausgaben, die fich befonders auf den Fries 
Denszuftand beziehen; der zweite Theil die außers 
ordentlichen, unvorbergefeheren und ungewiffen Aus—⸗ 
gaben, welche vorzüglich zur Zeit des Krieges nad) 
den Umftanden beftimmt werden müffen. Der erfte 
Theil foll, nad) der Annahme von den Generalftaaten, 
auf zehn Jahr, der zweite nur auf ein Jahr gelten. — 
Der König läßt jährlih den Generalftaaten eine 
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genaue Berechnung der Anwendung der oͤffentlichen 
Gelder vorlegen. 


4) Von den Provinzialſtaaten ®) 


Die Staaten der Provinzen beftehen aus den 
von den drei Ständen erwählten Mitgliedern: des 
Adels (oder der Ritterfhafe), der Städte, 
und der Landfhaft. Die Öefammtzahl der Mit 
glieder der Provinzialftaaten, fo wie bie von jedem 
Stande zu erwählende Anzahl, wird van Wem Könige 
nad) dem Gutachten einer Commiffion beftimmt, 
welche er in jeder Provinz ernennt, 

Die Adlichen jeder Provinz koͤnnen, nad) 
ihrem Befinden, einen ritterfchaftlihen Verein bilden. 
Geſchieht es; fü unterwerfen fie ihre Reglements der 
Genehmigung des Königs, fo wie derfelbe über Die 
erfte Zufammenberufung deffelben , und über die Zu⸗ 
laſſung zu demſelben entſcheidet. 

Jede Sſtadt hat ein Wahlcollegium, das jedes 
Jahr ſich verſammelt, um zu den erledigten Stellen 
im Staatsrathe zu ernennen. Die ſtimmfaͤhigen Ein: 
wohner jeder Stadt ernennen zu den erledigten Stel 
len in den Wablcollegien. Die Reglements jeder 
Stadt beftinmen die Quote der directen Steuer, . 
welche man bezahlen, und die andern Eigenfchaften, 
welche man haben muß, um ftimmfähig zu feyn. 

Man fann nicht zu gleicher Zeie Mitglied der 
Staaten von mehr als einer Provinz feyn. | 





— — 


®) Unter allen neuen Verfaſſungen des jünaern Europe ' 
ſcheint die niederländifhe die wichtige Aufgabe: im 
welbem Verhaltniſſe die Provinzial 
fände zu den Rrihsftänden ſtehen follen, 
am umfchließenditen und gluͤcklichſten gelöfes zu haben. 
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Der Koͤnig ernennt in allen Provinzen 
Commiſſaire, die Vollziehung der Geſctze zu 
ſichern, und uͤber die Intereſſen des Koͤnigreiches und 
der Provinzen zu wachen. Sie haben den Vorſitz 
in der Verſammlung der Provinzialſtaa— 
ten, und der aus ihrer Mitte zu ernennenden Depu⸗ 
tationen. 

Die Provinzialftaaten verfammeln fich jährlich 
wenigftens einmal, und zwar auf fonigliche Zuſam⸗ 
menberufung. Jeder Beſchluß derſelben wird nach 
der abſoluten Stimmenmehrheit gefaßt. 

Die Provinzialftaaten unterwerfen die Koſten 
ihrer Verwaltung dem Könige, ber fie, im alle der 
Genehmigung, ins allgemeine Budget der Staats⸗ 
ausgaben aufnimmt. , 

Die Provinzialftaaten ernennen in oder außer« 
Halb ihrer Mitte die Mitglieder der zweiten Kamm» 
mer der Öeneralftaaten. Sie wählen diefelben, fo 
weit es möglich ift, aus den verfchicdenen Theilen der 
Provinz. 

Die Provinzialftaaten find beauftragt 
mit der Vollziehung der Geſetze, welde 
den Schug der verfhiedenen Gattungen 
des Eultus, den öffentlihen Unterricht, 
die MWoblithätigfeitsanftalten, die Aufe 
munserung des Aderbaues, des Handels 
und der Gewerbe betreffen. Sie haben 
alles unter fih, was mit der innern Vers 
mwaltung und Defonomie ihrer Provinz zus 
ſammenhängt. Ihre Verordnungen und Regles 
ments müffen aber, bevor fie vollzegen werden koön— 
nen, die fönial.he Genchmigung erhalten haben. 
Eie halten darüber, daß die freie Einfuhr und Aus— 
fuhr und der Tranfito der Waaren und Güter nur 
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den, in den Geſetzen begruͤndeten, Beſchraͤnkungen un- 
terliegen. Sie vermitteln die Streitigkeiten der Locals 
behörden. — Der König fann diejenigen Verhand⸗ 
lungen der Provinzialftände, welche den Geſetzen oder 
dem allgemeinen Intereſſe zumider feyn follten, fufpen« 
diren oder annulliren. — Die Provinzialftande thun 
dem Könige Borfchläge zur Unterhaltung oder Vollen⸗ 
dung der Arbeiten und Anſtalten, welche fie für ihre 
Provinz nüslich glauben. Sie fönnen zu gleicher 
Zeit die Mittel vorſchlagen, den Aufwand ganz oder 
um Theile auf Koften der Provinz berbeizufchaffen. 

m Falle der Genehmigung fteht ihnen die Leitung 
der Arbeiten und der Verwaltung der Mittel zu, unter 
der VBerpflihtung, Rechnung davon abzulegen. 
Sie fünnen die Intereſſen ihrer Provinzen und der 
ihrer Verwaltung Anvertrauten bei dem Könige und 
den Generalſtaaten unterftügen, 

Die Provinzialftaaten ernennen aus ihrer 
Mitteeine Deputation, welche ſowohl während 
der Dauer ihrer Sißungen, als auch, wenn fie nicht 
verfammelt find, im Allgemeinen mit Allem beauf- 
trage ift, mag zur täglichen Verwaltung und zur Volle 
ziehung der Geſetze gehört. 

Die Socalverwaltungen haben die voll 
ftändige und gänzliche Leitung ihrer befondern und 
häuslichen Intereſſen, wie diefe Durch Reglements 
beftimnie ift, welche die Provinzialftaaten verfertigen 
lafien, und der König beftätige. Die Loealverwal⸗ 
tungen find gehalten, den Provinzialftaaten 
ihr Budget der Einnahme und Ausgabe 
vorzulegen, und fi) nach dem zu richten, mas 
die Provinzialftaaten deshalb vorfchreiben. Keine 
neue Öemeindeauflage fann ohne Bewilligung bes 
Königs eingeführt werden. 
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Jeder Einwohner des Königreiches 
bat das Recht, gefhriebene Petitionen 
an die competenten Behörden zu fenden, 
wenn er es nur individuell, und nicht 
nomine collectivo,thut. Das legtere ſteht 
blos den gefeglich conftituirten und als ſolchen aners 
fannten Corporationen, und nur über Gegenftände 
zu , welche zu igrem Wirfungsfreife gehören. 


5) Von der Geredhtigfeitspflege. 


Es foll für das ganze Königreich einen und den» 
felben Codex des bürgerlichen, peinlihen und Handels- 
rechts, der Organifation der richterlichen Gewalt, und 
des bürgerlichen und peinlichen Verfahreng geben, 

Niemand fann, wider feinen Willen, feinem 
natürlihen Richter entzogen, und niemand, außer 
wennser auf frifcher That ergriffen wird, anders, 
als Kraft eines Befehle feines Richters verhaftet wer« 
ben, weicher motivirt ſeyn, und der verhafteten Pers 
fon im Augenblide der Verhaftung, oder unmittelbar 
nachher, vorgezeigt werden muß. — Wenn bei außer« 
ordentlichen Umftanden die öffentliche Behörde einen 
Bürger verhaften läßt; fo muß der, der den Befehl 
der Verhaftung gab, binnen 24 Stunden den Richter 
Des Ortes davon in Kenntniß feßgn, und fpateftens 
in 3 Tagen die verhaftete Perfon an ihn abliefern. 

Die Confiſcation des Vermoͤgens 
kann nie ſtatt finden, um welches Verbrechens 
willen es auch ſey. 

Jedes Criminalurtheil, das auf Condem⸗ 
nation erkennt, muß das Verbrechen mit allen Um⸗ 
ftänden, welche es begründen, ausfprechen,, und die 
Artitel des Gefeges anführen,. welche Die Strofe an⸗ 
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drohen. — Bei den Eivilurtheilen werben bie 
Grunde angegeben. 

Jedes Urtheil wird in öffentlichem Geridjte 
ausgefprochen. 

Es giebt fir das ganze Königreich einen Ober- 
gerichtshof als oberftes Tribunal, Unter der Ge⸗ 
richtsbarkeit deflelben ftehen die Mitglieder der Gene- 
ralftaaten, die Chefs der allgemeinen Verwaltungs» 
departemente, die Staatsräthe und bie Commilffaire 
des Königs in den Provinzen wegen aller während der 
Dauer ihres Amtes begangenen Vergehungen. — 
Der DObergerichtshof bat die Dberauffihe über die 
Verwaltung der Öercchtigfeitspflege im ganzen Künig- 
reiche. — Der König ernennt zu den erledigten Stel— 
len des Dbergerichtshofes aus einer dreifachen Lifte, 
welche ihm die zweite Kammer überreicht; aud) er= 
nennt er den Präfidenten deſſelben aus feiner Mitte, 
und den Generalprocurator. 

Es giebt einen Gerichtshof fuͤr einen oder 
mehrere Provinzen. Der König ernennt zu 
den erledigten Stellen aus einer dreifachen Lifte, welche 
ihm von den Provinzialftaaten überreicht wird; 
aud) ernennt er den Präfidenten und die Generalpro- 
euratoren diefer Gerichtshöfe. 

Die Verwaltung der Eiviljuftiz ift den Provin⸗ 
zialgerichtshöfen amvertraut. 

Auf tebenszeit werden ernannt: die Mitglieder 
des Obergerichtshofes, der Provinzialgerichtshöfe und 
der Sriminaltribunale, fo mie die Generalprocurato« 
ren. Die Dauer der Sunctionen der andern Richter if 
Durch das Geſetz beftimmt. Kein Richter fann feiner 
Stelle anders, als auf fein Anfuchen, oder durd) ein 
Urtheil entfegt werben. 

-  Kriegsräthe und ein Oberfrieggerichsshof erfen- 





‘ 
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nen über alle Vergehungen ber Land- und Seeſolda⸗ 
ten. — Die ordentlichen Tribunale erkennen uͤber alle 
wider eine Militairperſon angeſtellte Civilklagen. 


6) Von dem Cultus. 


Die Freiheit der religioſen Meinungen iſt Allen 
garantirt, and gleicher Schuß allen religiöfen Gemein⸗ 
den im Koͤnigreiche bewilligt. 

Alle Unterthanen des Könige, ohne Unterfchieb 
des firdhlihen Glaubens, genießen diefelben 
büurgerliden .und politifhen Rechte, und 
find zu allen und jeden Wurden-und Aemtern fähig, 

Der Konig wacht darüber, daß die für die ver- 
fchiedenen. Gattungen des Eultus angewiefenen Sum» 
men welche aus dem öffentlichen Schatze bezahlt wer: 
den, feine andere Anwendung erhalten, als bie, für 
welche fie beftimmt find. Der König wacht darüber, 
daß fein Kultus in der durd) die Verfaffung geficher- 
ten Freiheit der Ausübung geftört werde. — Er wacht 
darüber, daß ulle Gattungen des Eultus in dem Ges 
horſame verbleiben, welchen fie den Geſetzen des Staa⸗ 
tes ſchuldig ſind. 


7) Von den Finanzen. 

Keine Auflage kann anders, als Kraft eines Ge⸗ 
ſetzes, eingefuͤhrt werden. 

Sn Hinjicht der Abgaben findet fein Priv iles 
gium ftatt. 

Ale Fahre wird die öffentlihe Schuld, nad) 
dem Intereſſe der Staatsglaubiger, in Berathung 
gezogen. 

Es giebt für Das ganze Königreich eine Recd- 
nungsfammer, beauftragt mit der Prüfung und 
Liquidation der jährlichen Rechnungen der allgemeinen 
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DVerwaltungsdepartemente, und aller, welche dem 
Staate Kechenfchaft ablegen müffen. — Der König 
ernennt zu den erlcdigten Stellen derfelben aus einer 
dreifachen Lifte, welche die zweite Kammer der Ge— 
neralftaaten ihm vorlegt, 

5) Von der Vertheidigung bes Staates. 

Zufolge alter Gewohnheit und nad) den Grund⸗ 
fügen der Utredjter Union, ift eine der erſten Pflichten 
der Einwohner des Königreiches, ‚zur Erhaltung dee 
Unabhängigfeit und zur Vertheidigung des Staates 
die Waffen zu tragen. 

Der König forge dafiir, daß eine hinreichende 
Land- und Seemacht, welche durch freimillige 
Dienftinebmung Einheimifher oder Frem— 
der gebildet wird, beftandig unterhalten werde, um 
in oder außer Europa zu dienen. — Fremde Trup« 
pen fonnen nur mit gemeinfamer LWebereinftimmung 
des Königs und der Generalftaaten in 
Dienfte genommen merden, 

WVUngbhängig von dem flehenden Sand und See⸗ 
heere giebt es eine Mationalmiliz, von welcher 
in Sriedengzeiten jährlid ein Fünf theil verabſchie⸗ 
det wird. Sie wird, ſo weit es moͤglich iſt, durch 
freiwilliges Anwerben gebildet, in Ermange⸗ 
lung aber der hinreichenden Anzahl freiwillig Ange⸗ 
worbener, durdy das Loos vollzahlig gemacht. Alle 
am 1. San. jedes Jahres unverheirathete Einwohner, 
welche zu diefer Zeit das 19te Jahrerreihtund 
das 23ftenoh nicht beendige haben, nehmen 
an der Zichung Theil. — In gewoͤhnlichen Zeiten wird 
die Miliz jaͤhrlich einen Monat lang exercirt. Im Falle 
eines Krieges, oder bei außerordentlichen Umſtaͤnden, 
kann der Koͤnig die ganze Miliz berufen und verſam⸗ 
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melt halten. In feinem Falle fanndie Miliz 
indenKolonieengebrauchtmerden; auch darf 
ſie in keinem Falle, ohne die Einwilligung der Gene— 
ralftaaten,, die Grenzen des Königreiches überfchreis 
ten, außer bei dringenden Gefahren. 

Alte Ausgaben, die auf die Heere des Staates 
fih) beziehen, werden von dem öffentlichen Schage 
getragen. 


9) Bon der Direction ber Gewäffer, 
Brüden und Straßen. 


Der König hat die Oberaufficht über die hydrau⸗ 
liſchen Werke, Brüden und Straßen ohne Unter- 
ſchied. Es befteht eine Generaldirection derſelben. 
Der König beftimme, nachdem er die Provinzialftaas 
ten gehört hat, und nad) dem Gutachten des Staaten 
rathes, welche Arbeiten unter die $eitung des Staates 
geftellt werden Yollen. 

Die Provinzialftaaten haben die Auffiche über 
die Kanäle, Fahrwaſſer, Seen‘, Gewaͤſſer, Brüden 
und Straßen, welche auf Koſten der Geſeilſchaften, 
Gemeinden oder Privatperſonen beſtehen. — Sie 
haben in ihren Provinzen die Aufſicht uͤber die Be— 
nutzung der Torfgruben, Steinbruche, Steinkohlen⸗ 
lager und andere Gruben und Bergiverke, fo wie über 
die Waͤſſerungen, Eindeichungen und Yustrodnungen. 

Die an den Barrieren, Brüden und Echleufen 
bezahlten Zölle find zur Unterhaltung und Verbeifes 
rung der Straßen, Briden,, Kanäle und ſchiffba⸗ 
ren Fluͤſſe beſtinmi. Der Ue berfhuß, wenn einer 
da ift, bleibe für Ausgaben von’ derfelben 
Befchaffenpeit inderfelben Provinz aufges 
hoben; mit alleiniger Ausnahme der auf den großen 
Eommunisationswegen des. Königreiches erhobenen 
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Zölle, deren Ueberſchuß zu denfelben Zwecken da, 
wo es der König befiehlt, verwendet werden fann. . 


410) Von dem öÖffentlihen Unterricdhte 
und den Wohplehätigfeitsanftalten. 


Der öffentliche Unterricht ift ein beftändiger Ge— 
genftand der Vorſorge der Regierung. Der König 
läßt jährlich den Generalftaaten Rechen— 
[haft ablegenvondemZuftandeder obern, 
mittlern und niedern Schulen, ° ° 

Da die Preffe das zweckmaͤßigſte Mittel ift, 
Aufklärung zu verbreiten; fo fann jeder derfel- 
ben fih bedienen, um feine Gedanfen mit- 
zutheilen, ohne eine vorgängige Erlaub- 
nißnörhigzuhaben. Allein jeder Berfaffer, 
Druder, Derausgeber oder Vertheiler 
ift für die Schriften verantwortlich, 
welche die Rechte der Gefellfhaft oder 
eines Individuums verlegen. 

Bon der Verwaltung wohlthätiger Anftalten und 
ber Erziehung der Armen wird ebenfalls den Gene- 
ralftaaten jährlich Nechenfchaft abgelegt. 


11) Von den Veränderungen und Zufägen 
zur Verfaffung. 


Wenn die Erfahrung zu erfennen gäbe, daß 
Abänderungen oder Zufäße zu der Verfaffung noth» 
wendig wären; fo muß ein Geſetz fie mit Präcifion 
bezeichnen, indem es zugleih ihre Nothwendigkeit 
ausſpricht. 

Dieſes Geſetz wird den Provinzialſtaaten zuges 
ſandt, welche in der Friſt, die es feſtſetzt, den ordent⸗ 
lichen Mitgliedern der zweiten Kammer der Gene⸗ 
ralſtaaten eine gleiche. Anzahl außerordent- 
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licher Mitglieder hinzufuͤgen, die auf dieſelbe 
Art, wie die erſten, gewaͤhlt werden. 

Die zweite Kammer kann feinen Entſchluß 
uͤber eine Abaͤnderung oder einen Zuſatz zu der Ver— 
faſſung nehmen, wenn nicht zwei Drittheile der Mit— 
glieder gegenwaͤrtig find. Die Beſchluͤſſe werden nad) 
der Mehrheit von drei Wiertheilen der Stimmen gefaßt. 

Keine Abänderung in der Verfaffung oder in 
der Succeflionsordnung kann während einer Negent« 
fchaft gemacht werben. 


41. 
5) Stalien ®). 
a) Gefhihtlihe Einleitung. 


Da alle, feit dem Jahre 1797 bis zum Jahre 
4814 in den einzelnen italienifhen Staaten einge 
führte, neue Verfaflungen nad) der Berzichtleiftung 
Napoleons auf die Throne Frankreichs und Italiens 
(141. Apr. 1814) wieder erloſchen find, und, feit der 
Wiederperftellung der vorigen Ordnung der Dinge i in 
Stalien, nur im lombardifch-venetianifhen 
Königreide, im Kirchenſtaate und in den 
joniſchen nf ein conftitutionelle Statute beftehen ; 
fo fann das pofitive öffentliche Staatsrecht jener wieder 
erlofchenen Verfaflungen Italiens blos gefhicht- 
lid gebenfen, und den politifchen Charafter derfelben 
nur in furzen Umriffen angeben. 

Dazu fommt, daß als Napoleons Herrfchaft 
ihren hoͤchſten Gipfel erreiche hatte, ein bedeutender 
Theil Italiens ve: eigentlichen Fraukreiche ſelbſt ein⸗ 
M 
*) Vergl. $. 11. 
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verleibt war, — fo namentlih Savoyen, Pie. 
mont, Nizza, Genua, Parma, Toffana 
und ein großer Theil des Kirchenſtaats, mit der 
Stadt Rom, — in welchen fändern, als Theilen 
Sranfreihs, bis zum Jahre 1814 die vierte Ver— 
faffung Frankreichs galt, wahrend, außer diefen 
Frankreich einverleibten Laͤndern, blos noch das Koͤ⸗ 
nigreich Italien und das Koͤnigreich Nea— 
pel, als beſondere, aber von Napoleon abhaͤngige 
ı Staaten beſtanden. Selbſt die joniſchen Inſeln 
gehorchten von 1807 — 1814 dem maͤchtigen Kaiſer. 
Nur die unbedeutende Republik S. Marino und 
das unter brittiſchem Schutze ſtehende Koͤnigreich 
Sicilien waren im Genuſſe ihrer Selbſtſtaͤndigkeit 
geblieben. 

Als im Jahre 1797 ber aͤlteſte Freiſtaat Ita⸗ 
liens, Venedig, zuſammenſtuͤrzte, und feine Pro 
vinzen im Frieden zu Campo Formio zwiſchen Oeſtreich 
(zur Entſchaͤdigung für Belgien) und der cisalpini— 
fchen Republik getheile wurden, friftete der Freiftaat 
Genua, unter mehrmaligem Wechfel feiner Ver⸗ 
faffungsformen *), fein politifches Dafeyn bis zum 


*) Weber dieſen -Wechfel veral. Europ. Conſtitt. Th. 3. 
S. 452 ff.e — Die: Veränderungen in der fräbern 
ariſtokratiſchen Verfaffung Senua’s, welches den Nas 
men ligurifhe Republik annahm, begannen 
mıt der von Vonaparte und drei Deputirten Genua’s 
am 6. Sun. 1797 abaeſchloſſeren Eonvention 
von Montebello, worin die ariſtokratiſche Staats⸗ 
form in cine demofrarifhe verwandelt, dieſe aber 
durch die Verfaflungen vom 2. Dec. 1797, 
vom 26. Jun. ı3o2, und vom 1. Dec. 1802 
mehrmals verändert, und namentlich durch die letztete 
theilweife den fruͤhern Einrichtungen wicder ar 
nähert warb. 





> 
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4. Juny 1805, wo er Frankreich, und ſpaͤter 
(1814), nad) den Beſchluͤſſen des Wiener Congreſſes, 
den Staaten des Koͤnigs von Sardinien auf dem 
italiſchen Feſtlande einverleibt ward. 


42. 
Fortſetzung. 

Der Befisger Italiens, beſonders ſeit er die 
conſulariſche Wurde Frankreichs bekleidete, ſchien mit 
den Verfaſſungsformen Liguriens deshalb ſo oft zu 
experimentiren, um den Genueſen den ihnen gebliebes 
nen Schatten der politifchen Selbfiftändigfeit zu ver« 
leiden (weshalb bereits bei der Verſammlung der 
Staatsconfulta der cisalpinifchen Republik zu Lyon 
[Dec. 1801 und San. 1802] die dafelbft anwefenden 
ligurifchen Deputirten den erften Conful nicht fprechen 
fonnten, weil fie in die Damals beabfidhtigte Einver- 
leibung tiguriens in Cisalpinien nicht willigen wollten, 
bis fie drei “fahre fpater, wahrend Napoleons Anwe⸗ 
fenheit zur Konigsfrönung in Mailand, um die Ein 
verleibung Genua’s in Sranfreich bitten mußten). 
Dagegen meinte er es ernftlich mit der Selbftftändig« 
feit, fo mie mit der politifchen Vergroͤßerung und 
Verſtaͤrkung feiner tieblingsfchöpfung in Italien, mie 
der cisalpinifhen Republif, die im jahre 1802 
den Namen italienifche Kepublif, und im Jahre 
41805 den Namen Königreich Italien annahm. 
Diefer Staat erhielt von 1797 bis 1805 mehrere 
Berfaflungsformen, welche zwar theilweife dem wech— 
felnden policifchen Charakter der franzöfifchen dritten 
und vierten DBerfaffung nacdhgebildet waren, in 
vielen mefentlihen Puncten aber von den einzelnen 
Beftimmungen diefer für Franfreih geltenden Con- 
ftitutionen fich unterfchieden. | 

IV. 16 | 
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Schon am 20. Mai 1796 hatte Bonaparte, 
nach ſeinen erſten Siegen in Oberitalien uͤber die Oeſt⸗ 
reicher und Piemonteſen, die Freiheit der Lom— 
bardei ausgeſprochen, und Anfangs aus den oͤſt⸗ 
reichifchen Herzogthuͤmern Mailand und Mantua 
die transpadanifche, fo wie aus den eroberten 
päpftlichen fegationen Bologna und Ferrara die 
eispadanifche Nepublif gebildet, zu welcher er, 
nad) Aufhebung des Waffenftillftandes mit dem Her⸗ 
zoge von Modena (8. Dct. 1796), Modena und 
Reggio ſchlug. Der Papft Pius6 mußte im Fries 
den zu Tolentino (19. Febr. 1797) die $egationen 
Bologna, Serrara und Romagna an die neue 
Mepublif abtreten, die auch Sranz 2 bereits in den 
Sriebenspräliminarien zu $eoben (16. Apr. 1797) 
als transpadanifche, und, nachdem fie am 30. Jun. 
41797 von Bonaparte ihre erfte politifche Geftaltung, 
ihre geographifche Eintheilung in eilf Departemente 
und den Namen cisalpinifche Republif erhalten 
hatte, im Frieden zu Campo Formio (17. Det. 1797) 
als cisalpinifhe Republif, und zwar indem ? 
Range des aufgelöfeten Freiftaates Venedig, aner- 
fannte. Sie beftand, — bis zum Thalmege der 
Etſch, als der Grenze zwiſchen ihr und den öftreichi« 
fhen Befigungen in Stalin, — aus Mailand, 
Mantua, Modena, Keggiv, Mafla, Carrara , Bo— 
logna, Serrara, Bergamo, Brefcıa, Crema, und 
aus den von der Schweiz getrennten Landſchaften 
Veltlin, Eleven und Bormio. 

Die Verfaffung vom 30. Juny 1797 berufte, 
wie ihr Vorbild, die dritte franzöfifche, auf dem 
demofratifhen Princip, mit ausgefprodjener 
Molfsfouverainetät und angenommenen Urver 
fammlungen. Die gefeggebende, Gewalt 
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vard geübt von zwei Raͤthen: einem großen 
Rathe von 80 bis 120 Mitgliedern und einem 
Rathe der Alten von 40 bis 60 ndividuen, 
welche beide Raͤthe jahrlid zum dritten Theile ers 
neuert werden follten.- Dem Rathe der Alten ftand 
5 zu, die Befchlüjfe des großen Rathes anzunehmen, 
der zu verwerfen. Die vollziehende Gewalt lag 
n den Händen eines Directoriums von fünf Pers 
ionen. In jedem Departement follte eine Centralver⸗ 
valtung, in jedem Bezirfe eine Municipalverwal« 
ung organifirt werden. 

Kaum war aber der Stifter des cisalpinifchen 
Sreiftaates nad) Aegypten abgegangen, als der fran⸗ 
öhifche Gefandte Trouve *) zu Mailand am 30, 
Yug. 1798 wefentliche Veränderungen in der Ver⸗ 
affung deflelben vornahm. Er erflärte, die bishe- 
ige Verfaſſung fey nur eine Are von militäris 
her Anordnung, und von dem Volke auf feine 
Beife, weder durch unmittelbare Annahme, nod) 
urch Ernennung zu den öffentlichen Aemtern beftätigt 
ewoefen. Er verminderte Daher die Zahl der Depu⸗ 
irten und der Departemente, veränderte die Beſtim⸗ 
nungen der gefeßgebenden Käthe, die Organifation 
er Gerichtshöfe u. f. w., worauf der große Kath dem 
Rache der Alten diefe Veränderungen befannt machte. 
(dein bald darauf (19. Oct. 1798) veränderte der 
Ibergeneral des franzöfifchen Heeres in italien, 
Brune, die von Trouve gemachten Einrichtuns 
en, indem er verfchiedene Mitglieder der gejeßges 
enden Käthe und des Directoriums abfegte, uud 
ndere an deren Stelle ernannte. Doc mißbilligte 
a6 franzöfifche Directorium diefen Schritt öffentlid), - 


: Allg. Zeit. 1798, die Nummer vom rg. Sept. 
16 * 
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und ber franzöfifche Regierungscommiffair R 
erPlärte den Cisalpiniern in einer Proclamat 
„Ihr follt unabhängig und frei feyn; das 
Wunſch der Natur; das ift der Wunſch des fi 
(chen Volkes. Ihr ſollt in Ruͤckſicht auf die ı 
gefege eurer Nepublif das Recht ausüben, wel 
eure Souverainerät ertheilt.“ 

Die neue politifhe Geftaltung Cisal 
warb aber durch den im Jahre 1799 erneuerteı 
verhindert, und die Republik felbft, nad) dem V 
gen der Deftreicher und Ruſſen in Oberitalien, 
hoben, bis Bonaparte’s Sieg bei Marengo (1 
1800) fie von neuem ing geben rief. Deftreich e 
fie zum zmeitenmale im Srieden von Lüneville (1 
1801) an, 'nad) welchem ber Thalweg ber Er 
Grenzen gegen die Befißungen Deftreichs in. 
bildere. Kine Staatsconfirlta derfelben, be 
aus 450 Perfonen und von dem erften Conful 
reichs nach Lyon berufen, legte der NRepublif d 
men ber italienifihen bei, ernannte den 
Conſul zu ihrem Präfidenten, und gab (2 
1802) dem Staate eine neue VBerfaffung. 
Verfaſſung unterfhied ſich von der franzöfifche 
faffung des Jahres 1799 durch viele Eigen 
lihfeiten, die in der Gefchichte der neue 
fhen Berfaffungen nicht übergangen werden 
Denn, nachdem fie Eingangsmweife die romifch 
liſche apoftolifhe Religion als Staatsrel 
aufgeftelle, und ausgefprochen hatte, daß die 
verainetät auf der Gefammtheit der 
ger beruhe, erflärte fie drei Wahlcolleg 
das Collegium der Örundeigenthümer, I 


*) Allg. Zeit. 1798, vom 26. Der. 
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ebrten, und bas der Kaufleute — für das 
Drgan der Nationalfouverainetät. Auf die Ein« 
ng. der Regierung verfammelten ſich dieſe Collegia 
gfteng einmal aller zwei “fahre, um ihre Zahl zu 
zen, und um Die Mitgliederder Staats« 
fulta, des gefeßgebenden Körpers, 
Kevifions- und Caffationsgerichte, 
dVieRehnungscommiffarien zu ernennen. 

Collegium der Grundeigenthuͤmer beftand 
300 Bürgern, welche aus liegenden Gründen 
ihrliches Einfommen von 6000 Lire,haben muß.» 
das Collegium der Gelehrten aus 200 Buͤr⸗ 
‚ die unter den berühmteften Männern aus allen 
ı von Wiffenfchaften und freien oder mechanifchen 
en, oder aus den durch ihre fehre in Kirchen 
a, oder durch ihre Kenntniffe in der Moral, in 
Sefeggebung, in der Staatsfunft und in der 
tsvermaltung ausgezeichnetften Männern erwaͤhlt 
en; das Collegium der Kaufleute aus 200 
ern, die unter den im .beften Credite ftehenden 
leuten und Durch die Wichtigkeit ihres Gewerbes 
ezeichnerften Sabricanten gewählt wurden. — 
rdem beitand eine Cenfur,: gebildet aus 9 
ıdeigenthümern,, 6 Gelehrten und 6 Kaufleuten, 
jwählt von diefen drei Eollegien aus ihrer Mitte, 
» Cenfur ernannte, nach den von den GCollegien 
ıgefandten Verzeichniſſen, zu den oben aufgeführ« 
Staatsämtern nad) der abfoluten Stimmenmehrs 

fie unterfuchte die Anflagen der verfailungs« 
gen Handlungen und der Verſchwender des 
tsvermögeng, fohald zwei Collegia erflärt hatten, 
ie Anflage berucjichtigt werden folle; auch) fonnte 
ꝛx Megierung unmittelbar, Doc) geheim, zu er« 
n geben, ein Beamter habe das Zutrauen der 
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Nation verloren, oder das Staatsvermoͤgen ver⸗ 
ſchleudert. Es gab einen Praͤſidenten, gewaͤhlt 
auf zehn Jahre, einen Vicepräfidenten, einen 
Staatsrach, Minifter mit Verantwortlichfeit, 
und einen Geſetzgebungsrath. Dem Staats 
rathe, beftehend aus 8 Perfonen , ftand «8 befonders 
zu, die Diplomatifchen Verträge, und alles zu prüfen, 
was auf die auswärtigen Angelegenheiten fid) bezog. 
Die Minifter wurden vom Präftdenten ernannt und 
konnten von ihm entlaffen werden. Der Gefeß- 
gebungsrath, gebildet aus 10 Bürgern und ers 
wählt von dem Präfidenten, hatte eine berathende - 
Stimme über die vom Präfidenten vorgefchlagenen 
» Gefegesentwürfe, die nur durch abfolute Stimmen- 
mehrheit gutgeheißen werden fonnten, und war mit 
der Abfaflung der Gefegesentwürfe, und der Ent: 
widelung ihrer Bemeggründe beauftragte. Der ges 
feßgebende Körper endlich beftand aus 75 Per⸗ 
fonen, die 30 Jahre alt feyn mußten, und aller zwei 
Fahre zum britten Theile erneuert wurden. Die Nies 
gierung berufte den gefeßgebenden Körper jährlich) zu 
einer zweimonatlichen Sißung zufammen; fie Fonnte 
ihn auch vertagen. Die Mitglieder der Coflegien, 
bes Staatsrathes, des Gefeßgebungsrathes und bie 
Minifter hatten das Recht, den Sitzungen des gefeß- 
gebenden Körpers auf der ihnen beftimmten Tribune 
beizumoßnen, Der gefeßgebende Körper ernannte 
aus feiner Mitte eine Commiſſion von wenigftens 15 
Sprechern. Jeder von der Regierung uͤberſchickte 
Geſetzesentwurf ward diefer Commiffion mitgetheilt, 
die den Entwurf prüfte, Darüber mit den Raͤthen der 
Regierung jich beſprach, und fodann dem gefeßgeben- 
den Körper ihre Votum zur Genehmigung oder Ver⸗ 
werfung des Gefeßesentmurfes vorlegte, worauf ber . 
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twurf vor dem verſammelten geſetzgebenden Koͤrper 
ı zwei Sprechern deſſelben und von zwei Raͤthen 
Regierung debattirt, und uͤber die Annahme oder 
rwerfung deſſelben von dem gefeßgebenden Körper, 
t geheimer Abftimmung und nad) abfoluter Stim- 
nmebrheit, entfchieden ward. — Es beftand ein 
ſſationsgericht; Geſchwornengerichte follten nach 
n Jahren eingefuͤhrt werden. — Uebrigens galt 
n bürgerlicher Unterſchied, als der von der Ver⸗ 
leung der öffentlichen Uemter ausging; es beftand 
‚freie Ausübung eines jeden Gortesdienftes; Vers 
tungen durften ohne den Befehl einer obrigfeitlichen 
u berechtigten Behoͤrde nicht verfüge werden; es 
‚ feine Privilegien fiir Handel und Kunftfleiß; es 
tand ein Nlationalinftitut und eine National⸗Ober⸗ 
yuungsfammer; fein bewaffnetes Corps durfte bes 
oſchlagen; fein Käufer von Mationalgütern durfte 
Defige geftört werden, die nicht verfauften Natio- 
güter bildeten die Grundlage der Einfünfte für 
Bifhöffe, ihre Kapitel, für die geiſtlichen Semi⸗ 
jen und die Pfarrer. 

Diefe Verfaffung erfuhr, nach Napoleons Er- 
mung zum Könige von Italien, bereits meh« 
e Modificationen in dem conftitutionellen 
:atutvom 27. März 1805, welche die koͤnig⸗ 
eu Rechte, die Regentfchaft und die Großbeamten 

Königreiches betrafen; noch wichtigere aber in 
ıconftitutionellen Statutevom 5. Juny 
05, durch welches die Beftimmungen ber Vers 
ung in Hinficht der drei Collegia, der Cenſur, des 
aatsraths, des Geſehgebungeraths und des geſetz⸗ 
enden Körpers bedeutend verändert wurden. — 

Die Gültigkeit diefer Verfaffung und der con 
ıtionellen Statute beftand bis zu Napoleons Thron« 
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entſagung am 11. Apr. 1814. — Das Koͤnigreich 
Italien, wie es bis dahin beftanden hatte, ward 
auf dem Congreſſe zu Wien aufgelofet; Mailand 
aber, Mantua und Venedig famen an Deft- 
reich zurüd. Der Kaifer Franz gab diefen italieni» 
{hen tandern am 7. Apr. 1315 den Namen: lom» 
bardifch »venetianifhes Königreih, und 
theilte daffelbe in die beiden Gubernien von Mais 
land und Venedig. Das erfte Gubernium um- 
ſchließt die Provinzen: Mailand, Mantua, Cremona, 
Sondrio (Veltlin), Como, Bergamo, Brefcia, 
Pavia und Lodi; das zweite die Provinzen: Venedig, 
Verona, Patua, Vicenza, Rovigo, Trevifo, Bel- 
luno und Udine. 

Am 24. Apr. 1815 unterzeichnete ber Kaifer 
Franz die neue Verfaſſung diefes Königreiches, 
welhe am 17. Mai zu Mailand befannt gemachte 
ward. 


43. 


b) Politiſcher Charafter ber Verfaffung 
des lombardifh-venetianifhen König: 
reihes vom 24. Apr. 1815 2). 


Eingangsweiſe erflärte der Kaifer, es fey feine 
Abſicht, Collegia von Männern aus den verfcdjiede- 
nen Klaflen' der Nation zu bilden, um die Wünfche 
und Bedürfniffe der Motion auf regelmäßigen Wege 
kennen zu lernen; deshalb habe er das Königreich in 
das Territorium von Mailand und das Territorium 
von Venedig eingetheilt, und für jedes eine Cen- 





2) Sie fieht beim Dufan, T. 4. p. 31. und in dem 
Europ. Conftit. Th. 3. ©. 506." - 
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tralcongregation aufgeſtellt, wovon bie eine Ar: 
Mailand, die andere in Venedig. ihren Siß haben’ 
ſolle. Ueberdies werde in dem Hauptorte jeder Pros 
vinz, wo fich eine Fönigliche Delegation befinde, eine 
Provinzialcongregation angcordnet. 
Die beiden Theile der Verfaffung handeln: 
4) von den Eentralcongregationen ‚ und 2) von den 
Drovinzialcongregationen, 
.d 


Erfter Theil, 
Von den Tentralcongregationen. 


Sie follen a) aus adlichen, b) aus nicht ad⸗ 
lichen Güterbefißern, und c) aus den Keprä- 
fentanten der föniglicen Städte beftehen, 
und den Gouverneur bes Territoriums, oder feinen 
Stellvertreter, zum Präfidenten haben. . 

Jede Provinz des Territoriumg ſendet einen 
adlichen und einen aichtadlichen Guͤterbeſitzer zur Con⸗ 
gregation. 

Um in die Congregation eintreten zu koͤnnen, 
müffen die Guͤterbeſitzer das lombardiſch-vene⸗ 
tianifche Bürgerrecht (die Adlichen außerdem einen 
vom Kaifer beftätigten Adelsbrief), ein fteuerbares 
Sot von wenigftens 4000 Scudi Wert, 
und 30 Altersjahre haben. — Ausgefchloffen 
find alle Staatsbeamte und Geiftlidhe; 
alle ihrer Vermoͤgensverwaltung fir unfähig Erflärte; 
alle, die nicht eine im Königreiche geduldete hriftliche 
Religion befennen, und alle in einer beftandenen Cri⸗ 
minalunterfuchung nicht für völlig unſchuldig Erflärte. 

Um in die Congregation eintreten zu koͤnnen, 
müffen die Repräfentanten der fonigliden 
Städte das Bürgerreht, A000 Scubdi in lies 
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genden Guͤtern, Fabriken oder im Handel, 
feſten Wohnſitz in der Stadt, und 30 Altersjahre 
haben. Ausgeſchloſſen ſind die Bankerottirer und die 
Gemeindebeamten, fo lange fie im Dienſte ſtehen. 
Der Kaifer ernennt jedes Glied der Gentralcon« 
gregation aus drei Perfonen, die von den hieber 
bevollmächtigten Corporationen vorgefchlagen werden. 
Das Verfahren der Corporationen befteht darin, 
daß die Gemeinderäthe (nad) der Vorfchrift des Ge⸗ 
feges von 8. jun. 1805) einen adlichen und einen 
unadlichen Beſitzer aus ihrem Bezirke, die Foniglis 
hen Städte aber drei Bürger aus ihrer Mitte wählen, 
und das Protocoll darüber der Provinzialver- 
waltung einfenden,, welche die Namen der Vorge⸗ 
fhlagenen, nad) den drei Klaffen, in Tabellen bringe, 
mit Bemerkungen begleitet, und dem Gouverneur 
ber Provinz zuftelle, der dann an den Kaifer berich- 
tet. In Zubunft follen aber, im Falle der Erfegung 
von Öliedern in der Centralcongregation, bie Ge: 
meinden ihre Wahlprotocolle an die Provinzialcongres 
gationen richten, welche drei daraus der Gentralcon- 
gregation vorſchlagen. Die legtere aber legt ihre an⸗ 
rathende Wahl dem Kaifer zur wirflichen Ernennung 
vor. Die föniglihen Städte ſchicken ihre Protocofle 
unmittelbar an die Sentralcongregation. ® 
Die Dauer der Amtsverrichtung der Congrega⸗ 
tionsglieder ift fechs Fahre; fie find fogleich wieder 
wählbar. Doch foll, um nicht die Congregationen 
auf einmal aufzulöfen, nach den crften drei Jahren 
bie Hälfte der adlihen und die Halfte der nichtadli— 
hen Güterbefiger austreten. Außerdem behält ber 
Kaifer fih vor, diejenigen Glieder auszu— 
ftoßen, die ſich des in fie gefegten Zu 
trauens unwürbdig bezeigen würden. 
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Die Glieder der Centralcongregation heißen: 
Deputirte zur Eentralcongregation, und 
erhalten, ‚aus dem Territorio, 2000 31. jährliche 
Befoldung. 

Die Sentralcongregation foll fih beſchaͤfti— 
gen: mit Vertheilung und Einregiftrirung der vom 
Kaifer ausgefchriebenen außerordentlihen Steuern; 
mit Fortſetzung des noch nicht beendigten Steueran⸗ 
fchlags der Diftricte; mit Unterfuchung der Gemein» 
beausgaben und Saften, und mit der Erörterung, 
welche Laſten die Städte und Gemeinden, welche die 
Provinzen, und welche das ganze Territorium tragen 
foll; mit Vertheilung der Militairleiftungen auf das 
ganze fand, im Kriege wie im Frieden; mit Ober- 
aufjicht auf Brüden, Damme und Straßen, bie 
nicht unmittelbar vom Staate verwaltet werden, fo 
wie mit der Oberaufficht über die Woplthätigkeitsan« 
ftalten und die Verwaltung ihrer Einfünfte. 

Der Kaifer erlaube der Eentralcongregation, 
ihm die Bediürfniffe, Wünfche und Bitten der Na— 
tion vorzufragen, und behält ſich vor, fie um 
Math zu fragen, wenn es ihm gut dünfen wird. 

Die Centralcongregation fann weder Verord« 
nungen erlaffen, noch Contributionen und Auflagen 
ausfchreiben , noch in eigenem Namen eine gefegliche, 
richterliche und vollziehende Gewalt ausüben. Gie 
muß über alle ihr anvertraute Gegenftände, fo wie 
bei Auslegung beftehender Verordnungen, das Er- 
gebriß ihrer Berathſchlagungen dem Gubernium 
vorlegen, welches entweder beftätigt, oder, wo es 
Dazu nicht berechtigt ift, die höchfte Beftätigung ein⸗ 
Kohle. Doch kann die Centralcongregation, in dem 
Salle, wenn das Gubernium die Beftätigung ab» 

ſchlaͤgt, fich unmittelbar an den Kaifer wenden. - 
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Die Beratdfchlagungen werden nur nach erhal« 
tener Betätigung, und nur im Namen des Kaiſers 
oͤffentlich bekannt gemacht. 

Der Praͤſident beſtimmt die Sitzungen der Con⸗ 
gregation, vertheilt Die Arbeiten, uͤbergiebt die wich“ 
figern einer Commiffion zur Berathſchiaguag, traͤgt 
die gewoͤhnlichen Geſchaͤfte vor, und ſammelt die 
Stimmen. Die abſolute Mehrheit entſcheidet das 
Concluſum. | 

Die Provinzialcongregationen fünnen von den 
Eentralcongregationen infpicirt und controflirt werden, 
und müflen ihnen in Verwaltungsſachen, die nicht 
der Regierung vorbehalten find, Gehorfam leiſten. 
Eie erftatten Berichte an die Contralcongregation, 
und erhalten von derfelben Decrete, 


weiter Theil, 
Bon den Provinzialcongregationen. 


Eine Provinzialcongregation wird in jedem 
Hauptorte einer Provinz eingefege. Der vdafelbft 
refidirende fönigliche Delegat ift ihr Prafident, 

Sie befteht, nad) der Größe der Provinz, aus 
4 — 6 — 8 Öliedern, zur Hälfte aus.adlichen, zur 
Hilfte aus nichtadlichen Eigenthümern, und aus 
einem NRepräfentanten für jede koͤnigliche in ber Pros 
vinz gelegene Stadt, 

Zur Aufnahme gehört, daß bie Figenthümer 
bas Bürgerrecht (oder einen Adelsbrief), 2000 Seudi 
in liegenden Gütern, Wohnfiß in der Provinz, und 
volle 30 Jahre — bie Städterepräfentanten 
aber das Bürgerrecht, MWohnfig in der Stadt, 2000 
Scudi in Gründen, Fabriken oder im Handel, und 
volle 30 Jahre haben, 
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Zur Erfegung ber Glieder der Provinzialeons 
gregation reichen die Gemeinden ihre Vorfchläge an 
die Provinzialcongregation ein, welche daraus, brei 
Namen der Eentralcongregation. vorfhlägt; Hat 
bieje feine Einwendungen zu machen ; fo ift der. zuerſt 
-Gefchriebene ernannt, und das Gubernium beftätige 
ihn. Bei eintretenden Einwendungen muß Dericht 
an den Hof erftartet werden, 

In Hinfiche der Dauer, Erneuerung Aut 
ſchließung oder Entlaffung der Glieder ber. Provi 
zialcongregation gelten dieſelben Grundſaͤtze, wie. on 
der Centralcongregation, i 

Die Glieder der Provinzialcongregation beißen 
Deputirte zur Provinzialcongregation, 
und beziehen einen Gehalt. Ihre Amtsgefchäfte be= 
treffen: die Steuergefchäfte der. Provinz; Die öfong» 
mifche Verwaltung der Städte und Gemeinden , wes⸗ 
halb die Gemeinderäthe der Provinzialcongregation 
ihre Budgets jährlich einreichen müflen; Wafferbaus 
ten und Straßen, ſoweit fie den Provinzen obliegen, 
und bie öffentlichen Wohlthaͤtigkeitsanſtalten. — 
Ueber diefe und andere Gegenftände der öffentlichen 
Verwaltung Fönnen die Provinzialcongregationen 
motivirte Vorſtellungen an die Centralcongregation 
einfenden, und diefe entweder Gebraud) davon ma⸗ 
chen, ober als unbegründet zurüdfenden. 


44 


c) Geſchich tliche u⸗ derficht der abrisen 
italiſchen Stäaten, 


Savoyen, Nizza und Piemont, die Provinzen 
des Königs von Sardinien auf dem Feftlande Sta» 
liens, fanden, fo lange -fie Frankreich einverleibt 


254 Poſitives öffentliches Staatsrecht. 


waren, unter den wechſelnden Verfaſſungen dieſes 
Reiches. Nach der Rückkehr des ſardiniſchen Regen- 
tenhauſes nach Turin im Jahre 1814, wurden ſie 
aber, wie fruͤher, ohne eine repraͤſentative Verfaſſung 
regiert; auch ward ber Verfuh, in Piemont die 
fpanifche- Verfaffung im Jahre 1821 einzuführen, 
nad) dem Einrüden eines öftreichifchen Heeres aus 
ber Sombardei, völlig zurücgemiefen. j 

Auf abnlihe Weife wurden in Toffana und 
Modena, nad der Ruͤckkehr der verdrängten Re- 
gentenhäufer im Jahre 1814, die frühern Formen 
bergeftellt; daffelbe galt von Parma, welches der 
vormaligen Kaiſerin Frankreichs im Jahre 1814 auf 
Lebenszeit zugetheilt ward. 

Der fleine Freiftaat $ucca war bis zum Jahre 
4799. ben politifhen Stürmen entgangen. Als aber 
der General Serrurier im Februar 1799 das Gebiet 
beffelben beſetzte, ward ihm eine Verfaſſung gegeben, 
welche der franzöfifchen Verfaſſung vom Jahre 1795 
nachgebüldet war, mit zweien Raͤthen von 48 und 24 
Mitgliedern, und einem Directorium von 5 Perfonen. 
Allein mit den Siegen der Deftreiher und Ruſſen in 
Oberitalien kehrte auch für Lucca Die vormalige. Ord« 
nung der Dinge bis zur Schlacht von Marengo (14. 
‘un. 1800) zuruͤck, nad) welcher eine, unter Frank⸗ 
reihe Mitwirfung bearbeitete, Verfaſſung am 
26. Dec. 1801 als Staatsgrundgefeg eingeführt 
ward. Mac diefer Verfaflung beftand die Regierung 
ber Republik Lucca aus einem großen Rathe, einer 
Vollziehungs- und einer Verwaltungsbe— 
hörde. Der große Rath, beftehend aus 300 Buͤr⸗ 
gern, wovon 200 aus den reichften Eigenthümern und 
100 aus den angefehenften Kaufleuten, Gelehrten und 
Künftleen gewählt wurden, entwarf bie Geſetze, er- 
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nannte die Mitglieber der Vollziehungs », ber Ver⸗ 
waltungsbehörde und ‚der Gerichtshöfe, und mard 
aller fünf Jahre zum dritten Theile erneuert, Die 
Vollziepungsbehörde beftand aus 12 Aelteften, welche 

" aller zwei Monate aus ihrer Mitte einen Prafidenten, 
unter dem Titel: Gonfaloniere ermählten. Ihr 
ftand die Initiative der Gefeße, Die Leitung der aus« 
wärtigen Angelegenheiten, und die Organifation der 
Dertheidigungsmittel zu. Sie ward jährlid zum 
vierten Theile dur) den großen Rath erneuert. Der 
Verwaltungsrath führte die Aufficht über die Innern 
Angelegenheiten, über Rechtspflege, Polizei, Finan⸗ 
zen und bewaffnete Macht. 

Dieſe Verfaſſung in Lucca erlitt aber eine bedeu⸗ 
tende Veränderung, als, waͤhrend Napoleons An- 
weſenheit zu Mailand, fein Schwager, der Füuͤrſt 
DBacciodi, Gemahl der Prinzeſſin Eliſa, welchem 
er ſchon früher das Fuͤrſtenthum Piombino ertheilt 
hatte, auch zum Fuͤrſten von Lucca ernannt, und 
deshalb vom Kaifer das conftitutionelle Sta 
tutvom 23. $un. 1805 unterzeichnet ward, durch 
welches die repußgifanifche Staatsform in eine monar« 
chiſche überging , fo daß dem Fürften ein Minifterium 
von zwei Individuen, ein Staatsrath, und ein Se- 
nat von 36 Mitgliedern beigegeben ward, — Diefe 
Verfaflung galt für fucca bis zum Jahre 1814, wor⸗ 
auf der Wiener Eongreß diefes Fuͤrſtenthum der vor⸗ 
maligen Königin von Etrurien und deren Sohne zu= 
theilte. Doc, mard fpäter von den europäifchen 
Hauptmädten beftimmt, daß, nad) dem Tode ber 
Herzogin von Parma, Parma an das in Lucca regiee 
rende Haus, Lucca aber an Toffana fallen follte. 


,‚ 
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Sortfegung Der Kirchenſtaat. 


Der Kir.henftaat verlor unter dem Papfte 
Pius 6 im Frieden von Tolentino (19. Febr. 1797)' 
Avignon und Venaiflin.an Frankreich, und die drei 
Segationen Bologna , Ferrara und Romagna an die 
cisalpinifche Republif; allein die Selbftftändigfeit 
dieſes Staates fchien gerettes und geſichert. Als aber 
in. Rom (28. Dee. 1797), bei einem Auflaufe des 
Poͤbels, der franzöfifche General Duphot vor der Woh⸗ 
nung des. franzöfifehen Gefandten ermordet worden 
war, 309, befehligt von dem Directorium Frankreichs, 
‚der: General Berthier aus Oberitalien nad) Rom, und 
ftiftete dafelbft (15. Sebr. 1798) eine roͤmiſche Re— 
yublif,. Der Hochbejahrte Papft Pius 6 ward 
nad). Sranfreich abgeführt, und ftarb (29. Aug. 1799) 
zu Balence. Der neugefchaffene Freiftaat erhielt am 
20. März 1798 eine eigene Verfaffung, in 
welcher es nicht an Auffriſchung alter Namen für die 
Mahbildung der damals in Sranfrei geltenden 
Staatsformen fehlte. Die römifgge Republif, ges 
theilt in acht Departemente, ward für eine und 
untheilbar erklaͤr. Die Urverfammlungen hießen 
Eomitia, die Wahlverfammlungen Tribus, Der 
gefeßgebende. Körper zerfiel in zwei Raͤthe: den Se- 
nat von 32 Individuen, und das Tribunat von 
72 Mitgliedern, fp daß die Sunctionen des Senats 
bie des damaligen Rathes der Alten in Sranfreid), 
und die Sunctionen des Tribunats die des Rathes 
der Bünfhundert waren. Die fünf Mitglieder der 
vollziehenden Gewalt hießen Confuln; die Fries 
densrihter Prätoren; die Polizeibeamten Tri 
bune ber Cenſur. Der Nationalfhag fand 


/ 
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er drei Quaͤſtoren. Fuͤr Criminaffaͤlle galten 
ſchworne. BF 


Bald aber ſtuͤrzte, bei den Siegen der Ruſſen 
Oeſtreicher in Oberitalien (1799), dieſe römifche 
ublif zuſammen. Die weltliche Macht des Pap⸗ 

ward hergeftelle, und Pius 7 (14.März 1300) 
; den zu DBenedig verfammelten Kardinälen ge- 
hlt. Ob nun gleich Pius (2. Dec. 1805) zu’ Paris 

Kaifer Napoleon ſalbte; fo entriß ihm diefer doch, 
h eingetretenen Mißverftändniffen zrifchen beiden, 
ft (2. Apr. 1808) die Provinzen Urbino, Ancona, 
‚cerata und Camerino, welche er mit dem König« 
de Italien verband, und unter die Verfaf 
ig deffelben ftellte, und fpäter (17. Mai 1809) 

legten Theil der weltlihen Macht, als er den Keft 

Kirchenſtaates, mit der Stade Rom, Franfreich 
ft einverleibte, fo daß die neue Verfaſſung 
anfreichs auch auf diefe vormaligen Theile bes 
chenſtaates übergetragen warb. " 


Allein Napoleons Thronverzichtung bewirfte die 
fteflung der frühern Ordnung der Dinge im Kite 
ıflaate und die Ruͤckkehr Pius 7 (24. Mai 1814) 
h Rom. Die Beichlüffe des Wiener Congreffes 
315) gaben fogar die gefammten vormali- 
Beſitzungen des Kirchenftaates, mit alleiniger 
nahme von Avignon und eines Pleinen am lin- 

Doufer gelegenen Theiles von Ferrara, dem 
iſte zurück, — Weil nun afle diefe, zu dem 
tifhen Ganzen des Kirchenftaates wieder ver- 
gten, Theile bis dahin unter Verfaffungen ges 
den hatten; fo fand es ber Papit Pius 7 ges 
en, dem Kirchenſtaate eine neue Geſtaltung 
Innern durch die Conſtitution vom 6. Jul. 
V. 17 
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4816) zu geben, welche zwar — ſchon nach der 
ganz eigenthümlichen Organifation eines geiftlihen 
Staates — mit den übrigen neuen Verfaffungen in 
Europa nicht sufammengeftellt werden kann, die aber 
für die zeitgemäße Organiſation der mefentlichften 
Derhältnife des innern Staatslebens fehr zweck— 
mäßige Vorfihriften enthält, und außer der Einthei— 
lung des Staates in 17 Delegationen (Provinzen), 
namentlich die Einrichtung des Gemeindemwefens, 
der Gerichrahöfe, und des Zinanzmwefens, 
Yo wie die Beſtimmung der bürgerlichen und politi. 
fchen Rechte. enthielt. — Den Delegaten ( Statt. 
haltern der Provinzen) ward eine berathende Congres 
gation von vier Perfonen zugeordnet; doch erthrilt 
bles der Delegat die entfcheidende Stimme, Alle 
Serichtsbarfeit der ‘Barone hörte auf; ihre Beamten 
wurden den päpftlichen Delegaten untergeordnet. Die 
Befiger der. Güter. der wiederhergöftellten kirchlichen 
Corporationen follten vom Staate entfhädigt, und 


dieſe Entſchaͤdigung zur Staatsfchuld gefchlagen wer⸗ 


ven. Es wurden vier Appellationsgerichte errichter; 
die Folter ward abgefchafft; ein. neues Gefegbuch. foffte 
ing Leben treten. Alle Srohndienfte, Lehnsrechte und 


Lehnsabgaben follten nicht wieder hergeftelle, und die " 


Fifhfang-, Fagd- und Bergrechte der Barone- auf 
fremdem Boden aufgehoben werden. ‘Den Delegaten 
ward die oberfte feitung der Provinzialvermattung 
übertragen, doch mit Ausnahme’ der Firchlichen und 
gerichtlichen Angelegenheiten, und der Verwaltung 
des öffentlichen Schatzes. rn 
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= u 46. or 
egung.— : Königrei Seiver@täitien 


)er König beider Sicifen;. Ferdinand 4, ſtand 
n Jahre 1793 auf der Seite der Verbündeten 
zrankreich, bis er, nach Bonaparte's Siegen. in 
alien, einen Frieden (10. Det. 1706) mit der 
tif Sranfreich abſchloß, der. ihm feine Opfer 
— ‚Er erneuerte aber den Kampf, nachdem 
die franzefifche Flotte bei Abukir gefchlagen 
durch) das Vordringen eines neapolitaniſchen 
in den Kirchenſtaat (Nov. 1798), welcher da⸗ 
yon dem Directorium Frankreichs als romifche 
lik geftalter worden war«:. Allein Championet 
: die Meapolitaner, füprte fein Heer nad) Neu» 
d ſtiftete daſelbſt, nach Ferdinands Abreife nach 
10, (25. Ian. 1799) die parthenopeiſche 
bi if, die aber, nebft der von ihm eingefcgten 
iligen Regierung , nach den Siegen der Ruffen 
eftreicher imꝰOberitalien wahrend des Sommers 
‚ wieder zufammenftürste Ferdinand 4 fehrte 
deopel zuruͤck, und ſchlehß ſpaͤter, nachdem Bor 
e erſter Conſul geworden war, (28: März 1301) 
renz Srieben mit SSranfreich.. : :, 
(l8 aber eine neue Coalition im Jahre 1805 
Sranfreich‘ fich bildete und der Krieg im Epäte 
egarın, ſchloß zwar Ferdinand (Sept. 1805) 
apel einen Meutralitätsvertrag. mit Napoleon; 
rſchienen ruflifch » brieeifche Landungstruppen in 
l, um das franzöfifche Heer in Oberitahen,im 
ı anzugreifen. Deshalb erflärte Napoleon, 
Interzeichnung des Friedens von Preburg, am 
:c. 1805: die Dynaſtie Bgurbon habe in Neg, 
fgehoͤrt, zu regieren. Ein fransöfifes Sen. 
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befegte Neapel, und Napoleons Bruder, Jofepp, 
ward von ihm (30. März 1906) zum Könige bei» 
der Sicilien ernannt, während die Öynaftie Bour⸗ 
Son Sicilien unter dem Schutze der Britten be» 
hauptete. Als aber Napoleon feinen Bruber Joſeph 
(6; Jun. 1808).zum Könige von. Spanien, und feis 
nen Schwager Joahim Murat, bis dahin Groß« 
rzog von Berg, zum Rönigevon Neapel(i5. 
— 1808) ernannte, unterzeichnete Joſeph, noch zu 
Bayonne, am 20. Jun. 1808 die neue Werfaffung 
desKRönigreihesMeapel, welche aud) Napoleon 
beftärigte, Joahim Murat.aber nicht ins öffentliche 
Staatsleben eintreten ließ. 
ö Die Hauptbeftimmungen diefer Verfaffung wa⸗ 
ten: die römifdy - Fatholifche Religion ift die Religion 
des Staates. Die Krone iſt erblich in der geraden 
männlichen Nachkommenſchaft; doch vermaltet die 
Königin, während der Minderjährigkeit des Königs, 
die Regeniſchaft. Es beſteht ein Staatsrath, 
der wenigftens aus 26 und höchiten® aus 36 Mitglie- 
dern gebildet und in vier Sectionen (ber Juſtiz und 
des Cultus, des Innern und der Polizei, der Finan« 
zen, des Krieges und der Marine) getheilt wird, 
Das Nationalparlament befteht aus 100 Mite 
gliedern, getheilt in 5 Bänfe: der Geiſtlichkeit, 
des. Adels, der Grundbefiger, der Gelehrn 
ten und der Kaufleute, Jeder Bank ſtehen 20 
Stellen zu. Die. Mitglieder der geiſtlichen Bank 
find es auf Lebenszeit. Die Adlihen müffen wenig. 
ſtens 10,000 Ducaten jährliche Einfünfte haben; 
find aber Mitglieder des Parlaments auf tebenszeit: 
Die Grundeigentplimer werden von den Waplcolier & 
gien, und zu jeder @igung neu ernannt. Die Dit 4 
glieder der gelehrten Banf werben von dem Könige u 
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ihm von der Univerſitaͤt, den Akademieen, 
ſationshofe und den Appellationggerichtshöfen 
en dreifachen Sifte auf ebengzeit ernannt. Die 
rer der Bank der Kaufleute ernennt der König 
Sitzung von neuem, aus den von den Wahl- 
der Kaufleute ihm uͤbergebenen Liften. — 
jungen Des Nationalparlaments find geheim. 
tinungen koͤnnen weder. gedruckt, noch fonft 
t werden. jede Bekanntmachung oder Mit 
, welche durch das Parlament oder eins ſei⸗ 
der gefchähe, wird als eine aufruͤhreriſche 
g betrachtet. — Die Verteilung der 
und die DBeränderungen im bürgerlichen 
lichen Gefegbuche werden den Berathſchla⸗ 
es Parlaments unterworfen. 
ıhims Herrfchaft über Meapel endigte im 
315, ohne daß diefe Verfaffung zur Guͤltig⸗ 
ıge waͤre, und Serdinand der 4 fehrte, nad) 
Befiegung durch die Deftreiher, aus Pas 
ch Neapel zuruͤck. 


47. 
Fortſetzung. 


ihrend der Zeit, daß Murat über Neapel 
behauptete fich die Dynaftie Bourbon im 
Siciliens unter dem Schuge der Britten. 
ırd der brittifche. Einfluß der regierenden Fa⸗ 
laftig, daß die Königin Karoline (1811), 
fid) ihre Enfelin, die Erzherzogin Maria 
Deftreich , mit Napoleon vermählt hatte, die 
g Siciliens von den “Britten verlangte. Da 
rd Bentind felbft nad) Sonden, von mo 
abre. 1812 eine neue Verfaffung für 
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Bicilien mitbrachte, die er proclamirte, ohne daß 
fie doch, bei der Abneigung des regierenden Hanfes 
gegen diefelbe,, ins öffentliche Staatsleben eintrat. 
Die Grundzüge diefer, verbrittifhen nad» 
gebildeten, Verfaſſung waren; Das techn 
fyfiem hört, ohne Entſchaͤdigung dafür, vollig auf, 
und mit demfelben. alle Baronialgerichtsbarkeit, „ſo 
wie alle Vortheile, Pflichten und Laſten, die mit dem 
lehns ſyſteme zuſammenhaͤngen; doch dürfen bie Fami⸗ 
lien Die Feudaltitel beibehalten, und alle bisherige 
Feuda werden Allod ia des jetzigen Beſitzers. Ale 
Buͤrger Siciliens ſind einander gleich an Recht und 
Stand, und. einerlei Geſetzen unterworfen. Xeber 
ſicilianiſche Buͤrger hat unumſchraͤnkte Erlaubniß, 
ſich über ihm geſchehene Ungerechtigkeit zu beflagen, 
ohne die richterlihe Gewalt, Angeberei, Spione, 
oder irgend cine Rechenſchaft zu’ fürdyten; er hat das 
Recht, füch jeder Gewalt, die nicht von. den Geſetzen 
anerfannt .ift, zu widerfegen. Jeder Bürger Sici⸗ 
liens wird als Mitglied der gefeggebeuhen 
Gewalt betrachtet, muß aber die Berfaflung aner- 
fennen, und, wenn er Einfluß auf die Gefeßgebung 
haben will, Iefen und ſchreiben fonnen, wozu 
ein Zeitraum von 18 fahren verftattet wird, fü daß 
im Jahre 1830 fein Sicilianer Wähler ſehn darf, 
der nicht lefen und fehreiben Fann. Jeder hat das 
Recht, ohne Cenfur zu fchreiben und zu drucken, 
was er irgend will; nur bleiben die Schriften , welche 
vonder Neligion handeln, einer vorläufigen Een 
fur der Geiftlichkeit unterworfen. Ferner ſoll es ein 
Verbrechen feyn, Schriften zu publiciren, welche 
etwas gegen Die römifch - Fatholifche Religion, gegen , 
ben König, welcher unverleglich ift, gegen ein Indi⸗ 
viduum der föniglichen Familie, gegen die Grundlage | 
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ber Verfaffung, (d.d. gegen die Trennung ber Gewal⸗ 
ten, gegen bie Eintheilung des Parlaments in zwei 
Kammern, gegen das Recht der. Kammer der Gemei- 
nen, allein Steuervorfchläge zu machen, gegen das 
Recht des Parlaments, die öffentlichen Beamten zur 
Rechenſchaft zu ziehen, und gegen das Recht jedes 
Eicilianers, nur Durch die richterliche Gewalt ver: 
bafter und beftraft zu werden,) enthalten. Eben fo 
verbrecheriſch find Schriften, weiche direct. zum Lnges 
borfame gegen die Gefege auffordern und verläaumdes 
riichen Inhalts ſind. — Das Parlament beſtehi 
aus zwei Kammern: der Pairs und der Ge— 
meinen. Die Kammer der Pairs wird gebilbet 
aus 61 geiftlihen und 124 weltlichen Pairs, 
zufammen aus, 185 Perfonen. Zu den geiftlichen 
Pairs gehören die 3 Erzbifchöffe, die 7 Bifchöffe, die 
Aebte ꝛc., und zu den weltlichen Pairs die Fürften, 
Herzoge, Marquis und Barone des Königreiches, 
Dem Könige ſteht frei, weltliche Pairs zu ernennen, 
fobald fie einen jener Titel und ein reines Einfommen 
von jährlichen 6000 Unzen (ungefähr fo viel als Dus 
caten) befißen. Die Kammer der Gemeinen wird 
gebildet aus den Nepräfentanten der Dezirfe, der 
Städte und der Univerfitäten. Die Inſel 
Sicilien wird in 23 Bezirfe getheilt, deren jeder 
‚zwei Repraͤſentanten, die Inſel Lipari aber nur 
einen fendet. Don den Städten fenben dicjenigen, 
welche wenigſtens 18,000 Einwohner haben, 2, Pas 
lermo 6, Meilina und Catania 3, die übrigen über 
6009 Einwohner einen Repräfntanten. Alle Städte 
unter 6000 Einwohner find in den Bezirken begrifs 
fen. Von den Univerjitäten findet Palermo 2, 
Catania einen Repräfentanten. Die Kammer der 
seinen zählt 154 Individuen. Die Repräfentan- 
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ten der Bezirke und der Staͤdte muͤſſen ein lebens⸗ 
laͤngliches Einkommen von jährlih 18 Unzen, die 
von der Stadt Palermo aber von 50 Unzen haben. — 
Den Praͤſidenten der Kammer der Pairs ernennt der 
Koͤnig; den Praͤſidenten der Kammer der Gemeinen 
waͤhlt dieſe ſelbſt. Dem Koͤnige ſteht das Recht zu, 
das Parlament zuſammen zu rufen, zu prorogiren 
und aufzuheben; doch muß er in jedem “Jahre eins 
verfammeln. Die gefesgebende Gewalt gehört 
ausfchließlich dem Parlamente, Jeder Steuervor- 
flag fann nur von der Kammer der Gemeinen aud« 
geben, und muß von der Kammer der Pairs entweder 
angenommen oder verworfen, darf aber nicht von ihr 
verändert werden. Alle uͤbrige Gefegesvorfchläge 
Fonnen.von beiden Kammern gefchehen, fo daß ber 
andern Kammer das Verwerfungsrecht zufteht. — 
Alle öffentlihe Beamte find dem Parlamente ver- 
antwortlih. — Der König ift das Oberhaupt 
ber vollziehenden Gewalt. Er vertritt die ficilifche 
Nation bei auswärtigen Mächten; er unterhandelt 
mit denfelben, nur nicht gegen die ſiciliſche Verfaſ⸗ 
fung; er fündigt Krieg an und ſchließt Frieden; er 
iſt Generaliffimus aller Land- und Seemadit; er 
wählt einen Kabinetsrath und Staatsräthe, doch nur 
aus Sicilianern; er vergiebt alle Ehrenftellen im 
Eivil und Militair und alle geiftliche Würden , doch 
nur an Sicilianer; er übt das Begnadigungsrecht. 
Der König darf unter feinem Vorwande aus Sici- 
lien fi) entfernen, ohne Beiltimmung des Parla- 
mente. Thut er es, oder bleibt er länger aus, als 
der Urlaub des Parlaments verftattet; fo ift der Thron 
erledigt, und wird durch den Nachfolger, oder durch 
die Wahl der Nation beſetzt. Dafern der Konig das 
Reich von Meapel wieder erlangt, oder irgend ein 
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anberes erwirbt; fo foll er entweder dahin feinen Erft- 
gebohrnen ſchicken, oder dieſem feinen Thron in Sicis 
lien überlaffen; denn die Nation erflärt fi 
für unabhängig vom Königreihe Neapel: 
In Ermangelung rechtmäßiger Erben in der jegigen 
Föniglichen Samilie, hat die Nation das Recht, 
einen König zu wählen; biefer muß aber den 
Vorſchriften fi) fügen, welche ihm die Nation 
machen wird. 0 


“ | 48. j 
Fortfegung. 


Diefe von Großbritannien dem Koͤnigreiche Si⸗ 
cilien aufgebrungene Verfaſſung mißfiel der koͤnig⸗ 
lichen Familie fo, daß die Königin über Konftanti= 
nopel nach Wien abreifete, der König aber (16. San. 
41812) die Regierung: niederlegte, und fie feinem 
Sohne Franz übergab. Diefer fah ſich genörhigt, 
dem Lord Bentind den Oberbefehl über die Heere Sie 
eiliens zu übertragen, und die neue Verfaflung ans 
zunehmen, Ä or. 

Als aber Napoleon auf die Throne Frankreichs 
und Italiens verzichtet hatte, übernahm Ferdinand 4 
(2. Jul. 1814) die Regierung wieder, und hob 
(23. Sul.) die von Großbritannien vorgefchriebene 
Werfaffung, zugleich mit dem bisherigen ficilifchen 
Parlamente auf. — Nach Murats Befiegung durch 
: die Deftreicher (1815), gab die Wiener Congreßacte 
Neapel an Ferdinand zurück. Bevor er aber Pas 
lermo verließ, verfammelte er die beiden Kammern 
des ficilifchen Parlaments, und ließ ihnen (16. Mai 
4815) den Entwurfeiner neuen Berfaffung 
vorlegen, welche fic) cheils ber. conftieutionellen Charte 
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Fraukreichs, theils ber brittiſchen Werfaflung an« 
näherte. ‚Allein. diefe Verfaſſung trat, nach Ferdi⸗ 
nands Abreife nach Meapel, nische ins öffentliche 
Staatsleben ein. . .: . u 
Die wefentlihften Beftimmungen bie 
fes Verfaffungsentwurfes vom 16. Mai 1815 waren: 
Die Religion des Staates ift ausfchliegli die 
römifch · katholiſche. ¶ Es beftehen zmei Kam» 
mern: bie der Pairs, und die der Gemeinen 
Die gefeggebende Gewalt wird gemeinfchaft- 
lich vom Könige und den. beiden Kammern geübt. 
Der König har die Jnitiative der Gefege; doch 
werden die Öefeßesvorfchläge in den Kammern erör- 
tert, mb frei nach der. Stimmenmehrheit befchloffen. 
Es hängt vom Könige ab, ob der Geſetzesvorſchlag 
an.die Kammer der Pairs, oder. .qn. die. Kammer 
der Gemeinen gebracht werden ſoll. Jede Kammer 
iſt befugt, den. König zu bitten, über weichen 
Gegenftand ein Geſetzesvorſchlag zu machen fen, 
und was er enthalten folle. — Die Pairskam⸗ 
mer: befteht aus allen bisherigen Pair. Der 
König ift berechtigt, fo viele weltliche Pairs gu 
ernennen, als ihm gutduͤnkt; nur müffen fie. Sicilia» 
ner ſeyn, und ein reines Einfommen von 2000 Un- 
zen haben... Die Pairs haben mit 25 Jahren Ein« 
tritt in die Kammer, und mit 30 Jahren eine berach- 
fehlagende Stimme. Alle Prinzen des Haufes find 
Pairs. In der Pairsfammer follen ſechs Redts- 
gelehrte figen, vom Könige aus der Klaffe ber 
hoͤchſten Magiftratur gewaͤhlt, welche auf Lebens- j 
zeit alle Ehren und Rechte der Pairs genießen. — | 
Die Kammer der Gemeindevertreter wird |. 
nach der bisherigen (in der Verfaſſung von 1812 h 
angegebenen) Art gebildet; doch ohne daß die Be⸗ 
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amten der vollfiehenden Macht ausgeſchloſſen werden 
fönnen, wis bies aud im brittifhen Nom 
kamente ſtatt finder. Jedes Mitglied der Kam⸗ 
mer muß. 33 Jahre alt ſeyn. Der König kann das 
Parlamen gufammenberufen,, vertagen und aufloͤſen. 
Die voldziehende Gewalt ſteht dem Könige zu, 
Der heilig und unverleglidy ift. : Er ift der Oberba— 
fehlshaber der Land⸗- und Seemacht; er erflärt Krieg, 
und ſchließt Frieden, Bündniffe und Handelsverträge; 
er ernennt zu allen bürgerlichen und Militairämtern, 
Die Miniſter und Staatsrärke find verantwortlich. 
Der ausgedehntefte und feite Genuß der bürgerlichen 
Freiheit ,' der Sicherheit der: Perfon und des Kigen- 
thums wird vollſtaͤndig verbuͤrat. Die Freiheit 
Der Gedanfen und der Pireffe wird mit den 
Vorſichtsmaasregeln aufrecht erhalten, welche (1814) 
Ludwig 18 in Frankreich zur Sicherung der oͤffentli⸗ 
hen Muhe- ergriff. Die Staatseinfünfte bes 
fteben inordentlihen und außerordentlichen 
Steuern. Die erſten bilden das bleibende Staats⸗ 
eintommenz..fie .Dienen zur Bezahlung der Staate- 
glänbiger , der Kivillifte, der !and» und Seemacht, 
ber Mägiftrasur und Beamten. Sind fie einmal mit 
Einſtimmung der Kammern feftgefegt und vom Koͤ⸗ 
nige beftätigt; fo Fann man in der Solge ihren Be⸗ 
teag nicht mehr abändern; fie müffen aber aller vier 
Jahre in den erfien Eißungen eines neuen Parla- 
ments beftätigt werden. Die Steuern der zweiten 
Art beftehen in SHulfegeldern , die in Geſetzesform vor» 
gebracht, und frei von den Kammern, für Die von 
ihnen feftgefeßte Zeit, bewilligt werden. Die Civil: 
liſte wird fue Die ganze Dauer .der Regierung von 
‚dem erfien Parlamente bewilligt, das nach der Thron 
- befteigung bes neuen Königs zufammentrite Der 


1 


268 Pofitives öffentliches Staatsrecht. 


Sinanzminifter ift verpflichtee, jährlich bem Parla- 
mente einen völlftändigen Bericht über Einnahme und 
Ausgabe vorzulegen, welcher gedruckt und befannt 
gemacht werden fol. Die Feudalität, fo wie 
die feudalen Öerihtsbarfeiten und Rechte 
bleiben abgefhafft, in Folge des Parlaments- 
befchluffes vom Jahre 1812. Alle Staatsämter koͤn⸗ 
nen blos von Sicilianern bekleidet werben. 


49. 
Sortfegung 


Ä Nach der Rückkehr Ferdinands 4 nach Neapel, 
erfolgte eine Erflärung (8. Dec, 1816), in welcher 
er feine gefammten Befißungen biefleits und jen- 
feits der Meerenge von Meflina zu einem vereis- 
nigten Reiche erhob, und „in Gemäßheit des 
Tractats von Wien’ den Titel: Ferdinand 1, 
König des Reiches beider Sicilien, annahm. 

Diefer Erflärung folgte (12. Dec. 1816) ein 
organifches Geſetz für die gefammee Monar- 
hie, worin der König „die von feinen erlauchten 
Vorfahren den Sicilianern verliehenen Privilegien 
beſtaͤtigte,“ und die ſaͤmmtlichen geiftlichen und bür« 
gerlichen Aemter in Sicilien jenfeits der Meerenge 
ausfchließend mit eingebohrnen Sicilianern zu bes 
fegen,, die eingebohrnen Sicilianer aber zu allen gro- 
fen Staatsamtern der gefammten Monarchie zuzu⸗ 
laffen verfprah. Zugleich enthielt dieſes Gefeg die 
Beltimmung: „Die Abfchaffung des Feudalismus 
in Sicilien ift beibehalten, fo wie aud) in den Staa» 
ten biefleits der Meerenge.” — 

Die Vorgänge in Spanien, wo am 7. März 
1820 der König Ferdinand 7 genöthige warb, ' bie 
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von den Cortes am 19. März 1812 befannt gemachte 
Verfaſſung anzunehmen, dlieben nicht ohne Rüde 
wirkung auf Neapel. Ein Theil. des:neapolitanifchen 
Heeres beabfichtigte (2. Jul. 1820) baffelbe,. und 
der König Ferdinand!4 fah ſich genörhige, (7. Jul. 5 
auf Treue und koͤnigliches Wort zu verſprechen, die 
Verfaſſung Spaniens, doch mit den Modi 
ficationen anzunehmen, welche die auf conſti⸗ 
tutionelle Weiſe jufammenberufene Nationalrepraͤſen⸗ 
tation des Königreiches darin zu machen für gut 
finden dürfte. — Ob nun gleich im October 4820 
das Parlament zu Neapel zufammentrat, und bie 
Mobificationen beftimmte , unter welchen die fpanifche 
Verfaflung in Neapel gelten ſollte; fo erflärte ſich doch 
der zum Congreffe nad) Laybach berufene König Fer⸗ 
dinand 4 von dort aus gegen alle Schritte des Par⸗ 
laments, und ein öftreichifches Heer bewirkte im Fruͤh⸗ 
jahre 1821 die Herftellung der vorigen Ordnung der 
Dinge im Königreihe. — Nach der Ruͤckkehr des 
Königs nad) Neapel, erfchien dafelbft (26. Mai 1821) 
eine Proclamation deflelben wegen einer neuen Res 
gierungsform. Es follte ein Staatsrath aus 
ſechs Staatsminiftern ohne Departement gebildet wer⸗ 
den , in welchem die Staatsfecretaire oder Directoren 
mit Portefeuille und Unterfchrift dem Könige über Die, 
ihre Departemente betreffenden, Geſchaͤfte ‘Bericht er: 
ftatten, und in welchem Rathe der König, ober ber. 
Herzog von Calabrien , oder ein Minifter den Vorfig 
führen ſollte. Die Verwaltung Siciliens ward von. 
ber von Neapel getrennt. Unter dem Namen: Con⸗ 
fulta di Stato follten zwei Staatsförper be⸗ 


ftehen; der eine, gebildet aus wenigftens 30 Indivi⸗ 


duen, fuͤr Neapel; der andere zu Palermo, gebildet aus 


wenigftens 18 Mitgliedern, für Sicilien, Der Zweck 


las 
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und die Befugiäffe. dieſer Gtaotsverfammiungen wur⸗ 
den dahin beftimmt: ihr Gutachten über Alle im 
Staatsrathe] vorgefchlagene Grfegesentniirfe und Ge⸗ 
nieralverordnungen, ſo wie über die "bereits unter⸗ 
fuchten Einnahine- und Ausgabe: Entwuͤrfe, über die 
“ Verwaltung und. Tilgung der öffentlichen Schuld, 
und über die Entäußerung, Vertauſchung u. fi w. in 
Betreff der Kammer und Staatögüter zu geben. — 
In jeder Provinz fol ein Provinzialrath die Summe 
Ber directen Auflagen unter die einzelnen Gemeinden 
vertheilen, und uͤber andere Gegenitände berathfchlas 
gen, welche das Innere der. Provinz, oder Die öffent: 
lichen und Wohtehärigfeirs » Anftalten betreffen. Die 
Mitglieder des Provinzialrathes ernennt der’ König 
aüis den bedeutendften Grundeigenthuͤmern der Provinz 
jedesmal auf zwei Jahre; auch foll, weil der König 
den Gemeinden die Verwaltung ihres Vermögens an⸗ 
vertranen will, ein Befeß über die Gemeindeverwals 
fing gegeben werden. Er 
ESchluß. Die jonifhen Inſeln. 

1.7: Die fieben joniſchen Anfeln, welche gegenwaͤr⸗ 
tig eine beſondere Republifbilden, gehörten bis zum 
Sabre 1797 zu- Venedig. Mach der Auflöfung diefer 
Republik im Frieden von Campio Formio famen diefe 
Inſein an Frankreich, doch nur auf furze Zeit; denn 
nach der Erneuerung des Krieges im Srühjahre 1799 
befeßte eine vereinigte ruffifch - türfifche Flotte biefel- 
ben. Am 24. Maͤrz 1800 ſchloſſen Rußland und bie 
Pforte deshalb einen Vertrag zu Konftantinopel, nach 
welchem die ſieben Inſeln eine befondere Repw 
blit bilden, doch unter dem Schugeber Pforse 
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und an diefe aller drei Jahre 75,009 Piafter 
eld entrichten follten. Dabei übernahm Ruß. 
: Gewährleiftung der Integritaͤt ber nengeftife 
publif, und fandte derfelben den Grafen Moces 
‚Bevollmächtigten. Unter ruſſiſchem Einfluffe 
n 6. Dec. 1803 die Verfaffung diefeg Freie 
befannt gemacht. — Nach diefer Werfaffung 
ie Regierung der vereinigten Inſeln dem cons 
ionellen Adel auf Corfu, Cephalonia, 

©. Maura, Cerigo, \rhafa und Paro zu; 
igen kleinen Inſeln wurden, nad) ihrer Sage, 
n ober der andern diefer größern Inſeln unters 
t. Die griehifch-orthodore Religion ward - 
herrfchende Religion des Staates erflärt; die 
sfatholifche follte. Hochgeachtet und gefhügt, 
:ige aber blog geduldee werden. Die Fami⸗ 
jelche bis zum Ende des Suly 1803 zum. Adel 
n, blieben im erblichen Beſitze deſſelben. Wer 
Zukunfti in das Büc) des Adels eingefchrieben 
lee, mußte auf den fieben Inſeln und‘ ‚von 
hen Aeltern gebohten feyn, beftimmee Ein. 
haben, weder Kunft noch Handmerf:tteiben, 
offenen Laden halten, und fehreiben und kefen 

. Mitglieder von Afadeniieen, die von. dem Er 
hrer Gelehrfamfeit lebten, fonnten ing: Adels⸗ 
ngefchrieben, oder für regierungsfäßig erflärt 
— Die Soliveraindtät follte einer Raths⸗ 
mlung von 240 Mütgliebern, und das Reſch t 
rieren der Gefammtheit des conftititiöneflen 
ſuſtehen. Vier aus Hemfelben wurden zur' Bes 
j der Gefchäfte ausgewählt; an der Spige des 
v Rand ein Präfident hund. ber Bevollmoͤchtigte 


8 epte werlieg aber bie Wniſchen Infein. „ale 
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Rußland diefelben in den geheimen Bedingungen bes 
Tilſiter Friedens (1807) an Napoleon überließ , wor» 
auf (1. Sept.) Napoleon die Bewohner derfelben für 
Unterthanen des franzöfifchen Kaifers, und bie fieben 
Inſeln felbft für eine der Regierungen erflärte, Die 
von Sranfreich abhingen. Die Verfaffung vom Jahre 
41803 ward in Ganzen beibehalten. 

Allein anders geftaltete fi) das Schickſal diefer 
Inſeln nach Napoleons Verzichtung auf die Regie 
rung, Im Namen ber verbündeten Mächte nahm 
(17. un. 1814.) der brittifche General Campbell von 
ihnen Beſitz, worauf ein am 5. Nov. 1815 zu Paris 
zwifchen Großbritannien, Rußland, Oeſtreich und 
Preußen abgefchloffener Vertrag das politifche Ver— 
bältniß der fieben Inſeln dahin entfhicd, daß fie 
unter dem Namen: vereinigte Staaten der 
jonifhen Inſeln, einen unabhängigen, 
doch unter dem unmittelbaren und aus— 
ſchließenden Schuge Großbritanniens 
ſtehenden, Staat bilden follten. | 
Diie Stimmung auf den jonifchen Inſeln fchien 
aber der brirtifchen Seitung des Ganzen durch ben 
Commiffarius General Maitland nicht günftig zu 
feyn, wie felbft in dem brittiſchen Parlamente öffent- 
lich zur Sprache gebracht ward, befonders als Mait« 
land, auf Befehl aus London, (29. Mai 1816) 
ben feit 1803 zu Corfu beftandenen Senat der fieben 
Inſeln auflöfete, „weil derfelbe irrig darauf beharre, 
als die repräfentirende Behörbe aller fieben Inſeln ih 
anzuſehen.“ 

Später warb am 1. Jan. 1818 die neue, von 
damaligen PrinzsRegenten Großbritanniens unter 
zeichnete, Werfaffung der vereinigten In 
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) befannt gemacht, ob fie gleich noch niche 
ih ins öffentliche Staatsleben diefer Republif 
jangen zu feyn ſcheint, wie wenigſtens aus 
n eigenmädtigen Schritten des brittifchen 
iffarius erbellee. — Mad) diefer Verfaffung 
orthodore griechifche Religion die berrfchende; 
ndere chriftliche Religion wird gefchüst. Die 
egierung beficht aus der gefeßgebenden 
ammlung, dem Senate, und ber Ju— 
:börde. Den Militairbefepl führe, nad) dem 
e Vertrage, der Oberbefehlshaber "der brittie 
ruppen. Die gefeggebende Verſamm— 
. beftchend aus 40 Individuen, wird gewählt 
blihen Wahlmannern; der Senat, welcher 
Mziehende Gewalt bildet, und aus einem Praͤ⸗ 
3 und fünf Senatoren befteht, wird aus der 
der gefeßgebenden Verſammlung erwählt; die 
eder der Juſtizbehoͤrde erwählt der Senat. 
Wahlen find gültig auf fünf Jahre. Der Prä- 
es Senats wird vom Könige von Großbritans 
als Protector der Republik, ernannt. Bei 
ahl felbft giebe der vom Könige angeftellte Lord 
mmiffarius die Zuflimmung oder Verweige⸗ 
fo wie auch von demfelben die außerordentliche 
menberufung und die Auflöfung der gefeßgeben- 
erfammlung abhängt. 

Rur ſchwer entſchloß ſich die Pforte, nach langen 
andlungen mit Großbrittannien, die Einwohner 
ben Inſeln als Schutzunterthanen Großbritan« 
in dem Vertrage vom 24. Apr. 1819 anzuer- 
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kennen, wogegen Großbritannien die Seftung Parga 
und deren Gebiet der Pforte überließ. 


| 51. 
6) Die Eidsgenoffenfhaft der Schweiz, 
a) Geſchichtliche Einleitung *). 


Wenn auch gegen das Ende des achtzehnten 
Jahrhunderts in den 13 Cantonen der fehmeizerifchen 
Eidsgenoſſenſchaft nicht mehr der Geift imaltete, der 
fünftehalbhundere Jahre früher über die politifche 
Bildung diefes felbftftändigen Freiftaates entſchieden 
hatte, und wenn auch unverfennbar mit dem Ver⸗ 
ſchwinden diefes Geiftes die Huͤlle deffelben, die äußere 
Form diefes Freiftaates, veraltet war; fo fam es doch 
den Sranzofen nicht zu, diefe Form eines benachbar⸗ 
ten Staates zu ſtuͤrzen, und in die innern Angeles 
genheiten einer als felbftftändig und unabhängig von 
ganz Europa anerfannten Repubiik fi) zu miſchen. 
Schon hatte Bonaparte, der Befieger Italiens, die 
vormals zum Herzogthume Mailand gehörenden, dann 
aber mit Graubündten vereinigten Sandfchaften 
Veltlin, Elevenund Bormio (8. Det. 1797) 
der neugeftifteten cisalpinifchen Republik einverleibt; 
fhon wünfchte die rings von franzöfifchem Gebiete 
umgebene Stadt Muͤhlh auſen die Einverleibung 
in Frankreich; ſchon hatte la Harpe, ein gebohrner 
MWaadtländer, gegen den Drud der Oberherren des 
Waadtlandes, gegen die Regierungen zu Bern und 
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Freyburg, feine Landsleute veranlaßt, Vermittelung 
und Schutz bei dem Directorium Frankreichs zu 
ſuchen; als man in der Schweiz an die Erneuerung 
der ewigen Bünde dachte, und Bern mit unzeifigem 
Stolze gegen das Directorium Frankreichs fich er- 
flärte. Denn unter den Finflüffen der mächtigen 
politifhen Bewegungen in diefem Zeitalter hatte auch 
in der Schweiz eine bedeutende Parthei ſich gebildet, 
welche, eine Durchſicht und Verbefferung 
der Bundesverfaffung beabſichtigte. Diefem 
innern Kampfe aber zwifchen einer , auf Franfreich 
rechnenden, Parthei der Neuerer und der Parthet 
berer, welche ; in den alten Formen durchaus nichts 
verändert wiffen wollten, muß es zunächft zugefchries 
ben werden, daß feine Einheit in den Maasregeln 
der Schweiz gegen Frankreich ftart fand, und daß 
die völlige Beſiegung der Schweiz durch einige frans 
zöfifche Heerestheile nad) einigen Monaten im Jahre 


. 41798 erfolgte Genf, Biel und Mühlhauſen 
wurden darauf mit Frankreich ſelbſt vereinigt; auch 


—— ——— — . 


mußte (19. Aug. 1798) die demokratiſirte Schweiz 
mit Frankreich ein Angriffs= und. Vertheidigunge⸗ 
buͤndniß abſchließen. 

Allein ſchon vorher bewirkte die Drohung des 
Generals Brune, die Schweiz in mehrere Sreis 
ftaaten aufulöfen, den Entwurf einer neuen 
Staatsverfaffung fir die Eine und untheilbare 
Republik Helvetien, wobei der Canton Bafel voran» 
ging. Unter fran ff‘ fifhem Einfluffe ward diefer 

Entrourf verfertigt, und am 12. Apr. 1798 als Grund» 
gefeß von mehrern Cantonen angenommen. Dod) 
bereits im July 1798 brachen bedeutende Aufftände 
aus in einzelnen Theilen der Schweiz, und mit der 
Erneuerung bes Krieges von Deftreich gegen Frank— 


aan 
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reich im Jahre 1799 ſtuͤrzte das lockere Gebaͤude der 
neuen Verfaſſung zuſammen. 

Die weſentlichſten Beſtimmungen der— 
ſelben waren folgende: Die helvetiſche Republik macht 
einen einzigen und untheilbaren Staat aus. Es giebt 
keine Grenzen mehr zwiſchen den Cantonen und den 
unterworfenen Laͤndern, und zwiſchen einem Canton 
und dem andern. Die Geſammtheit der Buͤr— 
geriftdperSouverain. DieXegierungsform foll 
eine repräfentative Demofratie feyn. Die 
zwei Grundlagen des öffentlichen Wohls find Sicher- 
heit und Aufflarung. Die Gewiſſensfreiheit ift un- 
eingefhränft; doch muß die öffentliche Aeußerung der 
Keligionsmeinungen den Geſinnungen der Eintracht 

und bes Friedens untergeordnet feyn. Die Preß- 
freiheic ift eine natürliche Solge des Rechts, das 
jeder hat, Unterricht zu erhalten. Es giebt feine 
erbliche Gewalt, Rang und Eprentitel, Die Steuern 
müffen unter den Steuerbaren nach ihrem Vermögen, 
nach ihren Einfünften und Nutznießungen vertheilt 
werden. Alle wirfliche Bürger oder Einwohner einer 
regierenden oder Municipalftadt, und alle Einwohner 
eines unterworfenen oder freien Dorfes, werden durch 
gegenwärtige Verfaſſung Schweizer Bürger. 
Die Bürger haben allein das Recht, inden Ur ver⸗ 
fammlungen ihrer Gemeinden zu ſtimmen, und 
zu öffentlichen Aemtern gewählt zu werden. Jeder 
Bürger ift ein gebodrner Soldat des Vaterlandes.— 
Die Urverfammlungen beftehen aus den Bürs 
gern und VBürgersföhnen, welche feit 5 Jahren in 
derfelben Gemeinde wohnen, und 20 Jahre alt find, 
Jedes Dorf oder Flecken, wo fid) hundert “Bürger 
befinden, die das Stimmrecht haben, made eine 
Urverfammlung aus; Diejenigen Bürger von Fleden 
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unb Dörfern, wo niche hundert ftimmfähige Bürger 
fi finden, vereinigen fi) mit dem nächftgelegenen. 
Die Städte haben Urverfammlungen in jedem Quar⸗ 
tiere. Die Urverfammlungen werden zufammen bes 
eufen: um die Staatsoprfaffung. und die neuen Fun⸗ 
damentalgefege mit Ja oder Mein anzunehmen oder 
zu verwerfen, und um aflee Jahre die Glieder der 
MWahlverfammlungen des Cantons zu ernennen. Auf 
hundert Perfonen, welche die erforderlihen Eigen⸗ 
ſchaften haben, um Bürger zu fenn, werden zwei 
Waplmännner ernannt. Die Wahlmänner wäßr 
len die Deputirten für den gefeßgebenden: Körper, die 
Richter des obern Gerichtshofes, . bie Kichter des 
Santonsgerichts, die Mitglieder der Bermaltungs« 
kammer, die Suppleanten gebachter Richter und Ders 
walter, und geben dem Directorlum einen dreifachen 
Vorfhlag zum Statthalter. — Die gefegge 
bende Gewalt beſteht aus zwei Näthen: dem 
Senate, der aus 4 Deputirten jedes Cantong 
und etlichen gewefenen Directoren, und. dem gro» 
Ben Rathe, der aus 8 Abgeordneten. jebes Can⸗ 
tons gebildet wird. Die geweſenen Directoren ſind 
von Rechtswegen 4 Jahre Mitglieder des Senate, 
wenn fie nicht eine andere Stelle annehmen, oder. fir 
ins Privatleben: zurücziehen. . Die Mitglieder ;des 
Senats werden aller zwei Jahre zum vierten Theile, 
des großen Raths aber afler zwei Jahre zum dritten 
Theile erneuert. Die Mitglieder des Senats, weiche 
es acht Jahre geweſen ſind, koͤnnen erſt nach einer 
Zwifchenzeit von vier Kahren ‚ und bie Mitglieder 
des großen Rathes, welche es fehs Jahre gewefen 
find, erſt nach zwei Jahren wieder erwählt werden. 
Die Sigungen beider Näthe find öffentlich; jeder 
Rath kann ſich aber in ein geheimes Commite ver- 
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wandeln. Der Senat genehmigt ober verwirft bie 
Beſchluͤſſe des. großen Rathes. Die gefeßgebenden 
Mäthe genehmigen oder verwerfen, auf den Vorfchlag 
des Wollziehungsdirectoriums, alles, was Penſion, 
Frieden und Krieg betrifft, fonnen aber, ohne einen 
Vorſchlag des Directoriums , über diefe Gegenftäride 
nicht berathſchlagen. Berner beftimment fie’ die Art‘, 
ivie der Nationalſchatz verwalter, Rechnung darkıbet 
ubgelegt, und die Schagmeifter ernannt und ver« 
antwortlich gemacht werden follen. — Die voll 
ziehende Gewalt ift einem Direckorium von 5 
Mitgliedern übertragen, unter welchen bas Präs 
fidium aller drei Monate abwechſelt. Jaͤhrlich erirt 
durch) Wahl ein neues Mitglied ins Directorium. 
Das 8008 entfcheider, welcher von beiden Raͤthen die 
jährliche Lifte von fünf Candidaten verfertige, aus 
welchen dann ber andere Rath durch geheimes Stimm . 
geben den Director wählt. Die austretenden Direc- 
toren find erft nad) fünf jahren wieder wählbar. 
Das Directorium ſorgt für die innere und Außere 
Sicherheit des Staates, verfügt ber die bewaffnete 
Macht, und kann jeden der beiden Käthe einladen, 
einen Gegenftand in Betrachtung zu ziehen. Es führt 
die Unterhandlungen mit dem Auslande; doc) gelten 
die von ihm abgefchloffenen Verträge nicht eher, als 
bis fie von den gefeggebenden Raͤthen in einer gehei⸗ 
men Commite unterfucht und genehmigt worden find. 
Das Directorium lege jährlih den gefeßgebenden 
Raͤthen Nechenfchaft ab über die Verwendung der 
einem jeden Departemente angewiefenen Gelder. Dem 
Directorium fteht zu: die Ernennung, Zurückberufung 
und Abfegung aller Anführer und Officiere der Trup⸗ 
pen, der Minifter,, der diplomatifchen Agenten, der 
Statthalter in den Cantonen, des Präfidenten und 
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es öffentlichen Anflägers des Obergerichtshofes, und 
er Öbereinnehmer der Einkünfte der Republif. — 
Der oberfte Gerichtshof befteht aus einem von 
edem Canton ernannten Richter; er wird jaͤhrlich 
um vierten Theile erneuert. Et richtet die Mitglieder 
er gefeßgebenden Raͤthe und des: Directoriums; er 
ichtet in letzter Inſtanz in Criminalſachen, welche 
todesftrafe, Einfperrung, oder Sandesverweifung auf 
ebengzeit nach fich ziehen; er caffire auch in Civil 
schen bie Ausfprüche der untern Gerichte, welche 
egen bie. Competenz der Gerichtshöfe, gegen bie 
örgefchriebenen Formen und gegen den eigentlichen 
Sinn der Gefege ertheilt worden find, — In je dem 
inzelnen Canton find die oberften Obrigfeiten: 
er Statthalter, das Cantongericht und die 
Jerwaltungsfammer. „Der Statthalter 
ertritt die vollziehende Gewalt. Er bat die Auflicht 
ser alle Gemwalten und Beamten in der Ausübung 
wer Aemter; er übermacht ihnen die Geſetze, wie 
ich die Befehle des Directoriums; er nimmt ihre: 
nmerfungen, DBorfchläge und Klagen an, fann 
ver felbft nichts bemwilligen; er beruft die Urverfamm«’ 
ngen und Wahlkoͤrper zufammen; er hat das Recht, 
n Berathfchlagungen der Bermaltungefammer bei⸗ 
wohnen; er wacht fuͤr die innere Sicherheit, und 
t das Recht der Gefangennehmung aus; er verfuͤgt, 
if den Befehl des Directoriums, uͤber die bewaffnete 
dacht. Das Cantongeridt, beftehend aus 13° 
n dem Wahlforper ernannten Richtern, von wels 
en aller “Jahre zwei austreten, fpricht in erfter In⸗ 
inz in Hauptceriminalfachen, und in legter Inſtanz 

allen andern Eriminalfällen und in Civil» und 
olizeifahen. Die Wermaltungsfammer be- 
egt Die unmittelbare Vollziehung der Gefege über 
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‚ die öffentliche Erziehung, die Finanzen, ben Hanbel, 
die Gewerbe, die Lebensmittel, das fand» und Forft- 
wefen, die Verpflegung der Armen, die Unterhals 
tung der Städte und der Landſtraßen. Gie befteht 
aus einem Präfidenten und acht Beifigern, von dem 
Wahlkoͤrper erwaͤhlt. — Alle Abänderungen der 
Verfaffung müffen von dem Senate vorgefchlagen, 
darauf von dem großen Rathe verworfen oder geneh- 
migt, und im legtern alle den Urverfammlungen 
zugefande werden, um fie anzunehmen oder zu ver« 
werfen. Wenn die Urverfammlungen diefelben ans 
nehmen; fo find fie neue Sundamentalgefege der 
Staatsverfaffung. F 


342. 
Fortſetzung. 


Die Erneuerung des Krieges im Jahre 1799 
zwiſchen Oeſtreich und Frankreich ward das Grab der 
kaum gegebenen Verfaſſung. Schon vorher (Oct. 
1798) beſetzte ein oͤſtreichiſcher Heerestheil Graubuͤnd⸗ 
ten, welches diejenigen verließen, die zur Vereinigung 
mit Helvetien gerathen hatten. Als der Kampf ſelbſt 
den Boden der Schweiz erreichte, fochten Schwei—⸗ 
zer unter Dcftreihs, und andere Schweizer unter 
Sranfreichs Fahnen, Die helverifche Regierung Hielt 
fi in Lucern niche mehr ſicher, und verlegte ihren, 
Sig (31. Mai 1799) nah Bern. Unter. dem: 
Schutze der öftreihifhen Waffen verfuchten viele ber. 
vormaligen Obrigfeiten die Herftellung der alten Ord⸗ 
nung der Dinge %); doc) erfannse man bald, daß 


— — 


°) Bol. Heine. Zſchokke, des Schweizerlands Geſchichten 
für das Schweizervolt, Aarau, 1822. 8. ©. 277 ff. 
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Das Volk nicht nach der vorigen Unterthänigfeie fich- 
zuruͤck ſehnte. Nah Maffena’s Befiegung der Ruffen 
und Oeſtreicher bei Zürich (25. und 26. Sept. 1799) 
behaupteten die Sranzofen in der ganzen Schweiz, 
und felbft in Graubündten, das Uebergewicht. In 
Bern beabfichtigte die Regierung eine neue Geftals 
tung des Ganzen; allein bei der unvereinbaren Ver⸗ 
ſchiedenheit der politifchen Meinungen der beiden 
Hauptpartfeien ftürzten diefe ſich abwechſelnd, „alſo 
daß feine lange am Ruder blieb, und feine dem Va⸗ 
terlande Half ?).” Ä 


Der achtzehnte Brumaire zeigte feine Ruͤckwir⸗ 
fung auf die Schweiz; denn am 7. und 8. Jan. 1800 
löfeten die gefeßgebenden Käthe zu Bern das Directos 
rium auf, an deflen Stelle ein Vollziehungs— 
ausfhuß von 7 Perfonen trat, welche man nach 
ihrer Abgeneigtheit gegen das neue Syſtem kannte. 
Allein am 7. Aug. 1800 löfete eben fo eigenmädtig 
der Vollziehungsausfchuß die beiden Raͤthe auf, und‘ 
berief einen neuen gefeßgebenden, minder zahlreichen, 
Math, der aus 43 Perfonen beftand. Die Regierung, 
beftehend aus fünf Perfonen, nannte fih Voll 
ziehungsrath, nahm aber bald den Namen Di« 
rectorium wieder an. | 


- . Bonaparte, damals erfter Conful, hob (Nov. 
4800), in der Mähe der Ausfühnung mit Deftreich,, 
Das der Schweiz läftige Biindniß mit Frankreich auf, 
und gab der Republik die Neutralität zuruͤck; allein, 
im Innern derfelben dauerten die Reibungen ber bei⸗ 
den Hauptpartheien fort, und allgemeiner Mißmuth 


* Bgl. Heine. Zſchotte, ©. 278. 
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hertſchte über den’ttaurigen Zuftand der Finanzen. 
Da gingen Glaire und Stapfer (Jan. 1801) nad) 
Paris mit einem vom helvetifchen Directorium aus« 
gearbeiteten neuen Verfaſſungsentwurfe, der aber 
dem gefeßgebenden Rathe vorher nicht vorgelegt wor» 
den war. Der erfte Eonful, welcher im Frieden 
von Luͤneville (9: Febr: 1801) die Anerkennung 
ber helvetifchen Republik von Ocftreich bewirft hatte, 
erflärte den beiden Deputirten, die Schweiz bedürfe 
einer eigenthümlichen, ihr anpaffenden ‚, Berfaflung; 
doch werde Sranfreich in die Bildung berfelben ſich 
niche mifchen. Er billigte aber den ihm vorges 
legten Verfaffungsentiwurf, der am 29. Mai 1801 
vom helvetifchen Directorium dem gefeggebenden Ras 
the mitgetheilt ward. Mac) diefem Entwurfe ſollte 
die Schweiz in 17 Cantone getheilt werden, Bern 
die Hauptſtadt ſeyn, und die hoͤchſte Gewalt aus einer 
Tagſatzung von 77 (aus den einzelnen Cantonen 
auf fünf Jahre gewählten) Abgeordneten, nebft einem, 
von der Tagfagung gewählten, Senate von 23: 
Individuen ‚ mit zwei abwechſelnd ihm vorfigenden. 
tandammännern beftchen Die Würde eines 
Senators follte fünf, die eines Sandammanns zehn, 
Sabre dauern. ‘Der vorjißende Sandammann und 
vier gewählte Senatoren follten den Fleinen Rath 
bilden , und diefem die vollzicehende Gewalt, und 
die Ernennung zu allen Staatsämtern, fo wie dem 
Senate die Initiative der Geſetze, der Tagſatzung 
aber die Annahme oder Verwerfung derſelben zuſtehen. 
An die Spitze der einzelnen Cantone ſollten Präafecte 
grftelle werden, beauftragt mit der Ordnungspolizei, 
ter Vertheilung der Steuern, und dem Kirchen » und 
Schulweſen. Abgefichafft blieben das Patriciat, die 
geſchloſſenen Zünfte, und das vormalige Verhaͤltniß 
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se Untertbänenlande. Man gab die ftrenge politifche 
inpeit auf, : behielt aber die politifche Gleichheit. :- 

Schien gleich die Abficht'bei’ diefer neuen Ver 
iſſung verſoͤhnend zu feyn; fbkonnte doch die Erbit⸗ 
rung ber Partheien nicht befeltige werden. Sie zeigte 
ch beſonders nach dem Zuſammentritte der allgemei⸗ 
en: Zagfagung zit Bern (7. Sept. 1801). Bald 
egte die eine, bald bie andere Parthei, mie fich in 
er mwechfelsweifen Abſetzung ber oberften Staatsbe⸗ 
örden zeigte. Während Franfreich die Trennung des 
Balliferlandes von ber Schweiz beabſichtigte 
nd fpäter durchführte, verließen (7. Det. 1801) die 
Yaupter der ariftofratifchen Parthei, Reding, 
Rüller und von der Flue die Tagfagung, und 
andten fich, mie die demokratiſche Parthei, mit ihren 
Zorfchlägen gleichfalls an den erſten Conſul. Ob 
un gleich, nach ihrer Entfernung ‚:nody 13 andere 
bgeordnete (17. Oct.) die Tagſatzüng verließen; fo 
eendigten doc) die Zurückgebliebeiien (24. Oct. 1801) 
nen neuen Verfaſſungsentwurf, welcher 
26. Oct.) angenommen, und darauf (27. Oct.) ein 
euer Senat erwaͤhlt ward. An dieſem Tage aber 
rklaͤrten 13 Mitglieder des bisherigen geſetzgebenden 
dathes der Tagſatzung, fie habe ihre Beſtimmung uͤber⸗ 
hritten, und ließen den Verſammlungsſaal der Tag⸗ 
itzung beſetzen. Es folgte (28. Oct.) die Aufloͤſung 
er Tagſatzung, (3. Nov.) die Aufloͤſung des geſetzge⸗ 
enden Rathes, und die Annahme der Verfaſſung vom 
9. Mai. Ein Ausſchuß von fuͤnf Perſonen ſollte den 
euen Senat ernennen. Reding warb (21. Nov. 
801) erfter fandammann. Allein die Befegung von 
Ballis durch die Franzoſen veranlaßte ihn, nad) Paris 
u reifen. Getaͤuſcht durch die günftige Aufnahme da- 
ibſt, ließ er durch feine Anhänger die Sreunde der 
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entgegengeſetzten Parthei aus allen oͤffentlichen Aem⸗ 
tern entfernen. Dies lag aber nicht in den Planen 
des erften Confuls, "der in einem Schreiben an die 
Schroeizer vom 6, San. 1802 ihnen die Bitte um 
die Vereinigung-mit Sranfreich fehr nahe 
legte; denn „er habe-bisher zu ihnen gefprochen, wie 
in, den frübern Zeiten das Oberhaupt der gallifchen 
Dilierfchaften gethan haben würde, wo Helvetien 
einen Theil Galliens ausmachte.“ 

. Dieſe Erklärung bewirkte, daß die einflußreich« 
ften Männer von beiden Partheien bei der Befegung 
der Staatsaͤmter in der Schweiz verſchmolzen wurden, 
und dag Männer beider Partheien zu einem neuen 
Berfaffungsentwurfe (26. Gebr. 1802) fich 
pereinigten, den ber Senat der Republif annahm. 
Nach. demſelben ſallte die Schweiz, mit Einſchluß 
von Wallis „in 21 Cantone getheilt, ein Senat 
aus zwei Landammaͤnnern, zwei Statthaltern und 26 
Raͤthen gebildet, -und zur nitiative der Gefege be« 
xehtigg werden, die Tagfagung aber aus 52 ge. 
wählten Abgeordneten befteben,, und diefer das Recht 
der Annahme oder Verwerfung der Gefege, und die 
Erklärung von Krieg und Frieden jufommen. Die 
vollziehende Gewalt follte aufdem fleinen Ra— 
the beruhen, gebildet aus den beiden Landammaͤnnern, 
ben beiden Statthaltern und fieben aus der Mitte des 
Senats gewählten Raͤthen. 

Allein auch diefer Werfaffungsentwurf mißftel 
beiden Partheien; nur neun Cantone erflärten ſich für 
ihn. Während Redings Abweſenheit, bewirkte Kuhn 
£17. Apr. 1802) in dem Fleinen Nathe die Ruͤckkehr 
zur Verfaſſung vom 29. Mai, worauf Reding die 
Sandammannmurde niederlegte,, und 48 Deputirte aus 
allen Kantonen (30. Apr.) zu Bern ficd) verſammel⸗ 


— — nen 
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ten, welchen (3. Mai 1802): einneuer Verfaſ⸗ 
fungsentmwurf vorgelegt, und diefer von ihnen 
(2. Zul.) angenommen ward, ber ſich der Werfafr 
‚fung vom 29. Mai 1801 näßerte, Nach ihm ſollte 
ein Senat von 24 Mitgljebern und .ein. Boll 
ziehungsrath aus einem fanbammann und jweien 
Staatthaltern beſtehlhen. 13 

Als aber in dieſer Zeit allgemeine Unruhen. und 
felbft gegenfeitige blutige Befehdungen in ben einzefr 
nen Cantonen ausbrachen, in Graubündten (22. Aug.) 
die alte Verfaflung der drei Bünde hergeftefle, und 
vom General Anderniatt die Stadt Zürich befchoffen 
warb; da berief der erfte Eonful, beffen Bermitte- 
lung die Schweizer verlangt hatten, eine Deputas 
tion von.beiden Partheien (36 von dem neuen, 15 
von dem alten Syſteme) nad) Paris, welche, unter 
feiner Mitwirkung, die endlihe Verfaſſung der 
Schmeiz entwerfen follte. Bonaparte hatte vier fran« 
zöfifche . Senatoren ernannt, die mit zehn Depu⸗ 
tieten der Schweiz, fünf von jeder Parthei, die Ver« 
faffungsurfunden der einzelnen 19 Cantone, und bie 
allgemeine fchmweizerifhe Bundesacte verhandelten, 
weiche unter dem Namen der Mediationsacte 
(19. Febr. 1803,) von dem erften Conſul den hel— 
vetifchen Deputirten mit der Erflarung übergeben 
warb: „verlaſſen Sie dieſelbe nicht; fonjt bleibt mir 
nichts übrig, als die Schweiz mit Gewalt der Waf⸗ 
fen zu bezwingen, oder mit Sranfreich zu ver⸗ 
einigen. 


53. 
Fortfegung — Mediationsacte 


- Die allgemeinen Verfügungen der Mediationg- 
acte, die bis gegen bas Ende bes Jahres 1813 als 
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Bundesvertrag der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſen⸗ 
ſchaft galt, waren folgende: Die 19 Cantone ber 
Schweiz (Appenzell, Argau, Bafel, Bern, Frey. 
burg, Glarus, Graubünbten,, $ucen, ©. Gallen, 
Schafhauſen, Schwyz, ‚Solothurn, Teffin, Thur- 
gau, Unterwald, Uri, Waadt, Aug und Zürich) 
find mit einander verbünder in’ Gemäßheit ber 
in ihren befondern Verfaffungen feftgefeßten Grund⸗ 
füge. Sie garantiren einander mechfelfeitig ihre Ver⸗ 
faffung, ihr Gebier, ihre Freiheit und Unabhängig- 
keit, ſowohl gegen die fremden Mächte, als gegen bie 
Anmafung eines einzelnen Cantons, oder einer bes 
fondern Faction. — Es giebt in der Schweiz feine 
Unterthanenlande mehr, feine Vorrechte der Orte, 
der Geburt, der Perfonen und. Samilien, — Feber 
Schweizer Bürger iſt befugt, in einem andern Can⸗ 
tone haͤuslich fich niederzulaffen, und fein Gewerbe 
frei dafelbft zu freiben. Er erwirbt die politifchen 
echte, gemäß dem Gefege des Cantons, in welchem 
er ſich niederläßt, er kann aber nicht zugleidh in zwei 
Cantonen die politifchen Rechte genießen. — Die 

alten inländifchen und auswärtigen Abzugsrethte find 
abgefchafft; die freie Eirculation der Lchensmittel, des 
Viehes und der Waaren ift garantirt; fein Sctrols; 
Eingangs», Tranſito⸗ oder Mauthrecht kann im ne 
nern der Schweiz eingeführt werben. Jede Allianz 
eines Cantons mit einem andern Canton, oder mit 
einer fremden Macht iſt unterſagt. — „Die Tage 
ſatzung wechſelt von einem {jahre zum andern: in 
den fechs Kantonen: Freyburg, Bern, Eolothurn, 
Bafel, Zurid) und Lucern. Der fandammann 
oder Bürgermeifter des dirigirenden Cantons nennt 
fi zugleih Sandammann ber Schweiz Die 
fremden Gefandten übergeben ihm ihre Creditive ober 
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fberufungsfchreiben, und wenden fid an ihn 
» Unterbandlungen. Der diplomatifche Verfehr 
uch ihn. Bei Eröffnung der Tagfagung giebt 
Nachweiſungen, welche ihm in Betreff der 
ı und auswärtigen Gefchäfte, die den Bund 
en, zugefommen find, —* Jeder Canton 
et zur Tagfagung Einen Deputirten. 
Deputirten haben Inſtructionen und beſchraͤnkte 
nachten, und ftinnmey nicht gegen ihre Inſtruc⸗ 
Die 19 Deputirte, aus denen die Tagfagung 
e, machen in den Berathſchlagungen 25 Stim- 
zus; benn die Drputirten der Cantone, deren 
(ferung mehr als 100,000 Einwohner beträgt 
n, Zurich, Waadt, ©. Gallen, Argau und 
bündten), haben jeder zwei Stimmen. Die 
Gung dauert einen Monat; doch fünnen aud) 
yedentliche Tagfasungen berufen werden. Die 
serflärungen,, die Friedens» oder Allianzver« 
gehen von der Tagfagung aus; fie erfordern aber 
enehmigung von drei Viertheilen der Kantone, 
llein ſchließt Handelsvertrage und Capitulationen 
sländifchen Dienft. Sie ordnet das Eontingent 
ir jeden Canton beflimmten Truppen. Gie er- 
und ſchickt die außerorbentlichen Botfchafter. 
nticheidee in den Zwiftigfeiten zwifchen den eins 
‚ Sanfonen. Die Verfaflung jedes einzelnen 
ms wird im Archive der Tagfagung niederge- 


Der erfte Conſul unterzeichnete dieſe Acte mit 

rflärung: „Wir erfennen Helvetien, der gegen» 
jen Acte gemäß conftituirt, als unabhängige 
t. Wir garantiren die Föderalverfaflung, und 
erfaffung jedes Kantons , gegen die Feinde der 
Helvetiens, wer fie auch ſeyn mögen.“ ., 





1 
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54. 


b) Politifher Charafter der Bundesacte 
vom 7. Aug. 1815. 


Bald nach der Annahme der Mebiationsacte 
ſchloß die Republik ein Vertheidigungsbünbniß (27. 
Sept. 1803) mit Franfreih, und einen Vertrag 
wegen der in franzöfifhen Sold zu gebenden Truppen 
( Anfangs 16,000 Mann, in der Folge nur 12,000 
Mann); im Innern blieben die Partheien ein Jahr⸗ 
zehend hindurch beruhigt. — Sie regten fi aber 
von neuem, nachdem Napoleon in Herbfte 1813 den 
Boden Teutſchlands verlaffen mußte, und die Ver- 
biindeten die von der Schweiz (18. Nov. 1813) bes 
f&hlojfene, und von Napoleon ancrfannte, Neutrali⸗ 
tat nicht zugeftanden. Das Hcer, welches der Fürft 
Echmarzenberg führte, ging durch die Schweiz über 
den Rhein, und die zu Zürich verfammelten Gefand- 
ten der Cantone Uri, Schwyz, Sucern, Züri, : 
Glarus, Zug, Freyburg, Bafıl, Schafhaufen und | 
Appenzell fprachen (29. Dec. 1813) die Auflöfung 
der Mediationsacte aus, 


Se größer die Gahrung war, welche unter ben 
einzelnen Partheien der Schweiz, zunaͤchſt für die . 
völlige Herftellungberalten Berbältniffe, 
aufwogte; deſto noͤthiger erfchien der Einfluß der 
Abgeordneten der verbündeten Mächte auf die neue . 
Seftaltung der Verhältniffe der Schweiz, und die 
endliche Entfcheidung des Schickſals der Schweiz auf 
bem Congreffe zu Wien, Zwar fchloffen bereits Die 
19 Eantone am 8. Sept. 1814 zu Zürich einen Bun 
desvertrag; auch gaben ſich die meiſten einzelnen 
Cantone im Laufe des Jahres 1814 befondere 





— — —— 
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Berfaffungen *); allein es verzog ſich bis zum. 
7.Aug. 1815, bevor der Bundesvertrag feierlich 

befhmoren ward, meil in der Zwifcyenzeit zmwi- 

fhen ber Abfchließung und Beſchwoͤrung beffelben 

theils drei neue Kantone — Genf, Wallis und 

das preußifche Fuͤrſtenthum Neuenburg *) — 

mit der Eidsgenoffenfchaft verbunden wurden, theils, 

nach der Ankunft der helvetifchen Abgeordneten in. 
Wien, (20. März 1815) die Erflärung des Wie 

ner Congreffes über die Angelegenheiten 

der Schweiz ®%), fo wie (29. März 1815) die 

eidsgenöffifche Beitrittsurfunde °ors) zu 

der Erklärung des Wiener Congreffes er 

folgte. - 

Die Grundbeftimmungen bes am 7. Aug. 1815 
beſchwornen Bundesvertrages }) find folgende: Die 
22 fouverainen Cantone der Schweiz, als Zürich, 
Bern, $ucern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Glarus, 
Zug, Sreyburg, Solothurn, Baſel, Schafhaufen, 
Appenzell beider Rhoden, S. Gallen, Graubündten, 
Aargau, Thurgau, Teflin, Waadt, Wallis, Neuen⸗ 


> Die volltändige Sammlung aller zu dem gegen waͤr⸗ 
tigen helvetiſchen Staatsrechte gehörenden Urkunden 

iR: CUferi’s) Handbuh des ſchweizeri— 
ſchen Staatsrehts. ate Ausg. Aarau, 1821. 

8. wo bie Werfaffungen der einzelnen Cantone 

fih Sefinden (melde $. 18. bereits chronologifg 
nachgewiefen wurden). 

=) Diefe vom Könige von Preußen dem Färftenchume 
am ı8. Jun. 1814 gegebene Verfaſſung fteht - beim 
Uſteri, ©. 460. 
=) Uſteri, ©. 32 
225 Uferi, ©. 39. 
V Uſt eri, ©. 5 . 
IV. . 19 
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burg und Genf, vereinigen ſich durch den Bund zur 
Behauptung . ihrer Freiheit, Unabhängigkeit und 
Sicherheit gegen afle Angriffe fremder Mächte, und 
zur Handhabung der Ruhe und Ordnung im’Jnnern. 
Sie gemäprleiften ſich gegenfeitig ihre Verfaſſungen, 
fo wie diefelben von den oberften Behörben jedes Can« 
tons, in Uebereinſtimmung mit ben. Grundfägen des 
Bunbesvertrages, werben angenommen worden feyn. 
Sie gewährleiften ſich gegenfeitig-ifr Gebiet. Zur 
Handhabung diefer Gewährleiftung und zur Behaups 
tung ber Neutralität der Schweiz wird aus der waf⸗ 
fenfäpigen Mannfchaft eines jeden Cantons, nad) dem 
Verpältniffe von 2 Mann auf 100 Einwohner Ber 
völkerung, ein Contingent gebildet. — Im Falle 
äußerer oder innerer Gefahr hat jeder Canton das . 
Recht, die Mitftände zu getreuem Auffepen aufzufor- 
dern. Wenn in einem Canton Unruhen ansbrechen; _ 
fo mag die Regierung andere Calitgne zar Hülfe 
mahnen; doch foll ſogleich der Vorort davon benach · 
richtigt werden. Bei fortdauernder Gefahr wird die - 
Tagſatzung, auf Anſuchen der Regierung, dis avei⸗ 
tern Maasregeln treffen. Im Falle einer plöglichen «' 
Gefahr von aufen mag zwar Der.bebroßte Canton _ 
andere Cantone zur Hülfe mahney;.Ap ‚oft, ſogleich 
der Vorort davon’ in Kenntniß'gefegt:werbers Diefem | 
biegt ob, die Tagfahung zu verfarhnteht, welcher alle 
Verfügungen zur Sicherheit der’ Eidögenoffenfhaft 
zuſtehen. — Alle Anfprüde und Streicigkeſten zwi⸗ 
ſchen den Cantonen über Gegenſtaͤnde, die nicht dur, 
den Bundesvertrag gewährleiftet fiab, merden an 
das eidsgenöffifche Recht gewieſen· — Es dürfen 
unter den einzelnen Cantonen keine, dem allgemeinen 
Bunde oder den Rechten anderer Cantone nachtheiltge⸗ 
Verbindungen gefchloffen werden. — Da re nad 


s ia 
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Anerfennung der 22 Cantone, feine Unterthanen- 
fande mehr in der Schweiz giebt; fo kann auch der 
Genuß der politifchen Rechte nie das ausſchließliche 
Privilegium einer Klaffe der Santonsbürger feyn. — 
Die Tagfasung beforge, nach) den Vorfchriften 
des Bundesvertrages, die ihr von den fouverainen 
Ständen übertragenen Angelegenheiten des Bundes. 
Sie befteht aus den Gefandten der 22 
Cantone, welche nad) ihren Snftructionen ftimmen. 
Sie verfammelt fi) in der Hauptftadt des jedegmali« 
gen Vororts. Der im Amte ftehende Bür- 
germeifter des Vororts führt den Vorſitz. 
Die Tagfagung erflart Krieg und fchlicht Frieden; 
ſie allein errichtee Biindniffe mit auswärtigen Staa- 
: ten; doch find für diefe wichtigen Verhandlungen 
| drei Viertheile der Cantonsſtimmen erforderlich. 
In allen übrigen Verfügungen der Tagfasung ent 
fheidet die abfolute Mehrheit. Die Tagfagung ſchließt 

: Sanbelsverträge mit dem Auslande; doch koͤnnen 
Militaircapitulationen und Verträge über öfonomifche 
und Polizeigegenftämde von einzelnen Cantonen mit 

' auswärtigen Staaten gefchloffen werden. Sie dür« 
fen aber weder dem ‘Bundesvereine , noch beftehenden 

. Bündniffen, noch verfaffungsmäßigen Rechten an» 
: derer Cantone zuwider feyn, und muͤſſen deshalb zur 
Kenntniß ber Tagfagung gebracht werden. Die Tag- 
ſatzung ernennt eidsgenoffifche Gefandten, wenn deren 
Abordnung nothwendig erachtet wird. Sie trifft die 
- Maasregeln für die äußere und innere Sicherheit der 
Eidsgenoffenfhafl.e Sie beftimmt die Organifation 
der Eontingentstruppen, verfügt über deren Aufftels 
lung und Gebrauch , ernennt den General, den Ges 
seralftab und die Oberſten. Wenn die Tagfagung 
liche verſammelt ift, wird die Leitung der Bundes» 

ann 
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angelegenheiten dem Wororte übertragen.. Der Vor- 
ort wechſelt aller zwei Jahre unter den 
Gantonen Zürih, Bern und £ucern. Für 
sebensmittel, Sandeserzeugniffe und: Kaufmanns» 
waaren beftcht freiee Kauf und ungehinderte Yus- 
und Durchfuhr zwifchen allen Cantonen. Die Ab- 
zugsrechte von Canton zu Canton find abgefchafft. 

Die Beichlüffe der auf dem Wiener Congreffe 
mit den fchweizerifchen Angelegenheiten ſich befchäfti- 
genden Commiſſion wurden in befondere Artikel der | 
Wiener Congreßacte aufgenommen, nad) welchen, 
außer der Anerfennung der 22 Cantone, Oeſtreich an 
Graubündten die Herrfchaft Razuͤns überließ, das 
Gebiet von Genf durd) einige von Sardinien abge : 
tretene Bezirfe erweitert, und cben fo ber Reſt des 
Bischums Bafel den Cantonen Bafel und Bern zu 
getheilt ward. Im zweiten Parifer Frieden kamen 
noch der Bezirk Carouge und ein Theil der Landſchaft 
Ger von Eavoyen an Genf; aud ward (20. Nov. 
4815) von den verbündeten Mächten die immer: 
währende Neutralität der Schweiz ausge 
fprochen. 


55. 
c) Weber die befondern Verfaffungen ver f 
einzelnen fhmweizerifhen Cantone. . 


Wenn gleich die befondern WVerfaffungen der _ 
einzelnen fchweizerifhen Cantone den allgemeinen 
politifchen Charafter tragen, daß fie dem‘ Bundes 
verfrage nicht widerfprechen dürfen und von der Tags < 
ſatzung genehmigt werden müſſen; fo weichen fie doch 
im Einzelnen wefentlich von einander ab, und nähern | 





fich in vielfachen Beziehungen den Altern Sormen, 


L 
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fo weit diefelben beibehalten werden konnten ). So 
behielten namentlich die Fleinen und demokrati— 
f hen Cantone ihre Sandesgemeinden, denen die hoͤchſte 
Gewalt zuſteht, welche in den größern und arifto« 
Pratifchen Cantonen dem großen Rathe gehört, In 
welchen zwar die. Fleinen Städte und das fand ihre 
Stellvertreter haben, doch fo, daß die vormals fou- 
veraine Stabt, theils durch die Zahl ihrer Mitglieder 
im geoßen Rathe , theils durch die dem großen Rathe 
zuftehenden Wahlen und durch den Antheil an bem 
Fleinen Rathe, ein wefentlihes Uebergewicht be. 
Dauptet. | 

Der Canton Bafel war der erfte, welcher, nach 
der Aufhebung der Mediationsacte, bereits am 4. März 
1814 eine neue Verfaffung ſich gab, Nach der- 
felben liegen die Souverainetätgrechte des Kantons In 
den Händen eines großen Rathes, der aus 150 
Mitgliedern befteht, wovon 60 unmittelbar von den 
Zünften (d.i. Wahlverfammlungen) aus ihrer Mitte, 
und 90 von dem großen Mathe felbft gewählt werden. 
Er übt die gefeßgebende Gewalt, Kr erläßt und 
giebe nicht nur Gefege, die ihm von dem kleinen 
Rathe vorgefchlagen werden; er hat auch das Recht, 
fie felbft. in Vorſchlag zu bringen; doch übergiebt er 
fie vor ihrer Annahme der Berathfchlagung des Fleis 
nen Raths. Der fleine Rath wird aus 25 Mit: 
gliedern des großen Rathes gebildet, die ihre Stellen 
in demfelben beibehalten, Er ift mit der Vollziehung 








2) Leber das ältere helvetiſche Staatsreht, vor dem 

Ausbruche der Revolution, verdient verglichen zu wers 
"den: Leon. Meifter, Abriß des eidgendffifchen 
- *GStaatsrechts uͤberhaupt, nebſt dem befondern Staates 
(7.7 gechte jedes Eantons und Dries. St. Gallen, 1786. 8. 
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der Geſetze beauftragt; er ſchlaͤgt dem großen Rathe 
die Geſetze vor, die er fuͤr noͤthig erachtet, und giebe 
demſelben gutachtliche Vorſchlaͤge uͤber Gegenſtaͤnde 
die ihm der große Rath zur Berathung uͤberweiſet. 
Die Mitglieder des kleinen Rathes werden von dem 
großen Rathe durch geheime abſolute Stimmenmehr- 
heit erwaͤhlt. Zwei Buͤrgermeiſter, welche von dem 
großen Rathe aus der Mitte des fleinen Rathes durch 
geheime abſolute Stimmenmehrheit ernannt werden, 
führen abwechſelnd, jeder ein Jahr lang, den Vorſitz 
im großen und kleinen Rathe. 

Am 29. März 1814 gab der Canton Lucern 
fi eine befondere Verfaffung Nach derſelben 
beruht die höchfte ‚fouveraine Gewalt auf 36 täg«- 
lichen, und 64 großen Rathen, beren Stellen 
lebenstänglich find, prafidire durch einen Schultheiß. 
Er befteht aus 50 Mitgliedern aus der Buͤrgerſchaft 
der Stadt fucern, und aus 50 Mitgliedern aus ber 
Landſchaft. Der tägliche Rath (von 36 Individuen) 
übe die Göchfte vollziehende, verwaltende und richters 
liche Gewalt. Er ſchlaͤgt dem gefammten Rathe die 
Gefege, Decrete und Verordnungen-vor, und beforge, 
nach erhaltener Genehmigung, von fi) aus die Voll⸗ 
ziehung. Zwei Schultheißen, von Rath und hundert 
aus der Mitte des täglichen Rathes gewählt, führen 
abwechfelnd jeber ein Jahr lang den Vorfig, ſowohl 
im Rathe und Hundert, als im täglichen Rathe. ‚Die 
Fatbolifche Religion ift die Religion des Canton. : 

Am 10. Mat 1814 ward die neue Berfafk 
fung bes Cantons Freyburg unterzeichnet. Sie 
übertrug die höchfte Gewalt auf 29 Mitglieder des 
fleinen, und 116 Mitglieder des großen Rathes, 
deren Stellen lebenslänglich find, Der große 
Rath wird aus 108 Mitgliedern. aus der großen 
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ober fogenannten patriciſchen Bürgerfchaft der 
Stade Freybyrg, und aus 36.Mitgtiedern von den 
Städten und der Landſchaft zufammengefegt. Er be 
Qratigt oder verwirft die Geſetzesvorſchlaͤge, bie ihm 
von dem kleinen Rache oder von dem Staatsrathe 
gemacht / werden. Ei ernennt bie beiden Schultheißen 
aus den: Misglieberm bes kleinen Rathes. Er übt das 
Begnabigungsrecht und alle Acte der ſouverainen 
Gewalt. Der kleine Rath übt die hoͤchſte volle 
ziehende, verwultende und richterlich⸗ Gewalt, Er 
theilt füch in „wet Abtheilungen. Die -eine, aus 13 
Mitgliedern ‚bildet, unter dem Vorſitze des regieren« 
den Schultheiß, den Staatsrath; Die andere, 
unter dem Worfige des Alefchulcheiß:, den Appella- 
tionsrath. Der Staatsrath iſt mit der Vollziehung 
der Befege und Verordnungen , fo wie mit der Auf- 
fiche über die-.untern Behörden beauftragt. Der 
Appellationsrath Beurtheilt in letzter Inſtanz alle bür« 
gerliche und peinliche Rechtsfaͤlle, mit Ausnahme ber 
Klagen über Verbrechen, welche. bie Todesftrafe nach 
© jiehen, wo der ganze Pleine Rath das Urtheil 
geile. — Ein Cenſurgericht, beſtehend aus 7 
Mitgliedern, die man Heimlicher nennt, und ge— 
wähle von dem großen Rathe dus ſeiner Mitte, ſorgt 
für die Aufrechthaltung der Eonftitutiön ‘und der guten 
Sitten. Jedem Eingriffe in diefelbe, fo wie jedem 
Mißbrauche der Gewalt zu wehren, iſt unerläßfiche 
Pflicht für die Heimlicher. Xeder- derfelben ift 
ducch feinen Eid gebunden, folhe Falle dem Cenſur⸗ 
gerichte zu überbringen. Die Heimlicher bleiben drei 
Jahre im Amte, und müffen 40 Fahr alt ſeyn. — 
‚Die katholiſche Religion ift die Religion des Cantons. 
—— Mor Verluß von zehn Jahren kann feine Ab- 
“änderung in ber Werfaffung gemacht werben. 
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on 56. un ’ F 
Gortfegung 0° 


... Am 14. Juny 1814 gab der Canton Züri 
ſich feine befondere. Berfaffung. —.: Die evange- 
liſch⸗ reformirte Religion ift bie herrſchende Meli- 
gion; den fatholifchen Gemeinden find: ihre bisherigen 
Religionsverhaͤltniſſe garantirt. Einem großen 
Rathe von 212. Mitgliedern kommt die hoͤchſte Ge 
welt, d.h. die Ausübung der Sounverainetaͤtsrechte 
und bie Gefeßgebung des Cantons zu. Der große 
Rath Hat die ausfchliegende Befugniß, Steuern zu 
erfennen. Der große Rath wählt denjenigen Theil 
feiner eignen Glieder, welcher nicht umnittelbar von 
den 65 Zünften (Wahlverfammlungen) des Kantons 
gewählt wird; - ferner die Mitglieder bes Fleinen 
Raths; den Antiftes der Zürichfchen. Kirche, die welt⸗ 
lichen Glieder des Kirchenrarhs; die Mitglieder des 
Erziehungsrathes u. few. Der kleine Rath be- 
ſteht aus 25 Mitgliedern des großen-Rathes. . Er 
fhlägt dem großen Rathe die Gefege vor, und läßt 
fie, nad) deren Annahme, vollziehen. Er leitet bie 
ganze Verwaltung. Zwei Bürgermeifter führen ab» 
wechſelnd, jeder ein Jahr lang, den Vorfig ſowohl 
im Fleinen, als im großen Rathe. 

Darauf folgte am 18. Sun. 1814 die, von 
dem Könige von Preußen feinem Fuͤrſtenthume 
Meuenburg gegebene, Verfaſſung. Der König 
erflärt, daß er und feine Nachfolger diefes Fürften- 
thum in feiner vollfommenen Unabhängigfeit , Unver- 
außerlichfeit und Untheilbarfeit behalten, ohne daß 
es jemals einem Prinzen als feibgedinge überlaflen, 
oder als Lehen und Afterlehen an jemand übertragen 
werden kann. Die proteflantifche und katholiſche 
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igion wied frei geube "Mur kandesunterchaneu 

im: Fuͤrſtenthume Anſaͤſſige koͤnnen Civil» und 
litairſtellen bekleiden, mit alleiniger Ausnahine der 
elle des Gouverneurs Die vollkommene Handels⸗ 
heit im Sande und auswaͤrts wird allen Einwoh⸗ 
n zugeſichert, ſo weit ſie den Verpflichtungen beim 
ittitie den dent Schweizerbund aicht zuwider üb: Ale 
lizeiordnungen gehen vom Fuͤrſten aus, '' ‚Keine 
gabe darf.erhoben werden, als vermoͤge eines Ge⸗ 
es. Alle Einwohner find. vom: 18ten bis zun 
ſten Jahre waffendienſtpflichtig; fie fönnen aber in 
ı wirklichen Dienft zu feinemi-andern Zwecke geru⸗ 

werden, als für. die Erhaltung der öffentliche 
bung, für die Sandesvertheibigung., und für: die 
füllung der Verträge, welche das Fuͤrſtenthum mit 
Schweiz verbinden. Die Landftänbeifollen 
8 gefeggebende Behörde:-und Nationah 
th miederhergeftelle, und bie Stellvertretung jedes 
yirts nad) feiner Wichtigkeit und Bevölkerung feſt 
etzt werden. 

Der Canton Appenzell der äußern Rhoden 
> am 28. Jun. 1814, und der innern Rhoden am 
.Juny ſich feine befondere demokratiſche Verfaſſung. 
ı der Verfaſſung der äußern Rhoden bilder die 
ndesgemeinde, ober die allgemeine Verſamm⸗ 
ıg des Volkes, die höchfte Landesbehoͤrde. Cie be= 
be aus allen Angehörigen des Kantons im Alter 
n 16 Jahren und drüber, wird jährlich gehalten, 
d erwaͤhlt durch freie Hand und Stimme die vier 
tandeshäupter und die übrigen Beamten doch ftets 

r für ein Jahr, nad) deſſen Verfluſſe alle wieder 
Ilbar find. Der tandesgemeinde muͤſſen alle Buͤnd⸗ 
fe und Verträge, Kriegs» und Friedensfchlüffe, 
e Vorſchlaͤge zu neuen Gefegen und zur Abande- 
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sungher.befiehenden.jtir Entſcheidung worgelegt wer⸗ 
den, nachdem · ſie van großen Rathe geprüft worden 
ſind. Die Neu: undi Albt⸗ Raͤtheverſammlung 
iſt die zweite Behoͤrde⸗dẽes Cantons, und aus ben 
ſaͤmmtlichen Landesbeamten, den Hanptkniten. un) 
einer für jebe Heninde beſtimmten Anheahl Raths⸗ 
gliedern, zuſammendeſetzt. Sie hat.bie Polizei und 
SEtenern ‚unter: fihi-:- Der große Math; gebilder 
aus den 10 Landesbeamten und ben regierenben Haupt⸗ 
leuten der Gemeinden ‚übt die. höchfie richterliche und 
soollgiehende Gewalt. Die. kleinen: Käthe: beur- 
cheilen in zweiter Inſtanz alle Prozeßſachen, und find 
Aufſeher über alle. Zweige der niedern Polizei. ; Der 
regierende Landammann ift Prafident aller diefer 
Hohen, Standesbehoͤrden. Jede Gemeinde hat 
gar die Berwaltung these Kirchen - und Gemeindeguͤ⸗ 
der ;: ihres Armenweſens und Ihrer innere: Anftalten 
eigne Behörden, Die: man Kirchhoͤren und Ge 
witelrbenath., ‚oder Hauptleute und Mäthermennt.:. Die 
Kirhhören wählen den Gemeinderath., Der aus 2 
Haupleuten und Bbis 22 Mitgliedern Ibeſteht. — 
In ber Verfaffung: bed Cantons Appenzell der innern 
Rhoden bildet auch dieLandesgemeinde die erſte 
‚und ſouveraine: Behoͤrde; doch wird das Alter von 
:48 Jahren zur: Theilnahme an berfelben: erfordert. 
Die Landesgenreinde ermählt zwei fandammänner und 
. bie übrigen obern Beamten auf ein Jahr; doch if 
‚jeder wieder wählbar... Die fandesgemeinbe beftätigt 
‚oder verwirft die ihr vom großen Rathe vorgelegten 
Bündnijfe, Kriegs und Friedens antraͤge. Die zweite 
oberſte Landesbehoͤrde ifl der große Rath, beſtehend 
aus 124 Perfonen. Er entwirft und ſchlaͤgt der Lan⸗ 
‚desgemeinde die Geſetze zur Annahme oder. Verwer—⸗ 
fung vor, beftimmt die Erhebung von Abgabenıc. Der 





Pofieiven. Sffentliches Staatsrecht. 299 


fleine Kath, beftehenb aus 16 Perfonen, wird 
in drei gleichzählige Gänge, oder Rathsſectionen ges 
theil. Ein folcher Gang beißt ein Wochenrath, 
der wenigſtens 4 Sitzungen hält, in bit zerlichen und 
peinlichen Fällen, - mit Ausnahme der dem .großen 
Dede vorbepaltenen Gegenftände, in erfter nftanz 
fpricht , in legter Inſtanz aber bei erwiefenen Poligels 
und andern Wergebungen. 

Dee Eanton Glarus machte am 3. Sul. 1814 
feine Berfaffung bekannt. Er erflärte Eingangsr 
weife: „daß er zwar nie eine in Urfunde ge 
ſchriebene Verfaffung gehabt habe; daß aber 
buch Jahrhunderte lange Hebung, durch allmäplige 
Berihhtigungen und durch die zwifchen beiden Reli⸗ 
gionstheilen zu Stande gekommenen Verträge, alls 
maͤhlig diejenige Verfaſſung entftanden fey, melche 
auf nachfolgenden Grunbfägen beruße, und die ev 
auf die Nachkommen unverändert. übertragen wolle. 
Die fouveraine oberfte Gewalt fteht der Sandes ge 
meinbe zus: Die tandesgemeinden jeder Religion 
treffen die ihnen zuſtehenden Wahlen nach bisheriger 
Uebung, und verfügen über die. Angelegenheiten jedes 
Meligionstheiles. Die gänzlicye Religionsfreiheit bei 
der Ölaubensbefenntniffe ift gewaͤhrleiſtet. Die fans 
desgemeinde ift der unumſchraͤnkte Geſetzge ber in 
politiſchen, Polizei⸗, Civil» und Criminalſachen; ſie 
entſcheidet uͤber Buͤudniſſe, Krieg und Frieden; ſie 
beſtimmt Steuern und Auflagen. Sie überträst bie 
neben ihm einem Statthalter und audern Beamten, 
Diefe Verfammlung bildet, unter dem Vorſitze .deg 
regierenden fandammanns, den gemeinen Kath. 


.. 
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Am 4. July 1814 erſchien die Verfaſſung 
bes Cantons Aargau. — Jeder, der in einer Ge⸗ 
meinde des Cantons das Ortsbuͤrgerrecht beſitzt, iſt 
auch Cantonsbuͤrger. Mur Cantonsbuͤrger koͤnnen zu 
den durch die Verfaſſung eingefuͤhrten Stellen waͤhlen 
und gewählt werden. Um bei einer Gemeinde— 
wahlverſammlung ſtimmfaͤhig zu ſeyn, muß man 25 
Jahre alt ſeyn und ein ſchuldenfreies Vermoͤgen von 
300 Franken beſitzen. Zur Stimmfaͤhigkeit bei einer 
KRreismwahlverfammlung aber gehört, außer dem 
Alter von 25 Jahren, ein fchuldenfreies: Wermögen 
von 1000 Sranfen. — Der große Rath, be 
ftehend aus 150 Mitgliedern (halb Katholiken, halb 
Meformirten), übt die Höchfte Gewalt. Er genehmigt 
oder verwirft die von dem Fleinen Rathe ihm vorge» 
legten Gefegesvorfchläge, empfängt von diefem Be⸗ 
riche über die Vollziehung der Gefege und über den 
Zuftand der öffentlichen Verwaltung , fo wie ihm der⸗ 
felbe Rechnung über die Verwaltung des Staatsver- 
mögens und der Staatseinfünfte ablegen muß. Der 
Amtsbürgermeifter führt den Vorſitz. Der kleine 
Mach, befichend aus 13 Mitgliedern des großen 
Rathes, von welchem fie fortdauernd einen Theil aus- 
machen, übt die vollziehende Gewalt, Er ſchlaͤgt 
bem großen Rathe die Gefeße vor, und vollzieht die 
angenommenen, führt die Aufſicht über alle unterge- 
ordnete Behörden, legt dem großen Rathe Rechnung 
über alle Theile der Verwaltung ab, und verfüge über 
die bewaffnete Macht, um die öffentliche Orbnung 
aufrecht zu erhalten. — In jedem Bezirke ift ein 
Oberamtmann, beauftrage mit ber Vollziefung 
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ber Geſetze und der Aufſicht über die Beamten, — 
In jeder Gemeinde ift ein Gemeinberath, der 
aus einem Ammann und wenigftens 2, hoͤchſtens 12 
Mitgliedern befteht. Er leitet die öffentliche Polizei, 
verwaltet das Gemeinde», Armen» und Kirchengut, 
das Wormundfchaftswefen ꝛc. — In jedem Kreife ift 
ein $riedensrichter, der die vorhandenen Streit 
Händel zu fehlichten fuhrt, über Streitigkeiten von 
geringem Werthe entfcheidet, und bei Kreismahlver« 
fammlungen den Vorfig führe. In jedem Bezirke iſt 
ein. Gericht, und im Canton ein Appellationg 
gericht,‘ beftehend aus 13 Gliedern. — Jeder 
Schmeizerbürger im Canton fann zu Milizdienften 
angehalten werden. u 
Die Verfaffung des Cantons Schafhaufen 
ift vom 12. July 1814 datirt. Der Canton ift fir die - 
Ausübung der politifchen Rechte feiner Bürger in 24 
Zünfte (Wahlcollegia) getheile, wovon 12 In der Haupt⸗ 
ſtadt und 12 in der Sandfchaft beſtehen. In der Stabt 
find afle majorenne wirkliche Bürger und Bürgerfohne 
ftimmfähig; in der Sandfchaft Die Bürger, welche 20 
Jahre alt find. Die aus 74 Mitgliedern beſtehenden 
flein und großen Raͤt he find der Gefeßgeber und 
die oberfte Behörde des Cantons, welcher die Aus⸗· 
übung der höchften fouverainen Gewalt zufommt. Sie 
genehmigen und verwerfen die. Gefege und Verordnun⸗ 
gen, welche ihnen von dem Fleinen Rathe vorgefchla« 
gen werben; auch hat jedes ihrer Mitglieder das 
Recht, Vorfchläge zu Gefegen und Verordnungen in 
Anregung zu bringen, bie aber vor ihrer Annahme 
von dem Pleinen Rathe, mit einem Gutachten beglei- 
tet, den klein und großen Räthen vorgetragen werben 
müffen. Die flein und großen Räthe fhreiben die 
allgemeinen Sandesfteuern und Abgaben aus; von 


z02 Poltttors öffentilhes Stautsteche. 


ihneri werden die Staatsrechnungen geprüft und ab⸗ 
jenommen; fie ernennen zu den widhtigften Stellen 
es Staates. Den Vorfig in ihnen führen abwech— 
ſelnd zwei, durch Plein und große Raͤthe aus der 
Mitte des Fleinen Rathes erwäßlte, Buͤrgermeiſtet, 
jeder ein Jahr lang. — Der fleine Rath, be 
ftehend aus 24 Mitgliedern des großen Rathes, die 
Sig und Stimme in demfelben behalten, iſt mit der 
Vollziehung der Gefege und Verordnungen beaufträgf; 
de beſorgt die täglichen Regierungsgefchäfte und bie 
Eorrefpondenz mit den eidsgenöffifhen Ständen und 
auswaͤrtigen Behörden, ſchlaͤgt die Gefege vor, leitet 
die untern Behörden‘, urtheilt in legter Inſtanz in 
Civil» und Vermwaltungsftreitigfeiten, fo wie in allen 
Eriminalfällen; doch daß bei TodesurtHeilen Flein und 
großen Raͤthen das Begnadigungsrecht vorbehalten 
leibt. Von 4 zu 4 Fahren werden Flein und große 
Näche erneuert; doch fünnen dieſelben Mitglieder 
wiebee gewählt werden. — Icder Cantonsbürger 
iſt zum Militairdienſte verpflichter. — Alle Bürger 
ftehen unter gleichen Gefegen und haben gleiche Frei⸗ 
peiten. — Die reformirte Religion ift die herrfchende 
inbesreligion. — Aller 12 Jahre foll durch Fein 
ind große Räthe eine Revifionder Verfaffung 
vorgenommen werben. u 
" Die Verfaffung bes Cantons Thurgau 
warb am 28. July 1814 unterzeichnet. Der Canton 
iſt in 8 Amtsbezirke, dieſe find in 32 Kreife, und 
die Kreife in Municipalgemeinden eingerheilt. Alle 
Cantonsbirger genießen gleiche politifche Rechte. Wer 
Santonsbürger ift, und im Canton ein Gemeinde» 
Bürgerrecht beſitzt, hat als Activbürger Zutritt und 
Stimme in den Gemeinden» und Kreisverfammlun« 
gen, fobald er das Alter der gefeßlichen Volljährigkeit 
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he Hat und mwenigftens: 200 Gulden Vermögens 
wert. — Ein großer Rath von 100 Mit 
ern uͤbt die Höchfte Gewalt, Er entſcheidet über 
ahme oder Verwerfung ber Gefegesvorfchläge;, 
gm vom kleinen Rate vorgelegt werden, „fa mie 
bie zu erhebenden Steuern. Ihm wird über ‚die 
lziehung: der Gefege und. aber den Zuſtand dev: 
hiedenen Zweige der Staatsverwaltung Rechen⸗ 
fe, und von dem Fleinen Rathe Rechnung irber bie 
wendung ber öffentlichen Gelder abgelegt. Er übt 
Begnadigungsrecht. Die Amtsdauer der Mit 
ver deſſelben iſt acht Jahre; aller 4 Yahre wird 
Hälfte erneuert; doch find-bie Austretenden mies 
wählbar. — Ein Pleiner Rath von 9 Min 
en iſt die oberfte Vollziehungs = und Verwal 
ebehörde. Er macht die Vorfcyläge -zu-Gefegen 
Steuerverorönungen ; er leitet DIE geſammte Beri 
ung, führt die Aufſicht über das Juſtizwefen, 
die Dberanffiche über ‚die Verwaltung der Kies 
-, Schul», Armen» und Gemeindeguͤtert er legt 
droßen Kathe Rechenſchaft über alle Theile der 
atsverwaltung‘ ab, : und verfuͤgt über die bewuff⸗ 
Macht zur Handhabung, der öffentlichen Ordnung. 
kleine Kath wird von dem großen Rathe aus fei« 
Mitte gewählt, und ‚macht fortwährend einen 
iL deflelben aus. Die Amtsdaner der Mitglieder 
kleinen Raths iſt neun Jahre; aller drei Jahre 
‚er zum dritten Theile eineuert. Zwei Lulid a m⸗ 
ner führen halbjaͤhrlich abwechſelnd den Vorſitz 
ı kleinen, ſo wie beim großen Rathe. — Jede 
nicipalgemeinde hat einen Gemeinderath, be⸗ 
nd aus einem Ammann und wenigſtens vier Mit⸗ 
yeen , welche durch die: Verſammlung Ber: Actio« 


er aus denjenigen von: tönen: ugewäßlt · werden, 
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die ein Vermoͤgen von wenigſtens 508 Gulden ver⸗ 
ſteuern. Der Ammann und die Mitglieder bleiben 
3 Jahre im Amte; ber. Gemeinderath wird jaͤhrlich 
zum dritten Theile erneuert. — Jedem Kreiſe ſteht 
ein Kreisamtmann als Vollziehungsbeamter der Re⸗ 
gierung vor, den ſie aus den Buͤrgern des Kreiſes 
ernennt, welche wenigſtens 1000 Gulden Vermoͤgen 
verſteuern. Er leitet die niedere Polizei. Bei den 
Wahlverſammlungen der Kreiſe führe er den Vorſitz. 
Er ift Vermittler in Streitigfeiten der Bürger. — 
Die freie Ausübung des reformirten und des Fatholi« 
{hen Gottesdienftes iſt gefichert. ‘Der Fortbeſtand 
ber Kloͤſter und Capitel, und die Sicherheit ihres 
Eigenthumes ift gemährleifter; ihr Vermögen ift aber, 
gleich anderm Privatgute, den Steuern und Abga- 
ben unterworfen. Der eatholifche, in der Volkszahl 
kleinere, Theil der Cantonsbürger , wird im großen 
Rathe von einem Viertheile (25 Mitgliedern), im 
Fleinen Rathe von einem Dritcheile repräfentirt. Der 
Vorſitz wechſelt nach den Confeſſionen, ſo daß der 
eine der beiden Landammaͤnner jedesmal aus den res 
formirten, und der andere aus den fatholifchen Mit: 
gliedern gemählt werben folL 


58. 
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Der Canton Waadt vollendete feine Verfak . 


fung am 14. Aug. 1814. Sein Gebiet ift in 60 Kreife 
und 19 Bezirke getheilt. Die Kreife beftehen aus 
mehrern Gemeinden. Stäbte, welche mehr als 3000 
Einwohner haben, bilden einen eigenen Kreis. Dis 
Bezirke find aus mehrern Kreifen zufammengefegt: 
Dei. den Wahlen verfammeln -fich bie Bürger. in 
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jemeinde⸗ und Kreisimahlverfammlungen. Zur Aus. 
bung ber Bürgerrechee i in beiden wird ein Alter von 
5 SSahren erfordert, und daß man unter den Bür- 
ern, welche die Grundfteuer bezahlen, zu den drei 
3iertheilen der am meiften Befteuerten der Gemeinde 
ver bes Kreifes gehört. Jede Gemeinde mit einer 
jevölferung unter 500 Seelen hat eine Gemeinde 
erfammlung; jede Gemeinde über 500 Seelen 
nen Gemeinderath. In jedem Kreife ift ein Gries 
ensrichter. Er iſt mit Vollʒiehung der Geſetze 
ab mit der Aufjiche über die untern Verwaltungs⸗ 
ellen beauftragt. Er ift Vermittler in Streitigfeiten 
pifchen den Bürgern, gerichtlicher Polizeibeamter ,; 
it den vorläufigen Verhören bei Vergehen beauf- 
age, und gemeinfam mit Beifigern Richter in buͤr⸗ 
rlihen und Polizeifahen. Er ift Vorfiger der 
abiverfammlungen des Kreiſes. — Ein großer: 
th, beftehend aus 180 Gliedern, die für 12 
jre ernannt, brittheilmeife erneuert werden, und 
ier wieder mählbar find, übt die fouveraine Ges 
Er genehmigt oder verwirft die ihm durch den’ 
atsrath vorgelegten Gefegesvorfchläge. Ihm wirb 
die Vollzichung der Gefege und die Verwendung: 
SBtaatseinfünfte Kechenfchaft abgelegt, ' Seine 
ngen find nicht öffent li. — — Ein Staats— 
‚aus 13 Gliedern des großen Raches beftehend, 
fortfahren demfelben anzugehören, und ftets 
wählbar find, hat den Vorfchlag der Gefege 
uflagen. Er forget für die Vollziehung ber 
, führe die Auffiche über alle untergeorönete 
en, verfügt über die bewaffnete Macht zur 
Haltung der öffentlihen Ordnung, und lege 
Ben Rathe über alle Theile der Verwaltung 
gab, — Jeder Schweizer, ber im Canton 
20 
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Waadt wohnt, iſt Soldat, — Die reformirte Re⸗ 
ligion iſt die Religion des Cantons; die Verfaſſung 
gewaͤhrleiſtet den katholiſchen Gemeinden die. Ausr 
übung ihrer Religion. , 

Der Canton Solothurn machte feine Ber 
faffung, — nad) näherer Revifion des Verfaſ— 
fungsentwurfes vom 8. July, — am 17. Aug. 1814 
befannt. Die höchfte Gewalt wird von einem aus 
104 Gliedern beftehenben großen Rache ausgeübt. 
Er nennt fih: Schultheiß, flein und große 
Ratheder Republik Soloehurn. Dem gro⸗ 
Ben Rathe ſteht die Geſetzgebung zu. Er erlaͤßt dem— 

nach nicht nur die Geſetze, welche ihm vom kleinen 
—* vorgeſchlagen werden; er hat auch die Befug⸗ 
niß, dieſe Behoͤrde zur Einreichnng eines Geſetzes⸗ 
vorſchlages über einen beſtimmten Gegenſtand aufzw 
fordern. Er hat das ausſchließliche Recht, Steuern 
und Abgaben zu erkennen. Die jährliche Staats 
rechnung iſt feiner Prüfung und Genehmigung unter 
worfen. Er übt das Begnadigungsrecht bei Todes | 
ſtrafen. — Der Pleine Rath, gebildet aus..20: 
Gliedern des großen Rathes, von welchem fie 5 
dauernd einen Theil ausmachen, ift mit dem Vorſchla⸗ 
ge und mit der Vollziehung der von der höchften Ge 
walt ausgehenden Gefege beauftragte. Er verfügt über 
die bewaffnete Macht. Der Pleine Rath hat das 
Recht, den geoßen Rath außerordenelid 
zu verf ammeln, und die ordentliche Sigungszeit 
deflelben zu verlängern. Er übt in Abwefenbeie bes 
sroßen Rathes das Begnadigungsrecht. Die 
Patholifche Religion ift die Religion des Cantons; bie 
reformirte wird gemwährleifter. 

Anı 24. Aug. 1814 erfchien die Berfaffung 
„der Stade und Republik Genf.“ Die. Wer. 
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ıng erfenne fein Patriclat und feine privilegirten 
fen an; alle Genfer find vor dem Gefege gleich. 
»Preßfreiheit ift anerfannt; es foll aber jede 
ackſchrift mit dem Namen bes Druders unterzeich- 
‚ und biefer dafiir verantwortlich feyn. ‘Dem 
räfentantenrathe fteht Die Befugniß zu, durd) bes 
yere Verordnungen den Gebrauch jener Freiheit 
befchränfen. Zur Ausübung des Wahlrechts ger 
t, außer Dem Bürgerrechte in der Stadt oder einer 
neinde, die Volljährigkeit, oder das zuruͤckgelegte 
e Jahr, und daß man an directen Steuern bie 
mme von 20 Schweizerfranfen bezahlt, ohne des⸗ 
im Ruͤckſtande zu feyn. Es genießen aber diefes 
mmrecht, ohne Ruͤckſicht auf Steuerbezahlung, 
mtliche Glieder bes Kirchenrathes, des Ehege- 
s, ber Afademie oder Univerfität, der Biblios 
verwaltung, der faatswirthfchaftlichen Kammer, 
wehrer am Collegium u. fr m. — Der Repraͤ⸗ 
tantenrath befteht aus 250 Abgeordneten welt 
n Standes, welche das 30fte, oder, wenn fie 
etrathet find, das 27fte Jahr zurückgelegt haben. 
wird durch die Syndics und den Staatsrath prä« . 
t, welche auch felbft Glieder deſſelben find. Durch 
n Zufag wird der Repräfentantenrath 278 Glie⸗ 
art. Er ift eine beratende Verſammlung. 
werben jaͤhrlich 30 Steffen in demfelben erneuert. 
Austretenden find ein Jahr nach dem Austritte 
er wählbar. Diefem Rathe ſteht die gefeggen. 
de Gewalt zu, unter Vorbehalt der Initiative 
Syndics und des Staatsrathes. Ihm ſteht das: 
e zu, Abgaben zu befchließen, aufzuheben, zu 
ben, zu verändern, zu vermindern und ihre Dauer 
sfegen; Anleihen zu machen, ober außerordent- : 
‚Steuern’und Staatslotterien anzuordnen. Er: 
20? 
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erwaͤhlt die Syndics, den Statthalter, den Sedel- 
meifter, die Staatsräthe u. ſ. w. Er verfügt über 
das Militair, die Zeughäufer ıc. In allen dem 
Repräfentantenrathe vorgetragenen Gefchäften kann 
derfelbe die Gutachten des Staatsrathes abändern; 
er muß fi) aber auf den feiner Berathung unterlegten 
Gegenftand befchränfen. Der Staatsrath legt dem 
Repräfentantenrathe jährlich Rechenſchaft über feine 
Verwaltung ab. Inder Berfaffungsurfunde 
Bann feine Abänderung, als durch eine 
Mehrheit von zwei Dritcheilen der Stim— 
menin beiden Räthen, vorgenommen wer 
den; doc) darf der Repraͤſentantenrath, vermittelt 
feiner gefeggebenden Gewalt, die Süden der Verfaſ⸗ 
fungsurfunde ausfüllen, ohne aber von ben Grund« 
lagen, auf welchen fie beruht, und von ben Ver⸗ 
fügungen, welche fie enthält, abzumweichen. — Der 
Staatsrath befteht aus 28 Gliedern, mit Inbe⸗ 
geiff. der 4 Syndics, des Gtatthalters, bes Sedel- 
meifters, der 2 Staatsfecrctaire, welche berathende 
Stimme haben, und der 5 Staatsräthe, welche im 
Obergerichte und Civilgerichte figen. Nur Mitglieder 
bes Repräfentantenrathes und die 35 Jahre alt find, 
koͤnnen in den Staatsrath gewählt werden. Der 
Staatsrath hat die Initiative über alle zur Beratfung 
bes Repräfentantenraths zu bringende Gegenftände; 
ihm fteht die vollziehende Gewalt und bie Seitung ber 
auswärtigen Angelegenheiten zu; er beforgt Die Finanz · 
verwaltung, und ernennt eine Rechnungsfammer, 
welche zu gleicher Zeit der Municipalvach ber Stadt. 
iſt. Die Spndics führen den Vorfig im Staats- 
rathe; fie werden für ein Jahr ernannt, und koͤnen 
ein Jahr nad) ihrem Amtsaustritte wieder gewägle 
werden. — Der Kirchenrath und das Hau— i 
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gericht wählen ihre Mitglieder felbft; es wird 
ihre Ernennung dem Staatsrathe zur Beftäti- 
vorgelegt. — Die proteftantifche Religion ift 
yerrfchende; doch foll in Genf eine katholiſche 
he feyn, die unter ber Oberaufſicht des Staats⸗ 
8 ſteht. 
Die Berfaffung bes Cantons St. Gallen 
»am 34. Aug. 1814 unterzeichnet. Diefe Ver- 
ng fichert die freie Ausübung des katholiſchen und 
geliſchen Gottesdienſtes. Nicht nur der Buͤrger, 
sen jeder im Cantone lebende Schweizer kann zu 
tairdienften angehalten werden. Der Canton ift 
Bezirke, dieſe find in 24 Kreife, und dieſe 
er in polieifche und Ortsgemeinden abgetheilt, 
politifhe Gemeinde wähle einer Gemeinderath, 
us einem Ammann und wenigftens 4, hoͤchſtens 
ver, wenn die Gemeinde über 2400 Seelen zählt, 
Nitgliedern befteht, die 6 Jahre im Amte bleiben, 
allee 2 Jahre zum Drittheile austreten, aber 
er gewählt werben fünnen. Jede Ortsgemeinde, 
in derfelben jeder Religionstheil, ‚der ein beſon⸗ 
Eigenthum befigt, hat eine eigene Verwaltung, 
Fin hoher Kath von 150 Mitgliedern übe die 
te Gewalt. Er beftärige oder verwirft die ihm 
yem kleinen Rathe vorgelegten Gefeßesvorfchläge; 
ißt fih von demfelben Rechnung über die Ver⸗ 
ing ablegen, und Bericht erftatten über die Voll 
ng der Gefege; er bewilligt die Auflagen; er 
auf den Vorfchlag des Fleinen Rathes, das 
nadigungsrecht; er ermählt aller 2 Jahre aus ber 
e bes Pleinen Nathes zwei Sandammanner, 
‚e von beiden Eonfejlionen feyn müffen, und von 
en jeder während eines Jahres den Vorfig im 
n und Fleinen Rathe führe. — Der Fleine 
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Hark, , beftehend aus 6 Mitgliedern des großen 
Rathes, von welchem fie foredauernd einen Theil aus 
machen, und die imnier wieder wählbar. find, hat ben 
Vorſchlag der Geſetze, Decrete und "Öteuerverord: 
nungen. Er iſt die oberfte Verwaltungs - und Poll. 
zeibehörde. Er legt dem großen Rathe uͤber 'alle 
Theile der Verwaltung Rechenſchaft ab; er verfügt 
tiber die bewaffnete Macht zur Handhabung ber öffent: 
Tichen Ordnung und innern Ruhe. :Er beruft ben 
großen Nach ordentlicher, und, in drlrigenden —* 
len, außerordentlicher Weife zufammieh, 


u 95% 
Sortfegung. 


Der Canton Zug unterzeichnete feine Werfa f 
fung am 5. Sept: 1814. Nach derfelben ift die 
Farholifche Religion die Religion des Cantons. Jeder 
Santonsbürger ift vor dem Gefege gleich. Es giebt 
feine Unterthanen. Das Volk iſt der Sou- 
verainbes Kantons; es übt feine Souverainetät 
theils durch die La ‚ndsgemeinde, theils durch die 
verfaſſungsmäßigen Gemeinden, theils 
durch den dreifachen Lan drath aus. — Die 
Gemeindeverſammlungen beſtehen aus ſaͤmmtlichen 
Gemeindeburgern, welche 19 Jahre alt find, mit 
Ausfchluß der Geiftlihen. Die Landsge mein de 
wählt die Standeshäupter: den Landammann (auf 
2 Jahre), den Sandshauptmann, den Pannerperrn, 
den Landsfaͤhndrich, den Sandfehreiber, und die Ge- 
fandefchaften zu den Tagfagungen. Der fandam- 
mann ift bas höchfte Standeshaupt; er ſchwoͤrt jähr- 
li) der Sandsgemeinde den Eid auf die Werfaffung, 
und Diefe dem Landammann. — Jede Gemeinde, 
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b jeder Gemeinberach ift befugt, Worfchläge gur 
richtung neuer Gefege, oder zur Abänderung der 
tehenden zu machen. Die Gemeinden haben das 
sfhliegliche Verwaltungsrecht Ihres Gemeindegutes. 
- Der dreifache Landrath befteht aus dem Can⸗ 
israthe und 2 Glicdern, die jedem Gliede des Can⸗ 
israths beigeordnet werden. Er bilder die gefeg- 
bende Behörde des Tantons. — Der Can 
nsrath beficht aus 45 gewählten Mitgliedern und 
m fandammanne. Der Cantonsrath ift die oberft« 
yterliche, vermaltenbe und vollziehende Gewalt; 
beſorgt die biplomatifchen Gefchäfte; er legt der 
eßgebenden Behörde die Vorfchläge zu neuen Ger 
en, oder zur Abänderung ber beftehenben vor, — 
kann an der Verfaffung nichts geändert werben, 
durch die gefeggebende Behörde, und zwar nur 
" den Vorfchlag des mit fünf Sechstheilen (45 
immen) ausdrücklich dafiir ftimmenden vollzähligen 
ntonsrathes. 

Die Verfaffung des Cantons Graubuͤndten 
vom 11. Mov. 1814; doch ward ihre Revifion 
Fam 19. Sun. 1820 zu Chur unterzeichnet. Die 
flimmungen dieſer Verfaſſung find: der Frei» 
at Graubündten bilder, zufolge ber 
undesacte, einen fouverainen Mitſtand 
e fhweizerifhen Eidsgenoffenfhaft. 
e Eouverainetät deffelben beruht auf der Geſammt⸗ 
t ber Käthe und Gemeinden, und äußert fich durch 
Mehrheit ihrer gefegmäßig eingeholten und aufs 
ommenen Willensmeinungen. Derfelbe ift in brei 
indte, und biefe find in pofitifcher Ruͤckſicht nieder 
Hochgerichte und Gerichte eingetheilt, die ihre Vor⸗ 
ser und Obrigfeiten felbft erwählen, durch welche 

niedere Polizei und ihr Juſtiz- und Gemeinde: 





J 
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weſen verwaltet wird. — Der große Rath beſteht 
aus 65 Mitgliedern, welche ein Jahr im Amte blei⸗ 
ben, und wieder wählbar find. Er bildet in Verwal⸗ 
tungs⸗ und Sandespolizeiangelegenheiten die oberfte 
Behörde, fo wie die berathfchlagende über Die Gefege, 
Etaatsverträge und Bündniffe, die den Gemein- 
denzur Beftätigung vorzulegen find: Ihm 
legt der Fleine Rath jahrlich Rechenfchaft über Amts- 
‘ führung und Finanzverwaltung ab, wovon er den 
Bemeinden Kenntniß zu geben hat. Er be= 
rn die öffentlichen Abgaben. Er beftelle jedes 
hr eine Standbescommiffion von 9 Mitgliedern, 
yon welchen die ganze Sißung breiausden Buͤr— 
gern eines jeden Bundes frei erwählt, 
welche, nebft den Bundesftatthaltern, zur Mit— 
berathung und Erledigungder widhtigern 
Kegierungsgefhäfte einberufen werden, 
Sie ift dem großen Rathe Rechenfchaft von ihren Very 
bandlungen ſchuldig. — Einem fleinen Rathe 
yon 3 Mitgliedern find die täglichen Negierungsge- 
fchäfte übertragen. Diefe 3 Individuen werden jühr« 
lih, je eins aus jedem Bunde, frei aus allen Bürs 
gern deffelben, durch die abftimmenden Mitgliedeg 
des großen Nathes, gewählt. Sie bleiben ein Jahr 
im Amte, find ‚im. zweiten wieder. wählbar, konnen 
aber jedesmal nicht Jänger als zwei nad) einander fol 
gende Jahre ihre Stelle befleiven. Der kleine Rath 
übe die Verwaltung in ihrem ganzen Umfange, und 
führt die Gorrefpondenz mit auswärtigen Behörden, 
— Das Activbürgerrecht fange mit dem Eintritte 
in das 17te Jahr des Alters an. Zum Ein- 
tritte in Standesbehörden wird aber das zurückgelegte 
20fte Jahr erfordert. Jeder Einwohner iſt an dem 
Orte, wo er anfaflig ift, von dem Eintritte in das 


/ 
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17te bis nad) zuruͤckgelegtem Goften Sebensjahre millze 

pflichtig. — Das reformirte und das kacholiſche 
Glaubensbefenntniß werden als Religionen des Stan» 
des anerfannt. Bei. allen Standesaͤmtern, Some 
miffionen und Deputationen follen zwei Dritthelle der 
Stellen mit reformirten, und ein Drittheil mit fatho« 
fifhen Cantonsbürgern beſeht werden. — Der ober⸗ 
ſten Gewalt der. Raͤthe und Gemeinden bleibt 
es vorbehalten, die Verfaſſung zu beffeen, zu erläyg 
tern, zu mindern und zu mehren. 

Die Berfaffung der Republik und des Can⸗ 
tons Teſſin iſt im Original.italienifch, und vom 
17. Dec. 1814. — Die katholiſche Religion ift die 
Religion des Cantons, Die fouveraine Gemälf 
des Cantons gehört wefentlih der Ges 
fammtheit der Bürger an; fie wird durch 
ihre, den conftitutionellen Formen gemäß ernanny 
ten, Stellvertreter geübt... Jeder Einwohner 
bes Cantons ift. Soldat. Es giebt im Canton feine 
Vorrechte des Ortes, der Geburt, der Perfong: 
der Stände, der Gerichtsftellen,, oder der Familj Jen, 
Die Geiftlichen fönnen zu feiner Stelle ber vollziehenz 
den oder richterlihen Gewalf ernannt werden. —r 
Der Canton ift in 8 Bezirke ,. und diefe find: in 38 
Kreife getheilt. Zur Ausuͤbung des Activbürgernechts 
gehört ein Alter von 25 Jahren, und daß man en 
ehümer eines Grundftüces vyn 200 Fr. am MWertpe 
oder Nütz nießer von 300 Fr, an Schulptiteln. fe 2, 
die ein im Canton gelegenes Gruͤndſtuͤck zum Unter⸗ 

pfande haben. — In jeder Gemeinde iſt ein Ges 
meinderath, der aus wenigſtens 3, und hoͤchſtens 
11 Gliedern beſteht, mit Inbegriff des Ammanns, 
der ihr Praͤſident iſt. Ihm ſteht die Gemeindever 
waltung und die Ortspolizci zu. Im jedem Bezirke 


’ 
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ui ein Friedensgeriht. — Die fouveraine 

eb ale wird dürch einen aus 76 Deputirten gebil« 
deten großen Rath geübt, bie für 6 Jahre gewählt 
werten , und. immer wieder wählbar find. Der große 

ach? genchmigt oder verwirft die ihm vom Staats- 
rathe vorgelegten Geſetze, lafe fich uͤber die Voll⸗ 
gieburg der Gefege, über die Verwaltung, und bie 
* Rechnung ablegen, übt das Begnadigungs⸗ 
richt, 'ernenne die Mitglieder des Staatsrathes, und 
aus. denfelben beide Sandammänner, fo, wie er ben 
—— — ‚, ben ‚Staatefedelmielfter ünb den 
Dberften der Miliz ernennt. — Ein Staatsrath, 
veſtehend'aus 14 Gliedern des großer Rathes, welche 
fortfahren, diefem anzngehären, und die ſtets wieder 
wählbar find, har die Initiative der Gefegesvorfchläge, 
der Abgaben, ver Begnadigungen und Strafverwand» 
lungen; er leitet die Vollziehung dee Gefege und die 
geſammte Verwaltung; er legt dem großen Rathe 
darüber Rechenſchaft ab; er führt die Correfpondenz 
mit den übrigen Eantonen und mit dem Auslande; 
er verfügt über die bewaffnete Macht zur Handhabung 
der Öffentlichen Ruhe; er fann die Dauer der ordent⸗ 
lichen Sigungen des großen Rathes verlängern und 
bdenfelben außerordentlich zufammenberufen. Zwei 
Landammänner führen abwechſelnd ein Jahr hin- 
durch den Vorſitz im großen Rathe und im Staats- 
rathe, find Mitglieder des Staatsrathes, und blei- 
ben zwei Jahre in Ihren Stellen, 


60. 
Sdhluf. 


Am 12. Mai 1815 ward die Verfaffung 
der Republik und des Cantons Wallis un- 
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ine. — Die katholiſche Religion iſt aus- 
ßlich die Religion des Staates; dieſe 
n bateinen öffentlichen Sottespienft; 
Ballis bildet einen freien unabhängigen Staat 
r fchweizerifchen Eidsgenoffenfchaft einverleib⸗ 
nton;-feine Regierungsform iſt demo— 
fh. Der Canton Wallis ift in 13 Zehrien 
el. Sitten ift der Hauptort; die hoͤchſte 
de Hat Ihre Sitzungen daſelbſt. Stimmfaoͤhl⸗ 
uͤrger iſt, wer das 18te Jahr zurückgelegt hut. 
ind aber. kann vor erfuͤlltem 21ſten Jahre zu 
emeindeſtellen, und vor 25 Jahren weder zum 
e bes Gemeinderathes, noch zu Zehnnerämtern 
It werden. Jede Gemeinde hat einen Gemein- 
‚ beauftragt mit der Verwaltung der Gemeinde⸗ 
Beſtimmung der Ausgaben, und der Leitung ˖der 
izel. In jedem Zehnen ift ein Kath, welcher 
Stellen ernennt, die Ausgaben beftimmt , und 
upt alles, was den Zehnen betrifft, verordnet, 
der Zehnen hat einen Vorfteher und Starthals 
wählt durd) den Zehnenrath. — Die höchfte 
le ift einem einzigen Körper unter dem 
n gandrath anvertraut. Der Sandrath bes 
us den Geſandten der Zehnen; jeder Zehnen 
Gefandte, die durch den Zehnenrath 
ıntwerden — Die Oefandten werden für 
‚ahre ermähle, und find wieder wahlfähig. Um 
indrathe wählbar zu feyn, muß man 25 Jahre 

‚ das Amt eines Gefeggebers, Richters, oder 
ıltecs in ben böhern ‘Behörden, oder im Zehnen 
7, oder das Amt eines öffentlichen Schreibers 
ıbe, oder den Rechts- oder Medicin «Doctor: 
rhalten, oder eine Officiersftelle in den Linien» 
n betieidet haben. Der Bifhoff hat Sitz 


318 Poftelves öffentliches Staatsrecht. 


auszuuͤben gefonnen find; bei dieſem Anlaffe, mie 
einiger Berüdfidhtigung ganz veränberter 
Umftände, allen Städten, Landſchaften und Ge⸗ 
meinben £heils ihre ehemaligen und wirklich be« 
ftehenden echte neuerdings anzuerkennen und zu 
beftätigen, theils folche mit neuen Gerechtfamen 
und Freiheiten zu vermehren” — Die 
reformirte Religion ift Die herrfchende; die freie Aus» 
übung der Fatholifchen wird zugeſichert. “Die der 
Regierung zufländig geweſenen Fleinen Zehnten und 
andere unentgeldlich anfgehobene Gefälle und Seiftun« 
gen bleiben abgefchaff. Die Freiheit der Gewerbe 
und des Handels wird allen tandesburgern fernerhin 
garantirt, Alle in einer Stadt oder Gemeinde des 
Sandes verbürgerte Cantonsangehörige find, gleich 
den Bürgern der Hauptftadt, zu allen Stellen und 
Aemtern im Staate wahlfähig., Die Aufnahme in 
das regimentsfähige Bürgerrecht der Stadt Bern 
bleibt (nach den Bedingungen des Decrets vom 24, 
und 26. März) allen jenen verbürgerten Cantonsan- 
gehörigen eröffnet; auch foll eine tandesdeputas 
tion oder Repräfentation von 99 Mitglie— 
dern von Städten und Landſchaften ange 
ordner werden, welche, vereint mit den 200 
der Stade Bern, die höchſte Gewalt aus 
üben und gleihe Rechte im Regimente gen 
nießen follen. Diefe 99 Mitglieder werden theils 
von ben betreffenden Städten und Amtsbezirken, 
teils unmittelbar von dem großen Rathe felbft, frei | 
gewaͤhlt. — Jeder im Canton angefeffene Schweizer 
vom zurückgelegten 16ten bis zum angetretenen funfe 
zigften Sabre ift zum Militairdienfte pflichtig. — 
Die fouveraine, höchfte Gewalt wird ausgeübe 
durch Schultgeiß, klein und große Käthe 
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der Stabt und Republik Bern ; beftehend aus dem 
200 der Stabt-Bern und 99 von Städten und; and⸗ 
ſchaften gewählten Mitgliedern, Die 200 der Stade 
Bern werden aus ber Mitte ber regimentsfählgen- 
Bürger, welche das 29fte Jahr zuruͤckgelegt haben, 
durch ein Wahlaellegium gewaͤhlt, beſtehend aus den⸗ 
jenigen Mitgliedern des kleinen Rathes, welche auf 
den 200 gewählt worden, und einem mit ihm, vers, 
einigten. Ansſchuſſe von 16 Sliedern des großen Rar 
thes aus der Zahl der 200: Zu den 99 Mitgliedern, 
von Städten und $andfchaften wählen. die größerm 
Städte jede 2 Mitglieder, die Fleinern jede ein Mit⸗ 
glied, zufammen 17; die größeren Amtsbezirke jenen 
3, bie fleinen jeder 2 Mitglieder, zujammen 70; 
und der große Rath, aus den Municipalftädten und: 
fandgemeinden, die übrigen 12. — Alle Mitglieder 
des großen Rathes find einer jährlichen Beftäti« 
gung unterworfen. Zwei Schultheiße führen 
abwechſelnd, jeder ein Jahr, das Präfidium ſowohl 
im großen. als im Fleinen Rathe. Der große Rath 
wählt und infteuirt die Gefandten zur eidsgenöffifchen 
Tagfagung; ratificire alle den Canton verpflichtende 
Verträge; errichtet, ändert.ab ober hebt auf alle con⸗ 
ftitutionefle und andere aflgemeine Gefeße; übt das 
Degnadigungsreht; mählt die beiden Schultheiße, 
ben Sedelmeifter, die Mitglieder des Pleinen Rathes, 
des Appellationsgerichts, bes Ehrgerichts u. ſ. w., 
und fihreibe Steuern und Abgaben aus. Die Ge» 
ſchaͤfte koͤnnen nicht anders vor den großen Rath zur 
Entfcheidung fommen, als nad) vorheriger Berathung 
des fleinen Rathes, oder von Rath und Scchjehn.. — 
Der fleine Rath befteht aus ben beiden Schul⸗ 
theißen, 23 Mitgliedern und 2 Heimlihern, und 
wird von Dem großen Rathe aus feiner Mitte geroühlt, 
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Die Mitglieder des Fleinen Rathes find der jährlichen 
Beftätigung des großen Rathes unterworfen. Der 
kleine Rath ftellt, wenn er nicht mit dem großen Nathe 
vereinigt ift, die ordentliche und gemöhnliche 
Pegierung des Standes Bern von Die Heim 
ticher haben Pflicht und Recht, auf die Erhaltung 
und Handhabung der Verfaflung zu wachen, und 
abfällige Abweichungen oder Eingriffe dem großen 
Rathe anzuzeigen. — Ein aus dem gefammiten Fleis 
fen Rathe und 16 jährlich durchs Loos gewählten 
|Mitgliedern des großen Rathes, unter dem Namen 
von Raͤthe und Sechszehn, gebilderes Collegium 
bat Gewalt und Recht, jedes Mitglied des großen 
Rathes jährlich zu beftätigen,, zu fufpendiren, oder 
zu entfeßen; aud) follen alle Borfchläge zur Errichtung 
von neuen, zur Abänderung oder Aufhebung von bes 
ſtehenden, die Verfaffung betreffenden Saßungen und 
Ordnungen von diefem Collegium vorberathen wer: 
den. — Für die Erledigung der unbebeutendern und 
bie Worberathung der wichtigern Gefchäfte find fünf 
Hauptcollegia aufgeftellt: ein geheimer Nach zur 
Leitung der diplomatifchen Angelegenheiten und zur 
Handhabung der innern und aͤußern Sicherheit; ein 
Finanzrath; ein Yuftiz= und Polizeirach; cin Kir 
chen» und Schulrath; ein Kriegsrath. Ein aus ber 
Mitte des großen Rathes gewähltes Appellations— 
geriche beurtheilt in legter und hoͤchſter Inſtanz alle 
Civil» und Eriminalrechtsfälle. Kin oberes Eher 
gericht fpricht in erfter Inſtanz über alle Ehe» und 
Paternitätsfälle in dem reformirten Theile des Can- 
tons. — Sn jedem Amtsbezirfe befteht ein Ober⸗ 
amtmann und ein Amtsgericht. 

+ Die. Verfaflung des Cantons Unterwalben 
ob dem Wald erfihien am 28. Apr. 1816, bie bes 
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as nid dem Wald am 12. Aug. 1816. — 
anton Unterwalden ob dem Wald beſteht aus 
rrgemeinden. Die katholiſche Religion iſt die 
on des Landes. Die hoͤchſte ſouveraine 
t beruht auf derLandsgemeinde oder allge⸗ 
Verſammlung des Volkes. Sie beſteht aus 
hhtlichen Landleuten, die das 20fte Jahr erfuͤllt 

Sie wäͤhlt den regierenden Landammann und 
-igen Vorgeſetzten des Landes. Sie beſtaͤtigt 
erwirft die Geſetzesentwuͤrfe, die ihr von dem 
the vorgelegt werden. — Der Landrath 
aus den von der Landsgemeinde gewaͤhlten Vor⸗ 
n und aus 65 von den Pfarrgemeinden gewaͤhl⸗ 
athsgliedern. Er uͤbt die hoͤchſte vollziehende 
lt; er ſchlaͤgt der Landsgemeinde die Geſetze vor, 
ßt die angenommenen vollziehen. Er pruͤft die 
ungen der Verwaltungen. Der regierende 
ammann fuͤhrt den Vorſitz in der Landsge⸗ 
» und im Landrathe. — Der Canton nid 
Wald befteht aus 6 Pfarreien. Er befennt 
getheilt zur fatholifchen Religion. „Seine 
affung ift rein demofratifh. Die 
:e Gewalt beruht auf dem Volke,” 
ffentlichen Gemalten beftehen in der Landsge⸗ 
:, Machgemeinde, Raͤthe und Landleuten; 
ı Sandrathe u. f.w. Die Landsgemeinde 

böchfte Cantonsbehoͤrde. Sie befteht aus 
andleuten, die das Gefeg nicht für unfähig 
.Sie ernennt die fandammänner,, den Statt« 
‚ den Sedelmeifter u. f w. Sie fließt 
iecapitulationen; fie ertheile Inſtructionen 
Trieg, Frieden und Bündniffe, und erkennt 
fteuern auf den Vorfchlag des Landrathes. — 
Nachgemeinde errichtet und verändert die 

21 


392 Dofitives Öffentliches Staacsrecht. 


Geſetze. Sie ernennt zu mehrern Steffen. — An 
Räthen und Sandleuten fann jeder mahlfähige 
Sandmann erſcheinen. Die Competenz derfelben ift, 
den Ehrengefandten auf bie Tagfagung Inſtruction zu 
ertheilen. — Der Landrath behandelt das, was 
ihm von der Landes⸗ und Nachgemeinde aufgetragen 
wird. — 

Die Verfaffung des Eantons Uri ift am 7.Mal 
4820 unterzeichriet. „Der fandammann und Rath 
und gemeine Landleute des Cantons Uri’ erklärten, 
in Beziehung auf die Niederlegung der Verfaffungen 
der einzelnen Cantone in das eidsgenöflifche Archiv, 
daß fie nie eine in Urkunde gefchriebene 
Werfaffung gehabt hätten, daß aber diefelbe durch 
Jahrhundert large Uebung und beftehende Gefege auf 
folgenden Grundfägen beruhe: Die Religion des 
Santons iſt die katholiſche. Die fouveraine, 
öberfte Gewalt beruht auf der Gefammtheit des Wols 
kes und fieht der Landsgemeinde zu. Jeder Eins 
wohner ift Soldat und nad) zurüdgelegtem 20ften 
Sabre zum vaterländifchen Dienfte verpflichtet. Die 
Sandsgemeinde, oder allgemeine Verſammlung 
des Volkes, beſteht aus allen Sandleuten über 20 
Jahre. Sie erwählt den Sandammann, den Landes⸗ 
ftatthalter, den Sedelmeifter u. ſ. w. Ihr muͤſſen 
alle Buͤndniſſe und Vertraͤge, Kriegs⸗ und Friedens⸗ 
ſchluͤſſe, alle Vorſchlaͤge zu neuen Landesgeſetzen oder 
zur Abaͤnderung der alten, nachdem ſie der Landrath 
gepruͤft hat, zur Entſcheidung vorgelegt werden. Sie 
erkennt die Erhebung von Steuern und Abgaben. — 
Der Landrath iſt, nach der Landsgemeinde, die 
hoͤchſte, vollziehende, anordnende, auch ſtrafende Landes⸗ 
behoͤrde, und beſteht aus dem Landammanne, dem Lan⸗ 
desſtatthalter, Seckelmeiſter ıc. und 44 Rathsherren. 
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Der Canton Schmyz hatte bis zum Jahre 
»4 *) feine befondere Verfaſſung bei ber Tag- 
ıng noch nicht eingereicht, befolgte aber, feit der 
'hebung der Mebiationsacte, feine alten Ordnun⸗ 
, welche nie in eine förmlicye Urfunde vereinigt 
ben waren, fonbern auf einzelnen Grundgefegen 
ihten. Mach denfelben beftehe **) im’ ganzen 
fon die katholiſche Religion. Seine politifche 
faffung ift rein demokratiſch, und bie hoͤchſte 
yalt beruht auf der Gefammtheit des Volkes. 
er Eingebohrne ift Soldat, und nad) Zuruͤcklegung 
16ten Jahres zum Militairbienfte verpflichter. 

tandsgemeinde, oder bie allgemeine Volks⸗ 
ammlung, ift die. höchfte Sandesbehörde. Sie 
ehe aus allen Angehörigen des Cantons, die über 
Fahre find, "Sie ermählt den Landammann, 
tthalter, Sedelmeifter u. ſ. w. Sie berathfchlagt 
auswaͤrtige Vertraͤge und Buͤndniſſe, über 
egs⸗ und Friedensſchluͤſſe; fie erlaͤßt die allgemei⸗ 
Landesgeſetze und veraͤndert die beſtehenden. — 
allgemeine gefeffene Rath beſtehet aus 
Miegliebern des Bezirfs Schwyz, mozu bie 6 
en DBezirfe des Kantons noch 36 Mitglieber 
n. Außerdem gehören zu ihm der Sanbammann, 
tthalter, Sedelmeifter c. Er befchäftige ſich 
Abfaffung von Vorfchlägen allgemeiner Gefege 
Verordnungen für den ganzen Canton. — Jeder 
irk bat feinen eigenen Bezirtsrach, welcher 
Polizeimefen und die befondern Verhältniffe des 


ah Ufteri, ©. 258 ff. 
Diefer Abriß träge nicht den Charakter eines treuen 
Auszuges aus einer officielen Verfaſſungsurkunde, 
it aber ein Auszug aus Ufteri's Darſtellung. 

21 = 


* 
“ 


’ 
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Bezirkes beforge. Der Bezirfsrathp von Schwyz 
deitet zugleich die allgemeinen Gefchäfte des Cantong 
und Die Korrefpondenz, und ruft in wichtigen Fällen 
den allgemeinen gefeffenen Landrath zufammen. 


61» 
7) Der teutfhe Staatenbund. 


a) Geſchichtliche Einleitung. 


Das teutfche Reich, wie e8 bis zum Jahre 1806 
beſtand, war, im publiciftifhen Sinne, weder ein 
Bundesftaat, noh ein Staatenbund, fon- 
‘dern eine befhränfte Monardhie. Doch näherte 
ſich diefelbe, feit dem weftphälifchen Frieden, mehr 
der Natur eines Bunbesftaates, als eines Staaten- 
bundes, Erft durch die Stiftung des Rhein 
bundes, und durd) die Darauf folgende Verzicht. 
leiftung des Kaifers Franz 2 auf die reichsober« 
hauptliche Würde, hörte Teutfchland auf, in politifch« 
publiciftifcher Hinficht eine befchränfte Monarchie zu 
ſeyn; es erhielt den Charafter eines Staatenbun- 
des, wenn gleich die vom Kaifer Napoleon ange- 
nommene Würde eines Protectors des rheinifchen‘? 
Bundes, befonders in der einfretenden Staats« 
praris während der Dauer des Nheinbundes (3. B. 
daß der Protector im Mamen des ganzen Bundes 
Kriege begann, und Frieden fhloß u. ſ. w.), mehr 
auf einen Bundesſtaat hindentete, als auf einen 
Staatenbund. Denn dadurch unterfcheiden fich 
Bundesitaat und Staatenbund mefentlich von ein« 
ander, daß, bei aller Selbſtſtaͤndigkeit der einzelnen 
Glieder. und Theile des erftern, fie dennoch eine 
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gemeinfame Bundesregierung und ein gemeinfchaft. 
lihes Bundesoberhaupt (3. B. Nordamerika, die 
ſchweizeriſche Eidsgenoffenfhaft) anerfennen, dage⸗ 
gen der Staatenbund einen voͤlkerrechtlichen 
Verein fouverainer Staaten, ohne gemein« 
fhaftliches Oberhaupt, bilder. Teutfchland ift aber 


_ gegenwärtig ein folcher Staatenbund, ein völfer 


rechtlicher Verein *) der teutſchen fouverainen Fuͤrſten 
und freien Staͤdte, nicht aber eine Wiederherſtellung 
des ſeit 1806 untergegangenen roͤmiſchen Reiches 
teutſcher Nation mit einigen aus dem Laufe Dex; Zeit 
bervorgegangenen Mobdificationen und Schattirungen. 
Daraus ergiebt fih für das öff entliche 


Staatsrechtdiefes Bundes: 





1) daß alles, was fih unmittelbar auf den 
politifchen Charakter des teutfchen Reiches als 
einer befchränften Monarchie bezog, mit der "Aufe 
loͤſung diefes Charakters von felbft fallen mußte; 
und 

2) daß alles, was, nad der Verwandlung der 
bis 1806 geltenden Sandeshoheit und Reichsunmit⸗ 
telbarfeit in die Souverainetät, mittelbar 
aus den frühern rechtlichen Verhältniffen ber teut⸗ 
fhen Zürften zu ihren Staaten und den Ständen 
berfelben beibehalten werben fonnte, entweder 
in der allgemeinen Bundesacte, oder in den neuen 
Verfaflungen teutſcher Staaten ausdrüdlich beftä- 
tige werden mußte, oder in der ununterbrochenen 
Sortfegung der vor der Auflofung des teutfchen 
Reiches im Innern der einzelnen Staaten beftehen- 
den Rechtsverhaͤltniſſe (z. B. da, wo die frühere ftan- 


— — ———— 


*) So nennt ihn ausdruͤcklich die Schlußacte der Wiener 


Miniſterialconferenzen. 





— 
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diſche Verfaſſung nicht aufgehoben, ſondern ganz 
unter den vormals beſtandenen Formen beibehalten 

ward, u.ſ. w.) den Rechtsgrund feiner publi— 
eiftifhen Geltung erhielt. 

(Da in der bier verfuchten Darftellung des 
pofitiven öffentlichen Staatsrechts bei allen Staa- 
ten der geſchichtliche Standpunct feftgehalten, 
d. h. nur das aufgeftellt worben iſt, was entwe⸗ 

der thatſachlich aus dem frühern NRechtszu« 
ſtande fortbauert, ober in ſchriftlichen Ur- 
Funden neu gegeben worden ift, ohne in irgend 
eine doctrinaire Deutung, oder in eine public 
ſtiſche Eafuiftif einzugehen; fo wird auch hier das 
öffentlihe Rechedesteutfhen Staaten- 
bundes nad) demfelben Maasftabe — d. h. 
einzig auf dem gefchichtlihen Wege, und in 
woͤrtlichem Sefthalten der vorhandenen, theils all- 
gemeinen, theils befondern Werfaffungsurfun- 
den — dargeſtellt. Dabei ift nicht die Mein 
nung, ber feit der Stiftung bes teutſchen Bundes 
von mehrern berühmten Publiciften verfuchten 
neuen Begründung der Theorie des teutfchen Bun⸗ 
besftaatsrechts in den Weg zu treten, weil diefe 
Difeiplin, nach afademifcher Sitte, der juridi« 
ſchen Facultaͤt ausfchlieglich zufälle; wohlaber 
follte — fo weit das pofitive öffentliche Recht des 
teutfchen Staatenbundes in die geſchichtliche Ueber⸗ 
fiht deg pofitiven öffentlichen Staatsrechts im ge= 
fammten europäifchen Staatenfyfteme, — mithin 
inden Kreis ber Staatswiffenfhaften 
gehöre, — zuerſt die reingefhihrlidhe*) 


) Bei dieſem feſtgehaltenen geſchichtlichen Stand⸗ 
puncte wird zugleich das beobachtet, was der bei der 
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Unterlage bes oͤffentlichen Rechts bes 
teutfhen Staatenbundbes*), und, weil 


hohen Bundesverfammiung präfidirende k. k. Ges 
fandte am 11. Dec. 1823 in ber a4ften Sitzung deß 
felden Jahres ausſprach, fih nämlich an das zu hals 
ten, „was die Bundesacte und die Schluß 
arte als den gemeinfamen Willen aller 
Bundesregierungen ausgefprodhen hat,” 
wobei er erklärte, daß es zunähft der Bundesver⸗ 
fammlung zufomme, die dabei eintretenden gnvers 
meidlihen Schwierigkeiten zu heben, und bie Tüden 
in der Bundesgeſetzgebung zu ergänzen. Dann fährt 
er fort; „Es konnte nicht fehlen, und war bei dem, 
vorzugsweife ben Teutfchen eigenen, Iobenswärbdigen 
Streben nad gruͤndlicher Darftellung und wiſſenſchaft⸗ 
fihem $orfihen zu erwarten, "und verdient wohl auch 
im Allgemeinen nur unfern Beifall, daß ſich Schrift 
fteler und Gelehrte mie Studien des Bundesrechts, 
wie ſolches ans der neuern Bundesgeſetzgebung her⸗ 
vorgeht, befaßt haben; es kann gleichfalls nicht des 
fremden, daß nebſt viel Gebiegenem auch mancher 
Irrthum und mande falfhe Theorieen gu Tage ges 
förderte wurden. Aber eben darum, und weil die 
Anwendung der beſtehenden Sefesgebung 
und die fernere Ausbildung des teutſchen 
Bundes nur allein dur uns, and durch die Ins 
firuetionen unfrer hohen Committenten bewirkt wers 
den kann, waͤre es bedenflih und verantwortlich, 
folden Lehren im unfrer Mitte irgend eine Auf die 
Bundesbeſchluͤſſe einwirkende Autorität zuzugeftchen, 
und dadurch in den Augen des Publicums das Syſtem 
jener Lehrbücher zu fanctioniren. 


2) Wenn gleih A. H. 8. Heeren in ſ. Schrift: Der 


teutfhe Bund in feinen Verhältniffen zu 
dem europdifhen Staatenfyfieme (Gtt. 
1816. 8.) S. 20 ff. auf denfelben die Bennennung : 
"Bundesftaat übertrug, und den Namen: Staus 
tenbund verwarf; fo erklärten fih doch Titt⸗ 
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dieſer Bund aus ſouve rainen Mitgliedern be- 
ſteht, ſodann auch die geſchichtliche Unterlage des 
oͤffentlichen Rechts der einzelnen Bundes 
ſt aaten, nad) ihren ins Staatsleben eingetretenen 
neuen Verfaflungen, in gedrängten Umriffen aufe 
geftellt werden. — Durch diefe gefhichtliche, 
- dem Kreife der Staatswiſſenſchaften angehörende, 
Behandlung: des.pofitiven öffentlichen Rechts in» 
nerhalb des teuffchen Staatenbundes unterfcheidet 
fich diefelbe weſentlich von der böctrinellen in 
folgenden Werfen: - 

.. 3Ioh. Ludw. Klüber, öffentliches Reise des teut⸗ 
+. ſchen Bundes und der Bundesſtaaten. Frkf. am M. 
1817. 8. — Zweite fehr vermehrte. und verbefferte 

. Aufl. (in a Abthl.) 1822. 8. 
| Sr. Wild. Tittmann, Darftelung der Berfafs 

fung des aeusihen Bundes. Lpz. 1818. 8, 
Drefh, Öffentliches Recht des teutfchen 
Bundes und der teutfhen Bundesfigaten. ır Theil. 
Tuͤb. 1820. 8. (mehr ift nicht erfchienen.) 
Kal Ernt Schmid, Lehrbuch des gemeinen 
. seutfhen Staatsrechts. ıfte Abthl. Sena, ı8a21. 6. 
mehr ift nicht erfchienen.) 

Rudhart, das Recht des teutſchen Bundes. 

Stuttg. und Tuͤb. 1822. 8. 

Aug. Brunquell, Staatsrecht des teutſchen 
Bundes und der Bundesitaaten ; palitifch und rechtlich 
erörtert. Ein Beitrag zu den Schriften von Klüber 
und Dreſch. 2 Abtheil. Erf. 1824. 8. 


Fortfegung — Rheinbund. 
Das vormalige teutſche Reich hatte nur wenige 
mann (Darſtellung der Verf. des teut— 
ſchen Bundes, S. 23) und andere für den letz⸗ 


tern, hod ehe cr in der „Schlußacte“ officiell 
ausgeſprochen ward. 
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Grundgefege: 4) bie goldene Bulle vom 25. Der. 
1356; 2) den emigen.tandfrieben vom 7. Aug: 
1495; 3).die faiferlihe Waplcapitulation 
feit. 1519; 4) denPaffauer Vertrag vom 2. Aug. 
1552, und den auf. denfelben. am 25. Sept. 1555 zu 
Augsburg abgefchloffenen Religiongfrieden; 5) 
den weftphäalifhen Frieden vom 24. Oct. 16483 
6) den Süneviller Frie den vom 9. Febr, 1801, 
und die Folge deflelben 7) den Reich sdeputa 
tionshaupefhluß vom 25. Febr. 1803... . 
Das feit dem weftphälifchen: Frieden in zeucfc 
iand beſtehende ‚politische Syſtem, bereits in ben 
Kriegen des teutſchen Reiches mit Ludwig 14 mehr⸗ 
mals bedroht, und durch die drei ſchleſiſchen Kriege 
weſentlich erſchuͤttert, ſchien durch ven Teſchner Frie⸗ 
den (1779) und durch die Abſchließung des teutſchen 
‚Sürftenbundes (1785) neu geſtuͤtzt zu werden. Allein 
der Gang. und Erfolg des. teutſchen Reichskrieges 
gegen die franzöfifche Revolution, ber Separatfriede 
Preußens zu Baſel (1795), und bie zu Raſtade 
bereits von ber Meichsdeputation den Horderungen 
‚Sranfreihs gemachten Bewilligungen (1798), führten, 
nach der Abtretung des ganzen linfen Rheinufers ap 
Sranfreid im Frieden zu Lüneville, und nad) 
den dadurch noͤthig gewordenen durchgreifenden gen- 
grapbifch » politifchen Veränderungen im Reichs— 
deputationshauptfchluffe, befonders aber nad) 
den Bellimmungen des Prefßburger Friedens 
(26. Dec. 1805), zur Stiftung des Rheinbun— 
des (12. ul. 1806) und zur Erfläarung des Kaifers 
Stanz 2 (6. Aug), daß er tie ro mifch-teutfche 
Kaiferwürde niederlege 
Diefe Verzichtleiftung erfolgte zu Negensburg, 
nachdem am 1. Aug. 1306 der franzöfifche Gefandte 
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Bacher dem Reichstage bie Stiftung des Rheinbun⸗ 
des mit der Erflärung angezeigt hatte, ba der Kaifer 
von Frankreich von nun an fein teutfches Reich aner« 
kenne. Zugleich erfchien an demfelben Tage zu Re⸗ 
gensburg die amtliche Erflärung ber zum Rheinbunde 
vereinigten Fuͤrſten, daß fie fi) von der Verbindung 
mie dem teutfchen Reichskoͤrper völlig trennten. 

Die Conföderationsacte des Rhein 
bundes *) nannte als die erfien Mitglieder bes Bun⸗ 
des: die Könige von Bayern und Wirtemberg,, den 
Fuͤrſten Primas , die Großherzege von Baden, “Berg 
und Heflen (Darmftadt), die beiden Fuͤrſten von 
Naſſau, von Hohenzollern und von Salm, ben 
Herzog von Ahremberg, und bie Fürften von Iſen⸗ 
burg, Liechtenftein und von ber Leyen. 

Die ſtaatsrechtlichen Beftimmungen diefer 
Bunbesacte waren: Die Staaten ber verbündeten 
Sürften werden für immer vom teutfchen Reichsgebiete 
abgefondert, und unter ſich durch eine befondere Con« 
föderation, unter dem Namen: rheinifhe Bundes⸗ 
ftaaten,, vereinig. — Alle teutſche Reichs ge— 
fege, welche die Verbündeten, ihre Unterthanen, 
ihre Staaten ober Theile derfelben bis dahin betrafen, 
find für die Zukunft nichtig, und von kei— 
ner Wirkung. Ausgenommen find davon bie 
Rechte, welche die Staatsgläubiger und Penfioniften 
durch den Reichsdeputationshaupefchluß vom J. 1803 
erlangt haben, und die Verfügungen bes $. 39. die⸗ 
fes Receſſes in Betreff der Rheinfchiffahrtsoctroi. — 
Jeder ver Verbündeten verzihtetaufalle Titel, 


*) Dufau, T. 2. p. 85. — Europ. Eonftitt. Th. 2. 
S. 78. — Belonders erfhien fie von P. A. Wins 
topp. Brif. am M. 1308. 8. 
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welche irgend eine Beziehung auf das teutſche Reich 
ausdruͤcken. — Die gemeinſchaftlichen Intereſſen der 
Bundesſtaaten werden auf einem Bundestage ver⸗ 
handelt, der ſeinen Sitz zu Frankfurt hat, und 
in zwei Collegia, das koͤnigliche und fuͤrſtliche, 
ch theilt. In dem erſten fuͤhrt der Fuͤrſt Primas, 

n dem zweiten ber Herzog von Naffau ben Vorſitz, 
ſobald jedes der beiden Collegia über irgend einen 
Segenſtand allein berathſchlagt. — Alle Streitig⸗ 
feiten, die ſich unter den Bundesſtaaten ergeben, 
werden von der Bundesverſammlung entſchieden. — 
Die Zeitpuncte, wo ſich entweder der ganze Bund, 
oder ein Collegium insbeſondere zu verſammeln hat, 
die Art der Zuſammenberufung, die Gegenſtaͤnde der 
Berathung, die Art und Weiſe, wie Beſchluͤſſe zu 
faſſen und zu vollziehen ſind, ſo wie der Rang der 
Mitglieder des Fuͤrſtencollegiums, werden durch ein 
Fundamentalſtatut beſtimmt (welches nicht er⸗ 
ſchien). — Die Rechte der Souverainetät 
ſind: Geſetzgebung, obere Gerichtsbarkeit, 
obere Polizei, militäriſche Conſeription, 
Beſteuerung. 
Die politiſchen Beſtimmungen ber Bundes 

acte waren: Der Kaifer von Frankreich ift Pros 
tectorbes Rheinbundes, und ernennt, als fol- 
cher , den Nachfolger des Fürften Primas., — Die 
Zürften müffen von jeder dem rheinifchen 
Bunde fremden Made unabhängig feyn. 
Sie fönnen daher Dienfte irgend einer Arc nur in 
den rheinifchen,, oder mit dem Bunde alliierten Staa- 
ten annehmen, Diejenigen, welche fi) bereits in 
Dienften andrer Mächte befinden, und in denfelben 
bleiben wollen, find gehalten, ihre Fuͤrſtenthuͤmer 
einem ihrer Kinder zu uͤberlaſſen. Wil ein FZürft 
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bes Bundes feine Souverainetaͤt völlig oder zum 
Theile abtreten; fo fann er es nur zu Öunften eines 
der chnföderirten Staaten. — Zwifchen dem fran- 
göftfchen Reiche (ompire frangais — nicht blos: 
Frankreich) und den rheinifchen Bunbesftaaten , fo 
wohl in ihrer Gefammtheit, als mit jedem einzelnen, 
befteht ein Buͤndniß, vermöge deffen jeder. Krieg auf 
Dem feften Lande, den einer der contrahirenden Theile 
zu führen haben fonnte, für alle andere unmittelbar 
zur gemeinfamen Sache wird. Im Falle, daß ſich 
eine dem Buͤndniſſe fremde und. benachbarte Macht 
ruͤſtet, follen bie contrahirenden- Theile, um nicht 
unvorbereitet überfallen zu werben , auf die Anforde 
rung, welche dee Minifter eines conföderirten Staa« 
tes deshalb zu Franffurt machen wird, ebenfalls ſich 
bewaffnen. (Zugleich warb das WBundescontingent 
feſtgeſetzt. — Die contrahirenden Theile behalten 
fi) vor, in der Folge auch andere Fürften und 
Staaten Teutfhlands in den Bund aufs 
zunehmen, deren Aufnahme man dem’gemeinfchafts 
lichen Intereſſe angemeflen finden wird. — Die 
Mitglieder des Bundes entfagen für fih und ihre 
Erben und Nachfolger allen Rechten, welche 
fie aufdie Befigungen ber andern Glieder 
ber Conföderation haben fünnten. Doch 
bleibt das eventuelle Recht der Erbfolge ausgenom⸗ 
men, wenn das regierende Haus eines Mitgliedes 
des Bundes erlöfchen ſollte. — 

Durdy die geographiſchen Beſtimmungen 
der Bundesacte wurden fehr viele und fehr bedeutende 
Laͤnder bisheriger unmittelbarer Neichsftande medi a⸗ 
tifirt. In Beziehung auf dieſe mebiatifircen 
Sürften und Grafen entfchieb die Acte: Sie be 

balten alle Domainen, ohne Ausnahme, als Patrir 
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monial⸗ und Privateigentfihn, und alle Herrfchafts » 
und Feudalrechte, die niche wefentlih zur Sous 
verainetät gehören (namentlich das Recht ber. 
niedern und mittleen huͤrgerlichen und peinlichen Ges 
richtsbarfeit,, der forfteilihen Gerichtsbarkeit und Pos 
fizei, der Jagd und Fifcherei, der Berg⸗ und Hüts 
tenwerfe, des Zehnten und ber Feudalgefälle, das 
Patronatrecht, fo wie Die aus diefen Domainen und 
Rechten fließenden Einfünfte), Die Domainen und 
Güter der Mebiatifirten follen in Hinſicht der Bes 
fteuerung wie die Domainen und Güter ber Prinzen 
des Haufes behandelt werden, unter beffen Souverai⸗ 
netät fie ftehen. Die Mediatifirten können ihre Do— 
mainen und Rechte an feinen ber Conföderation frem⸗ 
den Souverain verfaufen. In peinlichen Fällen 
genießen die jegt regierenden Fürften und Grafen und 
ihre Erben das Recht der Austrägalinftanz 
(d. h. das Recht, von Ebenbürtigen gerichtet zu wers 
den). In feinem Falle darf die Confifcation ihrer - 
Güter erfannt, es koͤnnen nur die Einfünfte wäh- 
rend ber Lebenszeit des Verurtheilten fequeftrirt 
werben. 


63» 


Sortfegung — Verfaffung des König. 
reihes Weftphalen. 


Der Rheinbund, der bei feinem Enrftehen un« 
gefähr neun Millionen Teutfche im füdlichen und weft: 
fihen Teutfehlande umfchloß, erhielt, während deg 
Krieges, welchen Preußen und Rußland (1806) 
gegen Sranfreich führten, und nach der Beendigung 
deflelben im Tilfiter Frieden (Jul. 1807), feine Aus» 
dehnung über das ganze nördliche Teutfchland, 
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Nur Holfteln verband der König von Dänemarf 
mie den übrigen Provinzen feiner Monarchie, und 
die vormaligen teutſchen Sänder Deftreichs und 
Preußens gehörten in diefer Zeit zu dem Geſammt⸗ 
umfange beider Monarchieen. Dagegen waren ber 
Großherzog von Würzburg (25. Sept. 1806), 
der Churfürft von Sachſen, mit Annahme der 
föniglihen Würbe (11. Dec. 1806), die fünf 
Herzoge des Sahfen-Erneftinifhen Haufes 
(15. Dec. 1806), die Häufer Anhalt, Schwarz 
burg, Sippe, Reußund der Fuͤrſt von Wals 
deck (18. Apr. 1807) diefem Bunde beigetreten. 
Später (1808) wurden auch die beiden Medlen- 
burgifchen Häufer und ber Herzog von Diden- 
burg in den Bund aufgenommen. 

Der Tilfitee Friede rief in der Mitte Teuefch- 
lands das neue Königreih Weſtphalen, gebilder 
aus preußifhen, churheflifhen, churbanndverfchen 
und herzoglich - braunfchmweigifchen Ländern, fo wie 
aus einigen Abtretungen von Sachſen, und dem jüng« 
ften Bruder Napoleons, Jerome, beftimmt, ins polis 
-tifche Dofeyn. Diefer Staat, welder das vierte 
Königreich im Rheinbunde bildete, erhiele eine, am 
15. Nov, 1807 von Napoleon zu Sontainebleau un- 
terzeichnete, Berfaffung. Die wefentlichften ſtaats⸗ 
rechtlichen Beftimmungen berfelben waren: Alle Un- 
terthanen find vor dem Geſetze gleih. Jede Reli⸗ 
gionsgefellfchaft hat freie Ausuͤbung ihres Gottes- 
bienftes. Die Sandflände der Provinzen, aus wel⸗ 
chen das Königreich beftehe, alle politifhe Eorpora- 
tionen dieſer Art und alle Privilegien befagter Cor⸗ 
porationen, Städte und Provinzen, fo wie bie Pri⸗ 
vilegien einzelner Perfonen und Familien, find auf 
gehoben. Alle Leibeigenfhaft ift abgefchafft. 
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bei beftehe In feinen verfchlebenen Graben und 
ungen fort, ohne dadurch ein ausfchließenbes 
u irgend einem Amte ober einer Würde, ober 
ng von irgend einer öffentlichen Saft zu erhal, 
eg foll ein und daſſelbe Steuerſyſtem für alle 
des Königreiches feyn, und die Grundfteuer 
:nftel der Einfünfte nicht überfteigen dürfen. 
) vier Minifter, und diefe verantwortlich. 
taatsraty befteht zum menigften aus 16, 
Hftens aus 25 Mitgliedern. Das Finanz 
‚ die Civil⸗und peinlihen Gefege follen im 
rathe entworfen, und den von ben Ständen 
en Commiffionen mitgetheile werden. Diefe 
hen Eommiffionen bifcutiren mit den Staats. 
darüber; auch werden ihre Bemerkungen in 
om Könige präfidirten, Staatsrathe verlefen. 
man es nöthig; fo foll über Die Mobificationen 
feßes berathfchlage werden. Die definitiv an« 
ıene Nedaction des Gefegesentwurfes wird 
Mitglieder des Staatsraths unmittelbar den 
n überbracht, welche, nad) Anhörung der 
gründe jener Gefegesentwürfe und der Berichte 
ymmiflion, barüber berathfchlagen . werden. 
taatsrath hat, in Ausübung feiner Attribute, 
e berathende Stimme — Die Stände 
eiches beftehen aus 100 Mitgliedern, ernannt 
ie Departementscoflegia, und zwat 70 aus 
Jrundeigenthümern, 15 aus Kauf: 
ı und Sabrifgnten, und 15 aus Öe 
'n unb andern Bürgern, welche um 
Staat fi verdient gemadht haben. 
tände werden afler brei Jahre zum Driteheile 
4 Die austretenden Mitglieder fönnen uns 
ar wieder gewählt werden. Der Präfibent ber 


6 
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Stände wird vom Könige ernannt. Der König be- 
ruft, prorogirt, vertagt die Stände, und löfet fie auf. 
Die Stände berathfchlagen über die von Staatsrathe 
ihnen vorgelegten Gefeßesentwürfe, mit Einfchluß 
des Finanzgefeges, im geheimen Scrutinium durch 
abfolute Mehrheit der Stimmen. — Die Departes 
mente werden durch Präfecte, bie Diftricte Durch 
Unterpräfecte, die Municipalitaͤten durch Maire 
verwaltet. Es beſtehen Departements⸗, Diſtriets⸗ 
und Municipalraͤthe, welche aller zwei Jahre zur 
Haͤlfte erneuert werden. — In jedem Departement 
beſteht ein Departementscollegium. Die 
Zahl feiner Mitglieder wird durch die Bevoͤlkerungs⸗ 
zahl des Departements beftimmt, fodaß ein Mite 
glied auf1000Bemwohner derfelbenfomme, 
Die Mitglieder der Departementscollegien werben 
vom Könige ernannt und zwar $ aus den 600 
Höchftbefteuerten des Departements, 4 aus den reich« 
ſten Kaufleuten und Sabrifanten, und 4 aus den 
auggezeichnetften Gelehrten, Künftlern und um den 
Staat verdienten Bürgern. "Die Mitglieder der Des 
partementscollegien muͤſſen 214 Fahre alt feyn. Ihre 
Sunctionen find lebenslanglih. Sie ernennen 
nicht nur die Mitglieder der Stände; fie fchlagen auch 
dem Könige zu jeder Stelle eines Friedensrichters, 
und ber Departements, Diftricts- und Municipals 
räthe zwei Sandidaten vor. — Der Coder Napo« 
leon ift das bürgerliche Geſetzbuch. Das gerichtliche 
Verfahren ift öffentlich; für peinliche Falle beftehen 
Geſchwornengerichte. In jedem Canton ift ein Fries 
bensgericht; in jedem Diftricte ein Civilgericht erfter 
Inſtanz; in jedem Departement ein peinlicher Ge» 
richtshof, und fiir bas ganze Königreich ein Appellas 
tionsgericht. Der Staatsrath vertritt die. Stelle bes 





Poſitives ‚öffenfliches Staatsrecht. | 837 


Caſſationsgerichts. Der richterlihe Stand iſt unab- 
haͤngig. ‘Die Richter werden vom Könige ernannt, 
Der König übe das Begnadigungsrecht. Die Milie 
tairconfcription ift Grundgeſetz. 

Diefe Verfaflung erlof ch „ zugleich mit dem 
Königreiche Weftphalen, nad) der Volteſchlacht bei 
Leipzig im Sabre 1813. 


64. 


Sortfegung. — Verfaffung- des Groß 
herzogthums Scanffurt, 


Die länder bes Fürften Primas des Rheinbun- 
des erhielten im- Jahre 1810, kurz vor Napoleons 
Wermählung mit der Erzherzogin Maria Luiſe, einen 
bedeutenden Zuwachs durch Aemter von Fulda und 
Hanau, den Namen Großherzogtum Fran 
fure, und die Beftimmung, daß, nad) dem Tode 
des Großherzogs Karl von Dalberg, der Viceför 
nig Eugen von Italien, Schwiegerſohn bes 
Königs von Bayern , Großherzog von Frankfurt wer- 
den follte. — Dieſem Staate gab Dalberg am 16. 
Aug. 1810 eine neue Berfaffung, welche größe 
tentheils der weftphälifchen nachgebildet war. 

Die wefentlihften Beflimmungen diefer Vers 
faffung waren: Alle Unterthanen find vor dem Ge- 
feße glei) ; es beftehr die freie Ausübung des Gottes⸗ 
dienftes der verfchiedenen Religionsbefenntniffe, Die 
befondern DVerfaflungen der Provinzen, Städte und 
Corporationen, fp wie die Privilegien einzelner Pers 
fonen und Familien find aufgehoben. Die Leib- 
eigenfchaft ift abgeſchafft. Der Adel beſteht mit 
feinen verfchiedenen Benennungen, ohne daß er doch 
ein ausfchlicßendes Recht weder zu Aemtern, Dienften. 

IV. 22 
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und Würden, noch Befreiung von öffentlichen Laften - 
dadurch erhal. — Es foll ein und daffelbe Steuer- 
ſyſtem für alle Theile des Großherzogthums feyn. 
‚ Die Grundſteuer foll nie den fünften Theil der Reve⸗ 
nuen uͤberſteigen. Es giebt brei Miniftee mit - 
Verantwortlichkeit. Diefe drei Minifter und fechs 
Ctaatsräthe bilden den Staatsrarh unter dem 
Vorſitze des Großherzogs. Alle Gefege über Aufla- 
gen, alle Civil- und peinliche Gefege follen im 
Staatsrathe vorbereitet, difcutirt und entworfen wer⸗ 
ben. Die in bem Staatsrathe entworfenen Gefege 
werben den von ben Ständen ernannten Commiſſio-⸗ 
nen mitgetheilt. Die ftändifchen Commilffionen diſcu⸗ 
tiren darüber mit ben beauftragten Staatsräthen, 
worauf die redigirten efegesentwürfe durch zwei 
Mitglieder des Staatsrarhes den Ständen überbrache 
werden, welche darüber, nad) angehörten Beweg⸗ 
gründen, berathfchlagen. Der Staatsrath hat in 
Ausübung feiner Attribute eine berathende Stim« 
me; er vertritt die Stelle des Caſſationsgerichts. — 
Die Stände des Großherzogthums beftehen aus 
20 Mitgliedern, wovon 12 aus reichen 
Grundeigenthümern, 4 aus Kaufleuten 
und FSabrifanten, und 4 aus vorzüglidhen 
Gelehrten von den Departementscollegien ernannt 
werden. Sie werden aller 3 Jahre um ein Drittheil 
erneuert. Die Austretenden fonnen unmittelbar wies 
ber gewählt werden. Der Großherzog ernennt ben 
Präfidenten der Stände; er verfammelt, prorogirt 
‚ biefelben, und Löfet fie auf. — Die Stände berath« 
fchlagen über die vom Staatsrathe verfaßten Geſetzes⸗ 
entwürfe im geheimen Scrutinium nad) abfoluter 
Mehrheit der Stimmen. fhnen werden die gedruck⸗ 
ten Rechnungen der Minifter vorgeleg. — Das 
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ßherzogthum wird In Departemente, Diftricte 
ı Municipafitäten eingetheilt. In jedem Depar- 
ent wird ein Departementscollegium gebildet, def- 
lebenslängliche Mitglieder in 3 der Meiftbegüter- 
Jaus ben reichften Kaufleuten und Sabrifanten, 

3 aus vorzüglichen Gelehrten und Künftlern be» 
on. Auf 1000 Einwohner wird ein Mitglieb des 
bicollegiums ernannt. Die Departementscoflegia 
nnen die Mitglieder der Stände. Jedes Depar« 
ne ernennt drei Güterbefiger, einen Kaufmann 
Sabrifanten, einen Gelehrten oder Kuͤnſtler. — 
Codexr Rapoleon gilt als Geſetzbuch. Der ger 
lihe Stand ift unabhängig. Der Großherzog 
nnt die Richter. Die Militairconfeription ift 
indgeſetz. — Jedes Departement bat einen Prä- 
„ beauftragte mit der Auffiche über Erziehung, 
rbau und Gewerbe, milde Stiftungen, Armen» 
alten, Gemeinheitswälder, Wege, Gemeingüs 

Sicherheit des Cultus, Mitwirkung bei ber 
bebung der Milizen und Sicherheit der Steuer: 
ter. 

Diefe Verfaffung erlofch mit der Auflöfung des 
ßherzogthums, deffen Regierung Karl von Dals 
„ bald nach der Leipziger Schlacht, am 30. Det. 
3 niederlegte, und fi in fein Bisthum Koftnig 
ckzog. — 

Während der Zeit des Rheinbundes gab auch 
Herzog Auguft Ehriftian Friedrich von Anhalt: 
hen feinem fleinen Staate von ungefähr 30,000 
vohnern am 28. Dec, 1810 eine eigene Vers 
ung, welche aber nach deflen Tode, von dem 
munde feines minderjährigen Machfolgers, von 
Herzuge von Anhalt» Deffau am 2:4. Det. 1812 
vendirt ward. Diefe Verfaſſung enchiele in 

22* 
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verjüngtem Maasftabe bie meiften Beſtimmun⸗ 
gen ber weftphälifchen und franffurter Verfaſſung. 
So ward der Coder Napoleon als Gefegbucy einge» 
führt; alle Unterthanen follten vor dem Gefege gleich 
fenn, der Adel aber, doc) ohne ausfchließende Rechte 
auf Aemter, fortbeftehen. Die Ritterſchaft hörte auf; 
Dagegen wurden 12 Landſtaͤnde gebildet: acht aus 
den Örundeigenthümern, zwei aus dem Handelsftande, 
und zwei aus dem gelehrten Stande, 


| 65. 


b) Polieifher Charakter der teutſchen 
Bundesacte vom 8 Jun. 1815. 


Der Rheinbund mit feinen flaatsrechtlichen und 
politifchen Beftimmungen ward im October 1813 in 
der Voͤlkerſchlacht bei feipzig geſprengt. Schon vor 
berfelben traten die beiden Herzoge von Mecklenburg 
auf die Seite der Verbündeten gegen Napoleon, und 
der König von Bayern fhloß (8. Det. 1813) zu 
Ried einen foͤrmlichen Vertrag mit Deftreich, in wel« 
chem er fic) von dem Rheinbunde trennte, Seinem 
Beifpiele folgten, nach jener Schlacht, die übrigen 
Fuͤrſten Teurfchlanbs. 

Nach der Verzichtleiftung Napoleons auf die 
Throne Frankreichs und Italiens ward in dem erften 
Parifer Frieden vom 30. Mai 1814 in Hinfiche 
Teutſchlands blos im Allgemeinen feftgefegt: daß 
nicht das vormalige teutfche Reich mit der Kaifermürbe 
bergejtellt, fondern „die Staaten Teutfhlands 
unabhangig feyn und Durch ein Foͤderativ— 
band vereinigte werde follten. Die nähere 
Beſtimmung dieſer großen Angelegenheit follte auf 
dem Wiener Congreffe erfolgen, zu welchem fid) 


r 
[A 
1 
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m Ende bes Septembers 1814 bie europaifchen 
utfchen Negenten und Fürften mit ihren Mini» 
und Abgeordneten verfammelten, Je verſchie⸗ 
ie Intereſſen waren, die hier befriedigt werden 
und je mehr auf dieſem Congreſſe fuͤr ganz 
a eine neue politiſche Ordnung der Dinge, die 
llung des politiſchen Gleichgewichts unter zeit 
en Verbältniffen, nad) der Auflöfung des Na⸗ 
iſchen Centralftantes, beabfichtige warb; deſto 
er war auch die Entſcheibung der Eünftigen 
ng des teurfchen Staatenbundes in der Mitte 
ropaifchen Staatenfyftems , und die Feftfegung 
wunblage für deſſen Geftaltung im Innern. 
langen Verhandlungen über diefe Angelegenheit, 

ich der Prüfung mehrerer deshalb von Heftreich 
reußen vorgelegten Entwürfe »), warb am 8. 
815 zu Wien die teutfhe Bundesacte ”®) 
ichnet, beftehend aus 20 Artikeln, von welchen 
ften eilf wörtlich in die Wiener Congreß- 





sol. 3. Ludw. Klüber, Arten des Wiener Con⸗ 
eſſes. 31 Hefte. Erlangen, 1814 ff. 8. — Deffen 
'berfiht der diplomatifchen Berhandlungen des Wier 
r Congreſſes. 3 Abtheil. Frankf. 1316 f. 8. ae’ 
ußacte des Wicner Congreſſes vom 9. Sun. 1815,. 
d Bundesacte, oder Örundvertrag bes 
utfhen Bundes vom 8. $un. 1815. ‚Beide 

der Urſprache, kritiſch bericheigt, mit Vorbericht, 
berfiht des Inhalts und. Anzeige verfchiedener Lesa 
ten, vollitändig herausgegeben von J. Ludw. Klüs 
rate Aufl. Erl. 1818. 8. — Vorher erſchien: 
eutfhe Bundesacte. Mit Bewilligung der 
iſ. öfter, Geſandtſchaft am teutſchen Bundestage. 
kf. am M. 1816. 4. — Nah dieſem Abdrucke 

den: Europ. Conſtitt. Th. 2. © 93. — 
ranzöſiſch beim Dufauetc. T.2. p. 100. 


N 


342 Pofitives öffentliches Staatsrecht. 


acte vom 9. Juny 1815 aufgenommen, und: dadurch 
unter die Garantie der europäifchen Hauptmächte ges 
ftefle wurden. — Die Beftimmungen der Bundes« 
acte find folgende: 


Art. 1. Die fouverainen Fürften und freien 
Städte Teutſchlands, mit Einfluß des Kaifers von 
Oeſtreich, und der Könige von Preußen, Dänemarf 
und der Niederlande, und zwar der Kaifer von Oeſt⸗ 
reih, der König von Preußen, beide für ihre ges 
fammten vormals zum teutſchen Reiche gehörigen 
Befigungen, der König von Dänemark für Holftein, 
der König der Niederlande für das Großherzogehum 
$uremburg, vereinigen fih zu einem befländigen 
Bunde, welcher der teutſche Bund heißen foll. 

Art. . Der Zwed deflelben iſt Erhaltung 
ber äußern und innern Sicherheit Teutfchlandg, 
und der Unabbangigfeit und Unverlegbar 
feit der einzelnen teutfhen Staaten. . 

Are. 3. Alle Bundesglieder haben, als folche, 
gleiche Rechte. Sie verbinden fi alle gleich- 
mäßig, die Bundesacte unverbrüchlich zu halten. 

Art. 4. Die Angelegenheiten bes "Bundes wer- 
den durch eine Bundesverfammlung beforgt, in 
welcher alle Glieder deffelben durch ihre Bevoflmäch- 
tigten, theils einzelne, theils Geſammtſtim— 
men, bod) unbefchadet ihres Ranges führen. Oeſt—⸗ 
veih, Preußen, Bayern, Sachſen, Hannover, 
Wirtemberg, Baden, Churheflen, Großherzogthum 
Heffen, KHolftein, Luxemburg haben jedes eine 
Stimme; die großherzoglich und herzoglich fächfifchen 
Häufer eine, Braunfchweig und Naſſau eine; die 
beiden Häufer Meclenburg eine; Oldenburg, Anhalt 
und Schwarzburg eine; Hohenzollern ‚' tiechtenftein, 
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Reuß, bie beiden Häufer Lippe und Waldeck eine; 
die vier freien Staͤdte eine. 

Art: 5. Oeſtreich hat bei der Bundesverfamm- 
fung den Vorſitz. Jedes Bundesglied ift befugt, 
Vorfhläge zu machen und in Vortrag zu bein. 
gen, und der Vorſitzende ift verpflichtet, ſolche in 
einer zu beſtimmenden Zeitfrift der Berathung za 
übergeben. 

Ar. 6. WoesaufAbfaffung und Abaͤn 
berung von Örundgefegen bes Bundes, auf 
Beſchluͤſſe, welche die Bundesacte felbft betreffen: , 
atıf organifche Bundeseinrihtungen und 
auf gemeinnügige Anordnungen fonftiger Art an 
kommt, bildet ſich die Berfammlung zu einem Pie 
num, wobei aber, mit Ruͤckſicht auf die Verſchie— 
denheit der Größe ber einzelnen Bundes 
ftaaten, folgende Berechnung und Vertheilung der 
Stimmen ftatt findet, Oeſtreich, Preußen, Bayern, 
Sachſen, Hannover und Wirtemberg haben jedes 
vier Stimmen. Baden, Churheſſen, Großherzog 

um Heſſen, Holftein und furemburg jedes drei 

mmen. Braunſchweig, Naffau und Mecklen⸗ 
burg» Schwerin jedes zwei Stimmen. Die übrigen 
einzelnen Mitglieder jedes eine Stimme. Zufam- 
men 69 Stimmen. (Die 70fte Stimme erhielt bei 
am 26. Sun. 1817 mit Souverainetät in den Bund 
aufgenommene $andgraf von Heffen - Homburg.) 

Art.7. In der engern Verfammlurg wird 
burh Stimmenmehrheit entfchieden, inwiefern ein 
Gegenftand für das Plenum geeignet fey. Die der 
Entfcheidung des Plenums zu unterziehenden Bes 
fhlußentwürfe werden in der engern Verſammlung 
vorbereitet, und bis zur Annahme oder Verwerfung 
zur Reife gebracht. Sowohl in der engern Verſamm⸗ 
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lung, als im Plenum, werden die Beſchluͤſſe nach 
der Mehrheit der Stimmen gefaßt; in der erſtern 
nach der abſoluten Mehrheit der Stimmen, in der 
letztern nach einer Mehrheit von 3. — Bei Stim⸗ 
mengleichheit in der engern Verſammlung ſtehet die 
Entſcheidung dem Vorſitzenden zu. — Wo es 
aber auf Annahme oder Abänderung ber 
Grundgefege, auf organifhe Bundesein 
rihtungen, jura singulorum oder Reli— 
gionsangelegenheiten anfommt, kann 
weder in der engern Berfammlung, nod 
im Plenum ein Beſchluß durch Stimmen- 
mehrheit gefaßt werden. — Die Bundes 
verfammlung ift beftändig, hat aber die Befug- 
niß, wenn die ihrer Berathung unterzogenen Gegen- 
flände erledigt find, auf eine beftimmte Zeit, jedoch 
niche langer als vier Monate { ſich zu vertagen. 

Art. 8. So lange die Bundesverfammlung 
mit Abfaffung der organifchen Gefege beſchaͤftigt ift, 
foll die zufällig ſich fügende Ordnung in der Abftims 
mung feinem Mitgliede zum Nachtheile gereichen, 
Nach Abfaffung der organifhen Gefege wird Die 
Bundesverfammlung die fünftige, als beftändige 
Folge einzuführende, Stimmenordnung in Berathung 
nehmen, und ſich darin fo wenig als möglich von Dex 
ehemals auf dem Reichstage, und namentlich) in Ge⸗ 
mäßheit des Reichsdeputationshauprfchluffes, beobach— 
teten Ordnung entfernen. 

Art. 9. Die Bundesverſammlung bat ihren 
Sig zu Frankfurt am Main. Die Eröffnung jft 
auf den 1. Sept. 1815 feftgefegt. (Sie erfolgte am 
5. Nov. 1816.) - 

Art. 10. ‚Das erfte Geſchaͤft der. Bundesver⸗ 
ſammlung wird die Abfaſſung der Orundgf 
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bes Bundes, und beffen organifce 
ichtung in Rudfict, auf feine. a u.8 
tigen, militairifgen und-- — 
Verhähltniſſe ſeyny. 
(et, 11. Alle Mitglieder. bes Bundes verſpre⸗ 
ſowohl ganz Teutſchland, als jeden einzzinen 
zsſtaat, gegen jeden Angriff i in Schug zu neh⸗ 
und garantiren ſich gegenfeitig-ihre 
etlichen unter dem Bunde begriffenen 
Sungen. — Bei einmal erflärtem Bunbes- 
darf fein Mitglied einfeitige Unterhandlungen 
m Seinde eingehen, noch einfeitig Waffenſtill⸗ 
und Frieden (ließen, — Die Bundes 
er behalten zwar das Recht der Bünde 
aller Art, verpflichten ſich jedoch, 
ine Verbindungen einzugeben, welche 
die Sicherbeitdes ‘Bundes oder ein- 
e Bundesftaaten gerichtet wären. — 
Zundesglieder machen fich ebenfalls verbindlich, 
wer unter feinerlei Vorwande zu befriegen, n 
Streitigfeiten mit Gewalt zu verfolgen, fondern 
ber DBundesverfammlung anzubringen, welche 
'ermittelung durch einen Ausſchuß -ver- 
‚ und, dafern diefer Verſuch fehlfchlüge, bie 
liche Entjheidung durch eine wohlgeordnete 
rägalinftanz bewirken foll, deren Yusfpruche 
seitenden Theile fi fo fort zu unterwerfen 


Art, 12. Diejenigen Bundesglieder, beren 
ungen nicht eine Volkszahl von 300,000 See⸗ 
reichen, werden ſich mit den ihnen verwandten 
en ober andern Bundesgliedern zur Bildung 


846 Pofitives öffentliches Seaatsreche. 


eines gemeinſchaftlichen oberſten Gerichts 
vereinigen. — Den vier freien Staͤdten ſtehet das 
Recht zu, ſich unter einander uͤber die Errichtung eines 
gemeinſchaftlichen oberſten Gerichts zu vereinigen. — 
Bei den ſolchergeſtalt errichteten gemeinſchaftlichen 
oberſten Gerichten ſoll jeder der Partheien verſtattet 
ſeyn, auf die Verſchickung der Acten auf eine teutfche 
Facultaͤt, ober an einen Schöppenftußl,, zur Abfafe 
fung des Enburtheils anzutragen. 

- "Art, 13. In allen Bundesftaaten wirh 
eine landftändifhe Werfaffung ſtatt fin. 

en. 

Art. 14. Um den im Jahre 1806 und ſeitdem 
mittelbargewordenen ehemaligen Reichs— 
ftänden und Reichsangehoͤrigen, In Gemaͤßheit der 
gegenwärtigen Verhalmiffe, in allen Bundesftaaten 
einen gleichföormig bleibenden Rechtszu— 
ftand zu verfchaffen; fo vereinigen die Bundesſtaa⸗ 
ten ſich dahin: a) daß diefe fürftlichen und gräaflichen 
Häufer fortan zu dem hohen Adel in Teutfchland 
gerechnes werben, und ihnen das Recht der Eben 
bürtigfeit in dem bisher damit verbundenen Be— 
griffe verbleibet; b) find die Häupter dieſer 
Häufer die erſten Standesherren in dem 
Staate, zu bem fie gehören. Sie und ihre Familien 
bilden die privilegirtefte Elaffe in demfelben, befon- 
ders in Anfehung der Befteuerung ; c) es follen ihnen 
überhaupt in Rücficht ihrer Perfonen, Familien und- 
Befigungen alle diejenigen Rechte und Vorzüge zus 
gefichere werden, oder bleiben, welche aus ihrem 
Eigenthume und deſſen ungeftörtem Genuſſe herrüß- 
ren, und nicht zu der Staatsgewalt und den höhern 
Regierungsrechten gehören (z. B. die Freiheit, ihren 
Aufenthalt in jedem zu dem Bunde gehörenden , oder 
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: demfelben im Frieden lebenden Staate zu neh⸗ 
nz die Aufrechthaltung ber noch beſtehenden: Fa⸗ 
lienvertraͤge; privilegitter · Serichtsſtand und Be⸗ 
iung von aller Militairpflichtigkeit fuͤr ſich und ihre 
milien; die Ausuͤbung der buͤrgerlichen und pein⸗ 
en Suftiz in erfter, und, mo die Beſitzung groß 
ug iſt, in zweiter Inſtang der Forſtgerichtsbi 
tspolizei, Aufſicht in Kirchen⸗ und Schulfachen) 
ch nad Vorfhrife der Landeggefeße 
ſ. w.). — Dem ehemaligen Reichs adel wurden 
theil der Beguͤterten an Landſtandſchaft, Patri⸗ 
nial⸗ und Forſtgerichtsbarkeit, Ortspolizei, Kies 
npatrönat und der privilegirte Gerichtszuftand juge= 
‚ert, Doch werden diefe Rechte nur nad) Worfchrift 
Landesgeſetze ausgeübt. In der durch den Yrle 
ı von Luͤneville von Teutfchland abgetretenen und 
t wieder damit vereinigten Provingen werden, bei 
wendung ber obigen Grundſaͤtze auf den ehemali= 
ı unmittelbaren Neichsadel, diejenigen Beſchraͤn—⸗ 
ıgen ftätt finden, welche die bore beſtehenden be⸗ 
dern Verhalcniſſe noͤthig machen. 

Art. 15. Die Fortdauer der auf die fell 
‚ffahrtsoctros- angewiefenen directen und fubfibkari 
om Menten, und die durch den Reichsdeputations⸗ 
luß getroffenen Verfügungen in Betreff des Schul⸗ 
weſens und feftgefeßter Penfionen an geiftlihe und 
(tliche Individuen, werden von dem Bunde garans 
(Das Uebrige des Artifels erkläre fich uͤber die 
nfionen der Mitglieder der ehemaligen Stifter, 

- Mitglieder des teutfchen Ordens, und der über» 
inifchen Bifchöffe und Geiftlichen.) 

Art.16. Die Verfhiedenpeit der ehrift, 
Hen Religionspartheien fanninpden tän- 
en des teutfhen Bundes feinen Unter: 
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(Hied indem Genuſſeder bürgerlichen und 
politifhen Rechte. begründen. — Die Bun- 
desderfammlung wird in Berathung ziehen, wie auf 
eine möglichft. übereinftimmende Weife-die bürger: 
liche Berfaffung der Bekenner bes juͤdi— 
ſchen Glaubens in Teurfchland. zu bewirken ſey; 

ki wie infonderheit henfelben der Genuß der buͤrger⸗ 

chen Rechte, gegen die Uebernahme aller "Bürgers 
pflichten, in den Bundesftaaten verfchafft und) ges 
ſichert werden Fünne. Bis dahin werben den Beken⸗ 
nern biefes Glaubens bie denfelben von ben einzelnen 
Bundesftaaten bereits eingeräumten Rechte erhalten, 
Art. 17. Das fürftlihe Haus Thurn und 
Tarıs bleibe indem, durch den Reichsdeputations- . 
ſchluß, oder in fpätern Verträgen beftätigten, Bes 
fige und Genuſſe der Poften in den verfchies 
denen Bundesftaaten,: fo lange nicht durch freie Leber: 
einfunft anderweitige Verträge abgefchloffen werden 
follten. | 
." Urt 18. Die verbündeten Fuͤrſten und freien 
Städte fihern den Unterthanen der teutfchen 
Bundesftaaten folgende Rechte zu: a) Grund- 
eigenthum außerhalb des Staates, den fie bewohnen, 
zu. erwerben und zu befißen, ohne deshalb in dem 
fremden Staate mehrern Abgaben und Laften unter» 
soorfen zu feyn, als defjen eigene Unterthanen; b) die 
Befugniß des freien Wegziehens aus einem Bundes» 
flaate in den andern, der erweislic) fie zu Untertha- 
nen annchmen will; aud) in Civil» und Militairs 
dienſte dejlelben zu treten, fobald feine Verbindlich⸗ 
feit zu Militairdienften gegen das bisherige Vater⸗ 
laud im Wege fteht; c) die Freiheit von aller Nad)- 
ſteuer, fofern das Vermögen in einen andern teut⸗ 
fchen. Bundesfiaat übergeht, d) Die Bundes- 
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verfammlung wird ſich bei ihrer erſten Zuſam⸗ 
menkunft mie Abfaſſung gleichfoͤrmiger Verr 
fügungen über die Preßfreiheit und bie 
Sidherftellung der Rechte der Schrifeftel- 
ler und Verleger gegen ben Nahdrud bes 
ſchaͤftigen. 
Art. 19. Die Bundesglieder behalten ſich vor, 
bei der erſten Zuſammenkunft der Bundesverfamm- 
dung wegen des Handels und Verkehrs zwi⸗ 
ſchen den verſchiedenen Bundesftaaten, 
ſo wie wegen der Schiffahrt, nach Anleitung 
der auf dem Congreſſe zu Wien angenommenen 
Grundfäge, in Berathung zu treten. 

Der 20fe Artikel betraf ‚die Retiſication der 
Bundesacte. 


66. 


Fortbildung des Staatsrechts des teut— 

ſchen Bundes, durch die Bundesverfamms 

fung, und die Rarishader Befhlüffe im 
3.1819. 


Nach) den bereits in ber Bundesacte enthalte⸗ 
nen Andeutungen uͤber das Verhaͤltniß des teutſchen 
Staatenbundes gegen das Ausland, ward von der 
Bundesverſammlung in dem Veſchluſſ⸗ der 34ften 
Sißung vom Jahre 1817 feftgefest: der teutſche 
Staatenbund gelte in feiner Geſammtheit als Ein 
Körper, als freie und unabhängige Macht im euro- 
päifchen Staatenfyfteme, und habe, als folcher, in 
allen auswärtigen Verhältniffen viefelben Rechte und 
Pflichten, und diefelben politifchen Beziehungen, 
wie jede andere freie und unabhängige Macht. Der 
teutfche Staatenbund nimmt, da er an die Stelle 


" 
v 
[) 
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des vormaligen teutſchen Reiches getreten iſt, nach 
ſeiner Wuͤrde und Bevoͤlkerung, ſeinen Platz in der 
Reihe der europaͤiſchen Mächte vom erften Range, 
Als Gefammtheit unterhandelt er mit den auswaͤrti⸗ 
gen Mächten, fehließt Werträge, und führt Krieg, 
Unbeftreiebar ift ihm, nad) den Befchlüffen der 34ften 
Sitzung vom Jahre 1817, fo wie alle aus dem 
Weſen einer freien und unabhängigen Macht fließende 
Solgerungen, fo auh das active und paffive 
Geſandtſchaftsrecht. Der diplomatifche Wer 
Fehr mit dem Auslande gefchieht durch die Bundes. 
verfammlung. Fremde Gefandtfchaften find bei ber- 
felben accreditirt und angeftellte (von Frankreich, 
Großbritannien, Rußland, Schweden); doch hat 
die Bundesverfammlung von dem Rechte, allgemeine 
beftändige Geſandtſchaften bei auswärtigen Höfen zu 
unterhalten, noch feinen Gebrauch gemadht. Als Maas- 
ftab fir den politifchen Rang der Gefandten des teut⸗ 
(hen Staatenbundes ward das auf dem Wiener Con⸗ 
greß feftgefeßte Reglement angensmmen, Die Buns 
desverfammlung bedient fi) in allen ihren Verband» 
lungen, Befchlüffen und diplomatifchen Mittheilungen 
der teutfhen Sprache; doch wird bei den legten 
da, wo es gegenfeitig gefchiehe, eine Ueberfegung in 
lateinifher und franzöfifcher Sprache beigelegt, — 
Bei dem Bundestage ward fpater der Maasftab der 
Bevölkerung für die Aufftellung des Bundesheeres 
feftgehalten, fo daß beim Simplum auf hundert Ein« 
wohner ein Mann, bei der Reſerve auf 200 Einwoh- 
ner ein Mann gerechnet, und das gefammte Bundes« 
heer, getheilt in zehn einzelne Corps, zu 300,000 
Mann, nach der Geſammtbevoͤlkerung der Bundes- 
ftaaten mit 30 Millionen Menſchen, beftimme ward. 

So wie in dem Zeitalter großer politifcher Um⸗ 
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ungen. bie Erfcheinung bes gegenfeitigen Anſtre⸗ 
3 zweier entgegengefegter Anfichten und Partheien 
ee Gefchichte vieler europäifchen Staaten getrofe 
wird; fo zeigte fie fich auch in Teurfchland, Die 
ifterten Anhänger neuer politifcher Schren und An- 
en traten gegen bie warmen Vertheidiger der wie⸗ 
erzufteflenden Altern und theilmeife vernichteten 
bältniffe in Drudfchriften aufz befonders kam 
im 13ten Xrtifel der Bundesacte enthaltene 
fprechen Landftändifher Verfaffungen allgemein 
Sprahe; in mebhrern geheimen Verbindungen 
be man einen demagogifchen Zwed zu erfennen. 
jebue’s Ermordung durch Sand gab endlich den 
fhlag., — Im Auguſt 1819 trafen fich die 
andten ber fämmtlichen Mitglieder des teutfchen 
ndes zu Karlsbad zufammen, wo fie über 
fchlüffe fich vereinigten, welche am 20. Sept. 
9 zu Frankfurt amtlich befannt gemacht wurden. 
Hauptbeftimmungen derfelben waren: „1) daß, 
dem Sinne des monardifchen Peincips und zur 
rechthaltung des Bundesvereins, die Bundes- 
ten, bei Wiedereröffnung ber Sigungen, ihre 
larungen über eine angemeflene Auslegung 
» Erflärung des dbreizehnten Artifels 
Bundesacte abgeben follten; 2) daß inzwi⸗ 
1, bis eine definitive Erecutionsorbnung 
h die beabfichtigten weitern Berathungen zu 
nde gebracht werden fönne, zur nöthigen Hand» 
ing und Ausübung der , nad) dem zweiten Artikel 
Dundesacte, zu faſſenden Beſchluͤſſe und erfor 
ihen Maasregeln eine proviforifhe Execu— 
nsordnung eingeführt werden follte; 3) daß, 
Vorbehalt der weitern Berathungen des Bundes⸗ 
8, zur geundlihen Verbefferung des 
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gefammten Schul: und Univerfirtätswe 
fens, den Gebrechen deſſelben zunachft und unge 
ſaͤumt durch Ergreifung von proviforifchen Maası 
regeln, abgeholfen würde; 4) daß, zur nöthigen 
Dberauffiht über die Drudfchriften und 
zur Verhütung des ſich ergebenden Mißbrauches der⸗ 
felben , in Beziehung. auf Zeitungen, Zeit« und Flug⸗ 
ſchriften, eine proviforifche gefegliche Verfügung alle 
gemein eingeführt werden follte; 5) daß eine Cen- 
tralbehoͤrde ausfchlieglich zur weitern Unterfuchung 
ber in mehrern Bunbesftaaten entdedtenrevolutios 
nairen Umtriebe beftelle und angeordnet werben 
ſollte.“ | ’ 

67. 

ec) Politifher Charafter ver Schlußacte 


der Wiener Minifterialconferenzen, be 
kannt gemacht am 8. Juny 1820. 


Bald nach dem Bekanntwerden der Karlsbader 
Beſchluͤſſe zu Frankfurt trat, für die endliche Ent- 
fheidung aller in der Bundesacte zweifelhaft geblie⸗ 
benen Gegenftände über die innern und äußern Vers 
bältniffe Teutfchlands, zu Wien am 25. Nov. 1819 
ein Congreß der Minifier aller Mitglieder des teut- 
fhen Bundes zufammen, deſſen Ergebniß am 15. 
Mai 1820 alsdie „Schlußacte der über Aus. 
bildung und Befeſtigung des teutfchen 
Bundes zu Wien gehaltenen Minifterial- 
eonferenzen *) unterzeichnet, und am 8. Jun. 
1820, nad) ihren 65 Artikeln, zu Sranffurt als 


H Lüders Archiv, Ih. 2. ©. 648. — Dufan etc, 
T. © p- 123 
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aflgemeines Gefeg innerhalb des teutfchen Staaten- 
Bundes angenommen und befannt gemadht warb. - 
Durch diefe Schlußacte follte ein Commentar 
über die Bundesacte aufgeftellt werben, welcher 
die in derfelben bereits feftgefegten Grundſaͤtze erläu- 
terte, fchärfer beftimmte, und die mwahrgenommenen 
Luͤcken ergänzte. — Der wefentliche Inhalt der Be⸗ 
ſtimmungen diefer Schlußacte ift folgender: . 

Der teutſche Bund ift ein völferrehtlicher 
Verein der teutfchen fouverainen Fürften und freien 
Staͤdte, zur Bewahrung der Unabhängigkeit und Un- 
verlegbarfeit ihrer im Bunde begriffenen Staaten, 
und zur Erhaltung ber innern und äußern Sicherheit 
Teutſchlands (Art. 1.). — Diefer. Verein beſteht in 
feinem Innern als eine Gemeinſchaft felbft- 
ſtaͤndiger unter fih unabhängiger Staa- 
ten, mit wechfelfeitigen gleichen Vertragsrechten und 
Berteagspflichten; in feinen außern Werhaltniffen 
aber als eine in politifher Einheit verbun- 
yene Geſammtmacht (Art. 2.). — Die Bunde 
zcte bleibe der Grundvertrag und das erfte Grund⸗ 
zeſetz dieſes Vereins (Art. 3.). — Der Gefammt- 
zeit der Bundesglieder ſteht Die Befugniß der Ent 
vifelung und Ausbildung Der Bundesacte 
m; doch dürfen die Befchlüffe mit dem Geifte der 
Bundesacte nicht im Widerfpruche ſtehen (Art. 4.). 
— Der Bund ift als ein unauflösliher Wer. 
:in gegründet; es kann daher der Austritt 
ns diefem Vereine feinem Mitgliede deſſelben frei 
tehen (Ark. 5.) — Die Aufnahme eines neuen 
Mitgliedes kann nur ftatt haben, wenn die Geſammt⸗ 
yeit der Bundesglieder foldye mit den beftchenden 
Berhältniffen vereinbar und dem Vortheile des Gan⸗ 
jen angemeſſen findet (Art. 6.), — Die Bundesver- 

IV. 23 
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ſammlung ſtellt den Bund in ſeiner Geſammtheit dar, 
und iſt das beſtaͤndige verfaſſungsmaͤßige Organ fei- 


nes Willens und Handelns (Art. 7.). — Die einzel 


nen Bevollmächtigten anı Bundestage find von ihren 
Committenten unbedingt abhängig, und diefen 
verdntwortlih (Art. 8). — Die Wirkſamkeit 
der-Bundesverfammlung ift durch die Vor—⸗ 
fohriften der Bundesacte, durch die in Gemäß- 
"heit derfelben befchloffenen oder feiner zu befchließen- 
den Örundgefege, wo dieſe aber nicht zureichen, 
durch die im Grundvertrage bezeichneten Bundes» 
zwecke beflimmt (Art. 9). — VBerfaffungs- 
mäßige Befchlüffe der Bundesverfammlung find 
diejenigen, welche innerhalb der Grenzen der Compe- 
tenz der Bundesverfammlung, nach vorgängiger Be- 
rathung, Durch-freie Abſtimmung entweder im engern 
Rathe, oder im Plenum gefaßt werden (Art. 10.). — 
In der Regel werden die Befchlüffe im engern 
Rathe nad) abfoluter Stimmenmehrheit (Art. 11.), 
Wnd nur in den in der Bundesacte ausdrücklich be- 
geichneten Fällen, und wo es auf eine Kriegserflä- 
rung, ober Friedensfchylußbeftätigung, oder auf die 
Aufnahme eines neuen Mitglieds anfommt, im Pie 
num (Art. 12.) abgefaßt. Kein Befchluß durch Stim- 
menmehrheit findet ftatt: über Annahme neuer Grund» 
gefege, ober Aenderung ber beftchenden; über orga- 
nifche d. h. bleibende. Anftalten, als Mittel zur Er 
füllung der ausgeſprochenen Bundeszwecke; über Auf⸗ 
nahme neuer Mitglieder in den Bund, und über Re 
ligionsangelegenheiten (Art. 13:), — Befonders 
muß über organifche Einrihrungen im Ple- 
num und durch Stimmeneinhelligfeit (Art. 
14.) entfchieden werben. Eben fo Fann (Art. 15.) 
in Fällen, wo die Bundesglieder als einzelne, felbft- 


a” THREE 
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ige. und. unabhängige Staaten erfcheinen , wo 
jura singulorum obwalten.,-oder oo, einzelnen 
desgliedern eine befondere Leiftung oder Verwilli⸗ 
für den Bund zugemuthes, wird „.ehne freie Zu⸗ 
nung ber Betheiligten fein diefelben, verbindender 
uß gefaßt, werden. — Wenn die Befigungen 
- fouverainen teutfhen Haufes (Art. 16.) durd) 
folge auf ein anderes übergehen ;- fo hänge es 
der Geſammtheit des Bundes ab, ob und wie 
die auf jenen Beſitzungen haftenden Stimmen ‚im 
um, — weil im engern Rathe fein Bunde⸗ 
mehr als Eine Stimme fuͤhren kann, — dem 
t Befiger heigelegt werben follen.— Der QWup- 
erſammlung ſteht, in zweifelhaften Faͤllen, die 
laͤrung bes rechten Sinnes der Byn- 
rete und der richtigen Anwendung ihrer Vor⸗ 
ten zu (Art. 17.) — Bei Bedrohung oder 
rung der innern Ruhe unser den DBundesglie- 
hat die Bundesverfanimlung: die dazu geeigneten 
plüffe zu faffen (Art. 18.). — Bei der Befürd)- 
oder wirflihen Ausübung von Thaͤtlichkeitgn 
den Bundesgliedern foll ‚Die Bundesverſamm⸗ 
Maasregeln ergreifen, um jeder Selbſthuͤlfe vor⸗ 
gen, ober der unternommenen Einhalt zu thun; 
ders bat fie die Aufrehtehaltung des Be- 
:andes zu bemirfen (Artı: 49). — Wird die 
besverfammlung von einem, Wundesgliede zum 
uge des Beſitzſtandes aufgerufen; fo foll 
ticht betheiligtes Bundesglied in der Mähe bes 
genden Gebiets die Thatfache des jüngften Be⸗ 
und die angezeigte Störung deffelben fumma- 
durd) feinen oberften Gerichtshof unterfuchen, 
Jarüber einen rechtlichen Befcheid abfaſſen laſſen, 
ı,Vollziehüng die Bundesverfammlung zu be 
23% 
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wirken hat (Art. 20% — Die Xrtifel 21 — 
fielen die Bedingungen auf, wie durch) Austräg 
inftanzen die Streitigfeiten dee Bundesglieber ı 
ſchieden werden ſollen. 

Ueber die innern Angelegenheiten in 
Bundesſtaaten beſtimmt (Art. 25.) die Schlußa 
daß die Aufrechthaltung der innern Ru 

und Ordnung den Regierungen ablein 
ſtehe; als Ausnahme gelte der Fall der Wider: 
lichfeie der Untertbanen gegen die Regierung , fo 
der Fall eines offenen Aufruhrs, ober gefährli 
Bewegungen in mehrern Bundesftaaten. — In 
hem Falle, wenn die Regierung felbft, nad) 4 
(höpfung der verfaffungsmäßigen u 
gefeglichen Mittel, den Beiftand des Bun 
anruft, foll die Bundesverfammlung die fehleunf, 
Hülfe zur Wiederherftellung der Ordnung veranlafl 
und dies felbft unaufgerufen thun, wenn 
Kegierung durch die Umftände gehindert wird, 
Hülfe des Bundes zu begehren (Art. 26.) Die $ 
gierung aber, welcher eine ſolche Hülfe zu Theil w 
(Art. 27.), muß die Bundesverfammlung von 
Weranlaffung der eingetretenen Unruhen, ı 
von den zur SHerftellung der Orbnung getroffer 
Maasregeln in Kenntniß fegen. Wenn die öffe 
lihe Ruhe und gefegliche Ordnung (Arc. 28.) In mı 
rern Bundesflaaten durd) gefährliche Verb 
dungen und Anfchläge bebroht find, und dagegen ı 
duch das Zuſammenwirken der Gefammtheic 
reichende Maasregeln ergriffen werben fönnen; fo 
die Bundesverfammlung befugt und berufen, nı 
vorgängiger Ruͤckſprache mit den zunaͤchſt bedroh 
Regierungen, folche Maasregeln zu berathen und 
beſchließen. — Die Art 29 — 34. erörtern | 
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Bälle ber Juſtlzverweigerung in einem Bundes» 
ftaate, der Nichtbefriebigung der zwifchen mehrern 
Bunbesftaaten ftreitigen Erdrterungen von Privat. 
perfonen, und ber nöthig werdenden Erecutions- 
maasregeln. 


683 
Sortfegung 

Nah feiner Stellung gegen das Aus 
land hat ber teurfche Staatenbund (Art. 35.), als 
Geſammtmacht, das Recht, Krieg, Srieden, 
Bündniffe und andere Verträge zu be 
fhließen. Doch übe ber Bund diefe Rechte nur 
zu feiner Selbftvertheibigung, zur Er 
haltung der Selbſtſtaͤndigkeit und dußern 
Sicherheit Teutfhlands, und der Unab- 
bängigfeit und Unverleglichfeit der ein 
zelnen Bunbesftaaten aus, — Alle Ver 
legungen bes einen Bundesftaates von Auswärtigen 
et. 36.) treffen zugleich) und in demfelben Maafe 
die Sefammtheit des "Bundes. Dagegen find die ein- 
zelnen Bunbesftaaten verpflichtet, den Auswärtigen 
nie Veranlaffung zu folchen Verlegungen zu geben, 
oder fie denfelben zuzufügen. Sollte aber ein frem- 
ber Staat Beſchwerde über ein Bundesglied bei ber 
Bundesverfammlung führen, und dieſe gegründet 
befunden werden; fo liege der Bunbesverfammlung 
ob, das Bunbesglied zur fehleunigen und genügen» 
den Abhülfe der Beſchwerde aufzufordern, und da= 
mie, nad) Befinden der Umftände, Maasregeln zu 
verbinden, wodurd) mweitern friedeftörenden Folgen 
vorgebeugt wird. — Ruft ein Bundesftaat (Art. 
37.), bei einer zwifchen ihm und einer auswärtigen 
Macht entflandenen Irrung, die Dazwifchen- 
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kunft des Bundes an; ſo ſoll die Bundesverſamm⸗ 
lung das wahre Sachverhaͤltniß prüfen, und, wenn 
dem Bundesſtaate das Recht nicht zur Seite fteht, 
die begehrte Dazmifchenfunft verweigern. — Wird 
ein einzelner Bundesftaat, oder die Gefammtheit des 
Bundes (Art. 38.) von einem feindlihen An 
griffe bedroht; fo muß zunaͤchſt die engere Bun⸗ 
desverfammlung, nad) der abſoluten Stimmenmehr- 
heit, die Srage, ob die Gefahr eines ſolchen An⸗ 
griffs vorhanden iſt, entfcheiden, und, bei der An⸗ 
erfennung der Gefahr, ohne Verzug wegen der Vers 
theidigungsmaasregeln einen Beſchluß fallen. Der 
Stand des Krieges tritt aber fofort ein (Art. 
39.), wenn das Bundesgebiet von einer auswärtigen . 
Macht feindlich überfallen wird. Eine formlidhe 
Kriegserflarung bes Bundes fann nur im Ple 
num der Bundesverfammlung nah der Stim— 
menmebhrbeit von Zweidritehellen befchlof- 
fen werden (Art. i0.). Durch die Befchlüffe der‘ 
DBundesverfammlung werden famntlihe Bundesglie- 
der zu-den feftgefeßten Maagregeln verpflichtet (Art 
41.); doc) können, wenn die Stimmenmehrheit die’ 
Vorfrage einer vorhandenen Gefahr verneinend 
entfcheider,, diejenigen Bundesftaaten, welche von 
der Wirklichkeit ber Gefahr überzeugt find, gemein- 
fchaftlihe Vertheidigungsmaasregeln unter ſich ver- 
abreden (Art. 42.); auch darf, wenn der eine ftrei- 
tende Theil auf die Vermittelung des Bundes anträgt, 
deshalb der Befchluß wegen der zu ergreifenden Ver: 
theidigungsmaasregeln nicht aufgehalten werden (Art. 
43.). — Bei ausgebrochenem Kriege ſteht jedem Bun⸗ 
desgliede frei, zur gemeinfamen Vertheidigung eine 
größere Mache zu ftellen, als fein Bundescontin« 
gent beträgt; doc) ohne deshalb zu einer Forderung an 
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den Bund berechtigt zu ſeyn (Art. 44.). — Wenn in 
einem Kriege zwifchen auswärtigen Mächten eine Ver⸗ 
letzung der Neutralitaͤt des Bundesgebietes zu befürchten: 
iſt; ſo hat die Bundesverſammlung im engern Rathe 
einen Beſchluß deshalb zu faſſen (Art. 45.). — Bes 
ginntein Bundesftaat, derzugleich außer. 
halb des Bundesgebietes Befigungen hat, 


in feiner Eigegghaft als europ.äifce, 


Mac t einen Krieg; fo bleibt ein foldftr 
die Verbältniffeund Verpflichtungen des 
Bundes nicht berührender, Krieg dem 
Bunde ganz fremd (Art. 46... — in den Faͤl⸗ 
len, wo ein folcher Bundesſtaat in feinen, außer, 
bem “Bunde belegenen, Befigungen bedroht oder ans, 
gegriffen wird, eritt für den Bund die Verpflichtung 
zu gemeinfchaftlichen Wertheidigungsmaasregeln, ober 
zur Theilnahme und Hülfsleiftung nur in fofern 
ein, als derfelbe Gefahr für bas Bundesges- 
biet erfenne (Art. 47.) — Die Beftimmung ber 
Bundesacte, vermöge welcher, nach einmal erflärs 
tem Bundesfriege, Fein Mitglied bes Bundes ein- 
feitige Unterbandlungen mit dem Feinde 
eingehen, noch einfeitig Waffenftillftand 
yder Friede fhließen darf, ift für ſammtliche 
Bunbesftaaten, fie mögen außerhalb des 
Bundes Befisungen haben oder hide, 
jleich verbindlich (Art. 48.). —: Bel Unterhandlun- 
jen über Waffenftillftand oder Frieden hat die Bun 
yesverfammlung zur fpecieflen Leitung einen Aus— 
Huß, zum Unterhandlungsgefchäft aber eigene, 
Bevollmächtigte, mit gehörigen Inſtructionen, 
u ernennen. Die Annahme und Beflatigung eincs 
Seiedensvertrages kann nur im Plenum gefchehen 
Art. 49.). — | 


I 
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‘Sn Beziehung auf die auswärtigen Wer- 
bältniffe überhaupt (Art. 50.) liegt der Bun- 
desverfammlung ob: a) für die Aufrechthaltung fried« 
licher und freundfchaftlicher Werhältniffe mit den aus⸗ 
wärfigen Staaten zu forgen; b) die von fremden 
Mächten bei dem Bunde beglaubigten Gefandten an⸗ 
junehmen, und, wenn es nöthig befunden werben 
follte, in Mamen des BundesgWefandte an fremde 
Mächte abzuordnen; c) in eintretenden Fällen Unter« 
bandlungen fiir die Gefammtheit des Bundes zu fuͤh⸗ 
ren und Verträge für denfelben abzufchließen; d) auf 
Verlangen einzelner Bundesregierungen, fir Diefel« 
ben die Verwendung des Bundes bei fremden Res 
gierungen, und, in gleicher Art, auf Verlangen 
fremder Staaten, die Dazmwifchenfunft des Bundes 
bei einzelnen Bunbesgliebern eintreten zu laffen. 
| Die Bundesverfammlung ift verpflichtet, - bie 
auf das Milifairwefen. und die Vertheidigung 
des Bundes fich beziehenden organifchen Einrichfun« 
gen zu befchließen (Art. 51.), die für die Angelegen- 
heiten des Bundes von den Mitgliedern zu leiftenden 
Geldbeicräge feftzufegen , und (Art. 52.) die Er⸗ 
bebung, Verwendung und Verrechnung derfelben zu 
leiten. | 

Was die Berfaffung und Verwaltung 
der einzelnen Bundesftaaten im Innern 
beeriffe; fo fchließe (Art. 53.) im Allgemeinen bie: 
durch die Bundesacte gewährleiftete Unabhaͤngigkeit 
jede Einwirfung des Bundes aus Weil 
aber (Art. 54.), nach dem Sinne des dreizehnten Ar- 
tifels der Bundesacte und den darüber erfolgten fp&- 
tern Erflärungen, in allen Bundesftaaten 
lantftändifhe Werfaffungen flatt finden 
follen; fo bat die Bundesverſammlung Daruber zu 
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vachen, daß diefe Beſtimmung in feinem 
Bundesftaate unerfülle bleibe. Doc wirb 
"Art. 55.) den fouverainen Bundesfürften 
ıberlaffen, biefe innere Sandesangelegenheit, mit 
Beruͤckſichtigung ſowohl der früherbin 
jeftandenen ftändifhen Rechte, als.der 
jegenmwärtig obwaltenden Verhältniffe, 
a ordnen. Die in anerkannter Wirkſamkeit beu. 
tehenden landftändifhen Werfaffungen koͤnnen (Art. 
36.) nur auf verfaffungsmäßigem Wege 
vieder abgeändert werben. — Da ber teutfche 
Bund, mie Ausnahme der freien Städte, aus fou- 
yerainen Fürften befteht; fo muß, dem hierdurch 
zegebenen Grundbegriffe zu Bolge, die gefammte 
Staatsgewalt in dem Oberhaupte bes Staates ver- 
:inige bleiben, und der Souverain fann durd) eine 
andftändifche Verfaflung nur in der Ausübung 
Yeftimmeer Rechte an die Mitwirkung der 
Stände gebunden werden (Art. 57.). — Die. 
m Bunde vereinigten fouverainen Fürften dürfen: 
yucch Feine landſtaͤndiſche Werfaffung in der Erfül- 
inng ihrer bundesmäßigen Verpflichtungen gehindert 
wer befchränft werden (Art. 58.). — Wo bie 
Deffentlihfeit landfländifher Verhand⸗ 
‚ungen durch die Verfaffung geftattet ift, muß: 
yucch die Gefchäftsorbnung dafür geforge werben , 
aß die gefeglichen Grenzen der freien Aeußerung, 
veder bei den Verhandlungen felbft, noch bei ben 
Befanntmacdhungen durch den Drud, auf eine, 
ie Ruhe des einzelnen Bundesſtaates ober des ge= 
ſammten Teutfchlands gefährdende, Weife überfchrit- 
en werden (Art. 59.). — Die Bundesverfammlung 
ſt berechtigt, die von einem Bundesgliede gefuchte 
Barantie des Bundes für die in feinem Staate 
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eingefäßrte landſtaͤndiſche Verfaſſung zu übernehmen, 
Sie erhält dadurch die Befugniß, auf Anrufung ber 
Berbeiligten, die Berfaflung aufreche zu erhalten, unb- 
die uͤber Auslegung ober Anwenbing derſelben ent« 
ſtandenen Irrungen durch gütliche- Vermittelung oder’ 
compromiſſariſche Entſcheidung beizulegen (Art. 60.). 
— Außerdem (Art, 61.) iſt aber die Bundesver⸗ 
ſammlung nicht berechtigt, in landſtaͤndiſche Ange⸗ 
legenheiten, oder in Streitigkeiten zwiſchen den San. 
desherren und ihren Ständen einzumirfen. — Auf. 
die freien Städte find (Art. 62.) die vorftehenden 
Beftimmungen in-Beziehung auf den 13ten Artikel 
ber Bundesacte infomweit anwendbar, als die befon- 
dern Verfaffungen und Verhaͤltniſſe derſelben es zu- 
laffen. — Die Bundesverfammlung (Art. 63.) hat 
auf die genaue und vollitändige Erfüllung des 14ten 
Artikels der Bundesacte in Betreff der mediatifir- 
ten Reichsftände und des ehemaligen unmittelbaren 
Keichsadels zu achten. Diefen bleibe, im alle der 
verweigerten gefeßlichen und verfaflungsmäßigen 
Rechtshuͤlfe, oder einer einfeitigen zu ihrem Nachtheile 
erfolgten legislativen Erklärung der durch die Bun- 
acte ihnen zugeficherten Rechte, der Recurs an bie 
Bundesverfammlung vorbehalten. — Wenn Vor: 
fhläge zu gemeinnügigen Anordnungen (Xrr. 
64.), deren Zwed nur durch die zufammenwirfende 
Theilnahme aller Bundesftaaten vollftändig erreicht 
werben fann, von einzelnen Bundesgliedern an die 
Bundesverfammlung gebracht werden, und diefe von 
der Zweckmaͤßigkeit und Ausfuͤhrbarkeit ſolcher Vor— 
ſchlaͤge im Allgemeinen ſich uͤberzeugt; ſo liegt ihr ob, 

die Mittel zur Vollfuͤhrung derſelben in forgfältige 
Erwägung zu ziehen, um die erforderlidye freiwillige 
Vereinbarung unter den ſaͤmmtlichen Bunvesglietern 
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zu bewirken. — Die in den’ beſonbern an 
gen der Bunbesartifel 16. 18 und 19. zur Beru 
der Bunbesverfammlung geſtellten Gegenftände::b 

ben berfelben zur: fernern Bearbeitung —* 

(Art 65.). — 

66. SE 

8) Oeſtreichiſch e Monarchie.. 


Die alfgemei inen Grundgeſetze der gefatnmten 
öfteeichifchen Monarchie find: 

a) Karls 6 pragmatifche, Sancdion ®) 

. vom 19. Apr. 1713, in welcher die Untheilbarfeie 
der öftreichifchen Monarchie, und die Erbfolge in 

., berfelben feftgefegt ward ; 

by. das Manifeft, wodurch Kaifer Franz 2 bie 
erbliche Kaiſerwuͤrde von Deftreich ausſprach 
‚am 11. Ang. 1804; ; 

c) das Decret des Kaiſers Franz (1) vom 6. 
.Aug. 1806, in welchem (nach), Niederlegung der 
‚ teutfchen Kaiſerwuͤrde) ‚die geſammten teutſchen 

Provinzen des Hauſes Oeſtreich von allen ihren 
Verhaͤltniſſen zu dem bisherigen teutfchen Reiche 
getrennt wurden. n 


Zu den befondern Grundgefegen der einzelnen 
Staaten der öftreihifchen Monarchie gehören ; 


a) für Deftreich: ber Freiheitsbrief *”) des 
Kaifers Friedrichs 1 vom Jahre 1156; 


— 





*) Sie ſteht in Schmaufsii corp. juris gentium acad. 
T. 2. p. 2976 sgg. 

**) Er Steht vollftändig in Franz Ferd. Schrötters 
Verfuch einer oͤſtr. Staatsgcſch. (Wien, 1771. 8.) 





364 Magitlves öffentliches Staatsreche. 


.. b)ifüer Böhmen: Serbinands 2 erneuerte Lan⸗ 


desordnung vom Jahre 1627 (Sie enthält bie 
..Eintheilung ber Landſtaͤnde in 4 Klaffen; die Auf⸗ 


Dam 


rechthaltung der Fatholifchen Religion; die unume 


fchränfte Gewalt des Königs, Gefege zu geben; 
die Ordnung des Landtages ıc.) ; 

c) für Mähren: Serbinands 2 erneuerte Lan⸗ 
besorbrnung vom Jahre 4628 (der böhmifchen faft 
durchgehends gleich); 

d) für Ungarns ber Önabenbrief Andreas 2 
vom Sabre 1222 ‚(bie magna charta ber Frei 
beiten des ungarifchen Adels) *); 

e) für Siebenbürgen: das Diplom Leo⸗ 
polbs 1 vom 4. Dec. 1691 (enthält das Verhaͤlt⸗ 
niß des Großfürften und ber Stände gegen einan« 
der; Beflätigung ber vier gefegmäßig beftehenden 
Religionen [der katholiſchen, lutherifchen, refors 
mirten und unitarifchen]; Beſtaͤtigung der Muni« 
cipalrechte der Sachfen ; Ertheilung bee öffentlichen 
Aemter an Eingebofrne ꝛc.); 

f) für das Lombarbdifch »venetianifche 
Königreich die Verfaffungsurfunde vom 7. Apr. 
1815 *°); 

g) Ständeverfaffung in Tyrol vom 
24. Mär; 1816. 

Da in Tyrol, das im Preßburger Frieden (1805) 


von Oeſtreich an Bayern abgetreten und fpäter (1810) 


©. 297 ff. Ueber beide Ausgaben und über die Ins 
terpolationen diefes Freiheitsbriefes vgl. Poͤlitz Gef. 
bes Öftreich. Kaiferflaates (Lpz. 1817. 8.). ©. 30 f. 


+) Verſuch einer Darftellung der hungariſchen Conſtitution. 


p 
“*) Mitgetheilt in diefem Bande $. 43. unter Italien. 





durch Napoleons Willen zwiſchen Bayern und zroifchen 
dem Koͤnlgreiche Italien getheilt ward, bie frühere 
ftändifche Verfaſſung erlofchen war; ſo gab der Kaifer 
Sranz 1, nach der Wiedervereinigung Tyrols mit 
den übrigen Staaten der öftreichifchen Monarchie, 
biefem ande eine neue ſtaͤndiſche Werfaffung 
am 24. März 1816 *). Die mwefentlihen Beſtim—⸗ 
mungen berfelben find: Das fand Tyrol wird dur 
vier Stände — ben Prälaten-, ben Herren- 
und Ritter», den Bürger», und den Bauern: 
ftand — repräfentire. Alle Stifter und Capitel, 
infofern fie. noch beftehen oder wiederhergeſtellt wer⸗ 
den, wie auch alle Mitglieder des Herren⸗, Ritter⸗ 
und Abdelftandes, und die Städte und Gerichte, welche 
vor ber Abtretung des Sandes der Matrifel einverleibt 
waren, treten wieder in ihre Rechte und Theilnahme 
an der Sandftandfchaft ein. Die Führung der ftän« 
diſchen Maätrifel und der Vorfchlag zur Aufnahme in 
felbige wird dem Landmarſchalle und den Verordneten 
des Herren- , Ritter» und Adelsftandes geftattet; doch 
behält der Kaifer fi die Aufnahme in die Landes⸗ 
matrifel in Anfehung aller vier Stände von —- 
Trient und Briren werden als Landestheile der 
Provinz Tyrol erflärt und- in denfelben die vier 
Stände conftituirt. Den Ständen wird die Evident- 
haltung, Repartirung und Einhebung der von der 
Regierung auf Grund und Boden gelegten Steuern, 
und der damit im Zufammenhange ftehenden Leiſtun⸗ 
gen übertragen; doc) ift ihnen feinesweges yeftattet, 
ohne landesherrliche Genehmigung zu was immer für 
einen Zwed, Steuern und Abgaben auszufchreiben. — 
Das Recht der Befteuerung behält ſich die Re⸗ 


ni 


‘ 9) Europ. Eonftitt, Th. 2. ©. 203. *8R 
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... b)ffür Böhmen: Ferdinands 2 erneuerte San 


„besorbnung vom Sahre 1627 (Sie enthält bie 


L 


.Eintheilung der Sanbftände in 4 Klaffen; die Auf⸗ 


rechthaltung der Fatholifchen Religion; die unum⸗ 
ſchraͤnkte Gewalt des Königs, Gefege zu geben; 
die Ordnung bes fandtages ıc.) ; 

c) für Mähren: Serdinands 2 erneuerte Lan⸗ 
besorbrung vom Jahre 4628 (der böhmifchen faft 
Durchgehends gleich) ; 

d) für Ungarns ber Önabenbrief Andreas 2. 


vom Sabre 1222 ‚(die magna charta ber Frei 


beiten des ungarifchen Adels) *); 

e) für Siebenbürgen: das Diplom Leo⸗ 
polds 1 vom 4. Dec. 1691 (enthält das Verhaͤlt⸗ 
niß des Großfürften und ber Stände gegen einan« 
der; Beſtaͤtigung der vier gefegmäßig beftehenden 
Meligionen [der Parholifchen, lutheriſchen, refor⸗ 
mirten und unitarifchen]; Beftätigung der Muni« 
cipalrechte der Sachſen; Ertheilung der öffentlichen 
Aemter an Eingebohrne ꝛc.); 

)y für das lombardiſch⸗venetianiſche 
Königreich die Verfaffungsurfunde vom 7. Apr. 
1815 *); 

g) Stänbeverfaffung in Tyrol vom 
24. Mar; 1816. 

Da in Tyrol, das im Preßburger Frieden (1805) 


von Oeſtreich an Bayern abgetreten und fpäter (1810) 


©. 297 ff. Ueber beide Ausgaben und über die Ins 
terpolationen diefes Freiheitsbriefes vgl. Poͤlitz Geſch. 
des Öftreich. Kaiferfiaates (Lpz. 1817. 8.). ©. 30 f. 


+) Verſuch einer Darftellung der hungariſchen Conſtitution. 


Lpz. 18102. 8 


**) Mitgetheilt in diefem Bande $. 63. unter Stalien. 
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durch Napoleons Willen zwiſchen Bayern und zwiſchen 
dem Koͤnlgreiche Italien getheile ward, die frühere 
ftändifche Verfaſſung erlofchen war; ſo gab der Kaifer 
Franz 1, nad) der Wiedervereinigung Tyrols mit 
den übrigen Staaten der öfteeihifhen Monarchie, 
dieſem Sande eine neue ſtaͤndiſche Verfaſſung 
am 24. März 1816 *). Die mwefentlichen Beſtim⸗ 
mungen berfelben find: Das fand Tyrol wird’ durk® 
vier Stände — ben Prälaten-, den Herren« 
und Ritter-, den Bürger», und den Bauern- 
ſtand — repräfentirt. Alle Stifter und Capitel, 
infofern fie noch beftehen ober wieberhergeftetit wer⸗ 
den, wie auch alle Mitglieder des Herren-, Ritter 
und Abdelftandes, und Die Städte und Gerichte, welche 
vor der Abtretung des Sandes ber Matrifel einverfeibe 
waren, treten wieder in ihre Rechte und Theilnahme 
an ber Sanbdftandfchaft ein. Die Führung ber ftän« 
difhen Matrikel und der Vorfchlag zur Aufnahme in 
felbige wird dem Landmarfchalle und den Berorbneten 
des Herren⸗, Ritter» und Adelsftandes geftattet; doch 
behält der Kaifer fi die Aufnahme in die Landes⸗ 
matrifel in Anfehung aller vier Stände vor, — 
Trient und Brixen werben als Sandestheile der 
Provinz Tyrol erklärt und- in denfelben die vier 
Stände conftituirt. Den Ständen wird die Evident- 
haltung, Repartirung und Einhebung der von ber 
Regierung auf Grund und Boden gelegten Steuern, 
und der damit im Zufammenhange ftehenden Leiftun- 
gen uͤbertragen; doc) ift ihnen keinesweges geftatter, 
ohne lanbesherrliche Genehmigung zu was immer für 
einen Zweck, Steuern und Abgaben auszufchreiben. — 
Das Recht der Befteuerumng behält ſich die Re⸗ 


EEE: ee ⏑⏑— 


‘ 9) Europ. Eonftlitt. Th. 2. ©. 203. 
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aierung nad). feinem ganzen Umfange vor; doch fell 
die befchloffene Ausfhreibung. der ®runb- 
feuer den vier Ständen, im Form eigener 
Doftulate, befannt gemadt werden — 
Den Ständen full das Recht unbenommen. bleiben, in 
ihren gefegmäßigen Berfammlungen Bitten und 
Morftellungen im Namen des $andes ent 
pre: -unmittelbar an den Kaifer einzufenden, ober 
ben Sandesgubernium zu überreichen. Zur: Abfendung 
von Deputationen an das faiferliche. Hoflager wird 
die höchfte Genehmigung erforder. — Den Stän- 
den wird die freie Wahl der Deputirten zu hen ftändi- 
ſchen Verfammlungen ‚geftattet. Alle Befchlüffe des 
Sandtages, wenn fie nicht auf bloße Vorftellungen und 
Bitten gerichtet find, müffen der höchiten Genehmi⸗ 
gung vorgelegt werden: 


" h) Ständeverfaffung im Koͤnigreiche 
"Galizien. 

Oeſtreich gab den in ber erften Theilung Polens 
(1772) erworbenen Sandern den Namen: König- 
reih Salizien und fodomerien. Dazu fam 
(1795) in der dritten Theilung: Polens We ft 
galizien, das aber (1809) im Wiener Frieden 
an das damalige Herzogthum Warfchau abgetreten, 
und, nad) den Entfcheidungen des Wiener Congreffes 
(1815), an Rußland überlaffen ward. In dem, zur 
öftreichifchen Monarchie gehörenden befondern, Staate 
des Königreiches Galizien und Lodomerien ward durch 
faiferliches Patent vom 13. Apr. 1817 die land 
ſtaͤndiſche Verfaffung *), welche bereits Kaifer 
Joſeph im Jahre 1782 bewillige hatte, „mit den fi) 


*), Europ. Conſtitt. Th.3. ©. 444 ff. | 
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als nothwendig darftellenden Abaͤnderungen 
vefteilt, und feilgefegt, daß eine, Werfammlung 
Stände in biefen Königreichen in der Regel Ja Be 
einmal geheien, und für bie currenten ftändife 
chaͤfte ein ‚aus Mitgliedern. aller. vier. Stande, 12 
ender Landesausſchuß errightet; werben, (ollie, „- 
:auf ward in einem. Decrete des Gubernalpräug, 
wen zu Lemberg yom 5. Mai 4817 ;ausgefpröchen f 
ß, bei dem bevorſtehenden Sandrage, von; den per⸗ 
melten Ständen bie Deputizsan. dB, Lanbausfd = 
— und gwar aus jedem ber drei erften Stand, 
.geiftlihen, dem Herren. und Dem Aller 
nde zwei , aus: bem Stande, der Städte aber 
Deputirter — gewählt werben ſollten.“ Puppe 
suticten, der drei erften Stände. können nur ſolche 
Ahle werden, welche zu einem biefer drei Staͤnhe 
ren. Von jedem.der zwei Deputirten der erſſen 
Staͤnde wird der eine auf ſechs, der andere auf 
Jahre, der Deputirte ber Städte aber auf ſechs 
we gewaͤhlt. S 


x 


70°. — 
9 Preußiſche Monarchie. * 
Zu den Grundgeſetzen ber preußifchen Monarchie 
wen? . 
a) Das Teftament (richtiger: die Erbverord⸗ 
3) des Ehurfürften Albrecht Achilles vom 
we 1473°), nach welchem bie geſammten Mar» 





Lens, Brandenburg. Urkunden, Th. 2. ©. 66 fl. 
Die Laiferl, Beitätigung diefes Hausgefeges ſieht beim 
Gercken, Cod. dipl. Brandenb. T. 8. p. 533399. 
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Een ungetheilt bem jebesmaligen Churfürften ge⸗ 
hören, in den fränfifchen Fürftenehümern aber nie 
mehr als zwei Negenten (zu Anfpady und zu Culm⸗ 
bad) feyn follten. Diefe Beftimmungen wurden 
vom Ehurfürften Joachim Friedrich) in feinem Wer 
trage zu Gera (1598) mit dem Markgrafen 
©egrg Friedrih von Anfpach und Bayreuth erneuert. 
+: 7b) Das Manifeft wegen der Annahme 
der Königsmwürde vom 16. Dec. 1700 (nad 
dem vom Ehurfürften Friedrich 3 mit dem Kaifer 
bespalb am 16. Nov. 1700 abgefchloffenen Ver⸗ 
frage) o). 

0) Die neue Staͤdteordnung vom 19, 
Mor. 1808 *0). 

4) Das königliche Decret vom 22. Mai 
4815), Es beziehe ſich Eingangsmweife auf bie 
MWerordnung vom 30. Apr. 1815 , wodurch eine regel⸗ 
mäßige Verwaltung, mit Beruͤckſichtigung ber 
frühern Provinzialverhältniffe, angeordnet warb, 
„Damit aber der preußifhen Nation ein Pfand 
Unfers Vertrauens gegeben, und der Nachkommen⸗ 
[haft die Orundfäge, nach welchen Unfere Vorfah« 
ren und Wir felbft die Regierung Unfers Reiches mie 
ernftlicher Vorſorge für das Glück Unferer Untertha« 
nen geführt haben, treu überliefert, und vermittelft 


*) Diefer Vertrag in dem Supplem. 2 (von Rousset) 
um du Mont P. ı. p. 461. 

“6, Mat his jurif. Monatsihrift, Sand 7. ©. o6ff.— 

- ... Der befondern vom Könige negebenen Verfaſſung des 
Eantons und Fürftenehums Neuenburg vom 18. 
Sun. 181% ift bereits unter der Schweiz gedadıt. 

“er Sefegfammilung, Jahrg. 1815. St. g. ©. 103, 
und aus Derfelben inden Europ. Conſtitt. Th... 

:&, 114 f. 
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yeifelihen Urfunde, als Werfaffung 
eußifhen Reiches dauerhaft bewahrt wer- 
ben Wir befchloffen: 1) Es foll eine Repr aͤ⸗ 
ion des Volkes gebildet werben. 2) Zu 
Zwede find bie Provinzialftände da, 
nit mehr oder minder Wirkfamfeit noch vor- 
find, berzuftellen, und dem-Bedürfniffe der 
naͤß "einzurichten; wo gegenwärtig feine Pro« 
ande vorhanden find, fie anzuordnen. 3) 
en Provinzialftänden wird die Ver 
ung der Kepräfentantenfammer ge 

die in-Berlin ihren Sig haben fol. 4) 
irffamfeit der Sandesrepräfentanten erſtreckt 
die Berathung über afle Gegenftände her 
bung, welche die perfonlichen und Eigenthums«- 
Staatsbürger, mit Einfchlüß der Beſteue⸗ 
etreffen. 5) Es iſt ohne Zeitverluſt eine Com⸗ 
in Berlin niederzuſetzen, die aus einſichts⸗ 
Staatsbeamten und Eingeſeſſenen der Provin⸗ 
eben foll. 6) Diefe Commiſſion foll ſich bes 
n: mit der Organifation der Provinzialftände; 
Hrganifation der Sandesrepräfentanten; und 
Ausarbeitung einer Verfaffungsurfunde nach 
jeftellten Grundſaͤtzen.“ 
) Das allgemeine Öefeg wegen An- 
ng der Provinzialftände vom 5. Jun. 
. Die wefentlichften Beftimmungen beffelben 
8 follen Provinzialftände in der Monarchie 
famfeit treten. Das Grundeigenthum 
bingung ber Standfhaft. Die Pro- 
ände find bag gefegmäßige Organ der 
jedenen Stände der Unterthanen 
'sfammi. vom J. 1823. N. 13. ©. 129. 
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in jeder Provinz. Dieſer Beſtimmung gemaͤß 
ſollen die Geſetzesentwuͤrfe, welche allein die Provinz 


angehen, zur Berathung an fie gelangen; auch ſollen 


ihnen, fo lange feine allgemeinen ftandifchen Ver— 
fammlungen ftatt finden, die Entwürfe folcher allge- 
meinen Gefeße , welche Veränderungen in Perfonen- 
und Eigentbumsrechten und in den Steuern zum Ge⸗ 
genftande haben, fo weit fie die Provinz angehen, 
zur Beratung vorgelegt werden; ferner will der Kd« 
nig Bitten und Beſchwerden, welche auf.bas fpecielle 
Wohl und Intereſſe der ganzen Provinz oder eines 
Theiles derfelben Beziehung haben, von ben Pro» 
vinzialftanden annehmen, ſolche prüfen und fie dar⸗ 
auf befcheiden; endlich will er die Communalangeles 
genheiten ver Provinz ihren Befchlüffen, unter Vor⸗ 
behalt feiner Genehmigung und Aufficht, überlaflen. 
Mac) diefem Gefege, das aber auf Neufcha- 
tel und Valengin feine Anwendung finder, follte 
für jede Provinz ein befonderes Gefeg nadjfol- 
gen, welches die Form und die Grenzen ihres ftän- 
difchen Verbandes beftimme. (Ein folches Gefeg er⸗ 
fhien am 1. Jul. 1823 für die Markt Branden- 
burg und die Niederlaufig; — eben fo am 1. 
Sul. 1823 für das Königreich Preußen; und 


am 1. Jul. 1823 für Pommern und Rügen ”]). 


*) Ale drei ftehen in ber angeführten Nummer der Gefeßs 
fammlung. Sin den wefentlidhiten Beltimmungen 
find fir einander gleih, und nur nach provinziellen 





Berbältniffen, befonders in der Sefammtzahl der - 


Stände verfchieden. So find 68 Mitglieder die Ges | 


fammtzah! für den fländilhen Verband der Chur— | 


mark, Neumark und Miederlaufig, wovon 
44 auf die Churmark, ı2 auf die Neumark, und ıa 


auf die Nicderlaufig tommen. — Die Geſammtzahl 
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e der König Fünftig in diefen befondern Ge 
Abänderungen für wohlthaͤtig und nuͤtzlich er- 
; fo werde er fie nur nad) vorhergegangenem 
the der Provinzialftände treffen. „Wann eine 
ımenberufung der allgemeinentandftände 
erlich foyn wird, und wie fie dann aus den 
inzialftänden hervorgehen ſollen; dar« 
bleiben bie weitern *Beflimmungen Unſerer lan» 
erlihen Vorſorge vorbehalten.” 


71. 
0) Rönigreih Bayern 


a) Geſchichtliche Einleitung. 
Nachdem der Ehurftaat Pfalzbayern, wie 





ꝛx Abgeordneten im Königreihe Preußen iſt 95; 
won 60 auf Dftpreußen und Litthauen, und 35 auf 
Zeftpreußen. — Für Pommern befteht die Ges 
mmtzahl aus 48 Mitgliedern ; davon 10 für Altvors 
smmern.: 10 für Neuvorpommern und Rügen, und 
B für Hinterpommern. — In allen drei Provinzen 
fiehe der erfte Stand aus ber Ritterfhaft 
nit Einfhluß der Domeapitel und der Standeshers 
m, wo ſich welche finden); der zweite aus den 
Städten: der dritte aus den Übrigen Gutsbe— 
itzern, Erbpadhtern und Bauern. (Das ins 
ere Verhältniß dieſer drei Stände gegen einander 
t in dem ftändifhen Verbande der Marten und der 
tiederlaufiß folgender: 34 aus dem erfien Stande; 
2 aus dem zweiten Stande; 12 aus dem dritten 
Standes — in dem fländifhen Verbande des Königs 
eihes Preußen: 45 aus dem erften Stande; 28 aus 
em zweiten Stande; 22 aus dem dritten ©tande; - 

nd in dem ftändifhen Verbande Pommerns: 24 aus 
em erften Stande; 16 aus dem zweiten Stande, 
nd 8 aus dem dritten Stande.) 

24” 
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er im Tefchner Frieden (1779) anerkannt worben 
war, durch die Ereigniffe ſeit dem Süneviller Frieden 
die mwefentlihften Veränderungen in feinem Laͤnder⸗ 
beftande erfahren, und fein Regent am 1. Jan. 1806, 
nah den Beſtimmungen des Preßburger Friedens, 
die fönigliche Würde angenommen hatte, erhielt 
. das nunmehrige Königreich Bayern am 1. Mai 1808 
von dem Könige Marimilian Joſeph eine, der 
Eonftitution des Königreiches Weftphalen ($. 63.) 
in vielen Puncten nachgebildete, Verfaſſung *), die 
aber nicht ing öffentliche Staatsleben überging. Des⸗ 
halb können aud) nur die wefentlichften Beſtim⸗ 
mungen berfelben aufgenommen werden, um x 
den Grundfägen der fpätern Verfaffung vom 26. Mi 
4818 zu vergleihen. — Mad) der Werfaffung vom 
4. Mai 1808 wurden afle befondere Verfaffungen, 
Privilegien, Erbämter und landfchaftliche Corpora⸗ 
tionen der einzelnen Provinzen aufgehoben... Das ganze 
Königreich wird durch eine Mationalrepräfentation 
vertreten, nach gleichen Gefegen gerichtet, und nad) 
gleihen Grundfäßen verwaltet; demzufolge foll ein 
und daffelbe Steuerfpftem für das ganze Königreich 
feyn. Die Grundfteuer darf den fünften Theil der 
Einkünfte nicht überfteigen. Die Leibeigenfchaft 
wird, mo fie noch befteht, aufgehoben. Der Adel 
behält feine Titel, und, wie jeder Gutseigenthuͤmer, 





*) Europ. Conſtitt. Th. 2. ©. 132 fe — Mehrere 
Mangel und Läden derſelben rägte Brendel, in 
ber Geſch., das Weſen und der Werth der Nationale 
repräfentation, Th. ı. ©. 257 ff. — Dagegen ents 
widelte mehrere Vorzüge derfelben vor der Verfaffung 
von 1818 der Staatsr. v. Hazzi: über bie Stands 
puncte der bayrifchen Verfaſſungsurkunde von 1818, 
in Öej'ehung andrer Conftitutionen. Wänden, 1819. 8. 
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jutsherrlichen Nechte nad) den gefeßlichen Be⸗ 
ungen; in Hinſicht der Staatslaften wird: er 
brigen Staatsbürgern ganz glei behandelt. 
(det feinen befondern Theil der Nationalreprä- 
on, fondeen nimmt mit den übrigen ganz freien 
eigenthümern einen verhältnigmäßigen Antheil 
Eben fo wenig wird ihm ein ausfchließliches . 
auf Staatsämter, Staatswürden und Staats⸗ 
en zugeftanden. Diefelben Beſtimmungen tre⸗ 
H bei der Geiſtlich keit ein. Uebrigens wird 
Religionstheilen, ohne Ausnahme, der aus- 
liche Befiß der Kirchengüter beftätige. — Der 
gewährt allen Staatsbürgern Sicherheit der 
ı und des Eigenthums, vollfommene Gewiffens- 
t und Preßfreiheit (nach dem Cenfuredicte vom 
ın. 1803). Nur Eingebobrne, oder im Staate 
erte, koͤnnen Staatsämter befleiden. — Es 
5 verantwortliche Miniſter. Es befteht ein 
mer Rath, der, neben ven Miniftern, 12 — 
itglieder enchält, und in 3 Sectionen (der 
ebung, der Finanzen, und der innern Ver⸗ 
g,) getheilt wird. Er entwirft und difcurire 
:fege und Hauptverordnungen nad) den Grunde 
welche ihm von dem Könige durd) die ein- 
gen Minifterien zugetheilt werden, befonders 
ıefeß über die Auflagen. Er hat, in Hinficht 
Attribute, nur eine berathende Stimme. — 
em Kreife des Königreiches fteht ein Gener al⸗ 
Yiffair an der Spiße, demmenigftens 3, hoͤch— 
Kreisraͤthe untergeordnet find; ferner befteht 
m Kreife eine allgemeine Berfammlung, 
wDeputation. Die erfte wählt die Natio- 
‘Afentanten; die zweite wird vom Könige aus 
tte der Kreisverfammlung gewählt, Sie bringr 
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die zur Beſtreitung der Localausgaben noͤthigen Auf⸗ 
lagen in Vorſchlag, welche geſondert in den jaͤhrlichen 
Finanzetat aufgenommen werden, und laͤßt die, die 
Verbeſſerung des Zuſtandes des Kreiſes betreffenden, 
Vorſchlaͤge und Wuͤnſche durch das Miniſterium des 
Innern an den Koͤnig gelangen. — Zu den Stellen 
bei der allgemeinen Verſammlung ernennt der 
Koͤnig auf Lebens zeit; ſie werden aus denjenigen 
400 Landeseigenthuͤmern, Kaufleuten oder Fabrikan⸗ 
ten des Bezirks gewählt, welche die höchfte Grund“ 
fteuer bezahlen, und zwar Einer auf 1000 Einwoh⸗ 
ner. — Die Kreisdeputation wird jährlich 
zum britten Theile erneuert. — In einem jeben 
Kreife werben aus denjenigen 200 $andeigenthümern, 
Kaufleuten oder Zabrifanten, welche die hoͤchſte 
Grundfteuerbezahlen, von den Wahlmännern 
fieben Mitglieder gewählt, welche zufammen bie 
Keihsverfammlung bilden. Aus der Mitte 
derfelben ernennt der König den Präfidenten und 4 
©ecretaire, Die Dauer der Function der Deputirten 
wird auf 6 Jahre beftimme; doc) find fie wieder wähl- 
bar. Die Reihsverfammlung fommt jährlich zus 
fammen. Der König beruft fie, vertagt fie, und 
löfee fie auf. Die Verfammlung wählt unter fich 
Commiffionen von brei, hoͤchſtens vier Mitgliedern 
für die Finanzen, die bürgerliche und peinlihe Ge⸗ 
fesgebung,, die innere Verwaltung, und bie Tilgung 
der Staatsfhulden. Die Commiflionen correfpon- 
diren mit den einfchlägigen Sectionen des geheimen 
Rathes über die Entwürfe der Gefege und den jaͤhr⸗ 
lichen Finanzetat. — Die Juſtiz wird durch die, in 
geeigneter Zahl beftimmten, Ober » und Untergerichte 
verwaltet. Für das ganze Reich beficht eine einzige 
oberfte Zuftizftelle. Alle Gerichtsftellen find verbunden, 
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ed Endurtheilen die Entſcheidungsgruͤnde anzuführen: 
)ie Glieder der Juſtizbehoͤrden werben von dem Kös 
ige auf Sebengzeit ernannt, und fönnen nur durd) 
nen förmlichen Sprud) ihre Stellen verlieren, Der . 
‚Önig Fann in Criminalſachen begnadigen, aber in 
inem alle irgend eine anhängige Streitfache ober 
angefangene Unterfuchung hemmen, noch eine Parthet 
rem gefeglichen Richter entziehen. Die Gutercom 
ſcation hat in feinem Falle ſtatt, den der Defertion 
ısgenommen. — Das Heer wird burd) die allge 
eine Militairconfcription ergänzt. Die Bürgers 
iliz wird beftätige. Er 
Zur Ergänzung dieſer Verfaflung in einzelnen 
Igemeinen Beftimmungen berfelben folgten mehrere 
rganifhe Decrete: ein Decret vom 4. Jun, 
808 *), die Bildung des geheimen Rathes betref« 
nd; — ein Decret vom 24. Jul. 1808 *0), die 
jerichtsverfaffung betreffend; — ein Decret vom 
8. Sul. 1808 7°), die Verhaͤltniſſe des Adels bes 
effend; — ein Decret vom .28. Jul. 1808 %%); 
je gutsberrlichen Rechte betreffend ;— ein Decret vom 
41. Aug. 1808 }), die Aufhebung ber Leibeigenſchaft 
treffend; und ein Deeret vom 8. Sept. 1308 tt), 
je Patrimonialgerichtsbarfeit betreffend. — . 
Mad) der Auflöfung des Rheinbundes, und nach 
m Ergebniffen des Wiener Congreffes, mit welchen 
efentliche Veränderungen im $änderbeftanbe bes Koͤ⸗ 





) Europ. Eonftitt. Th. 2. ©. 142. 
Ebend. ©. 146. 

) Ebend. ©. 156. 

+) hend. ©. 167. 

) Ebdend. ©. ı80. 

t) Ebend. ©. 183. 
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nigreiches Bayern zufammenhingen,, begann in dem⸗ 
felben eine neue Begründung bes innern Staats- 
lebens. Der neuen DVerfaflung vom {Jahre 1818 
ging ein, mit dem Papfte Pius 7 am 5. Sun. 1817 
zu Rom abgefchloffenes, Concorbat voraus, unter: 
zeichnet vom Cardinale Conſalvi, und von Caſimir 
Haͤffelin, Bifchoffe von Cherfones, und. ratiftcire 
vom Könige am 24. Oct. 1817 zu Münden ®). 

.. Mod) vor der neuen Verfaſſung des Reiches er 
fhien am 17. Mai 1818 die fönigligde:Berord- 
nung *°) in Hinſicht de Gemeindeverfaffung, 
weil in dem Staatsorganismus in auffteigender Ord⸗ 
nung die Gemeindeverfaffung,, bie Provinzialverfaf 
fung und die Gefammtverfaflung an einander fich an⸗ 
fließen muffen. Der König erflärte in diefer Ver⸗ 
ordnung, baß er, in Folge früherer Einleitungen und 
insbefondere feines Decrets vom 6. März 1817 über 
bie Verwaltung des Stiftungs» und Communalver⸗ 
mögens , befchloffen habe, in ven Städten und Märf- 
- ten die Magiftrate mie einem freien und ermeiterten 
MWirkungsfreife berzuftellen, wie auch den Ruralge- 
meinden eine ihren Verhaͤltniſſen angemeflene Vers 
faflung und Verwaltung zusgeben. Zu dem Ende 
ward das über das Gemeindewefen am 24. Sept. 
1808 erlaflene Edict aufgehoben. Mach der neuen 
Verordnung foll in den Stadten und großen 
Markten die Gemeinbeverwaltung beforgt und volls 
zogen werden: a) durch einen bürgerlichen Magiftrat; 


*) Es ſteht Tateinifh und teufh in einer Sammlung, 
welche überfchrieben ift: Verfaſſungsurkunde 
des Königrcihes Bayern. (Münden, 1818. 
8.) ©. 348 — 395. 


*) Bayrifhes Geſetzblatt, Jahrg. 1818. St. 5. 
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) durch einen beſondern Gemeindeausſchuß, welcher 
us erwaͤhlten Gemeindebevollmaͤchtigten beſteht; c) 
urch Diſtrictsvorſteher, welche in großen Staͤdten 
en Magiſtrate beigegeben find. Der Magiſtrat iſt 
er Vorſteher der Gemeinde, und zugleich der Be⸗ 
mte für die Verwaltung ihrer gemeinfchaftlichen An⸗ 
legenheiten und ihres Vermögens, 


72. 
Bortfegung 
) Politifher Charakter der bayrifhen 
3erfaffungsurfunde vom 26. Mai 1818. 


Die newe Verfaffung Bayerns °), welche 
je Grundlage bes innern Staatslebens deſſelben bil- 
et, erfchien am 26. Mai 1818. 

Der König gab in der Einleitung zu biefer Ver⸗ 
iſſung folgende allgemeine Erklärung: „Freiheit 
er Gemwiffen und 'gewiflenhafte Scheidung und 
zchuͤtzung deſſen, was des Staates und der Kirche iſt; 
reiheit der Meinungen, mit gefeglichen Bes 


) Sie fieht teuefch in der angeführten Schrift: Vers 
faffungsurfunde desKdnigreihesdapyern, 
S. 3ff. — dann in den Europ. Conſtitt. Th. 3, 
©. 112. — teutfh in Läders Archiv Th. 1. 
©. 99. — franzdfifh beim Dufau, T.e. 
p. 232. — Sn doctrineller Hinſicht verdienen 
verglihen zu werden: 1) Zul. Schmelzing, 
Staatsrecht des Königreihes Bayern. 2 Theile. (ır 
Theil: Staatsverfaffungsrcht; ar Theil: Sraatsvers 
waltungsredht.) Leipz. 1820 und 22. 8. — 2). v. 
Drefch, Grundzüge des bayerfhen Staatsrechte. Ulm, 
ıB23. 8. 
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ſchraͤnkungen gegen ven Mißbrauch; gleiches Recht 
der Eingebohrnen zu allen Graden des Staatsdienſtes 
and zu allen Bezeichnungen des Verdienftes; gleiche 
Berufung zur Pflihe und zur Ehre der Waffen; 
Gleichheit der Gefege und vordem Geſetze; 
Unpartheilichfeie und Unaufhaltbarfeit der Rechts⸗ 
pflege; Gleichheit der Belegung und der 
Pflichtigkeit ihrer Leiftung; Ordnung durch 
alle Theile des Staatshaushalts, rechtliher Schuß 
bes Staatscredits, und geficherte Verwendung ber 
: dafür beftimmten Mittel; Wiederbelebung der Ges 
meindeförper durch die Wiedergabe der Verwaltung 
der ihr Wohl zunächft berührenden Angelegenheiten; 
eine Standfhaft, hervorgehend aus allen Klaf« 
fen der im. Staate anfäfligen Staatsbürger, — mit 
den Rechten des Beirathes, der Zuſtim— 
mung, ber Willigung, der Wünfche, und 
der Befhmwerbeführung wegen verlegter 
verfaffungsmagiger Rechte, — berufen, um 
in öffentlichen Verſammlungen die Weisheit der 
Berathung zu verftärfen,, ohne die Kraft der Regie» 
rung zu ſchwaͤchen; endlich eine Gewähr ber Ver 
faffung, fihernd gegen willführlichen Wechfel, aber 
nicht hindernd das Fortfchreiten zum Beſſern nad) 
geprüften Erfahrungen; — Bayern! bies find bie 
Grundzüge der aus Unferm freien Entfhluffe 
euch gegebenen Verfaſſung.“ — Die wefentlihen 
Beſtimmungen derfelben find: 


Erfter Titel. 
Allgemeine Beftimmungen. 


Das Königreich) Bayern in der Gefammtvercini« 
gung aller ältern und neuern Gebietstheile iſt ein 





D 
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uverainer monarhifher Staat, nad) ben 
eftimmungen der gegenwärtigen Verfaſſungsurkunde. 

Für das ganze Königreich befteht eine allgemeine, 
zwei Kammern abgetheilte, Ständeverfammlung. 


Zweiter Titel. 
on dem Könige, der TIhronfolge, der Reichsver⸗ 
weſung. 

Der Koͤnig iſt das Oberhaupt des Staates, 
reinigt in ſich alle Rechte der Staats— 
walt, und uͤbt ſie aus unter den von ihm in 
r Verfaſſungsurkunde feſtgeſetzten Beſtimmungen. 

Seine Perſon iſt heilig und unverletzlich. 

Die Krone iſt erblich in dem Manntftamme 
8 Eöniglichen Haufes, nach dem Rechte der Erfige- 
irt, und der agnatifch“linealifchen Erbfolge. Die 
einzeffinnen find von der Regierungsfolge fo lange 
asgefhloffen, als in dem föniglichen Haufe 
ch ein fuccefjionsfähiger männlicher Sproffe, ober 
n durh Erbverbrüderung zum Throne berech« 
zter Prinz vorhanden if. Mach gänzlicher Erlö« 
hung des Mannsftammes, und in Ermangelung 
nee mit einem andern fürftlihen Haufe aus‘ dem 
utfchen Bunde für diefen Ball gefchloffenen Erbver- 
-üderung , gebt die Thronfolge auf die weibliche 
tahfommenfchaft nad eben der Erbfolgeord- 
ung über, die für den Mannsſtamm feftgefege iſt. — 
ie Volljaͤhrigkeit der Prinzen und Prinzeffinnen des 
yniglichen Hauſes tritt mit dem zuruͤckgelegten acht⸗ 
hnten Jahre ein. 

Die Reichsverweſung tritt ein: a) waͤhrend 
er Minderjaͤhrigkeit des Monarchen; und b) wenn 
erfelbe an der Ausübung der Regierung auf längere 
weit verhindert if. Das Geſammt⸗Miniſterium bil 
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det den Regentſchaftsrath; der Reichsverweſer iſt ver⸗ 
bunden, in allen wichtigen Angelegenheiten das Gut⸗ 
achten deſſelben einzuhohlen. 


Dritter Titel. 

Von dem Staatsgute, 
| Der ganze Umfang des Königreiches Bayern 
bildet eine einzige untheilbare unveräußerliche Ge- 
fammtmaffe aus fammtelichen Beftandtheilen an Lan⸗ 
den, Leuten, Herrſchaften, Gütern, Regalien und 
Renten mit allem Zubehör. — Vorzüglich follen alle - 
echte ber Souverainetäe bei der Primogenitur unge- 
theilt und unveräußert erhalten werben. 


Vierter Titel, 
Bon allgemeinen Rechten und Pflichten. 


Zum vollen Genuffe aller bürgerlichen, öffent 
lichen und Privatrechte in Bayern wird das Indige⸗ 
nat (entweder durch Geburt, oder durch Naturalifa- 
tion erworben) erfordert; und außerdem zu deffen 
Ausübung die gefegliche Volljährigfeit, und die An- 
faffigfeit im Königreihe. Die legtere beruht auf 
dem Befige befteuerter Gründe, Renten oder Rechte, 
— aufder Ausübung befteuerter Gewerbe, — und 
auf dem Eintritte in ein öffentliches Amt. 

Jeder Bayer, ohne Unterfhied, fann zu _ 
allen Civil», Militair- und Kirchenämtern ober 
Pfruͤnden gelangen. | 

In dem Umfange bes Königreiches fann Feine 
Leibeigenfchafe (nad) dem Edicte vom 3. Aug, 
1808) beftehen. 

Alle ungemeffene $robnen follen in gemeffene 
umgeändert werden, und auch diefe ablögbar feyn. 

Der Staat gewährt jedem Einwohner Siche r⸗ 
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beit feiner Perſen, feines Eigenthums und: feiner 
echte. Niemand darf feinem ordentlichen Richter 
entzogen werden. Niemand barf verfolgt ober ver« 
haftet werden, als in.den burd) die Gefege beftimm; 
ten Fällen, und in der gefeßlichen Form. — Jedem 
Einwohner wird vollkommene Bewiffensfreis 
heit gefiherte. Die in dem Königreiche beftehen« 
den Drei chriftlihen Kirchengefellfchaften genießen 
gleihe bürgerlihe und politifhe Rechte. 
Die nicht, ehriftlichen Glaubensgenoſſen haben 
zwar vollfommene Gewiffensfreiheit ; fie erhalten aber 
an den ftaatsbürgerlihen Rechten nur in dem Maafig 
einen Antheil, wie ihnen derfelbe in den. organifihen 
Edicten über ihre Aufnahme in die Staatsgeſellſcheß 
zugefichert ift. Allen Religionstheilen ift das. 
thum ihrer Stiftungen und der Genuß ihrer Nein, 
nach den urfprünglichen Stiftungsurfunden und dem 
rechtlichen Befige, vollftändig gefichert. — Die geüfts 
lihe Gewalt darf in ihrem eigenthuͤmlichen Wir- 
Fungsfreife nie gehemmt werden, und die weltliche 
Megierung darf in rein’ geiftliche: Gegenftände der Re⸗ 
ligionslehre und des Gewiſſens nicht ſich einmiſchen, 
als inſoweit das oberfthoheitlihe Schug- und Auf⸗ 
fihtsreche eintrit. — Die Kirhen und Geifl« 
lihen find in ihren bürgerlihen Hand— 
lungen und Beziehungen, — wie au in 
Anfehung des ihnen zuftehenden Vermögens, — den 
Gefegen des Staates und den weltlichen 
Gerihten untergeben; auch föünnen fie 
von Öffentlihen Staatslaften Feine Be 
freiung anfpreden, 

Die Freiheit der Preffe und des Bud 
handels ift nach den Beftimmungen des hierüber 
erlaffenen befondern Edicts gefichert, 
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Mle Bayern haben gleihe Pflichtigkeit 
zum Kriegsbienfte uud zur Landwehr. 
Die Theilnahme an den Staatslaften 
iſt für alle Einwohner bes Reiches allgemein, ohne 
Ausnahme irgend eines Standes, und ohne Rüds 
ſicht auf vormals beſtandene Vefreiungen. 


Fuͤnfter Titel. 
Von beſondern Rechten und Vorzuͤgen. 


Die Kronaͤmter werden, als oberſte Wuͤrden 
des Reiches, entweder auf die Lebenszeit der Wuͤrde⸗ 
keaͤger, oder auf deren männliche Erben, nach bem 
Rechte der Erfigeburt und ber agnatifch- linealifchen 
Erbfolge, als Thronichen verliehen. — Die Kron 
n f ind durch ihre Reichswuͤrden Mitglieder ver 
her Kammer der Ständeverfammlung. 
© Die Verhältniffe der vormaligen reichsftändi« 
fen Fürften und Grafen, und der vormaligen unmits 
telbaren Reichsadlichen, find durch befondere Edicte 
fegefegt d 
Der gefammte übrige Adel behält, wie jeder 
Gutseigenthuͤmer, feine gutsherrlichen Rechte nach 
den geſetzlichen Beftimmungen. Uebrigens hat ber- 
felbe folgende Vorzüge zu genießen: ausfchließlich 
das Recht, eine gutsherrliche Gerichtsbarkeit ausüben 
zu fönnen; Familien- Fideicommiffe auf Grundver⸗ 
mögen zu errichten; einen von bem landgerichtlichen 
befreiten Gerichtsftand in bürgerlichen und ſtrafrecht⸗ 
lichen Fällen; die Rechte der Siegelmäßigfeie ‚ unter 


7 Zu bdiefem Titel gehöre die Beilage 4 ber Nerfafs 
- fungsurfunde, enthaltend das Edict: die ſtaatorecht⸗ 
lichen Berhältniffe der vormals reihsftändifchen Kürs 
fien, Srafen und Herren betreffend. 
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ı Befchränfungen ber Gefege über das Hypotheken⸗ 
fen, und.bei der. Militairconferiptton die Auszeich- 
ng, daß die Söhne der Adlichen als Cadetten 
treten *). Einige dieſer Vorzüge theilen für ihre 
fonen die geiftlichen und bie weltlichen Eollegials 
he, und. bie, mit ihnen in gleicher Kategorie ftehen« 
ı höhern Beamten. — 


Sechſter Titel. 

Bon ber Staͤndeverſammlung. u 

- Die zwei.KRammern. ber. allgemeinen Ver⸗ 
nmlung der Stände des: Reiches: find: die der 
eichs raäthe, und bie der Ahgeordneten, .:: 
‚Die Kammer der Reihsnäthe iſt zuſam⸗ 
ngefeßt:: aus den volljährigen Prinzen des koͤnig⸗ 
yen Haufes; den Kronbeamten des Reiches; ben 
den Erzbifhöffen; den Haͤuptern der ehemals 
hsftändifchen fürftlichen und geäflihen Familien, 
s erblichen Neichsräthen; aus einem vom Könige 
sannten Bifchoffe und dem jedesmaligen Praͤſiden⸗ 
ı des proteftantifchen Generalconfiftoriums; fo wie 
8 denjenigen. Perfonen, welche der König entwe⸗ 
» wegen ausgezeichneter bem Staate geleifterer 
ienfte, ober wegen ihrer Geburt, oder ihres Ver⸗ 
zgens zu Mitgliedern diefee Kammer entweder erb⸗ 
) oder lebenslänglich ernennt. 
Die Zahl der lebenslänglichen Reichsraͤthe kann 

a dritten Theil der erblichen nicht überfteigen. — 
ie Reichsräthe haben Zutritt in die erfte Kammer, 


Zu diefem Artikel gehören die Beilagen 5 — 8 ber 
Derfaffungsurfunde, oder die 4 Edicte: äber den 
Adel; über die gutsherrlihen Rechte und die gurss 
herrliche Gerichtsbarkeit; Über die Kamilienfideicoms 
miffe, über die Siegelmäßigkeit. 
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nach : erreichter Volljaͤhrigkeit; eine entfcheibende 
Stimme aber fommt ben Prinzen des -föniglichen 
Haufes erft mit dem 21ften, den übrigen Reichsraͤ⸗ 
then mit dem 25ften Sebensjahre zu. — Die Kam- 
mer ber Reichsräthe wird eröffnet, wenn wenigſtens 
bie Hälfte der ſaͤmmtlichen Mitglieder anweſend ift. 
Die zweite Kammer bilber-fiß:- aus den 

Grundbefigern, welche eine- gutsherrliche Gerichts. 
barfeit ausüben, und nicht Gig und Stimme in der 
erften Kanimer haben; aus Abgeordneten der Uni 
verſitaͤten; aus Geiſtüchen der katholiſchen und pro⸗ 
teſtantiſchen Kirche; aus Abgeordneten der: Stäbte 
und Maͤrkte, und aus ben nicht zu den obon genann⸗ 
ten Grundben ißern gehörenden Landeigenthuͤmern. 

Die Zahl der: Mitglieder richtet ſich im Ganzen 
nach der Zahl der Familien im Koͤnigteiche, ſo daß 
auf7000 Familien Ein Abgeordneter ge 
gechnet wird. Mon der auf ſolche Art beftimmten 
Zahl ftelle die Klaſſe der adlihen Grundbefiger 45 
dik Klaſſe der Geiftlichen beiber Kirchen #5 die Klaſſe 
ber Städte und Märkte 4; die Klaſſe der- Sandeigen« 
ehümer, welche Feine gutsperrliche Gerichtsbarkeit 
ausüben, % ber Abgeordneten, und jede ber drei 
Univerfitäten Ein Mitglied °), 

Die jede einzelne Klaffe treffende Zahl von Ab⸗ 

geordneten wird auf die einzelnen Regierungen , nad}: 
den Beftimmungen eines befondern Edicts ee), ders 


*) Bei der erſten Ständeverfammlung im Jahre rärg 
beitand die zweite Kammer aus 108 Individuen (18 
Adlihen, 17 Profefforen und Geiftlihen, und 73 Bürs 
gerlichen). 

*20) welches die Beilage 10 zur Verfaſſungsurkunde bilder; 
in der angezogenen „Berfaffungsurktunde” 
©. 28.) ff. 
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« Mad) ber in diefem Edicte vorgefchriebenen 
blordnung wählt jede Klaffe.in jedem Regie 
zbezirke Die fie Dafelbft £reffende Zahl von Abges 
ten für eine fehsjährige Dauer. Die waͤh— 
Diefer Zeit erledigten Stellen werden aus_denje- 
erfegt, welche den Gewählten im der Stim: 
aihl zunächft kommen. — Jedes Mitglied ber 
en Kammer muß ein felbfiftändiger Staatsbuͤr⸗ 
30 Jahre alt feyn, den freien Genuß eines fol 
im betreffenden Bezirke oder. Orte gelegenen 
nögens befißen, welches feinen :unabhängigen 
Halt ſichert, und durch.die Größe der jährlichen 
teuerung beffimme wird. (Fuͤr die Abgeordneten 
Städte. und Märfte gile an Haͤuſer⸗und 
calfteuer ein Simplum von⸗10 Fl oder an Ges 
teuer. ein Betrag von 30 — 40 Fl., und. für 
(bgeordneten. aus: den Landeigenthuͤmern 
hrliches Steuerſimplum von 1031.) — Aller 
hre wird .eine neue Wahl: der Abgeordneten 
nommen, und. fonft nur in’ dem alle, wenn 
ammer von. bem Könige aufgelöfet wird. Die 
etenden Mitglieder find wieder wählbar. Zur 
jen Conftituirung der zweiten Kammer wirb.die 
fenheit vor wenigftens 5 der ‚gewäßlten Mitglies 
fordert. | 
Beide Kammern werben gleich reitig beru⸗ 
eroͤffnet und geſchloſſen. — Kein Mitglied bei⸗ 
'ammern darf ſich in der Sitzung durch einen 
imächtigten vertreten laſſen. 
Die Anträge überdie Staatsauflagen 
)ehen zuerft in der zweiten Kammer, 
erden dann durch diefe an ˖die erfte Kammer ge- 
t. Alle uͤbrige Gegenftände konnen, nad) der 
mmung des Koͤnigs, der einen oder der andern 
25 
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Kammer zuerft vorgelegt werben. Kein Gegenftand 
Bann von einer Kammer allein in Berathung gezogen 
werben. ' 


Siebenter Titel; 
Bon dem Wirfungsfreife der Ständeverfammlung, 


Ohne den Beirath und die Zuftimmung 
der Stände fann fein allgemeines neues Geſetz, wels 
ches die Freiheit der Perfonen oder das Eigenthum 
der Staatsangehörigen betrifft, erlaflen, noch ein 
ſchon beftehendes abgeändere, authentiſch erläutert, 
oder aufgehoben werden. — Der König erhohlt die 
Zuftimmung der Stände zur Erhebung aller directen 
Steuern, fo wie zur Erhebung neuer indirecten Aufs 
lagen, ober zu der Erhöhung oder Veraͤnderung der 
beftehenden. Den Ständen wird baher die genaue 
Ueberfiht des Staatsbedürfniffes, fo wie der 
gefammten Staatseinnahmen vorgelegt werden, 
welche fie Durch einen Ausfhuß prüfen, und ſodann 
über die zu erhebenden Steuern in Berathung treten. 
Die zur Dedung der ordentlichen beftändigen und bes 
flimmt vorherzufehenden Staatsausgaben, mit Eins 
ſchluß des nothwendigen Refervefonds , erforderlichen 
directen Steuern werden jedesmal auf 6 Jahre 
bemillige. Den Ständen des Reiches wird bei einer 
jeden Verſammlung eine genaue Nahmeifung 
über die Verwendung der Staatseinnap 
men vorgelegt werden. Die gefammt Staat 
fhuld wird unter die Gewährleiftung der Stänbe 
geftelle. Zu jeder neuen Staatsfchuld iſt Die Zuſtim⸗ 
mung der Stände erforderlich. 

Die Stande haben das Recht, in Beziehung 
auf alle zu ihrem Wirfungsfreife gehörigen Gegen⸗ 
flände dem Könige iyre gemeinfamen Wünfche und 
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Anträge vorzubringen. Jeder einzelne Ab— 
geordneter hat das Recht, in dieſer Beziehung 
ſeine Wuͤnſche und Antraͤge in ſeiner Kammer vor⸗ 
zubringen, welche daruͤber, ob dieſelben in naͤhere 
Ueberlegung gezogen werden ſollen, durch Mehrheit 
der Stimmen erkennt. Die von einer Kammer uͤber 
ſolche Antraͤge gefaßten Beſchluͤſſe muͤſſen der andern 
Kammer mitgetheilt, und koͤnnen erſt nach deren Bei⸗ 
fimmung dem Könige vorgelegt werben. Jeder 
einzelne Staatsbürger, fo wie jede Gemeinde 
kann Befhwerden über Verlegung der conftitutio 
nellen Rechte an die Ständeverfammlung, und zwar 
an jede der beiden Kammern bringen, welche ſie 
durch einen Ausfhuß prüft und dann in Berathung 
nimmt. | 

Der König wird wenigſtens aller drei Jahre 
die Stände zufammen berufen. In der Regel dauert 
ihre Sißung nur 2 Monate. Dem Könige fteht das 
Recht zu, die Sigung zu verlängern, zu vertagen, 
oder die Werfammlung aufzulöfen, 

DieStaatsminifter fönnendenSiguns 
gen beider Kammern beimwohnen, wenn fie 
auch nicht Mitglieder derfelben find. Ä 

Kein Mitglied der Stände kann für feine Ab⸗ 
ſtimmung anders, als durd) die Verfammlung felbft, 
zur Rede geftellt werben. | 

Ein Gegenſtand, uͤber welchen die beiden Kam⸗ 
mern fich nicht vereinigen, Fann in derfelben Sigung 
wit wieder zur Beratung gebracht werben. 


Br Achter Titel, 
Bon der Rechtspflege. 


Die Gerichtsbarkeit geht vom Könige aus, Sie 
wird unter feiner Oberaufficht durch eine geeignete 
25 % 


D 
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Bahl von Aemtern und Obergerichten in einer gefeg- 
lich beftimmten Inſtanzenordnung verwaltet. — Alle 
Gerichesftellen find verbunden , ihren Urtheilen Ent⸗ 
fheidungsgründe beizufügen. — Die Gerichte 
find innerhalb der Grenzen ihrer amtlichen Befugniß 
unabhängig. Der König fann in flrafrechtlichen 
Sachen begnabdigen, die Strafe mildern oder er 
laffen, aber in feinem Falle eine anhängige Streit- 
fache oder angefangene Unterfuchung hemmen. Die 
Bermögensconfifcation bat in feinem Falle 
ftatt, den der Defertion ausgenommen. Es foll für 
das ganze Königreich ein und daffelbe bürgerliche und 
Straf. Gefegbuch beftehen. 
Neunter Titel. 
Von der Militairverfaflung. 


Leder Bayer ift verpflichtee, zur Vertheidi— 
gung feines Waterlandes mitzumirfen; nur der geift- 
lihe Stand ift ausgenommen von der Pflicht, die 
Waffen zu tragen. Die ftehende Armee wird durch 
die allgemeine Militairconfeription er 
ganze. Meben diefer Armee beftehen noch Reſerve 
und Sandwehr. Die Landwehr fann nur innerhalb 
ber Grenzen des Neiches in militairifche Thärigfeit 
treten, 


Zehnter Titel. 
Bon der Gewähr der Berfaflung. 

Der König ſchwoͤrt bei dem ae 
ben Eid auf die Verfaſſung. Sämmtliche Prinz 
leiften diefen Eid nach erlangter Volljährigkeit. — - 

Die Staatsminifter und ſaͤmmtliche Staatsdies 
ner find für die genaue Befolgung der DVerfaffung 
verantwortlid. 
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Die Staͤnde haben das Recht, Beſchwerden uͤber 
von den Miniſterien oder andern Staatsbehörben 
hehene Verlegung der Verfaffung in einem gemein- 
en Antrage an den König zu bringen, welcher 
felben auf der Stelle abhelfen, ober, wenn ein 
eifel dabei obmwalten follte, fie durch den Staats» 
) oder die oberfte Suftisftelle unferfuchen und dar» 

» entfcheiden laſſen wird. 

Abaͤnderungen in den Beſtimmungen der Ver⸗ 
ungsurkunde, oder Zuſaͤtze zu derſelben, koͤnnen 
e Zuſtimmung der Staͤnde nicht geſchehen; die, 
rfchläge dazu gehen aber allein von dem Könige 
‚ Nur wenn derfelbe fie an die Stände gebracht 
‚ dürfen diefe darüber berathfchlagen. Zu einem 
igen Beſchluſſe deshalb wird menigftens die Ge« 
vart von drei Viertheilen ber Mitglieder einer 
n Kammer, und eine Mehrheit von zwei Dpit« 
len der Stimmen erfordert. 


Unter den befondern Edicten, welche als 
ilagen zu diefer Verfaflung erſchienen, hatten 
beiden die allgemeinſte ſtaatsrechtliche Beziehung: 
Fdict über die aͤußern Rechtsverhältniffe in Bes 
bung auf Religion und firdlide Ge 
(haften), und 2) Edict über die Frei» 
e der Preffe und des Buchhandels **), 
h dem legtern Edicte ift den Verfaflern, Ber: 
en und berechtigten Buchdrudern vollfommene 
eßfreiheit geftattet. Sie find nicht verbuns 
„ bie Schriften einer Cenfur oder obrigkeitlichen 
zurop. Eonftitt Th. 3. ©, 141. 
Ebend. ©. 158. 
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Genehmigung zu unterwerfen. Mur alle polit 
Zeitungen, und die periodifhen Schriften polieif 
und ftatiftifchen Inhalts unterliegen der dafür a 
ordneten Cenfur. Damit aber die Freiheit der P 
nicht gemißbraucdht werde, wird den Polizeiobi 
keiten jedes Ortes über die daſelbſt befindli 
Buchhandlungen, Antiquarien, Leihbibliochefinha 
Lefeinftieute, Buchdrudereien und lithographifche 

ftalten die allgemeine Aufſicht übertragen, fo mie 
ordentlihen Gerichten bie gefegliche “Bel 
fung ber duch Schriften begangenen Verbrechen 

Vergehen vorbehalten bleibt. 


73 
141) KRönigreih Sadfen. 


Das Koͤnigreich Sachſen ift eine erblichı 
ſchraͤnkte Monarchie, deren Negent, nad fel 
Beitritte zum Rheinbunde im Pofener Frieden ı 
Dec. 1806) und nad) feiner Theilnahme an 
teutfhen Bunde durch Unterzeichnung der teutf 
Bundesacte (8. Jun, 1815), die frühere landft 
difhe Verfaffung infofern unverändert beibe 
ten bat, inwiefern nicht durch die Vorgänge ber n 
ften Zeit, und namentlich durch die Abtretung 
zwei Sunftheilen der Geſammtbevoͤlkerung des Koͤ 
reiches Sachſen an Preußen in dem Frieden zu X 
vom 18. Mai 1815, einige nothwendige Veraͤnde 
gen in dieſer Verfaſſung herbeigefuͤhrt wurden. 

Die oͤffentliche Religionsuͤbung und das ve 
Staatsbürgerredht*), deſſen Wirkungen be 


— — — 


*) Bei dieſem kurzen Abriſſe liegt Weiße's Lehrb. 
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s bei der Erwerbung ber Grundſtuͤcke, bei der An⸗ 
lung in öffentlichen Aemtern, und bei dem Buͤrger⸗ 
jte in den Städten fich zeigte, ftand, bis zum Pofener. 
eben, nur ben Befennern der evangelifch »-Iutherie 
n Kirche zu. Durch den Sten Artikel des Pofener 
edens, und das darauf gegründete Mandat vom 
Febr. 1807, erfolgte aber die Gleichftellung der 
yolifhen Glaubensgenoflen mit den Bekennern des 
yerifhen Glaubensbefenntniffes, und, auf ben 
trag ber Stände, durch Mandat vom 18. März 
11 auch die Gleichitellung der Neformirten, fo 
durch Patent vom 22, Apr. 1814 der Griechen. 
Wie in den meiften teutfchen $ändern, fanden, 
its feit dem 12ten Jahrhunderte auch in der 
irkgrafſchaft Meißen (zu Colmen), in dem Ofter- 
be (zu Schföhlen) und in der Landgrafſchaft Thuͤ⸗ 
jen (zu Mittelhaufen) Werfammlungen der freigee 
enen Gutsbeſitzer ſtatt für die Handhabung ber 
ften Juſtizpflege und die Verhandlung ber weni⸗ 
Staatsgefchäfte jener Zeit, bis die In der Mitte 
funfzehnten Jahrhunderts entftehenden Territorial« 
ern den Charakter diefer Berfammlungen, namente 
nad) dem Zutritte der Städte, mefentlich ver 
erten. Bis zur Abtretung an Preußen bildeten 
Stände der 7 Kreife des Königreichs ein abge⸗ 
fienes Ganzes ; während die Stände der faufigen, 
Fuͤrſtenthums Querfurt, der Stifter ıc. ihre bes 
ern Verfammlungen hielten. Nach diefer Abtrer 
| aber wurden, feit dem Sandtage im Jahre 1817, 
h den Willen des Königs die Etände des bei 
Hfen gebliebenen Theiles der Oberlaufig und der 


koͤnigl. ſachſ. Staatsrehts, (Lpz. 1824. 8.) Th. 1. 
©. 89 ff. zum Grunde. 
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beiden Hochſtifter Merfeburg und Maumburg mie 
dam allgemeinen Sandtage verbunden. — Die erfte 
Curie der Landſtaͤnde, ehemals ausfchließend aus den 
Praͤlaten, Grafen und Herren gebildet, beftehe, feit 
em Jahre 1817, aus den Abgeordneten bes Hoch⸗ 
ftifts Meißen, der Grafen von Solms - Wildenfels,. 
der Fürften und Grafen von Schoͤnburg, und der 
Univerſitaͤt Leipzig, — Die zweite Klaſſe der 
Landſtaͤnde wird aus der Ritterſchaft gebildet. 
Es wird dazu erfordert der Beſitz eines landtagsfaͤhi⸗ 
gen Gutes, und in der Regel (mit einigen Ausnah⸗ 
men) alter Adel von 16 Ahnen. Zu diefen kommen 
(nad) dem Decrete vom 16. Det. 1820) noch 29- 
MWahlftellen in den Erblanden und 11 in der Ober: 
laufiß aus den Beſitzern von foldhen. fhriftfaffigen 
Nittergütern, welche bis dahin wegen ihres Standes 
auf den Sandtagen: nicht erfcheinen durften. — Die 
dritte Klaffe befteht aus ben aus der Mitte der 
Stabträthe gewählten Abgeordneten von 85 Staͤd⸗ 

ten — die Ritterſchaft und die Städte haben 
einen engern und einen weitern Ausfhuß (her 
vorgegangen aus ehemals bei den Landtagen erwaͤhl⸗ 
teh Deputationen.). In dem engern Ausſchuſſe wer⸗ 
den alle wichtigere Angelegenheiten, in dem weitern 
die minder bedeutenden verhandelt; doch hat die allgen 
meine Verfammlung: der Ritterfchaft und der Städte 
das Recht, die Befchlüffe der beiden Ausfhüffe ent» 
weder anzunehmen, oder zu verwerfen. 

Nah den fogenannten Sandtagsreverfen ſtehe 
den Ständen das Recht zu, Steuern zu bewilligen; 
and bei deren Erhebung und Verwendung mitzuriks 
fen; aud) find fie, auf Veranlaffung des Negenten, 
bei allen wichtigen Gegenſtaͤnden und Veränderungen 
ber Verfaffung, bei Abfaſſung neuer Gefegbücher,, 
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bei der Conſoliditung ber Landesſchulden, felöft bei 
wichtigen in das öffentliche und Privatrecht, ſo wie 
in das Kirchen» und Schulwefen und in die Einric- 
tung des Heeres einfchlagenden Befegen mit ihren Gut⸗ 
achten gehört worden. Außerdem find die Landſtuͤnde 
berechtigt ‚nicht nur Vorftellungen wegen allgemeiner 
$andesangelegenheiten, fondern aud) Befchwerden ein- 
zelner Unterthanen dem Regenten vorzulegen, .und 
um deren Erledigung nachzufuchen. . 
-: Die $orm des Landtages befteht in ber.feier. 
lihen Eröffnung deflelben von dem Regenten, in 
deffen Namen und Gegenwart der vorfigende Mini« 
fer des geheimen Rathes eine Anrede an die Stände 
hält, worauf ein geheimer Neferendar die Propos 
fition des Regenten vorliefet, die den Ständen 
fchrifttich mitgetheile wird, Much der Berathſchla⸗ 
gung über dieſe Propofition arbeitet das ftadeifche 
Directorium (Leipzig) die Pratiminarfhrift, 
welche durch eine Deputation von NRitterfchaft und 
Städten dem geheimen Rathe, und fodann die Haupt- 
und Bewilligungsſchrift, welche durch den 
Landtagsmarſchall und eine Deputation aus allen drei 
Klaſſen der Staͤnde dem Regenten ſelbſt uͤberreicht 
wird. Sit: diefer mit den Bewilligungen einverſtan⸗ 
den; fo wird der Landtag durch den Landtags» 
abfchied beendigt, mit welchem der vom Regenten 
- eingehänhig unterseichnete Revers dem Landtags⸗ 
marſchalle "eingebandige wird. , 
Dan. Sıfr. Schreber, ausführlihe Nachricht 
... von den churfärftlich s fächfilchen Lands und Ausichußs 
: tagen von 1185 — 1728, Kalle, 1754. 8. — te 
Aufl. bis 1987. Dresden. 1793. 8. — Zuſaͤttze 
und Beridtigüngen dazu von Chriſt. Ernft Weiße. 
£p}. 1799. 8. 
Sr. Kart Hausmann, Beiträge zur Kenntniß 
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ger chuiioniten Landesverfammlungen. 4 Theile. 

8. — Churſaͤchſiſche Landtagsordnung, 

ni —8 Bemerkungen und einem Anhange. 
pz· 1799 

Heinr. lümner. Lands und Ausſchußtags⸗Ord⸗ 

nung des Königsreihes Sachſen vom Jahre 1728, 

und allgemeine Kreistagsordnung vom Jahre 1821. 

- Mies Zufäsen. Leipz. 1822. 8. (enthält zugleich die 

neneſten Veränderungen in ber ſaͤchſiſchen Landtags⸗ 


verfaſſung.) 

Karl Heine. v. Roͤmer, Staatsrecht und Stas 
eifiit des Churfuͤrſtenthums Sachſen und der dabei 
befindlihen Lande. 3 Th. Halle, 1787 — 1792. 8. 
Centhält blos das Staatsrecht.) 

Chſti. Ernft Weiße, Lehrbud des koniglich ſaͤch⸗ 
ſiſchen Staatsrechts. ır Band. Lpz. 1824. 8. (noch 
unbeendigt.) 


Karl Gtlo. Weber, ſyſtematiſche Darſtellung bes 
im Koͤnigreiche Sachſen geltenden Kirchenrechts. ır 
Bd. Leipzj. 1819. 8. (die oͤffentliche Kirchenverfaſſung). 


74. 
12) Königreihb Hannover, 


a) Geſchichtliche Einleitung. 


Der Ehurftaat Hannover durchging, ſeit 
dem Anfange des neungehnten Jahrhunderts, mehrere 
bedeutende politifche Veränderungen. Er ward im 
Jahre 1801 von den Preußen, im Jahre 1803, nad) 
Großbritanniens KRriegserflärung gegen Frankreich, 
son einem franzöfifchen Heerestheile, im Spaͤtjahre 
1805 aber wieder von den Preußen befegt, und am 
4. Apr. 1806 nad) feinem Umfange dem Königreiche 
Preußen einverleibe. Mach der Niederlage der Preu- 
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Ken bei Jena und Auerftabt nahm ihn Napoleon von 
neuem in Befiß, und verband in.ber Folge (1807 und 
1810) den größten Theil deffelben mit dem König- 
reihe Weftphalen, bis er im December 1810 bie 
nördlichen Provinzen dem eigentlichen Frankreich felbft 
einverleibte. Während biefer Zeit galt in dieſen 
bannöverfhen Provinzen theils die Verfaffung 
des Königreiches MWeftphalen , theils die franzöfifche, 

Die Wölferfchlacht bei Seipzig zerftörte Das Koͤ⸗ 
nigreid) Weftphalen und die Herrfchaft Napoleons 
diefleits des Rheins. Die vormalige Regierung fehrte 
nach Hannover zuruͤck. Auf dem Wiener Congreffe 
erflärte eine vom hannöverfchen Minifter, dem Gra⸗ 
fen von Muünfter, am 12. Det. 1814 überreichte Note 
des Prinz-Regenten von Großbritannien die Er- 
bebung Hannovers zum Königreihe, mit 
welchem bie Sürftenthümer Hildesheim und Oſt⸗ 
friesland, und Theile vom Fuͤrſtenthume Mün« 
fter, von der Graffchaft Lingen, und vom Eichs- 
felde, fo wie einige churheffifhe Aemter vereinigt, 
Sauenburg aber auf dem rechten Elbufer und einige 
Aemter an Preußen überlaffen wurden. 

Gleichzeitig ward die vormalige landftän« 
difhe Verfaſſung hergeftellt; aud) verfam- 
melte fi im Jahre 1815 ein Sandtag von 45 adlichen 
und 37 birgerlichen und geiftlichen Deputirten,, auf 
welchem über die Fünftige neue Geftaltung der land» 
ftändifhen Verſammlung, fo mie über die Rechte 

berathſchlagt ward, welche den Provinziallandfchaften 
: In Zufunft verbleiben follten. Bei der Vergrößerung 
bes Staates durch mehrere Provinzen, und bei ter 
Unvollkommenheit der frübern Berfaffung, fühlte man 
das Beduͤrfniß, die Stände der einzelnen Provinzen 
zu einem allgemeinen $andtage, fo wie die Schul. 
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ben derfelgen zu einer Gefammefchulb bes König- 
reiches zu vereinigen. Sur biefe Zwecke berief der 
Prinz- Regent am 5. Yan. 1819 einen provifo vie 
(hen allgemeinen Landtag in einem Schreiben, 
worin bderfelbe feine Abfichten in Beziehung auf die 
Einrichtung der fünftigen allgemeinen Ständener- 
fammlung eröffnete, und darüber das Gutachten 
der Stände verlangte. Diefes Gutachten, als 
Antwort auf das Schreiben des Regenten, ward nicht 
öffentlich bekannt; allein es erfchien am 7. Dec. 1819 
ein Patene*) des Prinz: Regenten, welches zwar 
feine formliche neue Verfaffungsurfunde, wohl aber 
eine neue Geftaltung der Standeverfammlung des 
Königreiches Hannover enthält. 


| 75. 
b) Politifher Charafter der Ständever: 
faffung des Königreihes Hannover, nad) 
bem Datente vom 7. Dec. 1819 und dem Föniglichen 
Schreiben vom 5. San. 1919. 


Die allgemeine Ständeverfammlung befteht aus 
‚zwei Kammern, und theils aus perfönlich be- 
rechtigten Mitgliedern, theils aus gewählten Depus 
tirten. 

Die erfte Kammer wird beftehen: aus den 
mediatifirten Fürften und Grafen; dem Erblandmar- 
ſchalle des Königreiches; den Mitgliedern der Ritters 
ſchaft, welchen, nad) gefchebener Gruͤndung eines : 
Majorats von beftimmter Größe, eine Virilſtimme 


”& ſteht teuefh in den Europ. Conftite. Th. 3. 
S. 340, und in Läders Ardiv Th.2. S. 575; — 
franzöſiſch beim Dufau, T. a. p. 259. 
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beigelegt werben wird; dem Präfidenten bes Ober 


fteuercollegiums, und den Mitgliedern des landftändi- 
ſchen Schagcollegiums von der Ritterfchaft; den Pra- 
fidenten der füneburgifchen und bremifchen tandfchaft; 
den 33 von der Ritterfchaft zu erwaͤhlenden Deputic« 
ten; den Fatholifchen Bifchöffen,, und den proteftantir 
(chen Aebten der hoͤhern Stifter, 

In die zweite Kammer werben eintreten: bie 
Mitglieder des Schagcollegiums bürgerlichen Stan- 
des; drei Deputirte der geiftlichen Guͤteradminiſtra⸗ 
tion‘ die Deputirten der kleinern Stifter; ein Depu⸗ 
tirter von dee Univerfität Göttingen; 29 Deputirte 
von den Städten, und 22 von den freien Grundbe⸗ 
figern , die nicht zur Ritterſchaft gehören. 

Beide Kammern follen in ihren Rechten und 
Befugniffen einander glei) feyn, und alle Anträge, 
welche von dem Könige vder dem Kabinetsminifteriun 
an die Stände ergeben, follen an die gefammte 
allgemeine Ständeverfammlung gerichtet werden. . 

Die Mitglieder beider Kammern müffen einer 
der drei, vermöge der Wiener Congreßacte völlig 
gleichgeftellten „chriſtlichen Eonfeflionen zugethan 
feyn; das 25fte Jahr vollendet haben; ein gewiſſes 
unabhängiges Vermögen befigen, infofern ihnen nicht 
vermöge ihres Amtes ein Sig in der Ständever- 
fammlung zugeftanden ift. In diefer Beziehung wird 
der König nur folchen als Majoratsherren ein per- 
ſoͤnliches erblichesſStimmrecht in der er ſten 
Kammer verleihen, die ein Majorat errichtet haben, 
welches aus einem im Koͤnigreiche gelegenen Ritter⸗ 

fiße, nehſt anderm ebenfalls im Sande belegenen, von 
autsherrlichen Verbindlichkeiten befreiten, Grund» 
eigenthume von menigftiens 6000 Thlr. reiner Ein- 
fünfte befteht, und mit Feinen Hypotheken befchwert 


. 
® 
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iſt. (Waͤhrend der Zeit der Belaſtung mit einer 
Hypothek fann das Stimmrecht nicht ausgeübt wer⸗ 
benz auch ift die Beilegung einer Virilſtimme 
feinesiweges die unmittelbare Folge eines folchen er= 
richteten Majorats, fondern die Errichtung des leß- 
teen nur die Bedingung, unter welcher die Ver⸗ 
leihung eines, erblihen Stimmrechts ſtatt finden 
kann.) 

Die auf die Dauer eines jeden Landtags erwaͤhl⸗ 
ten Deputirten der Ritterſchaft müflen aus 
einem im Königreiche belegenen Örundeigenthume ein 
reines, mit feinen Hypotheken beſchwertes, Ein- 
fommen von 600 Thlr. befigen. 

Die Deputirten der freien Grundbefiger 
in der zweiten Kammer müffen ein reines Ein- 
Eommen von 300 Thir. befißen, es fey aus im Koͤ⸗ 
nigreiche belegenem Grundeigenthume, oder im Sande 
radicirten Capitalien. (Es bleibe den Wahlcollegien 
überlaffen, auf welche Weiſe fie fi) von dem Bes 
ftande diefes Einfommens überzeugen wollen.) 

Die zur Ständeverfammlung berufenen Stifter, 
fo mie die Sandesuniverfität und die Confiftorien, 
find in der Wahl ihrer Deputirten nicht auf Mit 
glieder ihrer Eorporationen befchränft. Kine gleiche 
Wahlfreiheit wird audy den Städten verliehen, und 
dabei beftimmt, daß die Wahl der Deputirten von 
dem Magiftrate und den Repräfentanten der Büra 
gerfchaft gemeinfchaftlich vorgenommen werden, und 
die Concurrenz der legtern nach der in jeder Stade 
beftehenden Verfaſſung fich richten folle, 

Ueber alle, das ganze Königreich betreffende, 
zur fländifhen Berathung verfaffungsmäßig gehoͤ⸗ 
rende, Gegenftände wird nur mit den allgemeinen 
Staͤnden communicirt; dagegen alle diejenigen An⸗ 
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gelegenheiten, welche nur die eine oder die andere 
Provinz angehen und zu einer ſtaͤndiſchen Berathung 
geeignet ſind, auch ferner an die betreffenden Provin⸗ 
iallandſchaften werden gebracht werden. 

Die allgemeine Staͤndeverſammlung ſoll im 
Weſentlichen die ſelben Rechte ausüben, welche 
fruͤher den einzelnen Provinziallandſchaften zugeſtan⸗ 
den haben: namentlich das Recht der Verwil li⸗ 
gung der, Behufs der Beduͤrfniſſe des Staates 
erforderlichen, Steuern, und der Mitverwaltung 
derſelben unter verfaſſungsmaͤßiger Concurrenz und 
Aufſicht der Landesherrſchaft; das Recht der Zur a⸗ 
theziehung bei neu zu erlaſſenden allge 
meinen Landesgefegen, und das Recht, über 
Die zu ihrer Berathung gehörigen Gegenftlände Vor⸗ 
ftellungen an den König zu bringen. 

Der König behält fi vor, nad) den zu ſam⸗ 
melnden Erfahrungen, in ber Organifation der all 
gemeinen Ständeverfammlung diejenigen Mobifica« 
tionen eintreten zu laflen, deren Nothwendigkeit im 
Verlaufe der Zeit ſich etwa an den Tag legen möchte; 
fo wie es ſich aud) von felbft verftehe, daß wenn der 
teutſche Bund fid veranlaßt finden follte, bei 
einer weitern authentifchen Auslegung des Art. 13. 
dee DBundesacte, Grundſaͤtze anzunehmen, welche 
mit den aufgeftellten Verfügungen nicht durchgehende 
vereinbar find, letztere, den Bundestagsbefchlüfs 
fen gemäß, eine Abänderung erleiden mujlen. 

Der Erblandmarfchall, und in deffen Abwefen- 
heit der. Praͤſident bes Oberfteuercollegiums, wird 
beide vereinigte Kammern präfidiren; jede einzelne 
Kammer wird aber drei Subjecte aus ihrer Mitte 
erwählen, unter welchen ber König eins zum Praͤſi⸗ 
denten derfelben ernennt. 


’ 
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Der Landtag verſammelt ſich alle Jahre. Die 
gewaͤhlten Mitglieder treten nach ſechs Jahren aus, 
koͤnnen aber wieder erwaͤhlt werden. 

Zuhoͤrer werben beiden Deliberatio 
nen nie zugelaffen. 

Alle Iandesherrliche Propofitiorien werben an 
beide Kammern gebracht. Stimmen ihre Befchlüffe 
nicht überein; fo wird eine Vereinigung Durch eine 
von beiden anzuordnende Commiffion 
verfucht, welcher auch landesherrliche Commiffaire 
. beigeordnet werden fonnen, um bie Lebereinftim- 
mung zu befördern. Zu den ftändifchen Anträgen 
ift-Uebereinftimmung beider Kammern gleichfalls er 


forderlich. 


Auf diefe neue Geftaltung der Ständeverfaffung 
im Koͤnigreiche Hannover, folgte am 12. Oct. 1822 
das föniglihe Edict*), die Bildung der Fünftigen 
Staatsverwaltung betreffend; — am 18. Apt; 
1823 die Verordnung **) für die Errichtung unb 
den Gefchäftsfreis der zu Dannover, zu Hildesheim, 
zu Luͤneburg, zu Stade, zu Osnabrück und zu Aurich 
errichteten Lanbdrofteien; — und am 18. Apr: 
1823 die Verordnung °*®), die in Wirffamfeit 
tretende neue Domainenfammer betreffend; — 
fo wie, gleichfalls vom 18. Apr. 1923, die fönigliche 
Verordnung 9%) für die Verfaſſung der 
Aemter. 


*) Penninertiäe Gefegfammlung 1822. .afe Abthl. N. I 


67 
**) Gefegfammlung 1823. ıfte Abthl. N. 10.’ ®. 43 fi. 
“4, Ebend. ©. 60 ff. 

ee) Ebend. N. 11. ©. 83 ff. 


. L- — 





Pofitives oͤffentliches Staatsrecht. 404 


76. | 
13) Königreih Wirtemberg, 


a) Geſchichtliche Einleitung. 


Das ehemalige Herzogthum Wirtemberg harte 
»landſtändiſche Verfaffung, nad welcher 
Ständen große Rechte zuftanden. Als aber dies 
Staat durch den Reichsdeputationshauptſchluß 
25. Schr. 1803 durch Lander bedeutend vergrößert 
den war, welche den Namen: Neu⸗Wirtem— 
»g erhielten, und der Preßburger Friede dem ba- 
ligen Ehurfürften Friedrich, mit einem neuen 
derzumachfe, die Föniglihe Würde und die 
uverainctät zutheilte; da hob der König Fries 
ich 1 die auf alten Verträgen beruhende land— 
ndifhe Berfaffung auf, und beftimmte in 
m Drganifationsdecrete vom 18. März 
06 °) den Gefchaftsfreis der hoͤchſten Behörden 
Königreiches. | | 
So regierte der Koͤnig das fand ohne Staͤnde, 
er, als auf dem Wiener Gonarefie das Beftchen 
dſtaͤndiſcher Nerfaffungen in allen tsutjchen Buns 
ftaaten entfchieden ward, Wien nod) vor der Bes 
igung des Congreffis verlieh, worauf ans 11. Jan. 
15 ein Manifeft °°) deffelben erſchien, in wel— 
m er feinen Entſchluß befannt machte, cine ftändi- 
»Verfaſſung in feinen Staaten einzuführen. — 
e Eigungen der zufammenberufenen Stände wur« - 
‚am 15. März 1815 von dem Könige mit einer 
de 708) eröffnet, worauf den Ständen die Grund⸗ 





— 


Europ. Conſtitt. Th. 2. ©. ı9ı ff. 
Ebend. ©. 210. 

) Ebend. ©. 218. 

IV. 26 





402  Pofitives öffentliches Staatsrecht. 


züge®) der neuen VBerfaffungsurfunde vor 
gelegt wurden. Aflein die verfammelten Stände 
verlangten die Wiederherftellung der alten Verfaſ—⸗ 
fung des vormaligen Herzogthums Wirtemberg , ob- 
gleich) dieſelbe nicht nur das Gepräge eines längft ver. 
ſchwundenen Zeitgeiftes an ſich frug, fondern auch auf 
die neuerworbenen Sander niche übergerragen twerdeh 
tonnte. Schon hatte der König, bei dieſem Anftre 
ben der Stände, fo weit nachgegeben, daß die alte 
Verfaſſung im vormaligen Herzugthume hergeſtellt, in 
den neuerworbenen fändern aber eine neue zeitge 
maͤße Verfaffung eingeführt werden foflte, als er 
am 30. Det. 1816 plöglich ſtarb. 

Sein Nachfolger, der König Wilhelm 1, 
vertagte bie Stande bis zum März 1817, und erließ 
am 8. Mov. 1816 eine Verordnung **), bi 
Drganifation des geheimen Rathes betreffend , fo wie 
am 30. San. 1817 das Geſetz über die Pref 
freiheic**°), und am 3. Marz 1817 das Adele 
ſtatut 2°), — Am 3. März 1817 ließ der König 
ben Ständen einen neuen Entwurft) zu einer 
Verfaſſung mittdeilen, der fehe ausführlich 
war, und namentlich viele Gegenftände der Wer 
waltung umfchloß, welche zunächft in organifche 
Decrete gehörten. Als nun am 2. Juny von den 
verfammelten Ständen 67 Stimmen gegen, und 
nur 42 für den Verfaffungsentrourf fich erklärten; Pb 
hob der König die Verfammlung auf, und regiert 
*) Ste ftchen in Europ. Conſtitt. Th.2. S. 220.4 
**) Ebend. ©. 227. Br 
8) Ebend. Th. 3. ©. 163. Na 
“r, Ebend. ©. 250, 

D Ebend. ©. 170 — 248. 








Poſicloes äffenttichts Staͤarsrecht. 403 


Reich, nach feiner Erklaͤrung, nach den in die⸗ 
. Entmwurfe aufgeftellten Grundfägen für die Rechte 
r Staatsbürger. 

Im Yahre 1818 erhieften bie beiden Nachbar: 
ten Wirtembergs, Bayern und Baden, neue 
efaſſungen. Gelegen in der Mitte zwiſchen beiden, 
nte Wirtemberg nicht hinter denfelben zurück blei⸗ 

Die nette Verfaflung Wirtembergs warb aber 
hereitet durch das Föniglihe Edice *) vom 31. 
1818, bie Drganifation der unfern 
aatsverwaltung in den Departements 
»Juſtiz und des Innern berreffend, . 
ch welches, nad) dem Vorgange Bayerns, das 
meindemefen neu geftaltet ward. In biefem 
cte ward ausgefprochen: „Der Gemeindever- 

id iſt die natürliche Grundlage des Staatsver- 
bes. Er erſtreckt ſich auf alles, was die Gemein- 
arkung umfchließe, und Außert feine Wirkung auf 

bürgerlihe Verhaͤltniſſe, fo weit nicht allge⸗ 
ne Staatsgefeße, oder unftreitige befondere Rechte 

Wege ftehen. Die Gemeinde nimmt das im Ber- 
be ftehende Privatvermögen, das fie in der Ent- 
tung der Staatefteuer vertritt, fubfidiarifch in 
pruch. Die Ausiibung ihrer Rechte und Pflichten 
trägt fie einem, durch Stimmenheit aller Ge— 
adebuͤrger, aus ihrer Mitte gewählten bleibenden 
neinderathe. Diefer hat die ganze Gemeindever- 
tung in Hinfiche auf Defonomie, Polizei, Rechts: 
je und aͤußere Verhaͤltniſſe theils felbit zu befor- 
‚ theils unter feiner Verantwortlichkeit durch 
re von ihm beftellte Perfonen beforgen zu laffen. 
jeder Stade» oder Dorfgemeinde ftehe ein Mitglied 


urop. Couſtitt. Th. 3. ©. 277. 
26 * 
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des Rathes als Worfiger deffelben, und ald erſter 
Vorſteher an der Spitze der Verwaltung; er hat zu⸗ 
gleich die Staatsangelegenheiten, fo weit fie die Ge⸗ 
meinde insbefondere berühren, zu beforgen, und ift 
‚in diefer HinfihtRegierungsbeamter. Diefer, 
‚wie ber Gemeinderath, hat eine feinem Berufe ange» 
meffene Strafgewalt. — Ein Ausfhuß der Bür- 
gerſchaft, deſſen Mitglieder nach perigbifchen Wahlen 
nothwendig wechfeln, ift zu erhaltender Aufmerffam- 
keit auf das gemeine Befte verpflichtet. In wichtigern 
Faͤllen wird durch feinen Widerſpruch ein Beſchluß 
des Gemeinderaths in feiner Wirkung gehemmt, durch 
feine Zuftimmung aber theils deſſen Amtsgewalt er⸗ 
gänzt, theils auch eine Cognifion höherer Stellen ent- 
behrlich gemacht. Die eigenthimliche Wirffamteit , 
des Ausfhuffes wird dadurch gefichert, daß er von 
der ordentlichen Verwaltung entferne bleibt. Das 
Auffichts- und Leitungsrecht Der Regierung äußert ſich 
darin, daß fie den erfien Vorftcher auf einen Wahl: 
vorfchlag der Gemeinde ernennt, der legalen Befegung 
der übrigen Verwaltungsſtellen ſich verfichert, und fie 
durch Betätigung beglaubigte, die Oekonomieverwal⸗ 
tung durch ihre Prüfung in gefeglicher Ordnung ers 
hält, und über Beſchwerden, befonders Uber Strei⸗ 
tigkeiten zwifchen der Verwaltung und dem Ausfchufe, 
enefheide. Der Staatsorganismus erfor 
dert eine gleihe Grundverfaffung aller 
Gemeinden, Allein bei ihrer großen Verfchiedens 
heit an Umfang und Beftandtheilen, ift eine große 
Verſchiedenheit ſowohl in der befondern Einrichtung, 
als in dem Verhältniffe zu den Staatsbehörden, 
ihrem Intereſſe eben fo, wie dem des Staates gemäß, 
ie werden, mit vorzüglicher Rüdficht auf Bevol⸗ 
kerung, in vier. Klaſſen abgetpeil, — , Die 


— — — — 
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ſtaatsbuͤrgerlichen Angelegenheiten; welchen der Ge⸗ 
meindeverband nicht genügt, werben durch den Be: 
zirfsverband beförder. Der Oberamtmann 
in den gegenwärtigen Oberamtsbezirken ift nicht mehr 
Richter, auch nicht mehr unmittelbarer Vorfteher deu 
Dberamtsftabt ; er. hat hingegen, als Regierunggs 
beamter des Diſtriets, in allen Beziehungen; 
in welchen die ausfchliefliche Competenz einer andern 
Stelle nicht unzweifelhaft begründet ift, das öffent. 
liche und Privatwohl zu befördern. Hauptgegenſtaͤnde 
feines Berufes find die eigentlichen Kegierungsfachen, 
Die gefammte Polizei, und die Aufſicht über bag 
Defonomie » und Rechnungsweſen ber öffentlichen 
Körperfchaft,” 

Won neuem berief der König am 10. Juny 1819 
die Stände zum 13. July zufammen; denn fein be» 
ſtimmt ausgefprochener Wille war e8, die Verfaffling 
Wirtembergg auf dem Wege des Vertrages 
zu bemirfen. Deshalb ließ er den verfammelten 
Ständen einen neuen Entwurf zur Prüfung vors 
degen, der, mit wenigen nicht wefentlichen Veraͤnde⸗ 
zungen, von den Ständen angenommen, und am 
25. Sept. 1819 als Örundgefeg bes Königs 
reiches befannt gemacht ward. 


11» 
b) Politifher Charafter der Verfaffung *) 
vom 25. Sept. 181% 
®.. Erftes Kapitel. 
Von dem Königreihe. - 
Saͤmmtliche Beſtandtheile des Königreiches find 


— — — — — — 


*) Sie ſteht teutfch in den Europ. Conſtitt. Th. 3. 
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und bleiben zu einem ungertwennfichen Ganzen und zur 
Theilnahme an Einer und berfelben Verfaſſung ver⸗ 
einiget. 

Das Koͤnigreich Wirtemberg iſt ein Theil des 
teutſchen Bundes; daher haben alle organiſche 
Beſchluͤſſeder Bundesverſammlung, weiche 
die verfaſſungsmaͤßigen Verhaͤltniſſe Teutſchlands, 
oder die allgemeinen Verhaͤltniſſe teutſcher Sleatebin⸗ 
ger betreffen, nachdem fie von dem Könige | 
verfündert find, auch für Wirtemberg ven 
bindende Kraft. Doch tritt in Anfehung ber 
Mirtcel zur Erfüllung der hierdurch begründeten 
Werbindlichkeiten die verfaffungsmäßige Mi 
wirkung der Stände ein. 


Zweites Rapitel, 


Won dem Könige, ber Thronfolge und der Reiche 
vermefung. 


Der König Ift das Haupt des Staates, vereinigt 
in ſich alle Rechte der Staategewalt, und übe fie 
unter den durch die Verfaſſung feftgefeßten Beftim- 
mungen aus. — Seine Perfon ift heilig und unver 
letzlich. 

Das Recht der Thronfolge gebuͤhrt dem Mannes 
ftamme des foniglichen Hauſes; die Ordnung berfels 
ben wird. durch die Linealerbfolge nach dem Erftges 
burtsrechte beſtimmt. Erlöfcht der Mannsftamm; fo 
geht die Thromfolge auf die weibliche Linie über, | 
und zwar fo, daß die Nähe der Verwandtſchaft mit 
dem zuletzt regierenden Könige den Vorzug giebt, 
Doc) trick bei der Defcendenz bes ſodann regierenden 


—— 


G. 291, und in Laders Archiv, Th. 2. S. 101; — 
framicij⸗ beim Dufau, Te p- 275. 
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üglichen Haufes das Worrecht des Mannsftammes 
der ein. Ä 
Der König ift yiläprig mit zuruͤckgelegtem acht⸗ 
nten Jahre. 

Der Huldigungseid wird dem Thronfolger erſt 
in abgelegt, wenn er in einer den Staͤnden autzzu⸗ 
lenden Urkunde bie unverbrüchliche Fefthaltung der 
desverfaffung bei feinem föniglichen Worte zuger 
ert hat. 

Iſt der König minderjäßrig, oder aus einer ans 
n Urfache an der eigenen Ausubung der Regierung 
hindert; fo fritt eine Richsverweſung ein, 
che von dem nad) der Erbfolge nächften Agnaten 
ühre wird. . 


Drittes Kapitel. — 


n den allgemeinen Rechtsverhaͤltniſſen der Staats. 
bürger. 


Das Staatsbürgerrecht wird theils durch Ge 
£, theils durch Aufnahme, theils durch Anftels 
g in dem Staatsdienfte erworben. 

Alte Wirtemberger haben gleiche ſtaatsbür— 
elihe Rechte, und eben fo find fie zugleihen 
atsbürgerlihen Pflichten und gleicher 
eilnahme an den Staatslaften verbunden, 

Kein Staatsbürger kann wegen feiner Geburt 
L irgend einem Staatsamte ausgefchloffen werden, 

Die Verflihtung zur Wertheidigung bes Vater 
des ugd zum Waffendienfte iſt allgemein, 

Der Staat fichert jedem Bürger Freiheit der 
fon, Gewiſſens- und Denffreiheit, 
eiheit des Sigentpums und Auswande 
ngsfreiheit. 
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Die Leibeigenſchaft bleibe für immer auf- 
gehoben. | 

Niemand darf feinem orkgnelihen Richter ent- 
zogen, und anders, als in ben durch das Gefeg be» 
ftimmten Fällen, und in den gefeglichen Sormen ver- 
baftet und beitraft,, noch länger als 24 Stunden über 
die Urfache feiner Verhaftung in Ungewißheit gelaffen 
werden. z 

Jeder, ohne Unterfchicd der Religion, genießt 
ungeftorte Gewiſſensfreiheit; den vollen Genuß ber 
ftaatsbürgerlichen Rechte gewähren die drei chriftlichen 
Olaubensbefenntniffe. 

Die Freiheit der Preffe und des Buchhan- 
dels findet in ihrem vollen Umfange ftatt; doc) unter 
Beobachtung der gegen den Mißbrauch beftehenden 
oder funftig zu erlaffenden Geſetze. 


Jeder hat das Recht, tiber geſetz⸗ und ordnungs⸗ 
widriges Verfahren einer Staatsbehörde, oder Vers 
zögerung der Enefcheidung, bei der unmittelbar vors 
gefegten Stelle [hriftlihe Beſchwerde zu er- 
beben, und noͤchigenfalls ftufenweife bis zur höchften 
Behörde zu verfolgen. Glaubt der Beſchwerdefuͤhrer 
auc) bei der Kintfcheidung der vberften Staatsbehorde 
ſich nicht beruhyigen zu Fönnen; fo darf er die Be⸗ 
ſchwerde den Ständen mit der fohriftlichen Bitte 
um Verwendung vortragen, | 

"Der ritterfhaftlihe Adel bilder, zum 

Behufe ver Wahl feiner Abgeordneten in die Stände: 
verſammlung und ver Erhaltung feiner Samilien, In 
jeden der vier Kreiſe des Königreiches eine Körper- 
haft. Die Aufnahme in eine diefer Korperfihaften 
hängt von ihrer Zuſtimmung und von der Genehmi⸗ 
gung des Koͤniges ab. 
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Viertes Kapitel. 
| Von den , Staatsbehörben, 


Niemand fann ein Staatsant erhalten, ohne 
zuvor gefegmäßig geprüft und für tüchtig erfannt zu 
feyn. Landeseingehohrne find,. bei, gleicher Xftchtig- 
feit, vorzugsmeife. vor Fremden zu berücktichtigen. 

Alle von dem Könige ausgehende Verfügungen, 
welche die Staatsverwaltung betreffen, müffen von 
bem Departementsminifter oder Chef contrafignict 
feyn, welcher dadurdy für ihren Inhalt verant- 
wortlich wird. Außerdem ift jeder Departements- 
minifter oder Chef für dasjenige vergntwortlidy, 
was er für fi) verfügte, Auf gleiche Weife find auch 
die übrigen Staatsdiener und Behörden in ihrem 
Gefchäftsfreife verantwortlid. 

“Der geheime Ratly bilder die oberfte, unmit—⸗ 
telbar unter dem Könige ftehende, und feiner Haupts 
beftimmung nah bios berathende Behoͤrde. 
Mitglieder des geheimen Raths find die Minifter, 
oder die Chefs der verfchiedenen Departements, und 
diejenigen Raͤthe, welche der König dazu ernennen 
wird. Der König ernennt und entläße die Mitglies 
der bes geheimen Raths nach eigner freier Ent 
ſchließung. 

Alle dem Koͤnige vorzulegende Vorſchlaͤge der 
Miniſter in wichtigen Angelegenheiten, namentlich 
in ſolchen, welche auf die Staatsverfaſſung, die Orga— 
niſation der Behoͤrden, und die Abaͤnderung der 
Territorialeintheilung, oder auf die Staatsverwaltung 
im Allgemeinen und die Normen derſelben ſich be— 
ziehen, wie auch in Gegenſtaͤnden der Geſetzgebung 
und allgemeiner Verordnungen, müffen (ſofern nicht 
bei Gegenftänden des Departements der auswärtigen 
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Angelegenheiten oben bes Kriegsweſens bie Natur 
. bee Sache eine Ausnahme begründet,,) in dem ge» 
beimen Rathe zur Berathung vorgetragen und, mit 
beffen Gutachten begleitet, an ban König gebracht 
werben, 

Die Gemeinden A die Grunblage- des 
Gtaatssereins. Sämmtliche zu einem Oberamte ges 
hörende Gemeinden bilden die Amtskoͤrperſchaft. Die 
Rechte der Gemeinden werden durch die Gemeinde: 
rärhe, unter gefegmäßiger Mitwirkung der Bürger 
ausfchuffe, die Rechte der Amtsbürgerfchaften durch 
die Amtsverfammlungen verwaltet, nad) Vorſchrift 
ber Gefege (vsl. $. 76.), und unter ber Auffiche der 
Staatsbehörben. 


Sehftes Kapitel, 
Von dem Verhältniffe der Kirchen zum Staate, 


Jeder der drei im Königreiche beftehenden chrift« 
lihen Confeſſionen wird freie öffentliche Religions⸗ 
übung, und ber volle Genuß ihrer Kirchen-, Schul 
und Armen » Fonds zugefichert. 


Die Anordnungen in Betreff der innern kirch—⸗ 
lihen Angelegenheiten bleiben der verfaffungsmäßigen 
Autonomie einer jeden Kirche überlaffen. — Dem 
Könige gebührt das oberfthoheitlihe Schutz⸗ und 
Auffichtsrecht über die Kirchen. Wermöge deffelben 
fönnen die Verordnungen der Kirchengewalt, ohne 
vorgängige Einficht und Genehmigung des Regenten, 
weder verfündee noch Vollzogen werden. 


Die Kirchendiener find in Hinficht ihrer bürs 
gerlichen Handlungen und Werhältniffe der meltlichen 
HOrjgkeit unterwerſen. 


— 
.. 1 
4 
— 
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Poſſives Hffenslichen Gtastexecht. Akt 


Btebentes Kapital. 
- Bon Husübung ber Gtaatsgewalt. 


Der König vertritt ben Staat in allen feinen 
echältniffen gegen ausmärtige Staaten. Es kann 
oh, ohne Einwilligung der Stände, 
rd) Verträge mit Yuswärtigen fein Thell des 
taatsgebieres und Staatseigenthums veraͤußert, 
ine neue Laſt auf das Koͤnigreich und beflen Augen 
eige übernommen, und fein Sanbesgefeg abgeaͤn⸗ 
se ober anfgehoben, feine Verpflichtung, melde 
n Rechten der Staatsbürger Einsrag thun würke, 
gegangen, namentlich) auch fein Handelsvertrag, 
(cher eine neue gefegliche Einrichtung zur Folge 
tte, und fein Subjibienvertrag zur Verwendung 
e Eöniglihen Truppen in einem Teutſchland nicht 
treffenden Kriege gefchloffen werden. 

Der König wird von den Verträgen und Buͤnd⸗ 
len, welche von ihm mit auswärtigen Mächten an« 
Enüpft werben , bie Stände in Kenntniß fegen, fp« 
Id es die Umſtaͤnde erlauben. 

Ohne Beiftimmung der Stände faun 
in Gefeg gegeben, aufgehoben, abgeän« 
et, oder authentiſch erläutert merden, 

Die Geredhtigfeitspflege wirb im Namen des 
önigs und unter deflen Oberaufſicht duch colle⸗ 
:alifch gebildete Gerichte in gefeglicher Inſtanzen⸗ 
dung verwaltet. Die Gerichte, ſowohl die bürs 
elichen als die peinlichen,, find innerhalb. der Gren⸗ 
n ihres Berufes, unabhängig Dem Könige 
ht das Begnadigungsrecht zu. 

Die Strafe der Wermögensconfifcation ift all 
mein aufgehoben. | 

Was die Militairverfaffung betrifft; fo 


” 
- 


— 
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wird die Zahl der zur Ergänzung bes Militairs jaͤhr⸗ 
lich erforderlichen Mannfchaft mit den Ständen ver- 
abſchiedet. 
J Achtes Kapitel. 

Von dem Finanzweſen. 


Saͤmmtliche zu dem vormaligen Gerzoglichen 
Samilien- Fideicommiffe gehörige, fo wie bie von 
dem Könige neu erworbenen Grundftüde, Gefälle 
und nußbaren Rechte, bilden, mit Ausſchluß des 
ſogenannten Hofdomainen⸗Kammergutes, das koͤnig⸗ 


liche Kammergut. 


Auf demſelben haftet die Verbindlichkeit, neben 
den perſoͤnlichen Beduͤrfniſſen des Koͤnigs und der 
Mitglieder des koͤniglichen Hauſes, auch den mit 
der Staatsverwaltung verbundenen Auf— 
wand, ſo weit es moͤglich iſt, zu beſtreiten. 

Fuͤr den Aufwand, welchen die Beduͤrfniſſe des 
Koͤnigs und der Hofſtaat erfordern, wird auf die 
Regierungszeit eines jeden Königs eine theils in 
Geld, theils in Naturalien beftehende Civilliſte 
verabfchiebet. 

Das Hofdbomainen Kammergut ift Privat— 
eigenthum der föniglihen Familie, deſſen Vers 


waltung und Benußung dem Könige zuftehe. Zu 


ben allgemeinen Landeslaſten liefert daflelbe feinen 
"Beitrag, und zwar, fo weit es bisher fteuerfrei war, 
gleich andern früher fteuerfreien Gütern. 

So weit der Ertrag des Rammergutes nicht 
zureicht, wird der Staatsbedbarf durch Steuern 
beſtrittn. Ohne Bewilligung ber Stände 
far weder in Kricgs» noch in Friebengzeiten cine 
directe oder indirecte Steuer ausgeſchrieben oder 


hoben werden. — ‚Dem Anjinnen einer Steuer- 


1 
.. 


Tr 


. u‘ N 





Poſitives öffentliches Staatsteche. 413 


bewilligung muß jedesmal eine genaue Nachwei— 
fung über die Nothwendigkeit oder Müglichkeit der 
zu machenden Ausgaben, über die Verwendung ber 
frühern Staatseinnahmen, und über die Unzuläng- 
lichfeit der KRammereinfünfte vorangehen. Deshalb 
hat der Finanzminifter den Hauptetat den Stän- 
den zur Prüfung vorzulegen. ‚Der von den Ständen 
angenommene Hauptetat iſt in der Regel auf drei 
Jahre guͤltig. 

Die Staatsſchuld if unter die Gewaͤhrlei— 
ftung der Stände geftelle, 


Neuntes Zapltel. 
Von den Landſtaͤnden. 


Die Staͤnde ſind berufen, die Rechte des 
vandes in dem durch die Verfaſſung bes 
ſtimmten Berpältniffe zum Regenten gel. 
tend zu machen. Vermoͤge diefes Berufes haben 
fie bei Ausübung der Geſetzgebungsgewalt 
durch) ihre Einwilligung mitzumirfen ; in Beziehung auf 
Mängel oder Mißbrauche bei der Staatsver- 
waltung, ihre Wuͤnſche, Vorftellungen und Befchwer- 
den dem Konige vorzutragen; wegen verfaflungss 
widriger Handlungen Klage anzuftellen; die, 
nach gewillenbafter Prüfung für nochwendig erkann⸗ 
ten, Steuern zu bewilligen, und überhaupt 
das ungertrennliche Wohl bes Königs und des Vater» 
Landes mit treuer Anhänglichfeit an die Örundfäge der 
Verfaſſung zu befördern. 

Der König wird aller drei Jahre die Ver— 
ſammlung der Stände einberufen, und außerordent- 
lich, fo oft es zur Erledigung wichtiger oder bringen 
ber kandesangelcgenpelten erforderlich ift. 


» 
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Die Stände thellen fi In mel Kammern. 
Die erfte Kammer ( Kammer der Standes. 
erren) befteht: aus ben Prinzen des Pöniglichen 
— aus den Haͤuptern der fuͤrſtlichen und graͤf⸗ 
lichen Familien, und den Vertretern ber ftanbesherr- 
lichen Gemeinfchaften, auf deren Befigungen vor- 
mals eine Reichs» oder Kreistagsflimme ruhte; und 
aus dem vom Könige erblich oder auf Leben 
eit ernannten Mitgliedern. — Zu erblidhen 
Mitgliedern wird der König nur ſolche Grundbefiger 
aus dem ftandesherrlihen ober ritterfchaftlichen Abel 
ernennen, welche von einem, mit Fideicommiffe ber 
legten , nach dem Rechte ver Erftgeburt fich vererben- 
den, Grundvermögen im Königreiche, nad) Abzug 
der Zinfen auf den darauf haftenden Schulden, eine 
jährlihe Rente von 6000 Fl. beziehen. Die 
lebenslänglichen Mitglieder werden vom Könige, 
ohne NRückfiche auf Geburt und Vermögen, aus ben 
wuͤrdigſten Staarsbürgern ernannt. — Die Zahl 
fänmntlicher , von dem Könige erblich oder lebenslang: 
Hich ernannter, Mitglieder kann ben britten Theil 
der übrigen Mitglieder der erſten Kammer niche über 
fteigen. 
| Die zweite Kammer (Rammer der Abge 
ordneten) ift zufanmengefegt: aus 13 Mitglies 
dern des ritterfchaftlichen Adels, welche von diefem 
aus feiner Mitte erwaͤhlt werden; aus ben 6 profes 
ftantifchen Generalfuperintendenten; aus bern Lundes⸗ 
bifchoffe, einem von dem Domcapitel ans deffen Mitte 
gewählter Mitgliede, und dem ber Amtszeit nad) 
tteiten Decan Eatholifher Confeffion; aus dem 
Kanzler der Landesuniverſitaͤt; aus einem gewählten 
Ageordneten von jeder der Städte Stuttgart, Tuͤ⸗ 
bingen, Ludwigsburg, Ellwangen, Ulm, Heilbronn 
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und Reutfingen; Aus einem gewählten Abgeordneten 
aus jedem Dberamtsbezirfe. 

Der Eintritt in die erfte Kammer gefchieht bei 
den Prinzen des Pöniglichen Haufes und den übrigen 
erblihen Mitgliedern nach erreichter Volljaͤhrigkeſt. 

In die zweite Kammer Tann feiner gewähle 
werden, der nicht 30 Jahre alt ift. 
Staatsdiener koͤnnen nicht innerhalb des 
Bezirfs ihree Amtsvermaltung, und Kirchendie— 
ner nicht innerhalb des Dberamtsbezirfs, in welchem - 
fie wohnen , gewählt werben. Die Wahlmänner eines 
Kreifes, eines Oberamtes ober Ziner Stadt, find in 
Anfehung der Perfon des Abgeordneten nicht auf 
ihren Wahlbezirk befchränft; fie koͤnnen anderswo 
wohnenden Staatsbürgern ihre Stimme geben. — 
Der Gewählte ift als Abgeordneter, nicht des einzel- _ 
nen Wahlbezirkes, fondern des ganzen Landes anzu. 

en. 

Aller fehs Jahre muß eine neue Wahl ber Ab⸗ 
geordneten, welche nicht Amtshalber Sig und Stimme 
in der zweiten Kammer haben, vorgenommen wer⸗ 
den; die bisherigen find wieder wählbar. 

- Die erfte Kammer wird durch die Anmefenheit 
der Hälfte, die zweite Kammer durch das Erfcheinen 
von zwei Drittheilen ihrer Glieder als vollftändig be⸗ 
fegt angefehen. Sollte bei Einberufung des Landtags 
eine ber beiden Kammern nicht in diefer Anzahl zu= 
ſammen kommen; fo wird fie al8 einmwilligend 
in die Berchlüffe der andern angefehen. Doch fteht 
es in dieſem Falle ben erfchienenen Mitgliedern ber 
linvollzähfigen Kaitinter frei, den Sigungen ber 
andern mit Stimmrecht beizumohnen. 

Jede Kammer hat einen Präftdenten und einen 
icepräfidenteh, deren Amt dis zum Ablaufe des 
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fehsjäßrigen Zeitraumes dauert. — Den Präften- 
ten der erften Kammer ernennt der König ohne Bor- 
flag; für die Stelle der Vicepräfidenten werden 
von der erfien Kammer drei ftandesherrliche Mitglie- 
der durch abfolute Stimmenmehrheit gewäßlt, aus 
welchen der König eins ernennt, — Eben fo wählt 
die zweite Kammer aus ihrer Mitte drei Mitglieder 
zur Steffe ihres Präfidenten, und wenn hierauf die 
koͤnigliche Ernennung erfolge ift, auf gleiche Weiſe 
zu dem Amte des Vicepräfidenten, welchen der König 
ebenfalls aus den hierzu vorgefchlagenen drei Mit- 
gliedern ernennt. — Icede der Kammern wählt auf 
die Dauer eines Landtags einen oder mehrere Secre⸗ 
faire aus ihrer Mitte, 

Die Sigungen der zweiten Kammer 
find öffenelih; auch hat fieipre Verbands 
lungen durd den Drudbefannt zu maden. 
Von der erften Kammer muß wenigſtens das leg 
tere gefchehen. 

Die Sigungen werden geheim; theils auf das 
Begehren der Minifter und koͤniglichen Commiſſaire 
bei Vorträgen, die fie, ihrer Erflorung nach, im 
Namen des Königs zu machen habın, und welde 
nur im alle einer ſolchen Erklarung für amtliche 
Acußerungen zu halten ſind; theils auf den Antrag 
von wenigſtens drei Micgliedern, wenn diefen die 
Mehrheit der Kanımer beitritt, 

Die Minifter find befugt, den Verhandlungen 
ber beiden Kammern beizumohnen, und an den Ber 
rathſchlagungen Theil zu nehmen. 

Nur den Miniftern oder Föniglihen Commiffate 
ten, den Berichrerftattern der ftandifchen Commiffic- 
nen und den Mitgliedern, welche einen Gegenftand 
zur Berathung in Antrag zu bringen (eine Motion 
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zu machen) haben, ſteht bie Befugniß u, ſchrift⸗ 
üiche Reden in der Verſammlung abzuleſen. Außer⸗ 
dem finden blos muͤndliche Vorträge ſtatt. 

Gefegesentwürfe fönnen nurvon bem 
Könige andie Stände, nicht von den Stän 
den an den König gebraht werden. Den 
Stanben ift aber unbenommen, im Wege der Pe⸗ 
tition, auf neue Gefege ſowohl, als auf Ab⸗ 
änderung oder Aufhebung. der beftehenben, 
anzutragen. Der König allein. fanctionirt und ver: 
fünbige die Gefege, unter Anführung der Ber 
nehmung des geheimen Raths und ber erfolgten gu 
ſtimmung der Stände, 

Königliche Anträge find, ehe fie zur Derarfung | 
in der Verſammlung fommen Tönnen, an Commif 
fionen zu vermweifen, welche über deren Inbale 
Vortrag zu erſtatten haben. | 

Die Befchlüffe werden nad} ber Stimmenmegr 

beit, melde nach Beſchaffenheit des Gegenftandes 
eine abfolute oder relative feyn .Fann, abgefaßt, fo 
daß im Falle der Stimmengleichheit ber Präfident 
den Ausfchlag giebt. Bei ber Abänderung eines 
Punctes ber Verfaffung ift aber die Beiftimmung 
von zwei Drittheilen der anmefenden Mitglieder in 
beiden Kammern nothwendig. | 
* Die zum Wirkungsfreife der Stände gehörigen 
Angelegeneiten werden in jeder Kammer befonders 
verhandelt. Doc Pönnen, um eine Ausgleihung 
verfchiedener Anfichten -zu verfuhen, beide Kam 
mern ſich mie einander zu vertraulichen 
Befprehungen, ohne Protocollführung 
und Befhlußnahme, vereinigen. 

Es hängt von dem Könige ab, Gefegesentwürfe 
ober andere Vorſchlaͤge an hie erfte oder am die zweite. 

IV. 27 
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Kammer zu bringen; nur bie Vermwilligung 
von Abgaben gelangt zuerft an bie zweite 
Kammer, | 
Die von der einen Kammer gefaßten Befchlüffe 
werden der andern zur gleichmäßigen Berathung mit: 
gerheilt. Mur zur Ausübung des Rechts der Petitios 
nen und Befchwerden, fo wie zu einer Anklage wegen 
verlegter Verfaſſung, ift jede Kammer aud) einzeln 
Die Kammer, an welhe die Mittheilung ge 
fchieht, kann den Antrag der mittheilenden verwerfen 
oder annehmen, und zwar entweder unbedingt, ober 
mit beigefügten Modificationen. Die Wermwerfung 
muß aber jederzeit mit Anführungber Gründe 


n. | 

Bon diefer Regel macht die Abgabenvermwils 
ligung eine Ausnahme in folgenden Puncten: 
4) Eine Abgabenverwilligung wird in der zweiten 
Kammer in Berathung gezogen und, nad) vorgängis 
ger vertraulicher Beſprechung mit der erften Kammer, 
Beſchluß darüber in der zweiten gefaßt. 2) Diefer 
Beſchluß wird fobann der erſten Kammer mitgetheilt, 
welche denfelben nur im Ganzen, ohne Aenderung, 
annehmen ober verwerfen kann. 3) Erfolge das 
lestere; fo werben bie bejahenden und bie verneinen- 
den Stimmen beider Kammern zufammen 
gezählt, und nad) der Mehrheit fanmelicher 
Stimmen wird alsdann der Ständebefchluß gefaßt, 
Würde in diefem Falle Stimmengleichheit eintreten; 
fo hat der Präfident der zweiten Kammer die Ent- 
ſcheidung. 

In allen andern Faͤllen gilt der Grundſatz, daß 
nur ſolche Beſchluͤſſe, woruͤber beide Kammern, nach 
gegenſeitiger Mittheilung, einverſtanden ſind, an den 
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znig gebracht und von dem Könige beftätige werden 
nnen. 
Der von der einen Kammer verworfene Antrag 
r andern kann auf demſelben Landtage nicht wieder⸗ 
hie werden. Wird aber ein ſolcher Antrag bei der 
chſten Ständeverfammlung erneuert, und aber 
als verworfen; fo freteri die zwei Kammern zu 
er vertraulichen Befprehung über den: Gegenftand 
ammen. Sollte aud) Hierdurch) die Verfchiebenheie 
* Anfichten nicht ausgeglichen werden; fo haben die 
ımmeen, wenn bie Stage einen ihnen von dem 
nige zugefommenen Gegenftand betrifft, ihre Jlicht- 
sreinftimmung dem Könige blos anzuseigen , mo» 
n fie nicht übereinfommen, bie Entfcheidung dem 
nige zu überlaffen. er . 
Kein Mitglied der beiden Kanimern fann, waͤh⸗ 
d der Dauer der Ständeverfammlung, ohne Ein- 
lligung ber betreffenden Kammer’ zu. Berhaft ‚ges 
ıhe werden, den Fall der Ergreifung auf frifcher 
‚at wegen eines Verbrechens ausgenommen. | 
Niemand fann wegen feiner in der Ständeverr 
nmlung gehaltenen Vorträge und gegebenen Ab⸗ 
nmungen zur erantwortung gezogen werben, 
boch find Beleidigungen oder Verlaͤumdungen ber 
gierung, der Ständeverfammlung, oder einzelner 
efonen, der Beftrafung nad) den beftehenden Ge⸗ 
en, in dem orbentlichen Wege bes Rechts unter: 
rfen. 
Verfehlungen gegen die Geſetze des Anſtandes, 
r der innern Polizei, oder gegen die Geſchaͤftsvor⸗ 
eiften, hat der Praͤſident zu bemerken, und, wenn 
bedeutend ſind, ſolche zur Kenntniß der Kam⸗ 
ezu bringen, welche, ‚nach Beſchaffenheit ber 
27 * 
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Umftände, ihre Mißbilligung ausbrüden, Verweis 
vertheilen, oder auch Widerruf verlangen fann. 
Dem Könige fteht das Recht zu, die Verſamm— 
fung zu vertagen, oder ganz aufzulöfen. Im Falle der 
Auflöfung wird fpäteftens binnen 6 Monaten eine 
neue Verſammlung einberufen. Es ift hierzu eine 
neue Wahl der Abgeordneten nöthig, bei welcher jes 
doch die vorigen Mitglieder wieder gewaͤhlt werben 
fonnen. | 
So fange die Stände nicht verfammelt find, 
befteht, als Stellvertreter derfelben, ein Ausfhuß 
für diejenigen Gefchäfte, deren Beforgung von einem 
Sandtage zum andern zur ununterbrachenen Wirffam« 
keit der Repräfentation des Landes nothwendig ift. 
In diefer Hinfihf liege dem Ausfhuffe 
od, die ihm, nad) der Verfaffung, zur Erhaltung 
derfelben zuftehenden Mittel in Anwendung zu brin 
gen, und hiervon bei wichtigen Angelegenheiten die 
in dem Königreihe wohnenden Ständemitglieder In 
Kenntniß zu fegen; in den geeigneten Fällen bei der 
hoͤchſten Staatsbehörde Vorftellungen, Verwahrun⸗ 
gen und Beſchwerden einzureichen; und, nad) Er 
forberniß der Umftände, befonders wenn es fi) von 
der Anklage der Minifter handelt, um Einbes 
rufung einer außerordentlihen Ständeverfammlung 
zu bitten. Außerdem hat der Ausſchuß, am Ende 
ber in die Zwiſchenzeit fallenden Finanzjahre, bie 
. richtige Verwendung der verwilligten Steuern in bem 
. verfloffenen Jahre zu prüfen, und den Etat des fünf: 
tigen Jahres mit dem Sinanzminifterium zu berathen, 
Auch ſteht dem Ausfchufle die Aufficht über Die Vers 
waltung ber Staatsfhuldenzahlungskaffe zu. Ins⸗ 
befondere gehört es zu feinem Wirfungsfreife, die für 
eine Stänbeverfammlung ſich eignenden Gegenftände, 
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namentlich die Erörterung vorgelegter Geſetzesent 
‚würfe, zur fünftigen Berathung vorzubereiten, und 
für die Vollziehung . ver landftändifchen Befchlüffe 
Sorge zu tragen... Dagegen Bann fi) der. Ausſchuß 
auf folche Gegenftände , welche verfaffungsmäßig eine 
Verabſchiedung mit den Ständen erfordern, nament 
lich auf Gefeggebungsanträge, Steuerverwilligungen, 
Schuldenübernahmen und Militairauspebungen, nicht 
anders als auf eine vorbereitende Weife ein» 
loffen. — Der. fländifhe Ausſchuß beſteht 
aus 12 Perfonen;z nämlih den Präfidenten 
der beiden Kammern, zwei Mitgliedern 
aus der erftien, und acht aus der gmeiten 
Kammer, Die Wahl verfelben gefchieht von den 
zu diefem Zwecke vereinigten Kammern nach relati« 
ver Stimmenmehrheit. Sechs Mitglieder des Aus 
ſchuſſes, die Präfidenten der beiden Kammern einge 
Tchloffen, , müffen in Stuttgart anivefend ſeyn. — 
Bei jeder Ständeverfammlung hat ber 
Ausfhuß über dasjenige, was von ihm in 
Der Zwifchenzeit verhandelt: morden ift, 
in einem Zufammentritte beider Kam 
mern Rechenſchaft abzulegen. Die Verriche 
sungen bes Ausfchuffes hären mit der Eröffnung einen 
neuen Landtags auf. 


Zehntes Kapitel. 
Bon dem Staatsgerichtshofe, 


Zum gerichtlichen Schuge ber Berfaffung wird 
ein Staatsgerichtshoferrichtet. -Diefe Behörde 
erkennt über Unternehmungen, welche auf den Um- 
fturz der DVerfaffung gerichtet find, und über Wer 
legung einzelner Puncte der Verfaffung. Sie befteht 
aus einem Präfidenten und 12 Richtern, wovon der 
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König den Praͤſidenten und 6 Richter aus den. W) 
gliedern der höhern Gerichte, die Ständeverfammli 
aber die andere Hälfte, nebft brei Stellvertretern 
Bufammentritte Beiber Kammern außerhalb if 
Mitte wählt, — Eine Anflage vor dem Sta 
gerichtshofe kann gefhehen von der Regieru 
gegen einzelne Mitglieder ber Stände und des A 
ſchuſſes, und von den Ständen fomohl ge 
Minifter und Departementschefs,, als gegen einz 
Mitglieder und höhere Beamte der Ständeverfan 
lung. — Anlage und Vertheidigung geſchieht 
fentlich. Die Protocolle werden mit den Abſt 
mungen und Beſchluͤſſen durch bi den Druck beta 
gemacht. Ä 


— 


. on 78. . 
- 49) Großherzogthum Baden 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Wenige teutſche Staaten traten aus den St 
men ber Zeit mit einer fo bedeutenden Vergrößer: 
des Gebiets und einer fo anfehnlihen Vermehrung 
Bevölkerung hervor, als das Großherzogthum Bat 
dag vor dem Reichsdeputationshauptſchluſſe nichev 
300,000 Einwohner zählte, durch dieſen aber, di 
die rheinifche Bundesacte, durch den Prefbur 
Frieden, fd wie durch Napoleons Verfügungen n 
dem Wiener Frieden, bis zu einer Volkszahl von m 
als einer Million gefteigert ward. Es behauptete 
auch bei den. gemachten fändererwerbungen auf ı 
nach dem Wiener Congreffe, obgleich) Bayern 
theinifche. Pfalz, welche an "Baden gefommen w 
von neuem in Anfpruch nahm. 
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Bei den erfolgten durchgreifenden Territorial. 
änderungen fah ber Großherzog Karl Friedrich 
nahe fich genöthigt, die fruͤhere, in der Marfgrafe 
aft Baden beftandene, ftändifche Verfaffung aufs 

eben, Doch verfprach er. durh Edict vom 
Juny 1808 *), nach) dem Vorgange der Könige 
he Weftphalen und Bayern, feinem gefammten 
aate eine neue Verfaffung Es hieß aus 
Ali in diefem Edicte: „Die jüngften Vorgänge 
den beiden größern Bundesftaaten, Bayern und 
eſtphalen, fprechen das Beduͤrfniß ſtaͤrker als je 
3, Unſerm Großherzogthume eine Orundver⸗ 
ſſung zu geben. Wir wollen ferner ein gleichför- 
zes Abgabenfuftem, und mittelft einer Landes- 
präfentation, wie fie in Weftphalen und 
ıyern eingeführt worden, das Band zmwifchen Ung 
) den Staatsbürgern nod) tiefer, wie bisher, ge- 
ipft willen u. f. m. J 

Allein waͤhrend der Regierung des Großherzogs 
weh Friedrich (+1811) erſchienen bios noch 
ige organifche Decrete in Hinfihe der Vorrechte 
. Adels, der Standeshersen,, ber drei firchlichen. 
nfeflionen gegen einander u.a. So blieb es, 
ft nach dem Regierungsantritte des Großherzogs 
irl, bis, nad der Abfchliefung der teutfchen 
ındesacte, au in Baden’mehrere Stimmen für 
e fländifche Verfäflung fich erhoben *). Ob nun 
ih ein großherzegliches. Reſcript vom 46. März 
16 die Stände auf ben 1. Aug. 1816 zufammen- 
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arhiv (Weimar, 1816.) ır. Band, 3. Heft, ©. 
391 ff. 


. 


NE, 
* — 


rk 


424 Poſitives öffentliches Staatsrecht. 


berief; fo erfolgte doch der Zufammentrite derſelben 
nicht, — wohl aber ward, wenige Monate nad) 
dem Erfcheinen der bayrifchen Verfaſſung, am 22. 
: Aug. 1818 vom Öroßherzoge Karl eine neue Vers 
faffung als Grundgefeg des -Staates befannt ges 
macht, und, nad) bes Großherzogs baldigem Tode 
(8. Dec, 1818), von beffen Oheim und Machfolger, 
Ludwig, beftätigt. 


Ä 7%. 
8) Polieifher Charakter der Werfaf 
| fung *) vom 22. Aug. 1818. 


Bon dem Großherzogthume und ber Regierung jm 
0 Allgemeinen, 
Das Großherzogthum bildet einen Beſtand—⸗ 
a Bundes. Alle organifde 
efhluffe der Bunbesverfammlung, welde 





M Beſonders erſchlen dieſe Verfaffung am Eingange fols 
gender Sammlung: Die landftändifhe Verfaſ— 
fungsartunde für das Großherzogthunm 
Baden Mebf den dazu gehörigen Actens 
ſt ü cken. ( Karlsruhe, 1819. 8.) ©. ı ff. Die fol 
genden Actenfüde find: die Wahlordnung, 
mit deren Beilagen, ©. 26; die Declaration vom 
4. Det. 1817 ald Grundlage des Hausgeſetzes, 
©. 58; das Ediet über bie Berechtigungen der dem 
Großherzogthume angehörigen ehemaligen, Reiche 
fände und Reichsritter, S. zı ff. u. ſ. w. — 
Außerdem ſteht dieſe Verfaſſung teutſch in den Eur. 
Conſtitt. Th. 3. ©. 351; — in Luͤders Archiv, 
Th..1. ©. 863, und franzoͤſiſch beim Dufau, 
T. e. p. 311. | : 
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„verfaffungsmäßigen Verhaͤltniſſe Teutſchlands, 
r bie Verhaͤltniſſe teutſcher Staatsbuͤrger im Ai. 
neinen betreffen, machen einen Theil des Baden⸗ 
en Staatsrechts aus, und werden fuͤr alle Klaſſen 
andesangehoͤrigen verbindlich, nachdem ſie von 
n Staatsoberhaupte verkuͤndet worden ſind. 

Das Großherzogthum iſt untheilbar und 
veraußerlich in allen feinen Theilen. 

Die Regierung des Sandes ift erblich in der 
Eberzoglichen Familie, nad den Sefimmungen 
Declaration vom 4. Oct. 1817. Ä 

Der Großherzog vereinigte in ſich alle: Rechte 

Staatsgewalt, und.übt fie unter den An Diefer 
tfaffungsurfunde feftgefegten Beftimmungen aus, 

Seine Perfon ift heilig und unverlehuch. 


I. 


aatsbuͤrgerliche und politiſche Rechte, und ber 
fondere Zuſicherungen. 


Die ftaatsbürgerlihen Rechte der Badener find 
eich in jeber Hinficht, wo bie Verfaſſung nicht 
nentlich eine Ausnahme begruͤndet. 

Die Staatsminifter und ſaͤmmtliche Scaatsdie⸗ 

ſind für die genaue Befolgung der Verfaffung 
rantwortlid. 

Alle Badener tragen ohne Unterfchieb zu allen 
entlichen Saften bei. Alle Befreiungen von bireo- 

oder indirecten Abgaben bleiben aufgehoben. 

Alle Staatsbürger von den drei hriftlichen Con⸗ 
tionen haben zu allen Civil- und Militairftellen 
eihe Anſpruͤche. 

Unterfcyied in der Geburt der Religion begrün« 
, mit ber für bie Kanengereikien Samilien dur 
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die Bundegacte gemachten Ausnahme, Feine Aus. 
nahme ber umakttaiepfiiät 

Fuͤr bie bereits für abloͤslich erflärcen Grund 
laſten und "Dienftpflichten, und alle aus ber Leib« 
eigenfchafe herruͤhrende Abgaben foll durch ein Ge- 
ſeb ein angemeſſener Abkaufsfuß feſtgeſetzt werden. 

Eigentum und perſoͤnliche Freiheit ſtehen für 
le auf gleiche Weiſe unter dem Schutze der Ver⸗ 
faſſu 

Die Gerichte ſind un abpängig innerhalb ber 
Grenzen ihrer Competenz. — Niemand darf in Cri⸗ 
minalfachen feinem orbentlichen Richter entzogen wer⸗ 
den. Niemand fann anders, als in gefeglicher Form, 
verhaftet und länger als kroeimal 24 Stunden im Ge⸗ 
fängniffe. feftgehalten werben, ohne über ben Grund 
feiner Verhaftung vernommen zu feyn. 

Der Großherzog kann erfannte Strafen mildern, 
ober ganz nachlaſſen, aber nicht ſchaͤrfen. 

Alle Bermögensconfifcationen follen ab- 
gefchaffe werben. 

Die Preßfreiheit wird nach den fünftigen 
Beltimmungen ber Bundesverfammlung gehandhabt 
werben. 

Die politifchen Rechte der drei chriſtlichen 
Religionscheile find g leid. 


IL 
Sünswerfainin ng. Rechte und Pflichten ber 
| Ständeglieber. 


Di Sntfäne find in zwei Kammern ge⸗ 


ie erfte Kammer befteht: aus ben Prinzen 
des geoßßerzoglichen Haufen; aus ben Häuptern ber 
- ftanbesherrlichen Samilien; aus dem sanbesbifchoft 
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und Einem som Großherzoge lebenslaͤnglich ernann⸗ 
ten proteftantifchen Geiſtlichen mit dem Range eines 
Prälaten ;;: aus 8 Abgeorbneten bes grunbherrlichen 
Adels ; ang zwei Abgeordneten der Sandesuniverfitäten ; 
aus ben vom Großherzode,chne Ruͤchſicht auf: Stan 
und Gehbutt, zu Mitgliedern diefer Kammer ernann - 
ten Perſonen. — Die Prinzen des Hauſes! und die 
Standesherren treten nuch erlangter Volijaͤhrigkeit 
in die Ständeverfammiung ein. Während: der Min⸗ 
derjaͤhrigkeit des Beſitzers einer Stanbesherukhaft 
ruht deflen Stimme. oT 
"Die Haͤupter der ablichen Famillen welchen 


—* ten, Die das 21ſte Jahr zuruͤckgelegt und im 


Ablachen.: Güterbefigere kann ‚bee - Großherzog 
bie Stimmfähigfeit und Wuͤhlbarkeit bei ber Grund⸗ 
berrenwahl beilegen, wenn. fie ein Stamm» oder 
Lehngut befigen, Das in der Grund⸗ und Gefällfteuer, 
nach Abzug:destaftencapitals, wenigftens auf 60,000 
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SI. angeſchlagen iſt, und nach dem Rechte der Erſt⸗ 


geburt nach der Linealerbfolge vererbt wird. 

Die zweite Kammer beſteht aus 63 Abgeord⸗ 
neten ber Städte und Aemter (nad) der der Verfaſ⸗ 
fungsurfunde angehängten Vertheilungsliſte). Dieſe 
Abgeordneten werden von erwählten Wahlmännern 
erwaͤhlt. EEE 

Zum Abgeorbneten kann ernannt werben, ohne 
Ruͤckſicht auf Wohnort, jeder, der einer der drei chrift« 
lichen. Confeſſionen angehärt, 30 Jahre ale ift, und 
in dem Grund⸗, Haͤuſer⸗ und Gewerbfteuer-Ratafter 
wenigftens mit einem Capitale von 10,000 31. einge» 
tragen iſt; oder eine jährliche lebenslängliche Rente - 
von wenigftens 1500 Fl. von einem Stamm », ober 
Lehnsgutsbeſitze j ober eine. fire ftandige: Befolbung 
oder Kirchenpfründe von gleichem Betrage als Staats« 
oder Kirchendiener bezieht, auch in dieſen beiden letz⸗ 
sen Sollen wenigſtens irgend eine birecte Steuer aus 
Eigenthum bezahle. 

Die Abgeordneten ber Städte und Aemter wer 
den auf acht Jahre ernannt, und fo, daß bie Kam- 
mer aller zwei Jahre zu einem Viertheile erneuert 
wird. — Jeder Austretenbe ift wieder wählbar. 

Der Großherzog ruft die Stände zufammen 
vertagt fie, und kann fie auflöfen. — Die Auf- 
Löfung bewirkt, baß alle durch) Wahl ernannte Mie⸗ 
glieder der erften und zweiten Kammer, die Abgeord- 
neten der Grundherren, der Univerfitäten und ber 
Städte und Aemter ihre Eigenfchaft verlieren. Er⸗ 
folge die Auflöfung,, bevor der Gegenſtand der “Bes 
rathung erfchöpft ift; fo muß längftens innerhalb drei 
Monaten zu einer neuen Wahl gefchritten werben. 

‚Der Großherzog ernennt für jeden Sandeag ben 
Präfivdensen der erften Kammer; die zweite Kammer 
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waͤhlt füe bie Präfidentenfteile. drei Eanbidaten, wo⸗ 
von ber Großherzog einen beſtaͤtigt. 

Aller zwei Jahre muß eine Standeverſammlans 
ſtatt finden. 

Kein Staͤndeglied kann, während der Dauer 
ber Verſammlung, ohne ausbrüdliche Erlaubniß der, 
Kammer, -zu welcher es verhaftet werden; 
den Fall der Ergreifung auf frifcher That bei. begange⸗ 
nen Pie Verbrechen ausgenommen, -: 

Es befteht ein ffändifher Ausfhuß aus 
bem Präfidenten ber legten Sigung, drei Mitgliedern 
der erften und fechs Mitgliedern der zweiten Kanımer, 
deſſen Wirkſamkeit auf den namentlich in dieſer Ur⸗ 
kunde ausgedruͤckten Fall, oder auf die von dem letzten 
Landtage mit Gene **— des Großherzogs an ihn 
gewieſenen Gegenſtaͤnde beſchraͤnkt iſ. — Dieſer 
Ausſchuß wird vor dem Schluſſe des Landtags, 
auch bei der Vertagung deſſelben, in beiden Kam⸗ 
mern durch relative Stimmenmehrheit 
gewaͤhlt. Jede Aufloͤſung des Landtags zieht au die 
Aufloͤſung des Ausſchuſſes nach ſich. 

IV. 
Wirkſamkeit der Staͤnde. 

Ohne Zuſtimmung der Stände- kann 
keine Auflage ausgeſchrieben und erbo⸗ 
ben werden. 

Das Auflagengeſetz wird in der Regel Für zwei 


Jahre gegeben. Mit dem Entwurfe des Auflagen⸗ 


geſetzes wird das Staatsbudget und eine detail⸗ 
lirte Ueberſicht über Die Verwendung der verwilligten 

Gelder von den fruͤhern Etatsjahren übergeben. — 
Es darf darin fein Poſten für geheime Aus— 
ga b.en.verfommen , wofür: niche eine ſchriftliche, von 
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einem Mitgliede bes Staatsminifterlums - contra- 
fignirte, Verſicherung des Großherzogs ‚beigebracht 
wird, daß die Summe zum wahren Beſten des Landes 
verwendet worden ſey, oder verwendet werden ſolle. 
Ohne Zuſtimmung der Stände kann fein An« 
lehen gültig gemacht werben. — 

Es darf feine Domaine ohne Zuſtimmung 
ber! Staͤnde veräußert werden. Der Ertrag ber Di 
mainen {ft zur Beftreitung der Staatslaften belaffen. 

Die Civillifte fann ohne Zuftimmung der 
Stände niche erhöht, und ohne Bewilligung Des 
Großherzogs nicht vermindert werden. 
| Jeder die Sinanzen betreffende Gefeßesentwurf 
gebt zuerft an die zweite Kammer, und fann 
nur dann, wenn er von -diefer angenommen worden 
ift, vor die erfie Kammer zur Abftimmung über 
Annahme,ober Nihtannahme, abne alle 
Abänderung, gebracht werden. — Tritt bie 
Mehrheit der erften Kammer dem Befchluffe der zwei- 
ten nicht bei; ſo werden die bejahenden und 
verneinenden Stimmen beider Kammern 
zufammengezählt, "und nad) ber abfoluten 
Mehrheit ſaͤmmtlicher Stimmen der Ständebefchluß 
gezogen. | Ä 

Ken Gefeg, das die Verfaffungsurfunde ers 
ganze, erläutert oder abändert, darf, ohne Zuftime 
mung einer Mehrheit von zwei Drittheilen der an- 
wefenden Ständeglieder einer jeben der beiden Kam⸗ 
mern, gegeben werden. - Ä 

In allen andern, bie Freiheit der Perfonen ober 
das Eigenthum der Staatsangehörigen betreffenden, 
allgemeinen; neuen Sandesgefegen, ober zur Abändes 
tung. der auchentiſchen Erklärung ber beftehenden , iſt 
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e Zuftimmung der abfoluten Mehrheit einer jeden 
e beiden Kammern erforberlih. - . 

Die Kammern haben das Recht ber Vor 
ellung und Beſchwerde. Sie können ben 
zroßherzog, unter Angabe ber Gründe, um den 
Zorfchlag eines Gefegesbitten. Sie haben 
1 Recht, Mißbraäuche in der Verwaltung 
er Megierung anzuzeigen. Sie haben das Recht, 
Riniftge und die Mitglieder der oberſten Staatsbe- 
orden wegen Verlegung der Derfaflung oder. aner- 
inne verfaffungsmäßiger Rechte formlich anzu- 
lagen. 

Beſchwerden einzelner Statsbärger 
innen von den Kammern nicht anders als fchriftlich, 
nd nur dann angenommen ‚werben, werm ber Be⸗ 
hwerdefuͤhrer nachweifer, daß er ſich vergebens an 
je geeigneten Sanbesftellen unb zuletzt an das, Staats⸗ 
ıinifteeium. um Abhuͤlfe gewendet hat. — Keine 
Zorſtellung, Befchwerbe oder Anklage kLann an ben 
droßherzog gebracht werden ohne Zuſtimmung der 
nehrbeit einer jeden der beiden Kammern 


V. 
röffnung der ſtaͤndiſchen Sitzungen; Formen der 
Beratungen. — — 

Der Landtag wird vom Großherzoge ober von 
Sof von ihm ernannten Commiſſar eröffnet und ge- 

offen. 

Kein landesherrlicher Antrag kann zur Diſcuſ⸗ 
on und Abſtimmung gebracht werden, bevor er nicht 
a befondern Commiſſionen erörtert und daruͤber Vor⸗ 
rag erftattee worden iſt. 

Leder gültige Befchluß einer Kammer erfordert, 
’o nicht ausdrüdlich eine Ausnahme, feſtgeſetzt war⸗ 


U . p 
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den iſt, abſolute Stimmenmehrheit bei vollzähliger 
Verſammlung. — Die erfte Kammer wird durch 
die Anmwefenheit von 10, die zweite durch die Anwe⸗ 
fenheit von 35 Mitgliedern vollzäplig. 

Die Minifter und Mitglieder des Staatsminis 
fteriums und die großherzoglichen Commiffarien haben 
jederzeit bei öffentlicher und geheimer Sigung Zutritt 
in jeder Kammer, und müffen bei allen Difcuffionen 
gehört werden, wenn fie es verlangen. ' Nurs«bei ber 
Abftimmung freten fie ab, wenn fie nicht Mitglieder 
der Kammer find. 

Nur den kanbesperrlichen Commiffarien und 
den Mitgliedern der ftändifchen Commiffionen wird 
geſtattet, gefchriebene Reden abzulefen; allen uͤbri⸗ 

- gen Mitgliedern find blog müundlihe Vorträge 
geftattet. 

Die Sigungen beider Kammern find öffent 
lich, Sie werden geheim, auf das Begehren der 
Regierungscommiffarien, bei Eröffnungen, fuͤr welche 
fie Die Geheimhaltung nöthig erachten, und auf das 
Begehren von- brei Mitgliedern, welchen wenigftens 
ein Viertheil der übrigen Mitglieder beitreten muß. 

Die Verfaffung wird unter die Öarantie 
des teutſchen Bundes geſtellt. 


15) Churſtaat. Heſſen. 


Die Landgrafſchaft Heſſen⸗ Kaſſel, deren Regent 
Wilzelm 1 im Re ichodeputatione haupeſchiuff⸗ die 
churfuͤrſtliche Würde erhielt, hatte Landftände 
bis zum Jahre 1806. Sie beftanden aus drei Klafı 
fen: Praͤlaten, Ritterſchafe, und ftädtifhen Depu- 
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en. Die Grafſchaft Katzenelnbogen vertrat auf 
fen Sandtagen ein aus den Sandesvorftehern ge« 
bites Individuum, Die Graffchaft Schaumburg 
te eigne Stände, das Fürftenthum Hanau gar 
ae. 

Als nun im Spaͤtjahre 1806 der Churſtaat Hef- 

von den Franzofen befege, und biefes Sand im 
fiter Frieden zum Königreihe Weftpbalen ge 
‚agen ward; da galt auf) die, diefem Königreiche 
ebene, Verfaffung von 1807 — 1813 in dem 
de, Allein mit der Wölkerfchlacht bei Seipzig er⸗ 
h das Koͤnigreich Weftphalen und deſſen Werfaf- 
g. Der Churfuͤrſt Wilhelm kehrte nad) Kaffel 
uͤck, und unterzeichnete am 2. Dec. 1813 mit den 
biindeten Maͤchten zu Frankfurt einen Vertrag, 
h welchem er in ſeine vorigen Rechte eingeſetzt 
rd, nach welchem aber auch die Verfaſſung, 
e fie im Sabre 1806 gewefen wäre, ber- 
elle werden follte, 

Doch unterblieb diefe Herftellung. Dagegen 
ief der Ehurfürft durch Edict vom 27. Dec. 1814 
anzig ftändifche Deputirte: zwei aus den Prä- 
en, fünf aus der Nitterfchaft, acht aus den Staͤd⸗ 
„ und fünf aus dem Bauernftande. Die leb- 
ten Streitigfeiten *) zmifchen der Regierung und 
ı ftändifchen Deputirten betrafen theils die Ge- 
‚bemerfungen der leßtern gegen den ihnen vorgeleg⸗ 





Versi. Beurkundete Darftellung der churs 
beffifden Landtagsverhbandlungen. 2 Abs 
theil. s. 1. 1816. 8. (enthalten die Jahre 1815 und 
16.) — und die Ueberfiht der Berhandlungen 
der churcheffifhen LZandftände in den Jabs 
ren ı8ı5 und 1816 im allg. Staatsver— 
faffungsardhive B. ı. St. 4. und B. 2. ©t. ı. 

IV. 25 2 
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- ten neuen Verfaffungsentwurf, cheils ben Wider 
fprud) derfelben gegen bie Forderungen der Regie 
rung in finanzieller Hinſicht. Mochte diefer Wider: 
fpruch nicht ohne Grund feyn; fo befremdete es doc, 
daß die verfammelten Stände gegen einen Werfafe 
fungsentwurf ſich erflärten, ber, fo weit er befannt 

‚ ward, viele zeitgemäße Beftimmungen enthielt. Es 
ſchien aber, daß die Stände die neue Verfaffung 
nur auf dem Wege des Vertrages, und nit 
als einen Act der Regentenmacht annehmen °) mol 
ten, fo mie fie aud) forderten, daß die neue Verfaf 
fung unter die befondere Garantie von zwei 
teutſchen Mächten geftellt werden follte. Als - 
nun feine Vereinigung zwiſchen ber-Negierung und, 
den Ständen erfolgte; fo vertagte Anfangs ber 
Churfuͤrſt die ftändifche Verfammlung, und hob fe, 
durth Reſcript vom 2. Mai 1816 völlig auf. Seit 





*) Dies erhelte aus dem Miniſterialreſcript vom 2. Me 
1816, worin es hieß: „Wenn ©. Kön. Hoheit den 
Entſchluß gefaßt haben, eine auf ſaͤmmtliche Proviss 
„zen fi erfiredende Eonftitution als Landesgefeg ber 
fannt zu maden; fo hätte der natürliche Zufammens 
hang der Sachen den zum Landtage erfhienenen Otäns 
den und Deputirten fhon die Ueberzeugung einflößer 
möffen, daß hier nit von einer vertrag®& 
mäßig einzugehenden Regierungsform 

- die Rede iſt ꝛc. Was der Regent in diefer landes⸗ 
väterlichen Abſicht zu verwilligen und feſtzuhalten 
Willens if, gehöre nicht zu folhen Gegenftänden, 
worüber arſt zu tractiren ſteht. — Bas 
aus eigenem Iandesväterlihen Antriche dem fändis 
fen Mitwirkungsrechte kraft eines Landgrundgefeges 
unterworfen wird, iſt fortdauernd gültig, ohne daf 
es darum einer vorgängigen Unterhand ı 
lung, als Aber einen abzufhliegenden 
Vertrag bedarf.” - . 
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er Zeit ift der Churſtaat ohne lanbftändifche Ver- 
ung regiert worden; doch erfchien, nah dem 
zierungsantritte des Churfürften Wilhelms 2, für 
neue Öeftaltung der Verwaltung am 29. Jun. 
11 ein Drganifationsdecret ®) 
Da die von dem Chrfürften Wilhelm 1 beabfi ch⸗ 
e Verfaſſung nicht angenommen ward; ſo koͤnnen 
dem Entwurfe derſelben nur diejenigen Bes 
ımungen mitgetheilt werden, welche unmittelbar auf 
Charafter der ftändifchen Vertretung ſich beziehen. 
In diefer Hinſicht follten ale befondere Repraͤ⸗ 
'tationen der Prälaten und der Ritterſchaft, der 
ädte und der Bauern aufhören. Saͤmmtliche 
nbeagsdeputirte zufammen maden die 
nde aus, und jeder Sandtagsdepufirte reprä- 
tive die Unterthanen, ohne Unterfchied ihres Stan» 
Die Anzahl der Deputirten foll, außer bem 
afidenten, aus 30 Perfonen beftehen. Die drei 
nehmften Diener der drei chriftlichen Confeffionen 
y ohne weitere Wahl Sandtagsdeputicte. Die uͤbri— 
ı 27 Deputirten follen zu + aus den Prälaten und 
Ritterſchaft (und zwar aus 2 Pralaten und 7 Rit⸗ 
1), zu $ auß den Stadtbewohnern (jedoch mit 
iſchluß des  jebesmaligen Buͤrgermeiſters von Kaſ⸗ 
„und zu + aus den Grundeigenthuͤmern des plat⸗ 
Landes und den übrigen Unterthanen gewählt wer- 
„ welche bei den erften Wahlen nicht zugezogen 
erden find. Zur Waͤhlbarkeit eines Deputirten 
oͤrt, daß er ſich zu einer der drei chriſtlichen Con⸗ 
ionen befenne, 25 Sabre alt, in Feiner Untere 
Jung begriffen, und nicht mit Gefängnißfte afe be» 
t worden fey. Die Wahl gilt auf ſechs Jahre; 
Luders ht. Archw, Th. 2 ©. 4A80. m: 
23 * 
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doch iſt jeder wieber wählbar. — Die Stände haben 
das Recht, jeden Staatsbeamten anzuflagen, 
welcher einer Uebertretung der Verfaffung, einer Mal- 
verfation oder Eoncuffion ſich ſchuldig macht. Die 
Deputirten fönnen während der Sigungsperiode nicht 
anders, als mit Zuftimmung ber Verfammlung ver- 
haftet, und zu feiner Zeit wegen Aeußerung ihrer 
Meinung zur Rechenſchaft gezogen werden. Die 
Sandftände fönnen zu neuen Gefegen und zur Ver⸗ 
befferung der alten Anträge machen. — Die Stände 
müffen ſich wenigftens aller fechs Jahre verfammeln, 
Der Regent fann die Sitzung vertagen, und auf 
löfen; im legtern Falle muß er aber mit ber Auf- 
löfung fogleich die Wahl neuer Deputirten verordnen, 
— Rein Grundeigenthum im Staate kaun frei feyn; 
alle Eremtionen, auch die der Domainen, der Kir« 
chen · und Schulgüter werden aufgehoben. 


81. 
16) Großherzogthum Heffen 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Die Länder des Sandgrafen von Heffen ⸗Darm⸗ 
ſtadt gehören zu denjenigen teutfchen Staaten, welde 
feit dem Reichsdeputationshauptſchluſſe im Jahre 
1803 die meiften Gebietsveränderungen erfuhren, 
wenn gleich der Umfang des Staates felbft von 

803 — 1810 bedeutend vergrößert ward. Dem 
heinbunde trat der Landgraf als Großherzog Lud⸗ 
wig 1 (12. Jul. 1806) bei, worauf er durch Decret 
vom 1. Det. 1806 die landftändifhe Verfaf 
fung in feinem Staate. aufhob. — So ward das 
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Land ohne Staͤnde regiert, bis der dreizehnte Artikel 
der teutſchen Bundesacte in allen teutſchen Staaten 
landſtaͤndiſche Verfaſſungen verlangte. Nachdem nun 
noch im Jahre 1816 bedeutende Gebietsveraͤnderun⸗ 
gen in dieſem Staate, beſonders durch Abtretung des 
Herzogthums Weſtphalen an Preußen und durch Er⸗ 
werbung der Provinz Rheinheſſen, erfolgt waren, regte 
ſich auch im Großherzogthume Heſſen das Verlangen 
nach einer ſtaͤndiſchen Verfaſſung »). Namentlich 
unterzeichneten eilf Standesherren bes Landes 
ein Schreiben **) an den Großherzog wegen Zu⸗ 
fammenberufung einer Ständeverfammlung. 

Doch verzog es fich noch bis zum jahre 1820, 
wo, vom Großherzoge unterzeichnet und vom Staates 
minifter von Grolmann tontrafignirt, am 18. Marz 
ein Edice ») über die landftändifche Ver- 
faffung des Großherzogthums erfchien. Ob» 
gleich in demfelben eine föormlihe Verfaffung in 
27 Artifeln, als Grundgefeg des Staates vom 
Megenten gegeben und befannt gemacht, enthalten 
war, welche den im Mai 1820 zufammienberufenen 
Ständen mitgetheilt ward; fo erflärten fi) die leg- 
teen doc) fo ernfthaft über das Unzureichende diefer 


>) Vergl. den Auffag: Regungen im Großherzog—⸗ 
thume HeffensDarmfladt, ftändifhe Vers 
faffung betreffend; im Allg. Staatsvers 
faffungsardive, 28. ©. 123 ff. 
*#) Diefes Schreiben (vom März 1816) Ebend. ©. 126 ff. 
sr.) Es ift befonders gedruct mit dem Titel: Landftäns 
difhe Verfaffungsurktunde für dag Broßs 
herzogthum Heſſen. s. ). 1820. 8. (Dieſes 
Edict ward in keine der bekannten Sammlungen aufs 
genommen, weil noch in demfeldben Jahre die ins 
Staatsleben eintretende Verfaſſung erfdien.) 
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Verfaſſung, daß, nach laͤngern Unterhandlungen 
zwiſchen der Regierung und den Staͤnden, am 17. 
Dec. 1820 vom Großperzuge die neue V erfaſ— 
fung °) bekannt gemacht ward, die fogleich ing öffent» 
lihe Staatsleben eintrat. — Der Vergleihung 
wegen werden, vor der Aufftellung des politifchen 
Charafters diefer geltenden Verfaſſung, die Grund⸗ 
züge der am 18. März 1820 befannt gemachten Ver. 
faſſungsurkunde mitgetheilt. Nach derfelben follten 
die Staͤnde zwei Kammern bilden. Die erſte 
Kammer ſollte beſtehen: aus den Prinzen des Hauſes, 
aus den Haͤuptern ſtandesherrlicher Familien, aus 
dem Senior der Familie von Riedeſel, aus dem katho⸗ 
liſchen Landesbifchoffe, aus einem proteftantifchen Geifl« 
lichen mit Prälatenmwürde, aus dem Kanzler der Lan⸗ 
besuniverfität,- und aus denjenigen ausgezeichneten 
Staatsbürgern, welche der Regent auf Lebenszeit Dazu 
berufen würde. Die zweite Kammer follte gebildet 
werden: aus 6 Adlichen, welche der mit Örunbeigen, 
thum angefeffene Adel aus feiner Mitte wählen würde; 
aus 10 ſtaͤdtiſchen Abgeordneten (von den mwichtigften 
8 Städten des Landes); aus 34 gewählten Abgeorb« 
neten aus den nicht mit einem befondern Wahlrechte 
begabten Städten und den Sandgemeinden. Die 
Stände dürfen nur mit denjenigen Gegenftänden fi) 
befchäftigen, welche in der Verfaffung zu ihrem Wir⸗ 
fungsfreife verroiefen find. Dahin gehört das Finanz. 
gefeß, welches immer auf drei Jahre gegeben, und 
zuerft der zweiten Kammer vorgelegt. wird. Die erfte 
Kammer fann es nur im Ganzen annehmen, ober 
verwerfen. Im alle einer Verfchiedenheit der Ans 


.*). Sie fteht teuefh in Luͤders Archiv, Th. 2. ©. 
379: — franzoͤſiſch beim Dufau, T.e. p. 331. 
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ſichten beider Kammern, wird das Finanzgeſetz In 
einer Verſammlung der vereinigten beiden Kammern, 
unter dem Vorſitze des Praͤſidenten der erſten Kam⸗ 
mer, diſcutirt, und der Beſchluß nach abſoluter 
Stimmenmehrheit gefaßt. Die Staatsſchuld wird 
garantirt; es findet keine Vermehrung derſelben, ohne 
| Einwilligung der Stände, ſtatt. Die polizeilichen 
Gefege und alle über die gefammte Verwaltung und 
den Staatsdienft zu erlaffende Normative und Regu⸗ 
lative werben ohne ftändifche Concurrenz erlaffen. 
Bei allen andern neuen Gefegen aber foll das Gut. 
achten der Stände vernommen werden. Die 
Kammern fönnen, nad übereinftimmendem Bes 
ſchluſſe, gemeinfchaftliche Befchwerden und gemeins 
fhaftlihe Bitten dem Regenten vorlegen. — Die 
Stände find für den Inhalt ihrer freien Abftimmung 
nicht verantwortlich. Dagegen ‚fchüge das Recht der _ 
freien Meinungsäußerung nicht ‚gegen den Vorwurf. 
der Verläumdung, welche Einzelne in diefer Aeuße—⸗ 
rung etwa finden follten, und der Regent ift nicht 
gemeint, in folchen Fällen den Einzelnen das Klage⸗ 
recht zu entziehen, welches ihm gegen Verlaͤumdungen 
nad) den Gefeben zuſteht. 


82. 
b) Politifher Charakter der Verfaffung 
vom 17. Dec. 1820 *). 
| Titel. 
Von dem Großherzogthume und beffen Regierung 
im Allgemeinen! | 
Das Großherzogthum bilder einen Beftandtheil 


+) Im Eingange gu diefer Verfaflung hieß es: „Ludwig ıc. 
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des teutfchen Bundes, Die Befchlüffe der 
Bundesverfammlung, welche die verfaffungss 
mäßigen Verhältniffe Teutſchlands oder die Verhält- 
niſſe teutfcher Staatsbürger im Allgemeinen betreffen, 
bilden einen Theil des beffifhen Staats 
rechts, und haben, wenn fie von dem Großherzoge 
verfündet worden find, verbindende Kraft. Doch 
wird hierdurch die Mitwirfung der Stände in 
Anfehung der Mittel zur Erfüllung der Bundesver- 
bindlichkeiten nicht ausgefchloffen. 

Das Sroßherzogthum bilder, in ber Geſammt⸗ 
vereinigung der ältern und neuern Gebietstheile, ein zu 
einer und berfelben Verfaſſung verbundenes Ganzes, 

Der Großherzog ift das Oberhaupt des Staates, 
vereiniget in ſich alle Rechte der Staatsgewalt, und 
übe fie unter den von ihm gegebenen, in diefer Ver- 
faffung feftgefesten,, Beftimmungen aus, Seine Per- 

fon ift Heilig und unverleglid). 

Die Regierung ift erblih nad) Erftgeburet und 
Sinealfolge. In Ermangelung eines durch Verwandt 
fhaft oder Erbverbrübderung zur Nachfolge bes 
rechtigten Prinzen gehet die Negierung auf das weib» 
liche Gefchleht über. Hierbei entſcheidet Mähe der 
Verwandtſchaft mit dem legten Großherzog. Mad) 


— — — 


Nachdem wir bie, in Semäßbeit des Artikels 21 
Unfers Edicts vom 18. März d. 3. über die landſtaͤn⸗ 
diihe Verfaſſung geäußerten, Wuͤnſche Unfrer Stände 
über die conſtitutionellen Beflimmungen vernommen, 
und in Beziehung auf diefelben Unfre Entfchließungen 
gefaßt haben; fo finden Wir Uns nunmehr bewogen, 
diefe Entſchließungen und die durch diefelben nicht abs 
geänderten verfaflungsmäßigen Beftimmungen Unfers 
Edicts vom 18. Maͤrz — — in Einer Urkunde zus 
ſammen zu faflen ıc.” 
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dem Mebergange gile wieder der Vorzug bes Manns. 
ſtammes. (Ein Hausgefeg beſtimmt das Mähere, 
fo wie über die Regentſchaft während einer Minder- 
jaͤhrigkeit.) 


Titel 2. 
Von den Domainen. 


Ein Drittheil der faämmtlihen Domai— 
nen, berechnet nad) dem Durchſchnittsertrag der rei⸗ 
nen Eihfünfte, wird, nad) der Auswahl des Groß 
berzogs, anben Staatabgegeben, um, mittelft 
allmähligen Verkaufs, zue Schuldentilgung verwen 
det. zu werden. — Die übrigen zwei Drittheile bils 
den das ‚fchuldenfreie unveräußerlihe Fami— 
lieneigenthum bes großherzoglichen Haufes. "Die 
Einfünfte diefes Familiengutes, worüber eine befon- 
dere Rechnung geführt wird, follen jeboch in dem 
Budget aufgeführt und zu den Staatsausgaben ver- 
wendet werden. Worzugsweife find aber darauf die 
zu den Bedürfniffen des großherzoglichen Haufes und 
Hofes erforderlichen Summen rabdicirt; auch foll, ohne 
ftändifhe Einwilligung, von diefem Familiengute 
nichts verhypothecirt werben. 


Titel 3% 
Allgemeine Rechte und Pflichten der Heſſen. 


Der Genuß aller bürgerlichen Rechte, ſowohl 
der Privatrechte, als der öffentlihen (oder des 
Staatsbürgerrechts) ſtehet nur Inlaͤndern zu. | 

Alle Heffen find vor dem Gefege gleih. — Die 
Geburt gewährt Keinem eine vorzügliche Berechtigung 
zu irgend einem Staatsamte, " 

Die Verfchiedenheit der anerfannten chriftlichen 
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Confeffionen hat feine Verſchledenheit in den politi- 
ſchen oder bürgerlichen Rechten zur Folge. 

Den anerkannten chriftlichen Eonfeffionen ift 
vollfommene Gewiffengfreiheit und freie und öffent 
liche Ausuͤbung ihres Religionscultus geſtattet. 

Die Freiheit der Perfon und des Eigenthums 
iſt keiner Beſchraͤnkung unterworfen, als welche Recht 
und Geſetz beftimmen. Jedem Heſſen ſteht das Recht 
der freien Auswanderung zu. 

Die Leibeigenſchaft bleibe fuͤr immer aufge⸗ 

oben. \ . 
i Ungemeffene Frohnen fönnen nie ftatt haben, 
und die gemeffenen find ablösbar. 

In außerordentlihen Mothfällen ift jeder 
Heffe zur Vertheidigung des Vaterlandes ver- 
pflichtet. — Jeder Heffe, für welchen nicht eine 
verfafungsmäßige Ausnahme beftehet, ift verpflichtet, 
an der ordentlichen Kriegsdienftpflicht Antheil zu- 
nehmen. Bei dem Aufrufe zur Erfüllung diefer 
Verbindlichkeit entſcheidet unter den gleich Verpflich⸗ 
teten bas Loos, mit Geftattung der Stellver 
tretung. 

Alle Heffen find zu gleichen ftaatsbürgerfichen 
Verbindlihfeiten und zu gleiher Theil— 
nahme an den Staatslaften verpflichtet, in 
fofern fie nicht eine verfaffungsmäßige Ausnahme in 
Anſpruch zu nehmen haben, 

Miemand foll feinem gefeglichen Richter entzogen 
"werden. — Kein Heſſe darf anders, als in den 
durch das Recht und die Gefege beftimmten - Fällen 
und Formen, verhaftet oder beftraft werden. Keiner 
darf länger, als 48 Stunden, über den Grund feiner | 
Verhaftung in Ungewißheit gelaffen werden. | 
Die Preffe und der Buchhandel find 
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frei; doc) unter Befolgung der gegen den Mißbrauch 
beſtehenden, oder kuͤnftig erfolgenden Geſetze. 


Titel 4. 
Von den beſondern Rechten des Adels. 


Die Rechtsverhaͤltniſſe der Staͤndesherren 
werden durch das Ediet vom 17. Febr. 1820 beſtimmt. 
— Die beſondern Rechtsverhaͤltniſſe des Adels 
‚genießen den Schutz der WVerfaſſung. 


Titel 5 


| Bon den Kirchen, den Unterrichts - unb Wehl⸗ 
thaͤtigkeits⸗Anſtalten. 


Die innere Kirchenverfaſſung genießt auch den 
Schutz der politiſchen. 

Verordnungen der Kirchengewalt koͤnnen, ohne 
Einſicht und Genehmigung des Großherzogs, weder 
verfündee, noc) vollzogen werden. 

Die Geiſtiichen ſind in ihren buͤrgerlichen Ver⸗ 
haͤltniſſen und bei ſtrafbaren Handlungen, welche nicht 
bloße Dienſtvergehen find, der weltlichen Obrig— 
keit unterworfen. 

Das Kirchengut, das Vermoͤgen der vom 
Staate anerkannten Stiftungen, Wohlthaͤtigkeits⸗, 
ſo die der hoͤhern und niedern Unterrichtsanftalten r 
genießen des befondern Schußes, und koͤnnen unter 
feiner Vorausfegung dem Sinanzvermögen einverleibe 
werben. 


Titel 6 
Bon ben Gemeinden, 


Die Angelegenheiten der Gemeinden follen burch 
ein Geſetz geordnet werden, welches, als Grundlage, 
die eigne, ſelbſtſtaͤndige Vermaltung bes, Vermögens 
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durch von der Gemeinde Gewählte, unter ber Ober 
auflicht des Staates, ausfpredhen wird. Die Grund 
‚ beftimmungen dieſes Gefeges werden einen Beſtand⸗ 
theil der Verfaffung bilden. | 
Das Vermögen der Gemeinden kann, unter 
feiner Vorausfegung, dem Finanzvermögen einver- 
leibt werden. 


Titel 7. 
Von dem Staatsdienfte, 


Niemand kann ein Staatsamt erhalten., ohne 
feine Fähigkeit dazu, durch ordnungsmäßige Prüfung, 
bewiefen zu haben. Bei folchen, welche im Aus« 
lande bereits Staatsämter bekleidet, und dadurch 
ihre Fähigkeit bewährt haben, leidet dieſe Regel eine 
Ausnahme, 

n Anwartfhaften auf Staatsämter finden nicht 
att. 


Titel 8. 
Von den Landſtaͤnden. 


Die Stände des Großherzogthums bilden zwei 
Kammern, 

Die erfte Kammer wird gebildet: aus den 
Prinzen des großherzoglichen Haufes, aus den Haͤup⸗ 
tern ftandesherrlicher Samilien; aus dem Senior ber 
Samilie der Freiherren von Riedeſel; aus dem 
Fatholifchen Sandesbifchoffe; aus einem proteftanti- 
fhen Geiftlihen, welchen der Großherzog dazu auf 
Sebengzeit, mit der Würde eines Prälaten, ernennen 
wird; aus dem Kanzler der Sandesuniverfität, ober 
deſſen Stellvertreter, aus denjenigen ausgezeichneten 
Staoatsbürgern , welche der Großherzog auf Lebenszeit 
dazu berufen wird. Doc follen diefe Ernennungen 
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nicht über die Zahl von 10 Mitgliedern autgedehne 
werden. 

| Die zweite Kammer wird gebildet: aus 6 Ab» 
geordneten, welche der im Lande genuͤgend mit 
Grundeigenthum angeſeſſene Adel aus ſeiner Mitte 
wählt; aus 10 Abgeordneten derjenigen Staͤdte, 

welchen, um bie Intereſſen bes Handels , oder alte 
achtbare Erinnerungen zu ehren, ein beſonderes Wahl⸗ 
recht zuſteht ( Darmſtadt, Mainz beide mit 2 Depu⸗ 
tirten), Gießen, Offenbach, Friedberg, Alsfeld, 

Worms, Bingen); aus 34 Abgeordneten, welche, 

nad) Waplviftricten gebildet, von den nicht mit einem 
befondern Wahlrcchte begabten Städten und den Land⸗ 
gemeinben gewählte werden. (Die Art und Weife 
der Uebung der Wahlrechte fegt das Wahlgefeg feft). 

Die gebohrnen Mitglieder der erften Kammer 
müffen 25 Jahre alt feyn, um von ihrem Rechte Ge⸗ 
brauch zu machen. 

Die Abgeordneten der zweiten Kammer muͤſ⸗ 
fen 30 Jahre alt feyn, und ein, zur Sicherung einer 
unabhängigen Eriſten genügendes, Einfommen bes 
figen. Als ein folches wird für Die Wahlen des Adels 
betrachtet, wenn der zu wählende adliche Grundei⸗ 
genthümer 300 31. directe Steuern für eigenthuͤm⸗ 
liches, oder nußnießlihes Wermögen jährlich ent« 
richtet. Für die übrigen Wahlen wird erfordert, daß 
der zu Wählende 100 Fl. directe Steuern jaͤhrlich 
entrichte, oder als Staatsdiener einen fländigen jähr« 
lihen Gehalt von wenigftens 1000 Tl. ‚beziehe. — 

An den Wahlen des Adels nehmen alle adliche 
Grundeigenthümer Theil, welche 300 Fl. directe 
Steuern entrichten, und 30 Jahre alt find. 

- Die Ernennung der Abgeordneten ber Stäbte 
und der Wahldiſtricte gefchieht durch drei Wah⸗ 
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Ien, Die erfte Wahl beftimme die Bevollmächtigten; 
von bdiefen werben die Wahlmänner, und von ben 
legten die Abgeorbneten gewählt. 

Ale Wahlen gefchehen auf 6 Jahre. Die Ges 
wählten fonnen wieder gewählt werden. 

In beiden Kammern haben die Mitglieder bes 
Staatsminifteriums und die ernannten fandtagscom- 
miffarien freien Zueritt ohne Stimmredit. 

Der Großherzog bat das Recht, die fändifche 
Merfammlung zu berufen, zu vertagen, aufzulöfen 
und zu ſchließen. — Er wird die Stände wenigftens 
aller drei Jahre verfammeln. Im Falle einer Auf 
loͤſung wird er binnen 6 Monaten eine neue Ständes 
verfammlung berufen. Syn diefem Falle erlöfchen 
alle Wahlen, und es müffen neue Wahlen ftatt fin- 
ben. Doc find die früher Gewählten wählbar. 


Ohne Zuftimmung der Stände kann 
feine directe oder indirecte Auflage ausgefchrieben oder 
erhoben werben. Das Finanzgefeg, welches auf 3 
Jahre gegeben wird, foll zuerft der zweiten’ Kam⸗ 
mer vorgelegte werden, welche darüber, nach einer 
vertraulichen Befprehung mit der erften 
Kammer durch die Ausfhüffe, ihre Be 
fhlüffe zu faflen bat. Die Beſchluͤſſe der zweiten 
Kammer fann die erfte nur im Ganzen annehmen 
oder verwerfen. — Gefchieht das legtere; fo wird 
das Finanzgefes in einer Verſammlung der vereinigs 
‚ten beiden Kammern, unter dem Vorſitze des Praͤ⸗ 
ſidenten der erften, diſcutirt, und der Beſchluß nad) 
abfoluter Stimmenmehrheit gefaßt. 

Beide Kammern find befugt, nicht nur eine 
vollftändige Ueberſicht und Nachweiſung ber Staats⸗ 
beduͤrfniſſe, ſondern auch eine genuͤgende Auskunft 


a 
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uͤber die Verwendung fruͤher verwilligter Summen 
zu begehren. | 

Die Eivillifte Ffann, während der Dauer 
der Regierung eines Großberzogs, ohne feine Bes 
willigung weder gemindert, noch ohne Zuftimmung 
der Stände erhöhet werben. u 

Ohne Zuftimmung der Stände fann fein Ge 
feß, auch in Beziehung auf das Sanbegpolizeiwefen, 
gegeben, aufgehoben ober abgeändert wers 
den. — Wenn auch nur eine Kammer gegen einen 
Gefeßesvorfihlag ſtimmt; fo bleibe das. Gefeg aus. 
ge ſetzt. Wird aber ein foldhes Geſetz auf dem naͤch⸗ 
ften Sandtage von ber Regierung ben Ständen wieder 
vorgelegt, und wieder von ber einen Kammer abges 
lehnt, von der andern cber angenommen; 'fo were 
den, menn bie Regierung es nicht vorzieht, ben 
Vorſchlag zurück zu nehnien, die Stimmen für. und 
wider die Annahme in beiden Kammern zufammen« 
gezählt, und die fi) ergebende Stimmenmehrheit 
entfcheidet. für oder gegen die Annahme. | 

‚ Gefegesvorfhläge fönnen nur von 
dem Großherzoge an die Stände, wide 
vonden Ständen an den Großherzog ge 
bracht werden. Die Stände fonnen aber, im 
Wege der Petition, auf neue Gefege, fo wie 
auf Abänderung ober Aufhebung der beftehenven, 
anfragen, 

Aushebungen zur Vermehrung der Truppen 
über die Bundespfliht hinaus Fünnen nur _ 
durch ein Gefes beftimmt werben, 

Die geſammte Staatsfhuld, welche ohne 
ſtaͤndiſche Einwilligung nie vermehrt werden ann, 
iſt durch die Verfaſſung gerantirt. 

Die Kammern baben.das Recht, dem Große 
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herzoge alles dasjenige vorzutragen, was fie, ver«! 
möge eines übereinffimmenden Beſchluſ— 
ſes;, für geeignet halten, um als eine gemeinſchaft⸗ 
lihe Beſchwerde, ober als ein gemeinfchaftlicher 
Wunſch an ihm gebracht zu werden. Dies gile 
auch von den Beſchwerden gegen das Benehmen der 
Staatsdiener. 

Einzelne und Corporationen fönnen ſich nur 
dann an bie ftändifchen Kammern wenden, wenn 
fie in Hinficht ihrer individuellen Intereffen auf eine 
uneechtliche oder unbiflige Art für verlegt oder gedrückt 
ſich halten, und wenn fie zugleidy nachzuzeigen ver- 
mögen, daß fie bei ben Staatsbehörben die gefege 
lichen Wege um Abhülfe ihrer Beſchwerden vergeblich 
eingefhlagen haben. 

\ Wenn die eine Kammer der andern in Hinſicht 
auf eine Petition oder Beſchwerdefuͤhrung nicht beis 
ſtimmt; fo bleibt e8 der legtern unbenommen, die 
böchfte Regierung von der Petition oder Beſchwerde⸗ 
füßrung mie dem Bemerken in Kenntniß zu fegen, 
daß diefelbe der andern Kammer, welche aber ihre 
Zuftimmung verfagt habe, ar worden fey. 

Die Stände find für den Inhalt ihrer freien 
Abftimmung nicht verantwortlich. Doc) fügt das 
Recht der freien Meinungsäußerung nicht gegen den 
Vorwurf der Verlaͤumdung, welche Einzelne in diefer 
Aeußerung finden könnten. 

Während der Bauer des Sandtags find die Mit, 
glieder der Ständeverfammlung feiner Art von Arreſt, 
als mit Einwilligung der Kammer, zu welcher fie 
gehören, unterworfen; ausgenommen ben Fall ber Er⸗ 
greifung auf frifcher That bei ftrafbaren Handlungen 

Der Großherzog ernennt den erften Präfibenten 
ber erfien Kammer. für. die Dauer bes Landtags. 
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ır Auswahl des zweiten Präfibenten ſchlaͤgt ihm die 
ammer drei Mitglieder vor. Bei Anmwefenheif der 
alfte ihrer Mitglieder ift die erfte, bei Anweſenheit 
n 27 Mitgliedern ift die zweite Kammer conftituirt. 
iter Zeitung der Einmweifungscommiffion ſchlaͤgt bie 
eite Kammer dem Großherzoge 6 Mitglieder zur 
nennung bes erften und zweiten Präfidenten derſel⸗ 
a vor, 

Jedes Mitglied ber Stände bat das Recht, in 

: Kammer, zu welcher es gehört, Motionen 

er Gegenftände zu machen, welche zu dem Wir- 
1g8freife der Rammer gehören. — Die von einer 
immer abgelehnten Anträge der Regierung, ober 
"andern Kammer, oder eines Mitglieds der Kam⸗ 
e koͤnnen auf demfelben Landtage nicht wiederhohlt 
rden. 

Die Vorbereitung zur Berathung geſchieht durch 
baͤhlte Ausſchuͤſſe. 

Zu einem guͤltigen Beſchluſſe gehört i in ber erſten 
mmer die Abſtimmung von wenigſtens J, und in 
zweiten Kammer von wenigſtens 27 Mitgliedern; 
beiden Kammern entſcheidet die Stimmenmehrheit. 

Alle Beſchluͤſſe der einen Kammer muͤſſen der 
yern zur gleichmäßigen Berathung mitgetheilt wer⸗ 
I, mit Ausnahme folcher Gegenftände, worüber 
faffunggmäßig ein Beſchluß der einen "Kammer , 
ibhaͤngig von dem der andern, zur Wirkſamkeit 
angen: kann. 
- Die Kammern haben ihre Verhandlungen , in- 
en fie ſich nicht über vertrauliche Eröffnungen ber 
gierung , oder der andern Kammer, oder an folche 
reden, dur den Drud befannt zu madıen. 
ter berfelben Vorausfesung haben fie aud) das 
ei eine beftimmte Anzahl von Buben zuzulaſſen. 

29 
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Titel 9. 
Allgemeine Beftimmungen. 


Für das ganze Großherzoghum foll ein bürger- 
liches Gefegbuh, ein Strafgefegbud), und ein 
Gefegbuh über das Verfahren in Rechts— 
ſachen eingeführte werben, 

Ausfchließliche Handels und Gemwerbsprivilegien 
follen niche ftatt finden, außer zu Folge eines befon. 
dern Geſetzes. — Patente für Erfindungen dagegen 
kann die Regierung auf beftimmte Zeit ertheilen. 

Die Strafe der Vermögensconfifcation 
iſt für alle Zeiten abgefchafft. 

Titel 10. 
Von der Gewähr der Verfaffung. 


Geber Regierungsnachfolger fichert, bei dem 
Antritte feiner Regierung, den Ständen die unver 
bruͤchlichſte Fefthaltung der Verfaſſung in einer Ur 
$unde zu, welche den Ständen zugeftellt und in dem 
ftändifchen Archive niedergelegt wird. 

Die Staatsminifter und fämmtliche übrige 
Staatsdiener find, infofern fie nicht in Folge von 
Befehlen ihrer vorgefegren Behörden handeln, jeder. 
innerhalb feines Wirfungsfreifes für die genaue Bes 


obachtung der Verfaflung verantwortlih. (Das 


Geſetz über die Verantwortlichfeit der Minifter und 
oberften Staatsbehörbden bilder einen integrirenden 
Theil der Verfaffung.) 

Abänderungen und Erläuterungen 


ber Verfaffungsurfunde fönnen nie anders, | 


als mit Einwilligung beider Kammern, gefchehen. 
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83» | 
17) Herzogthuum Holftein mit fauenburg, 


Die Prälaten, die Ritterfchaft und die Städte 
Holfteins wählten i im Sabre 1460 die jegige Olden⸗ 
burgifche Dynaftie zu Grafen von Holftein 9). 
Die Wahlcapitulation band den Regenten fehr an bie 
Zuflimmung der Stände. Sie ließ ihn aber frei mit 
den Rammerhörigen falten und walten; nur 
daß er Feine Domainen veräußern ober verpfänden 
durfte. — Die Stände von Holftein ftanden mit 
Prälaten, Adel und einigen Städten von S hle$- 
wig in anerfannter Verbindung. Diefe Verbindung 
vard aud) nicht aufgelöfer, als Dänemarf Schleswig - . 
janz erwarb. Als es aber feit 1712 feine fandtage 
yerief, dehnten die beiden regierenden Landesherren 
u Holftein-Glüdftadt und Gottorp ihre Rechte _ 
ıber die vormals beim Sandtage erfchienenen Städte 
mmer weiter aus; Dagegen die Rechte der privilegir= 
en Prälaten und Ritterſchaft fortdauernd an» 
rkannt wurden. So lange diefe ungefränft blieben, 
törten Prälaten und Ritterfchaft die Regierung nicht 
n ihrer Sinanz» und fonftigen Geſetzgebung. Die 
ilte Sandescontribution von 120,000 Rthlr. jaͤhrlich 
ür, beide Herzogehümer in Klöftern und Ritterguͤtern 
ft noch die naͤmliche. Sie zahlen noch jest bei Ein- 
ind Ausfuhr feinen Zoll oder Licenz. Sie und ihre 
Interthanen find vom Stempelpapier frei; nur zu den 
veuen allgemeinen Auflagen wurden fie beigezogen. 

Als im Sept. 1806, nad) Auflöfung des teut⸗ 
chen Reiches, Holftein und Schleswig mit 
Dänematf verbunden wurden ‚ proteſtirte die Ritter⸗ 
) Vergl. Halleſche Lit. Zeit. 1823. Ergaͤnzungsbl. N. 75. 

29* 
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ſchaft nicht dagegen; denn ſie befand ſich damals 
wohl unter dem Schutze des Hofes. Als aber auf 


dem Wiener Congreſſe (1815) der König für Hol 


ftein dem teutfchen Staatenbunde fih anſchloß *), 
vernichtete er die Union Holiteins mie Dänemark 
materialiter wieder, wenn gleich die förmliche Teen: 
nung nicht ausgefprochen ward. Allein unter Diefen 
Verhältniffen würde eine Gemeinſchaft der neuen Ver: 
faffung fürbeide Herzogthuͤmer große Unbequemlich— 
keiten haben, meil Schleswig nicht zum teutſchen 


Staatenbunde gehört. Sollte aber Schleswig Hol⸗ 


fteinincorporirt werden; fo Degäbe fich der König 
eines Theiles der Souverainetätsrechte in Schleswig. 

Um 17. Aug. 1816 beftätigte der König bie 
Vorrechte der Prälaten und der Ritterfchaft in Hol 


ftein. . In der, ohne Erfolg gebliebenen, Commiffion ' 
zur Entwerfung einer Verfaſſung faßen Männer aus ' 


allen Ständen, auch ein Praͤlat; die Nitterfchaft 
aber verlangte, daß ein Ausſchuß derfelben bei der 
Entwerfung der Verfaffung zugezogen werden möchte. 
Auf diefen Antrag ging die Regierung nicht ein, und 
ihre Zögerung, Holſtein eine Verfaſſung zu geben, 
fheint nicht darin begründet zu feyn, die Autofratie 
bis an die Eider auszudehnen, fondern in der Vers 
legenbeit, den recipirten Adel in den Herzogehümern 


zu befriedigen, und ſicher zu feyn, daß die übrigen 


Staaten der Monarchie fi) dann nicht gleiche Ver— 
faffung wünfchen. — In Lauenburg erhielt ſich, 
nach der Abtretung an Daͤnemark, die treueſte Voll⸗ 
ziehung der beſtehenden Verfaſſung. 


Vergl. Vorgaͤnge in Holſtein, in Befichung 
auf ſtaäͤndiſche Verfaſſung; im allgem 
Staarsverfaffungsardhivg, Th. 2. ©. arıfl 


‘ 
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Zwar hatten die Prälaten und bie Ritterfchaft 
olfteins fid) an die Bundesverfammlung zu Frank⸗ 
rt megen Wiederberftellung ihrer lanb« 
indifhen Verfaffung gemender; es faßte aber 
)ec. 1823) die hohe Bundesverfammlung deshalb 
genden Befchluß: „daß, weil die alte Ver— 
ffung in Hofftein in anerfannter Wirk 
mfeitnicht beftehe, bie reclamirenden bolfteis 
ſchen Prälaten und Ritterfchaftsmitglieder mit ihrem 
efuche und mit ihrer Berufung auf den 56ſten Arti⸗ 
der Wiener Schlußacte, ‘als unſtatthaft ab» 
wiefen würden. Doch werde den Reclaman⸗ 
ı zu ihrer Beruhigung eröffnet, daß der König von 
änemarf, nad) der wiederhohlten Erklärung feines 
unbestagsgefandten, dem Herzogtbume Hol 
:in eine Verfaffung zugefihert habe, 
Ihe, nah Art. 55. der Schlußacte, die aͤltern 
chte möglichft beruͤckſichtigen, und den gegenmärtie 
a Zeitverhältniffen angepaßt werden ſolle »).“ — 
ir diefen legten Zweck erließ der Koͤnig von Daͤne⸗ 
irk am 12. Dec. 1823 ein Commifforium **) 
bie fhleswig - holftein -lauenburgifche Kanzlei, 
win er eine Commiſſion von 5 Mitgliedern ernannte, 
: in Kopenhagen zufammentreten, und in Ers 
igung ziehen ſollte, „welche Worbereitungen ber 
ollziehung der ftandifhen Verfaſſung des Herzog« 
ıms Holftein annoch vorangehen müßten.’ . 


84. . | 
18) Großherzogthum $uremburg. 
Da diefes Großherzogtum nach dem Grund- 


Allgem. Zeit. 1823. N. 350 und 351. 
) Ebend. N. 361. 
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geſetze des Königreiches ber Niederlande vom 24. Aug. 
1815 regiert wird; fo muß darüber die Entwicdelung 
des politifchen Charakters dieſes Grundgefeges ($.40.) 
verglichen werden. 


+ 





' ' 85. © 
419) Großherzogthum Sahfen- Weimar, 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Der Herzog Karl Auguft von Sacdhfen- Wel- 
mar» Eiſenach trat, nad) der Auflöfung des teutſchen 
Reiches, am 15. Dec, 1806, mit den übrigen Für. 
ften des fächfifch - Erneftinifhen Haufes, zu Pofen 
"Zum Rheinbunde, Darauf erfihien am 20. Sept, 
1809 eine „Conftitution der vereinigten 
Sandfchaft der berzoglih Weimar-" und 
Eifenahifhen Lande, mit Einfhluß der 
Tenaifhentandesportion‘ *). Sie war blos 
proviforifh, und zunaͤchſt dazu beftimmt, die ein 
zelnen Beſtandtheile des Staates unter einander in 
nähere Verbindung zu bringen, damit die Laften, 
welche während der Zeit des Rheinbundes auf denfels 
ben ruhten, gleichmäßiger- vertheilt werden und ben 
Credit des Ganzen nicht erſchuͤttern möchten. Es 
wurden daher die hrei Landfchaften, Weimar, Eife- 
nach und Jena, zu Einer Landſchaft, in drei Kreis 
fen beftehend, vereinige Die fämmtlichen Ge 
fhäfte follte eine ſtaͤndi ſche Deputation, unter 


+) Vergl. darüber, fo wie über die frühere ftändilche Ders 
foffung diefes Staates, das allgemeine Staats 
verfaffungsardiv, DB. 1. St. 2. ©. 235; — 

. and Europ. Conſtitt. Th. 2. ©. 312. 
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dem Vorſitze eines General - Sanbfchaftsbirectors, bes 
forgen. Die Verwaltung der Steuergefchäfte "aber 
ward einem S$andfchaftscollegium übertragen. Die 
Stände jedes Kreifeg follten aus ſolchen Quesbes 
figern und Städten beftehen, welche bis dahin ' 
daß Recht der Standfchaft. auf den allgemeinen Land« 
tagen gehabt hatten; auch behielt die Univerfität Jena 
das Recht der Standſchaft. Die landfchaftliche 
Deputation follte aus 12 Deputirten und dem 
Director zufammengefegt werden. Sechs berfelben 
follten Gutsbefiger, adlichen oder auch nicht 
adlichen Standes feyn; fünf von den Städten 
Weimar, Eiſenach, ena, Burtftäde und Dorn 
burg, und einer aus dem afademifchen Senate der 
Univerfitat Jena germähle werden. Die ordentliche 
Verſammlung diefer Deputation follte jährlich feyn, 
und jährlich follten, nad) dem Loofe, zwei Drit- 
theile der Deputirten erneuert werden. 

Die nachfte Beftimmung der Deputation follte 
Das Durchgehen und Abnehmen der von dem lands 
fchaftlihen Collegium geführten Rechnungen feyn. 
Dann follte fie die Etats fürs naͤchſte Jahr ordnen 
und beden. Die Entwürfe zuneuen Öefegen 
follten ihr vom Landesheren zur Eröffnung ihres uns 
vargreiflihen Gutachtens vorgelegt’ werden; 
auch follte ihr freiftehen, ſelbſt Vorfhläge zu 
thun. Bei diefer Einrichtung follten fünftig afle 
Verfammlungen der Sandftände aufhören; doch be— 
hielt fich der Herzog vor, fie in einzelnen außerordent« 
lihen Fällen zu berufen; fo wie ben Sandftänden ver- 
ftattet blieb, auf eine folche Berufung, unter Vor= 
legung wichtiger Gründe, anzutragen. 

Nachdem aber der Herzog im Jahre 1815 dem 
teutfchen Bunde als Großherzog beigetreten war, and 


* 





456  Pofitives oͤffentliches Staatsredt. 


durch) die Befchlüffe des Wiener Eongrefles einen an 
fehnlihen Laͤnderzuwachs erhalten hatte, verſprach 
er, in dem Befignahmepatente der neuermworbenen 
tänder vom 15. Nov. 1815, biefen, gleichmäßig mit 
den übrigen alten Provinzen „eine landſtaͤndiſche 
Verfaſſung zu geben, welche ihnen das Recht ge- 
währen foll, durch aus allen Klaffen ver Staats» 
buͤrger felbft erwählte Kepräfentanten bei 
der Gefeggebung mitzumirfen, Steuern und Finanz 
maasregeln nur nad) freier Prüfung zu bemilligen; 
über Mängel und Mißbraͤuche in der Gefeßgebung 
oder Verwaltung mit gutachtlichen Vorſchlaͤgen zur 
Abftellung derfelben Vortrag zu thun; fo wie bei will: 
führlichen Eingriffen der Staatsbeamten in die gefeß- 
liche Freiheit, die Ehre und das Eigenthum der 
Staatsbürger, bei dem Großherzoge Klage zu führen.” 

Am 1. Dec. 1815 erfhien die großherzogliche 
Verordnung *), die Organifation des Staatsmis- 
nifteriums betreffend, und am 30. San. 1816 *°) die 
Verordnung, die Bildung und Zufammenbes 
rufung einer fländifchen Berathungsverfammtlung 
zur Entwerfung der Landesverfaffungs: 
urfunde betreffend. — Diefe Berathungsverfamm- 
lung warb am 7. Apr. 1816 eröffnet *=*), und be» 


°) Allg. Staatsverfaffungsarhiv, B. 1. St. 2. ©. 254. 

”) Europ. Conftitt. Th. 2. ©. 316. 

e ) Sic beftand aus Abgeordneten der alten und neuen 
Landestheile, und aus einigen dazu Beauftragten 
Staarsdienern. Der Großherzog erklärte fih, im 
Eingange zur Verfaffungsurtunde, darüber ſelbſt: 
„Durch diefe abgeorbnete Berathungsverfammfung ift, 
mit Thaͤtigkeit und einmuͤthigem Vaterlandsſinne, ein 
Unfern wohlgemeinten Abfihten angemeffener Entwur 
eier landitändifchen Verfaſſungsurkunde ausgearbeitet, 
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reits am 5. Mai 1816 erſchien das Grundgeſetz 
über die landftändifhe Werfaffung *), 
für welche der großberzogliche Geſandte bei der Bun⸗ 
Desverfammlung vom 28. Nov, 1816 bie Garantie, 
des Bundes nachfuchte, — 


86. 


6) Politiſcher Charakter der Verfaſ—⸗ 
fungsurfunde vom 5. Mai 1816. 


Erfter Noſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


In dem Großherzogthume beſteht eine landſtaͤn⸗ 
diſche Verfaſſung, welche allen Theilen derſelben, 
als einem Ganzen, gemeinſchaftlich iſt. 

Drei Staͤnde ſind als Landſtaͤnde anerkannt: 
der Stand der Rittergutsbeſitzer; der Stand 
der Buͤrger, und der Stand der Bauern. 

Dieſe drei Landſtaͤnde, und in ihnen ſaͤmmt⸗ 
lihe Staatsbürger, werden durch Männer 
vertreten, welche aus ihrer Mitte burch freie 
Wahl als landftändifche Abgeordnete hervorgehen. 


" Zweiter Abſchnitt. 
Rechte der Landſtaͤnde. 


Es ſtehen den Landſtaͤnden folgende Rechte zu: 
1) das Recht, gemeinſchaftlich mit dem Landesfuͤrſten, 


und zu Unſrer landesfuͤrſtlichen Beſtaͤtigung eingeſandt 
worden, und Wir nehmen keinen Anſtand, ſolchen 
nur mit wenigen — keine weſentliche Beſtim⸗ 
mung abaͤndernden — Modificationen zu be— 
ſtaͤtigen.“ 

*) Es ſteht in den Europ. Conſtitt. Th.2. S. 330, — 
und in Laders Archiv, Th. 1. S. 48. | 
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. und den von biefem beauftragten Behörden, bie 
Staatsbedürfniffe, fo weit diefelden aus landſchaft⸗ 
lihen Kaffen und aus dem Vermögen der Staats. 
bürger zu beſtreiten find, zu prüfen ‚und die. zu ihrer. 
Deckung erforderlihen Einnahmen und- Ausgaben 
feftzufegen (Beftimmungen der Etats); 2) 
das Recht, über jede Befteuerung und andere Bela- 
ftung der Staatsbürger , fo wie tiber jede allgemeine 
Anordnung, welche darauf Einfluß haben möchte, 
ehe fie zur Ausführung kommt, gehört zu werden, der. 
geftale, daß ohne der Sandftände aus druͤck— 
lihe Vermwilligung, weder Steuern ober an— 
dere Abgaben und Leiftungen im Sande ausgefchrieben 
und erhoben, noch Anleiher auf die landfchaftlichen 
Kaffen und das Vermögen der Staatsbürger gemadit, 
nod) fonft Sinanzmaasregeln e:griffen werben dürfen, 
welche das Sandeseigenthum, oder das Eigenthum 
der Staatsbürger in Anfprud, nehmen, oder die Ges 
faͤhrdung des landftändifchen Intereſſe nach fich ziehen 
fönnten; 3) das Recht, die Rechnungen über beftrit« 
tene Staatsbedürfniffe der oben erwähnten Art zu 
prüfen, und fo wohl über darin. bemerfte Anftände 
Ausfunft, als überhaupe über die Verwendung von 
Einnahmen landfchaftlicher Kaſſen und aus dem Ver⸗ 
mögen ber Staatsbürger Rechenfchaft zu verlangen; 
A) das Recht, dem Fürften Vortrag zu thun über 
Mängel und Mißbräuche in der Gefeßgebung und 
Verwaltung des Sande, mit gutadhtlihen Vor 
. fhlägen.zur Abbeftellung derfelben; 5) das Ned, 
bei dem Fürften Befhmwerde und Klagen zu er 
heben gegen die, Minifter und andere Staatsbehörden, 
uͤber deren Willführ, und über deren Eingriffe in bie 
Freiheit, die Ehre und das Eigenchum der Staats« 
bürger, fo mie in die Werfaffung des Sandes; 6) das 
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ht, ander Gefeggebung in ber Art Theil 

nehmen, daß neue Geſetze, welche entweder 
tandesverfaffung betreffen, oder bie perfönliche 
heit, die. Sicherheit und das Eigenthum ber 
aatsbürger angehen, ohne der fanbftände Bei⸗ 
hund Einwilligung niche erlaffen werden dürfen; 
das Recht, die Landräthe zu wählen und dem 
eften zur Beftätigung vorzuftellen; zwei Raͤthe 
e Affefforeg bei dem Sandfchaftscollegium,, und- 
‚ Kaffierer bei ber Hauptlandſchaftskaſſe sau er⸗ 
men. 


Dritter Abſchnitt. 


zahl und Wahl der Volksvertreter aus den drei 
Landſtaͤnden. 


Fuͤr das geſammte Großherzogthum werden 31 

geordnete, als Volksvertreter, ermwählt: 
von dem Stande der Niftergutsbefiger, 10 von 

n Stande der Bürger, unb 10 von dem Stande 
' Bauern. 

Ein jeder der drei Stände mählt die feiner Wahl 
erlaflenen Abgeordneten aus feiner Mitte, 

Für die Rittergutsbefiger beftehen drei Wahlbe« 
Fe in dem Weimarifchen, Eifenadhifchen und Neu⸗ 
beer Kreife. Aus dem erften werden 4, aus dem 
eiten 3, und aus dem dritten 3 Abgeordnete gewählt. 
je Univerfirat Jena ftelle den eilftenn Abgeord- 
fen. 

Für den Stand der Bürger beftehen zehn, 
d eben fo auch) fiir den Stand der Bauern sehn 
jahlbezirke. Aus jedem diefer Bezirke wird ein 
)geordneter durch Wahlmänner gewählte. 

Im Stande der Rittergutsbefiger ift jeder zur 
yeilnahme an der Wahl berechtigt, welcher ein Rit⸗ 
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tergut entweder allein, ober gemeinfchaftlih mit an 
dern befist. Beim Stande der Bürger und Bauern 
ftelle jeder Dre (Stadt, Flecken oder Dorf) fo viele 

MWahlmänner, als er je 50 Wohnhäufer zaͤhlt. 
. - Die Wahlfähigfeit zur Stelle eines Volksver⸗ 
treters erfordert im Allgemeinen teutfhe Geburt, ehe- 
liche Gebure, chriftliche Geburt, ZOjähriges Alter, 
und unbefcholtenen Ruf. Im Befondern gehört zu 
Wahlfaͤhigkeit eines Abgeordneten von ben Ritterguts« 
befigern, daß er feit 3 Jahren in dem Wahlbezirke 
mit einem, ihm ganz oder zum Theile gehörenden, 
Kittergute anfäflig fey. — In den Städten ift nur 
derjenige Einwohner des Wahlbezirks wahlfähig, wels 
cher, außer dem Befiße eines in der Stadt oder Vor 
ftadt liegenden Wohnhaufes, ein unabhängiges Ein 
kommen nachweifen fann, und zwar muß diefes Ein- 
kommen, mit Einfhluß des Ertrags von jenem Wohn: 
haufe, in den Reſidenzſtaͤdten Weimar und Eiſenach 
wenigftens 500 Thlr., in den übrigen Städten aber 
300 Thlr. jährlich betragen. — Mer im Stante 
der Bauern wahlfähig feyn foll, muß in dem Kreife, 
worin fein Wahlbezirk liege, an Haus» und Feld» 
gütern entweder eigenthuͤmlich, oder als gefeglicher 
Nutznießer des Vermögens feiner Ehefrau, einen 

Werth von wenigftens 2000 Thlr. befigen. 

Die Wahlen gelten nur auf fehs Jahre. Doch 

iſt jeder Gemählte wieder wahlfähig. 

Vierter Abſchnitt. 

Landtag, Rechte der Abgeordneten ꝛc. 
Zu einem ordentlichen Landtage werden die 
Stände aller drei Jahre berufen; zu einem außer⸗ 


ordentlichen nad) dem Ermeflen des Fürften. 
Außer den Landtagen giebt es Feine ftändifchen 
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Serfammlungen „ vweber bes ganzen Landes, noch der 

Kreiſe. 
ur Seitung der lanbftändifchen Geſchaͤfte wird 

durch Stimmenmehrheit von den ſaͤmmtlichen Abge- 

orbneten ber Sandftände, und zwar aus der Mitte des 
‚ Standes der Rittergutsbefiger, ein$andmarfdall, 
aus der Mitte fammtlicher Abgeordneten aber werden 
zwei Gehülfen gewählte, welche drei zufammen den 
Borftand\ (das landfänbifche Directorium) 
bilden. Die Wahl des Sandmarfcalls muß ber Fuͤrſt 
beftätigen. Die Wahl der Gehülfen wird ihm blos - 
angezeigt. 

. Niemand fann wegen feiner Aeußerungen in der 
ſtaͤndiſchen Verſammlung verantwortlich gemacht 
werden. Es verſteht ſich, daß jede Verunglimpfung 
des Landesfuͤrſten, oder eine Beleidigung der Regie⸗ 
rung, bes Sandtags, ober Einzelner, verboten und 
nad) den Geſetzen ftrafbar ift, 

Die Abgeordneten genießen völlige Un pers. 
leglichfeit der Perfon vom Anfange des Landtags 
bis acht Tage nah dem Schluffe deffelben. Nur mit 
Einwilligung des Landtags, auf dem Wege Rechtens, 
fann in dringenden Fällen gegen fie verfahren werden. 

Die landftändifhe Verfammlung bil— 
det nur Ein Öanzes, nicht mehrere Kams 
mern. 

Alle Befhlüffe werden nad) der abfoluten Mehr: 
beit der Stimmen gefaßt. Der tandmarfchall hat 
feine entfcheidende Stimme; vielmehr ift, wenn 
Gleichheit der Stimmen eintritt, die Sache noch ein« 
mal in voller Sigung in Bortrag zu bringen. Wird 
auch in diefer Sitzung die Gleichheit der Stimmen 
nicht gehoben; fo find. die beiderfeitigen Meinungen 
dem Sandesfürften zur Entfcheidung vorzutragen. 


462 Poſitives öffentliches Staatsrecht. 


Die Abftimmungen gefhehen einzeln, nie nad 
- Ständen, Kreifen oder Bezirken. Doch bleibt es 
den Abgeordneten eines Standes ober eines Kreifes 
vorbehalten, wenn fie ihren Stand, oder ihren Kreis 
durch den Beſchluß der Mehrheit für beſchwert erach⸗ 
ten, fid) über ein votum separatum zu vereinigen, , 
und folches zum Protocofle zu geben. Kine folche 
Euriat- oder Provinzialftimme hat bie Kraft, 
daß fie die Ausführung bes von der Mehrheit gefaß- 
ten Befchluffes aufhält, daß fie in die von dem Land⸗ 
tage an den Fuͤrſten ergebende Erklärung, neben 
dem Befchluffe der Mehrheit, aufgenommen werben 
muß, und nebft diefem der Entfcheidung des Fürften 
zu unterwerfen ift. Damit aber eine Separatftimme 
diefe Kraft erlange, ift Einftimmigfeit aller 
Abgeordneten aus dem Stande oder dem Kreife, 
der dadurch verwahrt werden foll, erforderlich, 


Außer dem Falle einer Curiat« oder Provinzial. 
fimme fann ein Befchluß des Sandtags weder durch 
Proteftation, noch durch Berufung auf höchfte Ent 
fheidung, nd auf andere Weife gehindert werden; 
vielmehr wird jeder Verſuch diefer Art fchon im 
Voraus für geſetzwidrig und ungültig erklärt. 

Die Minderheit muß fih, jenen Fall ausge. 
nommen, der Mehrheit unbedingt unterwerfen, obs 
gleich‘ jedem Abgeordneten des Recht zuftehe, feine. 
Meinung entweder in dem Protocolle niederfchreiben 
zu laffen, oder in einem eignen Aufjage zu den 
Acten zu bringen, 


Der Sandesfürft läßt dem Landtage feine Anträge 
ſchriftlich mitteilen, entweder auf einmal, oder nad) 
und nad, — Sollten bei neuen Gefegesvorfchlägen, 
oder andern wichtigen Anträgen, mündliche Er 
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gen den Gang der Geſchaͤfte befoͤrdern koͤnnen; 
der Fuͤrſt Miniſter, oder andere Staatsbe⸗ 
als ſeine Commiſſarien zu einzelnen Sitzungen 
dtags abordnen, welche den Gegenſtand nach 
Beweggründen zu entwickeln, jedoch der land» 


yen Abftimmung und Befchlußfaffung nihe 


vohnen haben. 

edem Abgeordneten fteht es frei, Anträge an 
fammlung zu bringen. 

30 die Verfammlung es dienlich findet, koͤn⸗ 


ısfhüffe zur Bearbeitung einfelner Gegen 


zur Anftellung von Unterfuchungen, zur Abs 


von Gutachten, und zur Abfaffung von ı 


en niedergefege werben — Solche Aus- 
e beftehen aug drei oder fünf Perfonen. : Die 
ıffe derfelben werden nach Mehrheit ver Stim⸗ 
at, und fommen wieder zum mündlichen oder 
hen Vortrage bei dem Sandtage. Bei den 
ungen darüber hat jedes Mitglied des Aus« 


wieder feine Stimme, als Mitglied des land⸗ | 


erhaupt. 
rem Fuͤrſten ſteht das Recht zu, den Sandtag 
ıgen, oder aufzulofen. Geſchieht das letztere; 


ren fammtliche Abgeordnete ihre Stellen, den 


rfchall ausgenommen. Laͤngſtens binnen drei 
ın müffen neue Wahlen verfügt werden; doc) 
» Mitglieder der aufgelöfeten Verſammlung 
wählbar. 


Sünfter Abſchnitt. 
Beſtimmungen über die Ausübung der den 
nden zuftehenden Rechte durch den Landtag. 


lle landſchaftliche Kaffen ftehen unter dem Land⸗ 
ollegium, als der oberften Steuerbehörbe. 


* 


— 


⸗ 
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Einige Zeit vor Eröffnung eines Landtags ent 
wirft das Sandfchaftscollegum die Etats aller 
ihm untergeordneten Kaffen auf die naͤchſten drei 
Sabre. Sind diefe Etats gefertigte und berichtigt; 
fo ſendet das Landfchaftscollegium ſolche an den Für 
ften ein zur vorläufigen Genehmigung — 
Nah erfolgter vorläufigen Genehmigung werben bie 
Etats dem Sandtage von dem Fürften unmittelbar 
zugefertigt, damit derfelbe fomohl über die Etats an 
ſich, als über die Mittel, die erforderlichen Bebürfe 
niffe aufzubringen , fich berathen und urtheilen Eönne, 
— Diefe Beurtheilung der Etats und die als ver 
- faffungsmäßig anerfannten Bermwilligungen, gehen 
mittelft einer eigenen Erflärungsfchrift an den Fürs 
ften zuruͤck, worauf von demfelben entweder die Bes 
flätigung der vom Landtage gefchehenen Worfchläge 
erfolge, oder eine nochmalige Prüfung und Erörtes 
rung der Sache bei folhem veranlaßt wird, — 
Sind der Furft und der Landtag über die fammtlichen 
für die nächften drei Rechnungsjahre erforderlichen 
öffentlichen Abgaben, über deren Betrag, Art und 
. Erhebungsweife einverftanden; fo werden fie, als 
von den $andftänden verwilligte und von den Sandes 
fürften genehmigte, vermittelſt Patents ausgefchrieben. 

Die Durchſicht, Prüfung und Abnahme aller 
Rechnungen über die dem Sandfchaftscoflegium unter 
geordneten Kaffen gefchiebt jährlich bei dieſem Cofles 
gium und vor einem Ausſchuſſe aus den landftändis 
f hen Abgeordneten. 

Wenn irgend ein Staatsbürger, welcher zwar 
durch den Landtag mit vertreten wird, aber nicht felbft 
Volfsvertreter ift, ein Gebrechen bemerft, deſſen 
Abftellung das allgemeine Wohl zu erfordern ſcheintze 
oder einen nach feiner Anficht zum Beſten des Landes 
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ihenden Vorfhlag aufgefaße hat; fo blelbt es 
unbenommen , davon ben Landtag ober ben Vor⸗ 
in Kenntniß zu fegen. 


Das Iandftändifhe Rede ver Befhwerde- 
eung, ober der foͤrmlichen Klage hat nur 
(mtsführung des Staatsminifteriums der einzel 
Staatsminifter in ihrem Gefchäftskreife, und der 
en Sandesbehörden zum Gegenftande. — Nur 
ſchwerdefuͤhrung, nicht förmliche Klage, 
uläffig, wenn die Unzweckmaͤßigkeit einer Ver⸗ 
ung, ober einer andern Maasregel, den Landtag 
Gebrauche feines Rechts auffordert; förmliche 
‚ge darf erhoben werden, wenn Unterfchleife bei 
tlichen Kaflen, Beſtechlichkeit, abſichtlich ver- 
erte oder verzoͤgerte Rechtspflege, abſichtliche Ver⸗ 
ung in ber Verwaltung, ober andere willkuͤhrliche 
wiffe in die Verfaffung, oder in die gefegliche 
beit, die Ehre nnd das Eigentfum der Staats- 
er, zur Kenntniß des Landtags gefommen find. 


Der Vorfhlag zu neuen, das Allge 
ne angehenden, Gefegen fann ſowohl 
dem Fürften dem fandtage, als von 
ı Sandtage dem Fürften vorgelegt wer- 
‚ WBerfagt in dem legtern Falle der Fürft die 
ehmigung; fo darf der Landtag feinen Vorfchlag 
auf zwei andern feiner verfaffungsmäßigen Zu⸗ 
menfünfte wiederhohlen. Die ftandifche Ver⸗ 
nlung bat, wenn fie ihre Zuftimmung zu einem 
vorgelegten Gefegesentwurfe verweigert, je 
maldie Gründe ausführlidy anzugeben; 
Fürft Hingegen wird auf einen, von dem fand» 
gethanen, Gefegesvorfehlag nur bie Errheilung, 
die Worenthaltung feiner Sanction ausfprechen, 
J. | 30 
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Sechſter Abſchnitt. 
Gegaͤhr der Verfaſſung. 

An dieſem Grundgeſetze und der durch ſolches 
geſtifteten Verfaſſung darf in keinem Puncte, und 
weder mittelbar noch unmittelbar, weder dur Auf · 
hebung noch durch Zufäge, etwas geändert werden. 
ohne Webereinftimmung bes Sürften und 
‚bes fandtags. 

Alle Staatsdiener find auf den Inhalt biefes 
Grundgeſetzes und beffen Feſthaltung mit zu ver- 

ichten. 
’ Jede abficheliche Verlegung der Verfaffung im 
Staatsdienfte foll als Verbrechen angefehen und 
geftraft werden. — Jede Handlung eines Staats 
dieners, welche in der Abfiht unternommen wird, 
diefe Verfaffung heimlich zu untergraben, ober ge 
waitſam aufzulöfen, ift Hoch verrat h. 

Bei einem Regierungswechſel ſoll ber neue Re 
gent ſich ſchriftlich bei fürftlichen Worten und Ehreh 
verbindlich machen, die Verfaffung nach ihrem gan 
zen Inpalte während ſelner Regierung zu beobaditen, 
aufrecht zu erhalten und zu führen. Diefe fchriftlice 
Werfiherung von dem Zürften, noch vor ber Huldi⸗ 
gung, in Empfang zu nefmen, wird ein außeror 
dentlicher Sandtag berufen. 

Die Sicherftellung diefer Verfaffung wird außen 
dem dem teutfhen Bunde übertragen, 


- 87. . 
20) Herzogehümer Sahfen-Gotha- Alten 
burg — und Sahfen-Meiningeny. 


In beiden unter Einer Regierung vereinigten u 


‘ 
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'enthümern Got ha und Altenburg dauert bie 
yere landſtaͤndiſche Verfaffung fort, wie fie ſeit 
fechszehnten Jahrhunderte beſtand. Im Fürften- 
e Gotha bilden die Stände *) drei Eoflegia: 
srafen und Herren, der Ritter, und ber 
Fanzleifäffigen Städte (Gotha und Walters- 
n). Jedes Collegium führe nur Eine Stimme. 
Ritterſchaft gehören afle Beſitzer landtagsfähiger 
rgüter; fie werben auch ſaͤmmtlich zum Anhören 
‚andtagspropofition berufen; aber nur die vom 
fönnen perfönlih an ben Beratbfchlagungen 
I nehmen. — Im Fürftenehume Altenburg be⸗ 
die Sandichaft aus den zwei Klaflen der Ritter 
t und ber neun Städte (Altenburg, Kahla, Eifen- 
‚ Schmöllen, Ronneburg, Roda, Orlamuͤnde, 
burg und Lucca). Beide Stände haben in 
ser Zeit in Einer Kammer zu Beratbfchlagungen 
vereinigt. Kinige, zunachft auf das Kameral⸗ 
1 fi beziehende, WBeränderungen wurden auf 
Sandtage vom Jahre 1818 im Fuͤrſtenthume 
burg ?*) eingeführt, wodurch die ganze Kameral⸗ 
altung unter die Auffiche ber Landfchaft geftelle 
.. 
Indem Staate des Herzogs von Meiningen 
ben in dem fogenannten Dberlande und in dem 
eile an Roͤmhild Feine Sandftände »eo), weil 


-j — 


zergl. (v. Hoff) geographiſch⸗ſtatiſtiſcher Abriß der 

Laͤnder des Hauſes Sachſen Erneſtiniſcher Linie. (Wei⸗ 

mar, 1819. 8.) ©. 125. 

tgl. darüber: VomLandtagedesHerzogthums 

Sachſen⸗Altenburg im Jahre 1838; in- 

Lüders Ardiv, ©. 1. ©. 605 ff. _ 

Bl. v. Moff, ©. 185. In dem Oberlande find, 

feie feiner Trennung von Coburg, die Strände einges 
30 ® 


468 Pofitives öffentliches Staatsrecht. 


dieſe Befigungen als Domalnen betrachtet werben; 
allein in dem größern Theile des Staates, in dem 
Unterlande, beftehen Sandftände, welche in die 
Ritterſchaft und Städte zerfallen, fo daß bie 
Kitterfhaft 6, und die Städte 6 Deputirte zum Lande 
tage fenden, auf welchen bie Steuern berathen und 
vermilliget werden. Es befteht eine landſchaffliche 
Kaffe und Steuerdeputation, welchen alle Steuerein- 
nahmen untergeordnet find. 





. 88. 
21) Herzogthum Sachſen⸗Hildburghauſen. 
e) Geſchichtliche Einleitung. 


Es war am 15. Sept. 1815, daß der Herzog 
von Sachſen - Hildburghaufen in einem Reſcripte ®) 
erflärte: „es fey nach der Wiederherftellung ber teut⸗ 
ſchen Freiheit eine ber erften Sorgen feiner Regierung 
gewefen, die Mängel ber bisherigen Werfaffung zu 
verbeffern, wo die Ritterſchaft meiftens ein entſchie⸗ 
denes Webergewicht über die Städte gehabt habe, und 
den Bauernftand in die Landſchaft einzw 
führen.“ Dadurch wolle der Herzog die landſchaft⸗ 
liche Verfaffung dem Zwede einer eigentlichen 
und allgemeinen Repräfentation mehr u 
nähern, und zeitgemäß zu vervollfommnen fuchen. 

» Darauf erfolgte am 29. Jan. 1816 die Erklaͤ⸗ 
eung der alten Stände über die in der landſchaft⸗ 





gangen. en in Römpild Bielten 
fi um ie je vor dem Jahre 2806 zur Dee 
*) Ang. Zeit. 18165 St. 256. ©. 1023. 
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lichen Verfaſſung uͤberhaupt zu treffenden Modiflca- 
tionen. Nach derſelben, die nicht amtlich bekannt 
ward, gab der Herzog ber Sanbesregierung auf, 
ihm einen gutadhtlihen Entwurf einer zeitgemäßen 
ſtaͤndiſchen Verfaffung vorzutegen. Der Herzog und 
deſſen Erbprinz billigten denfelben. Der. Regent 
theilte durch Reſcript vom 27. Nov. 1817 *) diefen 
Entwurf den Ständen zur Einfiht mit, und fprad), 
nad) der Annahme deffelben von den Ständen, dens 
felben am 19. März 1818 als Örundgefeg des 
Landes aus, worauf daflelbe unter die Garantie” 
des teutfchen Bundes geftelle ward, Am 1. 
Det. 1818 ward diefe neue Hildburghaufifche Ver⸗ 
faffung von dem teutfhen Bunbe dahin garantirt: 
„um in allen Fällen einzuſchreiten, wo entweder. ber 
Regent, oder die Stände wegen biefer Verfaflung an 
den Bundestag fi) wenden würden.” 


: 89. 
b) PBolitifher Charakter ber Verfaſſungs— 
urfunde *) vom 19. März 18185. 


Erfter Titel. 


Bon ber Sandfhaft überhaupt und beren Rechten und 
Pflichten. 


Das ganze Land und ſaͤmmtliche Unterchanen 
werden in allen Angelegenheiten zwiſchen Regenten 
und Volk durch verfaſſungsmaͤßige Abgeordnete ver⸗ 
treten, deren Geſammtheit die Landſchaft ausmacht. 

Der Landſchaft ſtehen in dieſer Beziehung fol⸗ 


ap} Europ. Conftitt. Th. 3. S. 336. 
“) Sie ſteht inden Europ. Eonftitt. Th. 3. S. 388, 
und in Läders Archiv, Th.2. ©. 69 - 
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gende Rechte zu: 1) das Recht bes Beirachs und 
der Zuſtimmung bei Vertraͤgen und Diſpoſitionen, 
wodurch die Integritaͤt des Landes verletzt, deſſen 
Einkommen geſchmaͤlert, oder die Regierungsverfaſ⸗ 
ſung des herzoglichen Hauſes veraͤndert wird; 2) das 
Recht der Berathung und Zuftimmung bei 
Einführung neuer und bei Abänderung bes 
ſtehender allgemeiner Sandbesgefege, welde 
bie Örundverfaffung bes Landes, die Freiheit ober 
das Eigenthum ber Staatsbürger betreffen; 3) das 
echt, die Etats der Staatsbebürfniffe 
mit dem Regenten oder der dazu beauf 
tragten Behörde gemeinfhaftlich feftzu 
fegen; 4) das Recht, alle für ben’ Staatszweck 
nöthige Abgaben und Seiftungen der Staats 
angehürigen zu verwilligen, bergeftalt, daß folde 
ohne diefe Bewilligung nicht ausgefchrieben und ges 
fordert werden fünnen; 5) das Recht, bie vermillig- 
ten Abgaben und Steuern , unter Controlle ber 
Megierung, in einer befondern Kaffe erhe 
ben, und zu den beftimmten Zweden verwenden zu 
laffen; 6) das Recht, bei den Verfügungen über die 
Domainen in der Art zu concurriren, daß bei 
Difpofitienen über die Subftanz, neben dem agnatl, 
fhen Eonfens, auch) die Zuftimmung der Landfchaft 
erfordert werden foll; 7) das Recht, bemerfte 
Mängel in der Gefeggebung, Ungleichheiten 
und Mißbraͤuche in der Verwaltung dem Regen 
ten anzuzeigen, und zu deren Abftellung Wor- 
fhläge zu hun; 8) das Recht, über Pflichtverlegun- 
gen, Wilkuͤhr , Nichtachtung der Verfaſſung von 
Seiten der Staatsdiener Beſchwerde und Klage 
zu führen, und auf deren Unterfuchung und Defıe 
fung anzutragen. .. 





\ 
' 
’ 
EEE 


Poſitives öffentliches Staatsrecht. 7 


Gefegliche Anordnungen und allgemeine Be⸗ 
Jlüffe des Bundestages, wodurch dem Lande, 
3 Bundesgliede, Verbindlichkeiten aufgelegt wer⸗ 
n, find von der landftändifhen Einwilligung uns 
hängig. Nur bei der Ausführung hat die Lande 
aft über die dazu erforderlichen Mittel mitzuwirken. 


Zweiter Titel, 
Von den Sandesdeputirten. 


In Ruͤckſicht der bisherigen vorzugswelfen Be⸗ 
Heigung zur Sandftandfchaft wird die Eintheilung 
e Abgeordneten nah) Klaffen oder Standen 
behalten, und neben den bisherigen Ständen — 

: Rittergutsbefiger und Bürger — ber 
e Landbewohner umfaflende Stand der Bauern 
d der geiftlihe Stand in. bie Landſchaft einge- 


yet 

Die Zahl der Deputirten wird auf 18 feftgefeßt: 
aus den Befigern der Rittergüter; 5 aus den 

ürgern ber Staͤdte Hildburghaufen ‚ Eisfeld, 
ꝛldburg, Königsberg, Ummerſtadt; 6 aus den 
ingefeffenen der Aemter Hildburghauſen, Eis- 
d, Helbburg, Sonnenfeld, Königsberg und Beh⸗ 
ngen:; 1 aus dem geiftlihen Stande . . 

Jede Kaffe wähle die ihr zufommenben Abge⸗ 
neten aus ihrer Mitte. — Die Wahl gefchieht auf 
hs Jahre; die Austretenden find wieder wählbar, 

Die Deputirsen der Städte und Aemter find be« 
htigt, fich in den zu ihrer Abftimmung fommenden 
sgenftänden von Confulenten berathen zu laflen, 
: aber weder eine eigne Stimme haben, noch De⸗ 
tirtenflimmen ausüben fönnen. 

Die Deputirten find in Anfehung ihrer Aeuße⸗ 
ngen bei den landftändifchen Verhandlungen nicht 
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verantwortlich. Sie find für ihre Perfon un 
verleglich; nur im Falle eines Verbrechens ober 
fehr dringender Umftände kann eine Verhaftung gegen 
Einzelne ftate finden. | 


Dritter Titel. 
Bon landfchaftlihen Beamten, den Ausſchußdepu⸗ 
tirten, dem Landrathe. 


Die Landſchaft bedarf zur Leitung und unniittel- 
baren Beforgung ihrer Gefchäfte gewiſſer Beamten; 
auch ift ihr geftattet, einzelne Gefchäftszmeige und 
gewiſſe Rechte durch befondere Bevollmaͤchtigte wahr: 
nehmen zu laffen. Zu den erftern gehören der Land. 
fhaftsdirector,, der Sandfchaftsfpndicus, der Sands 
fhaftscaffierer, mit ben Subalternen; — zu den letz⸗ 
tern der landſchaftliche Ausfhuß und der Landrath. 

Den Ausfhuß bilden, nebft dem Landſchafts⸗ 
director und Syndicus, 1 Deputirter vom Stande 
der Nittergursbefißer, 2 Städtebeputirte, 1 Amts 
deputirter, und der Deputirte des geiftlichen Stan» 
des. Die Verrihtungen des Ausſchuſſes beftehen: 
in, vorläufiger Berathung und Bearbeitung der auf 
bem Sandtage zum Vortrage fommenden Gefchäfte, 
und in fortwährender Vertretung der Stände außer 
dem Sandtage. Doc kann er weder Steuern bewillis 
gen, noch ſich definieiv über Gefegesvorfchläge , ober 
andere zur unmittelbaren Cognition der Lanbfchaft ges 
eignete Gegenſtaͤnde erflären. 

- Der Landrath, welcher Sig und Stimme 
in der. fandesregierung hat, ift, als folcher, fein 
Mitglied der Sandfchaft, fondern 1) die Mittels 
perfon zwifchen derfelben und der Landes— 
regierung zur Erleichterung der Communicatiea 
und Erzielung größerer Gleichförmigfeit beider Be⸗ 


‘ 
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jrden, und 2) wirkliches Mitglied. der Reglerung, 
m durch feine Theilnahme und Mitwirkung in deu‘ 
jefchäften das Intereſſe und die Mechte der Sande 
haft beftänbig wahrzunehmen, Er wird auf 3 Jahre 
wählt, ift aber immer wieder wählbar, 
Vierter Tiere. 
Bon Sand« und. Ausſchußtagen. 

In ber Regel wird aller 3 Jahte ein Landtag 
n dem Fürften angeordnet. Die: Eröffnung er= 
Igt, wenn mwenigftens 3 der Stände eingetroffen 
nd, Die feitung der Gefchäfte fomme dem Director 
. Die Difeuffionen in der Verfammlung erfolgen 
ündlih. Es ift aber feinenr Mitgliebe verwehrt, 
ine Meinung fchriftlich zu übergeben. Wichtigere 
Jegenftände, wie Gefegesentwürfe, neue Verwilli⸗ 
ungen, Beſchwerdefuͤhrungen, werden in der Regel 
icht fofort in der Sigung diſcutirt, wo fie vor« 
tragen wurden, fondern erft in einer folgenden 
zitzung. Sollte es zmedmäßig ſcheinen, dergleichen 
Jegenftände erft befonders prüfen ober bearbeiten zu 
flen; fo fteht es der Verfammlung frei, hierzu einen; 
usſchuß niederzufegen. | 

Alle Befchlüffe werden durch abfolute Stim« 
ienmehrbeit gefaßt. Zur Faſſung eines gültigen Be« 
hluſſes ift aber die Anmefenheit von wenigftens % 
ımmelicher Sandesdeputirten erforderlich. | 

Alle landesherrlihe Poftulate und Anträge, fa 
ie die landesherrlichen Entfchließungen auf die Ein« 
aben der Sandfchaft ergeben in Referipten. Die Lan⸗ 
esregierung bedient ſich in ihren Mittheilungen an 
ie Sandfchaft ebenfalls der Reſeriptform. Werden 
ei Gefegesvorfchlägen oder andern wichtigen. Gegen« 
änden münbliche Erläuterungen für zweckdienlich er« 
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achtet; ſo wird der Regent ein oder einige Mitglieder 
des geheimen Rathscollegiums oder der Regierung zu 
den Sitzungen bes Landtags abordnen, welche bie 
Sache nach ihren Beweggruͤnden entwickeln, der 
landſtaͤndiſchen Abſtimmung und Beſchlußnahme aber 
nicht beiwohnen. Die Landſchaft erſtattet Berichte 
Erklaͤrungen, Vorſtellungen u. ſ. w., wobei fie ſid 
berfelben Curialien bedient, wie nachgeſetzte Landes 
ee Behörden bei Berichtserftattungen., Im 
Salle abfälliger Erklärungen über landesfuͤrſtliche 
tPropofitionen hat fie die Gründe jedesmal vollftändig 
anzugeben, worauf ber Regent entweder von bem 
Antrage abfteht, oder, im Falle er die Sache noch 
nicht erfchöpft findet, denſelben unter weiterer Aus⸗ 
führung der dafür fprehenden Gründe erneuert. 

Der Fuͤrſt kann die Verfamminng fchließen, 
vertagen, oder gänzlich auflöfen. Im legten Falle 
verlieren fammtliche Abgeordnete, den Director aus« 
genommen, ihre Stellen, und es muß längftens bin- 
nen 3 Monaten zu einer neuen Wahl gefchrieten wer« 
den. Erfolge die Anordnung zur neuen Wahl in der 
beftimmten Zeit nicht; fo ift die vorige Mepräfenta- 
ion wiederhergeſtellt. 

Der Ausfhuß verfammelt fid) zur Beforgung 
dier ihm obliegenden Gefchäfte auf die Einladung des 
$Directors, fo oft es die vorliegenden Arbeiten noth⸗ 
svendig machen. 

' Fünfter Titel, 

Nähere Beſtimmungen über die Ausübung der 
laandſchaftlichen Rechte, 

- Wertraͤge und andere Beſtimmungen, welde 

ten Umfang der gegentärtigen Sandestheile, Die San 

ldesrevenuen, ober die Regierungsverfaflung bes. her⸗ 
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zoglichen Hauſes betreffen, ſollen den Landſtaͤnden 
entweder vor der Eingehung, oder doch noch vor deren 
Ratification, zur Ertheilung ihres Raches und ihrer 
Zuftimmung mitgetheilt werden. 

Das Recht des Beiraths Inder Geſetzge⸗ 
bung begreift zugleich in fi das Recht der Bitte 
und des Vorfchlags wegen zu ertheilender oder 
abzuändernder Geſetze. Verſagt ber Fuͤrſt einem fol 
chen Vorfchlage die Sanction; fo fann der Landtag 
ihn noch bei zwei andern Verſammlungen wieber- 

ohlen. 
u Die Etats, welche von ber Finanzbehoͤrde un« 
ter urrenz der gefammten Sandesregierung zu 
fertigen und in Zukunft auf 3 Jahre einzurichten find, 
werden aus dem geheimen Rate dem landfchaftlichen 
Ausſchuſſe mitgetheilt, welcher fie prüft, und mit ſei⸗ 
nem Gutachten an bie Sandfchaft abgiebse. In diefer 
Beziehung find den Ständen von den Behörden die 
erforderlichen Rechnungen, Nachmeifungen und Aufe 
ſchluͤſſe mitzutheilen, und ihnen ſowohl von der Noth⸗ 
wendigfeit der gemachten. Anforderungen, ald von 
der zweckmaͤßigen Verwendung der früheren Bewilli⸗ 
gungen die vollftändigfte Ueberzeugung zu verfchaffen. 
Diejenigen Diener, welchen die Verwaltung 
der Domainen obliegt, find dafür verantwortlich, 
dag den Rechten der Landſchaft, fo wie ben Verpflich⸗ 
tungen gegen die Agnaten Genüge geleiftee werde, 
Soflten denfelben , und dem SYntereffe des Landes ente 
gegen, Difpofitionen über das Domainenvermögen ge⸗ 
troffen werden; fo follen. biefe auf bloße Einfprache - 
der tandfchaft als ungültig, -und felbft für den Lan 
besheren unverbindlich erfannt werben. | 
Beſchwerden über die Verwaltung über 
haupt und bie Handlungsweife ber Staatsbiener müfe 
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fen, vor ihrer Anbringung, auf dem Landtage In Bes 
rathung und zue Abflimmung gebracht worden fen, 
Den einzelnen Staatsbürgern iſt es geſtattet, 
bemerfte Gebrechen oder Mifbräuche der Landfchaft 
zur Anzeige zu bringen. : :«- 

Das KRecht der Beſchwerde und Klage ge 
gen Staatsbiener wird vorzüglich dadurch gefüchert, 
daß alle Verfügungen des Regenten von denjenigen, 
welche ihn dabei berathen haben, contrafignire 
werden müffen, und jeder Diener für die auf feinen 
Vortrag gefaßten Befchlüffe dem Regenten und 
dem fande verantwortlich iſt. Das Recht 
förmliher Klage von Seite der Sandfchafgggnder 
nur gegen höhere Staatsdiener in dem Falle ſtatt, 
wenn die befchwerende Handlung ein Vergehen in fi 
enthält, welches die Entfcheidung eines Gerichtsho- 
fes erfordert. In allen andern Fällen tritt blog Be- 
ſchwerde beim tandesheren ein, wobei es von den 
Umftänden abhängt, ob eine Unterfuchung ober ein 
bios verantwortliches Verfahren ftatt finder. In jes 
dem Falle wird ber Sandtag von dem Erfolge feiner 
Beſchwerde in Kenntniß gefegt. 


Sechſter Titel. 
Gewaͤhr der Verfaſſung. 


Gegenwaͤrtiges Grundgeſetz kann nur durch 
Uebereinſtimmung des Regenten und des 
Landtags abgeändert werden. Alle Staatsdiener 
ſind auf den Inhalt und die genaue Beobachtung 
deſſelben verpflichtet. Bei Regierungsveraͤnderungen 
erfolgt die Huldigung erſt, wenn der neue Regent 
die Beobachtung, Aufrechthaltung und Handhabung 
der Verfaſſung bei ſeinen fuͤrſtlichen Worten und 
Ehren ſchriftlich zugeſichert hat. Zu dieſem Ende 
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wird ein außerorbentlicher Landtag berufen. -. Enblich 
wird diefe Verfaffung unter bie © arsnile des 
teutſchen Bundes geſtellt. 





9. 
22) Herzosthum Safer. Eobirg 
eld. 


a) Geſchichtliche Einleltung. 


Der Herzog Ernft von Sachſen⸗Coburg⸗Saal⸗ 
feld erließ bald nad) dem Wiener Eöngreffe am 16. 
März 1816 ein Decret*), in welchem er bie 
Grundzüge der in feinem Staate einzuführenden neuen 
Verfaſſung befannt mahte Er fprach darin die 
Stände als Vertreter der fämmtlichen Unter 
thanen und als DBürgen der Aufrechthaltung der 
Verfaſſung aus, und theilte fie in gebohrne und 
gewählte, fo daß die Rittergutsbeſitzer zu den erften, 
bie Repräfentanten aber aus den Stadtraͤthen und aus 
dem ‘Bürger » und Bauernſtande zu den zweiten ge- 

ten. 

Altein wenige Jahre nad) diefem befannt ge 
machten Umriffe einer ftändifchen Verfaffung erflärte 
ber Herzog in einem Edicte **) vom 30. Oct. 1820, 
Daß erden, vonder fanbesregierung verfer 
tigten, Entwurf einer neuen Verfaflung' ſowohl 
ben Landescollegien, als einigen ber vormaligen Stände 
zur Begutachtung mitgetheilt habe, und dag ihm 
nun bie gefammten Refultate diefer Arbeiten zur ( Ent 


*2) Europ. Conftitt. Th. 2. ©. 306. 
*2) Laders dipl. Archiv, Th. 3. ©. 520. 
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ſcheldung vorgelegt worben wären. Er berief bes 
halb einen außerorbentlichen Landtag zum März 1821 
zufammen, deſſen Wünfhe in Betreff der land» 
ftändifchen Verfaſſung er „vernahm und mög 
lichſt beruͤkſichtigte“ (mie es im Eingange der 
Urkunde heiße). 

Darauf erfhien am 8. Aug. 1821 die Urkunde 
felbft, als „Geſetz *), die ftändifhe Ver 
faffung des Herzogthums Coburg- Saal 
feld betreffend.” Mic diefem Grundgefege ftan- 
den drei fpecielle Werorbnungen in Verbindung, 
wovon die eine die Wahlordnung **), die andere 
die Landtagsordnung ***), die dritte das Ver 
hältnif der Staatsdiener +) zum Gegenftande 
hatte. Später, am 13. Sept. 1821, erfhien auch 
ein Schuldenedict }}). 


91. 


b) Politiſcher Charakter der Verfaffung 
vom 8 Aug. 1821. 


Erfter Titel, 


Don dem Herzogthume und deſſen Regierung im 


Allgemeinen. 


Das Herzogehum Koburg » Saalfeld, mit Ein 
ſchluß des Amtes Themar, bildet einen teutſchen Bun 
desſtaat. Die Befchlüffe der Bundesver 


*) Laders dipl. Archiv, Ih. 2. ©. 441. 
“.) Ehend. Th. 3. ©. 529. 

er) Ebend. Th. 3. ©. 523, 

+) Ebend. TH. 3. ©. 536. 

tt) Eſend. Th. 3. ©. 544. — 
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ſammlung, melde bie verfaffungsmäßigen Wet⸗ 
haͤltniſſe Teutfchlands, ober bie Verhältniffe teutfcher 
Segrsbürger im Yilgemeinen betreffen ,. find ein 
Theil des Staatsrechts des Herzogthums, 
und haben in bemfelben, wenn fie vom Sandesheren 
verfündet worden find, verbindliche Kaft. 

Der Herzog iſt das Oberhaupt des Staates, 
vereinigt in ſich alle Rechte der Staatsgewalt, und 
übe fie in den von ihm gegebenen, in biefer Verfafe 
fungsurfunde feftgefegten, Beftimmungen aus, Seine 
Perſon ift heilig und unverletzlich. 

Die herzogliche Würde iſt erblich in ber dire⸗ 
eten leiblichen und geſetzmaͤßigen Nachkommenſchaft 
des Herzogs nach dem Erftgeburtsrechte in maͤnnli⸗ 
cher Sinie; fo wie fich überhaupt die Erbfolge in dem 
berzoglichen Haufe nad) der für bafielbe beftehenden 
Primogenitur » Eonftitution und nach den Verträgen 
in den ſaͤchſiſchen Haͤuſern richtet, 


Zweiter Titel. 


Bon den allgemeinen Rechten und Pflichten der 
Staatsbuͤrger. 


Der Genuß aller buͤrgerlichen Rechte ſteht nur 
Snländern zu. — Staatsbürger find dieje— 
nigen volljährigen Inlaͤnder männlichen Gefchlechts, 
welche ven Huldigungseid gefhworen haben, 

- Alle Einwohner find vor dem Gefege gleich. — 
Die Geburt gewährt keinen Vorzug zur Erlängung 
irgend eines Staatsamts. 

Die Verfchiedenheit der anerfannten chriftlichen 
Eonfeffionen hat keine Werfchiedenheit in den politi» 
fhen und bürgerlichen Rechten zur Folge — Den 
anerfannten chriftlichen Confeflionen iſt die, geſetz⸗ 
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‚mäßige frele und öffentliche Ausuͤbung Ihres Religlons⸗ 
cultus geftattet. 

Jedem Einwohner wird der Genuß vollfomggener 
Gemiſſensfreiheit zugefichert, 
| Jedem Einwohner fteht das Recht ber freien 
Auswanderung zu. 
| Alle aus dem Sehnsverbanbe herruͤhrende Froh⸗ 
nen ſind abloͤsbar, ſo wie alle Feudallaſten uͤberhaupt. 

Jeder Staatsbürger, für welchen Feine geſetz— 
liche Ausnahme befteht, ift verpflichtet, an der ordent⸗ 
lichen Kriegsdienftpflice Antheil zu nehmen, 
Bei dem Aufrufe zur Erfüllung diefer Werbindlichkeie 
entſcheidet unter ben Öleichverpflichteten das Loos, 
mit Geftattung dee Stellvertretung — 
außerordentlihen Norhfällen ift jeder Einwohner 
gur Vertheidigung des Vaterlandes verpflichtet. 

Das Materielle der Juſtizertheilung und das 
gerichtliche Verfahren innerhalb der Grenzen feiner 
gefeglichen Competenz, Form und Wirffamfeie find 
von dem Einfluffe der Regierung ganz unabhängig. 
Es foll Niemand feinem gefeglichen Richter entzogen 


werden. 
Kein Einwohner darf anders, als in den durch 


‚das Recht und die Gefege beftimmten Fällen und or 

men verhaftet oder beftraft werden. Keiner darf län 
ger als 24 Stunden über den Grund feiner Werbafs 
tung in Ungemwißheit gelaffen werden. 





. Dritter Titel, 
Von den Kirchen, den Unterrichts. und Wohlthoaͤ 
tigfeitsanftalten. 


Diie innere Kirchenverfaffung geuieße auch den 
Sau der politifchen Verfaſſung. 
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Verordnungen ber. Kirchengewalt koͤnnen ohne 
vorgängige Einfiht und Genehmigung des Tandes- 
herrn weder verfündet noch vollzogen werden. ' 

Die Geiftlichen find in ihren bürgerlichen Wera 
bältniffen und bei ftrafbaren Handlungen, welde 
nicht bloße Dienftvergehen find, der weltlichen 
Obrigkeit unterworfen. 

Das Kirchengut, das Vermögen der vom Staate 
anerfannten Stiftungen ber Wohlthaͤtigkeits⸗ und 
Unterrichtsanftalten, genießen des befondern Schuges- 
des Staates, und fönnen unter feiner Bedingung 
dem Staatsvermögen einverleibt werden. . .-. 


- Vierter Titel, 
Bon ben Gemeinden. 

Die Angelegenheiten der Gemeinden follen durch 
ein Geſetz geordnet werden, welches als Grundlage 
die eigne felbitftändige Verwaltung des 
Vermögens, unter der Oberaufficht des Staates, 
ausfprechen wird. — Das Vermögen ber Gemein 
den kann unter Feiner Vorausfegung dem 1 Staatsunn- 
mögen einverleibe werden. 


h Fünfter Titel, 
Bon den Landſtaͤnden. 


Tür alle im Herzogthume vereinte Sandestheile 
fol eine Gefammtheit von Sandftänden beftehen, 
welche allen Theilen des Sandes, als einem San 
zen, gemeinfchaftlich ift. 

Diefe Gefammtheit von Landſtaͤnden wird gebil« 
bet: aus 6 Abgeordneten, welche die fämmtlichen 
Rittergutsbefiger aus ihrer Mitte wählen (3 
aus dem Fürftenthume Coburg, 2 aus dem Fuͤrſten⸗ 
ehume Saalfeld, 1 aus dem Amte Themar); — aus 

IV. 31 
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‚2 Abgeordneten ber Stadtobrigkeiten zu Coburg und 
Saalfeld, von welchen jede einen aus ihrer Mitte, — 
ferner aus 3 Abgeordneten der Städte Coburg, Saal 
‚feld: und Poͤßneck, von welchen jede einen aus ihren 
Bürgern zu wählen hat, — und aus 6 Abgeordne 
‚ten der.übrigen Städte und fammtlichen Dorfsgemein- 
den, fö daß aus jeden Amte, mit Inbegriff der ein- 
bezirkten Städte, einer der Eingeſeſſenen gemählt 
mird.. .. J 
. Jender Abgeordnete wird auf 6 Jahre gewaͤhlt, 
iſt aber wieder wählbar. Wird die Ständeverfamm; 
lung vor dem Schluffe ihrer Gefchäfte von den Re 
genten aufgelöfet; fo erlöfchen dadurch die Wahlen, 
und eg trict vor Der Wiedereröffnung der neuen Staͤn⸗ 
deverfammlung, welche in dieſem Falle binnen 6 Mo 
naten gefchehen fol, eine neue Wahl ein. 

Zur Theilnafme an der Ständewahl find im 
Allgemeinen nur diejenigen Staatsbürger bered; 
‚tigt, welche im vollen Genuffe des Staatsbuͤrgerrechts 
fi befinden,,. und welche niemals wegen eines mit 
peinlicheer Strafe gefeglich bedrohten Werbrecdhens, 
wenigftens nicht ohne nachher erfolgte gänzliche Los⸗ 
fprehung, in Unterfuhung, oder wegen Schulden, 
wenigftens nicht ohne völlige Befriedigung ihrer Gläu- 
biger, in Conrurs befangen waren. 

An der Wahl der von den Rittergutsbefigern zu 
wählenden Abgeordneten foll jeder Befiger eines im 
Lande gelegenen Rirtergutes Theil nehmen. Mehrere 
Befiger eines Rittergutes haben einen von ihnen jur 
Stimmführung zu bevollmädtigen. Bei der Wahl 
zum Deputirten ift jedoch auch jeder der übrigen Mit 
befiger (allein aus ben ſaͤmmtlichen Befigern Eines 
Rittergutes nur Einer) wählbar. — In den Städten 
wird zur Wahlberechtigung, außer den allgeme 
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thums, und 3) auf gemeinfhaftlihe Anträge 
und Beſchwerden beziehen. 

Neue Geſettze, welche die eigentliche Landes. 
verfaffung,, d. h. die Beftimmung der gegenfeitigen 
Rechte des Regenten und der Stände betreffen, fo 
wie Abänderungen und Erflärung der beftehenden, be 
bürfen zu ihrer Gültigkeit die Zuſtimmung der 
Stände. Ohne Beirath und. Zuftimmung dee 
Stände fönnen Gefege, welche die perfönliche Frei 


- heit und das Eigenthum betreffen, nicht gegeben, ab- 


geändert und aufgehoben werben. Wenn die Wei 
fammlung gegen einen Borfchlag ſtimmt; fo bleibt er 
bis zum naͤchſten Landtage ausgefeßt, 

Der Regent iſt befugt, ohne ſtaͤndiſche Mi— 
wirfung die zut Vorbereitung, Vollſtreckung und 
Handhabung der Geſetze erforderlichen, fo mie die aus 
den landerherrlihen Rechten fließenden Verordnungen 
und Anftalten zu treffen; auch bleiben die landesherr⸗ 
lihen Rechte hinſichtlich der Privilegien, Diſpenſa⸗ 
tionen und Abolitionen unbefchränft. oo 

Gefegesentwürfe fonnennur vom Län⸗ 
desheren an die Stände, nicht von den 
Ständen an den Landesherrn gebradt 
werden. Die Stände Finnen aber auf neue 
Befege, fo wie auf Abänderung oder Aufhebung 
der beftehenden, antragen. Ze 

In Anfebung des Finanzweſens ſteht 
den Staͤnden die Steuerverwilligung, und 
bei der Verwaltung der Landeskaſſe, unter der Auf⸗ 
ſicht des Regenten, folgende Concurrenz gu: 1) 
wird der Etat der Landeskaſſe mit Zuſtimmung der 
Stände hergeſtellt; 2) find die Stände berechtigt, 
zu verlangen und daruͤber zu wachen, daß ber von 
einem Landtage zum andern geltende Sinanzetat-pünck 
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lich beobachtet werde, fuͤr welche Beobachtung die 
obern Verwaltungsbehoͤrden verantwortlich ſind; 
3) haben die Staͤnde zu allen uͤber den Etat gehen⸗ 
den und außerordentlichen Ausgaben ihre beſondere 
Zuſtimmung zu ertheilen; 4) werden den Staͤnden 
die Kaſſenrapporte mitgetheilt; 5) haben die Staͤnde 
das Recht, bei der Landesregierung auf Kaſſenſtuͤrze an⸗ 
zutragen, und dieſe hat ihnen zu willfahren; 6) haben 
die Staͤnde die Abnahme, Pruͤfung und Juſtiſicatur 


der Landeskaſſenrechnungen gemeinſchaftlich mit det 


Landesregierung zu beſorgen, und 7) zur Befegüng 
der Landesfaflirerftelle dem Fürften vorzufchlagen. 
Die Stände find ferner befugt, von dem Mini⸗ 
ferium alle Subfidien zu verlange. welche zu diefen 
Geſchaͤften, insbefondere aber zur Pruͤfung ber Etats 
und Rechnungen ,. fo wie zur Weberficht der Verwen⸗ 
dung ihrer Verwilligung, und zur Beurtheilung ders 
jenigen Mittel erforderlih find, durch welche bie 
Staatsbedürfnifle gedeckt werden follen. ' 
Zur Sandesfaffe follen nicht nur die directen und 
inbirecten Steuern , fo wie alle noch fünftig von- Ben 
Ständen zur Deckung der Landesbeduͤrfniſſe verriflige 
werdende Abgaben, fondern auch das Einkommen aus 
den Regalien und alle aus Uebung der landesherr- 
lichen Gewalt entfpringende Gefälle, nicht minder der 
gefammte Ertrag der Chauſſee- und Wegegelder, fo 
wie alle zum Behufe des Militairs von den Unter- 
tbanen erfolgende Leiftungen, und die von Hinter 
faffen zu zahlenden Schußgelder fließen. 
' Dagegen full die Landeskaſſe die fämmtlichen 
Koften der Staatsverwaltung,, die Unterhaltung ber 
dem Staatsdienfte gewidmeten öffentlichen Gebäude, 
Des Militairs, den Aufwand für Landesbehoͤrden, 
Kirchen und Schulen, für Chauffeen und Wege, und 
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überhaupt für afl s, was zur Erhaltung und Foͤr⸗ 
derung bes gemeinen Weſens erforderlich ift, beftreiten, 
— Die Ueberfchüffe find, nad) Beftreitung der Zin, 
ſen, zunachft: zu dem Schuldentilgungsfonds , fo wie 
auch zur Erhöhung des Fonds ber Dienerpenfionen 
au, verwenden. Inwiefern die zunaͤchſt auf die Do 
mainen radieirten Bedürfnifle des herzoglichen Hau 
ſes und Hofes nicht aus den Domanialeinfünften vol 
fandig beftritten werden fonnen, treten Zufchüffe 
zu den Koſten des Hofftaates aus der Landeskaſſe zur 
Dauptdomainenfafle ein. 

Die Steuern ‚find nur zur Beſtreitung der fan 
desbeduͤrfniſſe beſtimmt, zu welchen alle Staatsbür- 
ger. nad) verfältißmäßiger Gleichheit, und alles 
Grundeigentpum:F one Ausnahme, alfo auch bie 
Domainengüter ebenfalls gleichmäßig beizutragen 
haben. 

Wenn die Stande bie nothwendige Vermilligung 
für die Erfüllung neuer, durch Verpflichtungen gegen 
ben teutfhen Bund gegründete, Verbindlichkei— 
ten: verweigern follten ; fo ift der Sandesherr zur Aus 
fhreibung der dazu erforderlichen, durch Erfparnifle 
nicht aufzubringenden, Summen berechtigt, und es 
wird über deren Verwendung öffentlihe Rechen 
ſchaft abgelegt. Auch ſteht dem Landesherrn die 
ausfhließende Verfügung über das Milis 
tair, die Sormation beffelben, die Difciplinarter- 
waltung, und das Recht, alle den Kriegsdienft be 
treffende Verordnungen zu erlaffen, ohne flänbifce 
Mitwirfung zu. Aushebungen zur Vermehrung ber 
Truppen über die Bundespflicht hinaus fönnen nur 
Durch ein Geſetz beftimmt werden, welches, wie das 
wonfcripfionsreglement, mit fändifcher Concureen; 
erlaſſen iſt. 
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Die gefammee Staatsfhuld foll durch ein 
onderes Gefeg und durch die Errichtung einer be⸗ 
dern Staatsihulden-Tilgungsanftalt ficher geftelle, 
h eine Vermehrung der Staatsfchulden ohne 
willigung.der Stände nicht vorgenommen werden, 
. Die Domaineneinfünfte follen für die Er- 
tung des Regentenhauſes, für die Abminiftrationg« 
en, und den übrigen Bedarf verwendet werben. 
e Sicherheit und Erhaltung des dem herzoglichen 
ufe eigenthümlid) zuftändigen Domanialvermögens 
| der Regent die Stände zur Berathung im . 
fehung der nüglichen oder ſchaͤdlichen Verwendung 
es Vermögens zugezogen, und bie Stände al 
rants bes Domanialvermögens angefehen wiſſen. 

Die Stände find zum Mertvage von Bitten 
, Befhmwerden bei dem Regenten berechtigt , 
über die abfolute Mehrheit der wenigftens zu $ 
jammelten Abgeorbneten einen Beſchluß gefaßt 

Insbeſondere haben die Stände das Recht, 
Beſchwerden gegen das Benehmen ber 
'aatsdiener an ben Sandesherrn zu bringen. 
(che Befchwerden follen jedesmal zuerft dem Landes⸗ 
n vorgelegt, und nur bann als förmlidye 
age aufgeftelle werden, wenn fie Unterfchleif bei 
ntlihen Kaflen, Beftehungen, abfichtlid) ver⸗ 
gerte oder verzögerte Nechtspflege, Eingriffe in 
Verfaſſung, oder in bie gefegliche Freiheit, bie 
*t und das Eigenthum der einzelnen Unterthanen, 
e dee Behörden und Communen betreffen: 

Einzelne und Corporationen fonnen nur dann 
bie Stände ſich wenden, wenn fie hinſichtlich ihrer 
widuellen Intereſſen ſich auf eine unrechtliche Weiſe 
verlegt und gedrüde halten, und die gefeglichen 
ge bei ben Landesbehörden vergeblid) eingeſchlagen 
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haben. — Anträge Einzelnet und ganzer Corpora- 
tionen hinfichtlich allgemeiner politifcher Intereflen find 
dagegen unzuläffig und ftrafbar,. weil die Prüfung 
und Wahrung diefer ntereffen. lediglich der Stände. 
verfammlung als Gefammtdeit zukommt. 

In der Regel ſoll aller 6 Jahre ein ordentlicher 
Landtag gehalten werden. Doch hängt es von. dem 
Sandesheren ab, wie oft er außerordentliche Lanbtage 
verfammeln will. Er har das Recht, die ftändifchen 
Verſammlungen zu berufen, zu vertagen, aufzulöfen 

. und zu fließen. 

Die Stände genießen während bes Sandtages 
einer völligen Unverlegtheit der Perfon, und fonnen 
während diefer Zeit, ohne Einwilligung ber Standes 
verfammlung, feiner Art. von Arreft unterworfen 
werden, ben Fall einer Ergreifung auf frifcher That 
bei begangenen Verbrehen ausgenommen. 


Siebenter Titel. 
Bon der Gefchäftsorbnung bei den Landtagen. 


. Die Mittheilung der von bem Sandesheren ben 
Ständen vorgelegten Anträge geſchiehet ſchriftlich, 
entweder burd) das Landesminifterium, oder eine be— 
fondere Commiflion. Wenn diefe Anträge Durch “Bes 
fchluffe erledige find; fo werden diejenigen Gegen— 
ftände in der von dem Sandfchaftsdirector zu beſtim— 
menden Ordnung vorgenommen, welche von den ſtaͤn⸗ 
bifchen Mitgliedern in Antrag gebracht worden find, 

Zur Bearbeitung einzelner egenitänbe kann 
die Verfammlung einige aus ihrer Mitte durch die 
Wahl nad) relativer Stimmenmehrheit ernennen. 
Diefe Lommiffionen haben fid) mit dem Minifte 
rium oder den Sandfagscommiffarien zu benehmen, 
um die erforberlihen Nachrichten zu erhalten, oder 
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zu einer Ausgleihung abweichender Anfichten zu 
ingen; Die: Befchlüffe dieſer Commiffionen were 
. nad) abfoluser Stimmenmehrheit gefaßt, und 
ch ein, von ber Commiſſion felbft gewähltes, Mite 
:d derfelben entweder mündlich ober -fchriftlich in 

Ständeverfammlung zum Vortrage gebracht, 
i der Berathung darüber hat jedes Mitglied der 
mmiflion feine Stimme. fo gut, wie die übrigen: 
ände. % 

Nur diejenigen, welche einen Antrag machen rn: 
e den Beſchluß einer Commiflion -vorzutragen 
en, find zur Vorleſung fehriftlicher Auffäge be— 
igt; die uͤbrigen Mitglieder haben ſich auf muͤnd⸗ 
e Vorträge zu beſchraͤnken. 

Zur Guͤltigkeit eines Beſchluſſes der Staͤnde⸗ 
ſammlung iſt die abſolute Mehrheit der Stimmen, 
Anweſenheit von wenigſtens 3, noͤthig, und zur 
yanderuing der ftäandifhen Verfaffung 
Sleihftimmung von drei Viertheilen. ' 


Achter Titel; 
Bon dem ftändifchen Ausſchuſſe. 


Mährend der Zeit, wo feine Ständeverfamm- 
ig ſtatt finder, werben die landftändifchen Gefchäfte 
cc) einen Ausfchuß beforge, welcher aus dem Land⸗ 
aftsdirector, dem Secretair, und 4 Mitgliedern 
ſtaͤndiſchen Verfammlung befteht, welche von der- 
ben , während des Landtages, durch abfolute Stim- 
nmehrheit gewählt, und dem Landesherrn zur Ge- 
Jmigung angezeigt werden. 

Die Gefchäfte des Ausſchuſſes find: 1) die Zus 
nmenberufung der landftändifchen Abgeordneten, 
nn von bem Sandesherrn, entweder auf Antrag des 
ısfchufjes, oder aus eigener Bewegung, ein ver⸗ 
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tmgter Landtag wieder in Thaͤtigkeit geſetzt wird; 2) 
vorläufige Berathung und Bearbeitung der bei der 
ftändifchen Gefammtheit zum Vortrage kommenden 
Gefchäfte (vorläufige Prüfung ber Etatsberathung, 
Begutachtung mitgetheilter Gefegesentwürfe u. f. w.); 
3) fortwährende Vertretung der Stände außer dem 
Landtage. Doch kann der Ausfhuß weder Steuern, 
noch andere Belaftungen der Staatsbürger bewilligen, 
noch ſich definitiv über Gefegesvorfchläge erflären. 
Die Auffiche über die Verwaltung der Sandes- 

kaſſe wird von einem Mitgliede des Ausfchufles und 
einem Mitgliede ber Landesregierung beforgt. 


Neunter Titel 
handelt von bem Rechnungsmwefen bei ber Landeskaſſe. 


Zednter Titel. 
Bon der Gewähr‘ der Verfaffung. 


An diefem Grundgefege fann ohne Uebereinftim- 
mung des Regenten und der Stände, nad) vorgängis 
ger Berathung auf einem Landtage, weber etwas 
al noch binzugefügt werden. 

eder Staatsdiener wird auf deffen genaue Be⸗ 
obachrung verpflichter, und jeder Regent wird bei 
dem Antritte der Regierung die Aufrechtbaltung ber 
Verfaſſung durch eine ſchriftliche Urkunde bei fürft- 
lichen Worten und Ehren verfihern. in auferor 
dentlicher Sandtag nimmt, noch vor der Huldigung, 
diefe Urfunde in Empfang. 

Zur die Verfaffung wird die Garantie bes 
Bundestages nachgefucht. 
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| 92. - ee 
23) Herzogthum Braunſchweig. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Waͤhrend ber Minderjaͤhrigkeit des Herzogs 
Kari von Braunfcweig - Wolfenbüttel (welcher at 
30. Dct 1823 die Regierung antrat), berief der 
Dbervormund, der damalige Prinz - Megent von 
Großbritannien durch Verordnung vom 6. Sept. 1819 
die Stände des Herzogthums zum 12. Det. 1819 zus 
ſammen, welchen der Graf von Münfter den Ent 
wurf zu einer neuen DVerfaffung vorlegte. Diele 
erbaten fich eine Frift zur Berathſchlagung, und er⸗ 
nannten 18 Mitglieder zur Pruͤfung des Entwurfes, 
und zur Unterhandlung mit der Regierung wegen zu 
machender Abänderungen und Zufäge. Die Arbeis 
ten diefer Commiffion wurden am 23. Dec. 1819 
beendigt; die Unterzeichnung der Urkunde *) er⸗ 
folgte von den 18 Mitgliedern derfelben zu Braun⸗ 
ſchweig am 19. an. 1820, und die Ratification 
zu Carlton» Houfe am 25. Apr. 1820. | 


| 03. 
b) Polieifher Charakter der Verfaffungs 
urfunde vom 25. Apr. 1820. 
Erſter Titel. 
Von bem Wefen und den Beſtandtheilen der Land⸗ 
ſchaft, den Eigenfchaften und Wahlen ihrer Mit« 


glieder, 
Die vereinten Stände des. Herzogthums Brauns 


H Sie ſteht In Lüders Archiv, Th. 2. ©. 679. 
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ſchweig⸗ Wolfenbüttel und des Fuͤrſtenthums Blan⸗ 
fenburg reprafentiren bie Gefammtheit der Be⸗ 
wohner beider Sander, ohne befondere Beziehung auf 
die verfchiederien Klaſſen, denen fie angehören. 
Die gefammge ‚tandfchaft bildet ein, aus zwei 
inander an Rechten und Anfehen völlig gleichen Sec- 
I nen beftehendes, -ungetrenntes Ganzes. Die 
erfte derfelben begreift die Hälfte der bisherigen Prä- 
latencurie, und bie Beſitzer der bisher landtagsfaͤhi⸗ 
gen Güter; die zweite die andere Hälfte der bishe— 
rigen Prälatencurie, die Deputirten der Städte, 
und die Abgeordneten der DBefiger ländlicher freier 
‚Güter, welche bisher nicht landtagsfahig waren. 
Zu der Ritterfhaft gehören alle Eigenthüs 
mer ber bisher mit Sig und Stimme auf den fand» 
tagen berechtigten und im Befige der Landftandfchaft 
befindlichen adlichen Guter. (Die Verfaffung nennt 
78 ſolche Güter.) Die Virilftimme auf den Landta— 
gen haftet auf dem jeßigen ganzen Umfange der in 
die Nittermatrifel eingetragenen Zubehörungen der 
Güter, und foll eine Zerſtuͤckelung derfelben, ober 
die Veräußerung folcher immatriculirten Parzellen 
den Verluft des Stimmrechts zur Folge haben, 100 
fern der Beſitzer des Gutes davon nicht vorher bei 
dem permanenten Ausfchuffe der Sandfchaft Anzeige 
gemacht, und auf deffen Bericht an den Landesherrn 
die bachfte Genchmigung feines Vorhabens erlangt hat. 
Aus der bisherigen Eurie der Prälaten er 
feinen als Mitglieder der erften Section die Aebte 
der Stifter und Klöfter Königslutter, Amelungborn; 
Niddagshaufen, die Decane oder Deputirten der 
Stifter St. Blafii und St. Cyriaci, und der Propft 
bes Stiftes Steterburg; — und als Mitglieder 
ber zweiten Section die Achte’ oder Proͤpſte ber 
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ffter und. Kloͤſter Marienthal, Michaelfteln, Ma⸗ 
nberg , Lorenz, Sranfenbeg, Clus und Bruns 
uſen. 

Bon Seiten ber Staͤdie wohnen deren Abge⸗ 
‚nete der zmeiten Section bei, und zwar fuͤr 
raunſchweig 6 Deputirte, für Wolfenbüttel und 
Imftäde 2; jebe der übrigen Städte ſendet ein 
itglied zur Verſammlung. 

Fuͤr den Stand der nicht. zu der Nieterfihafe;ge- 
rigen Örundbefiger auf dem Lande wird in 
em Kreiggerichte aus der Zahl der fomopl auf Bent 
ıtten Lande, als in beri Städten und Flecken an« 
figen Schrift« und Freiſaſſen ein Deputirter aus 
eben, und der: zweiten Sectian jugeorbnet. Die 
ıter und Höfe derfelben duͤrfen in ihren Hauptbe⸗ 
ndfheilen Peiner Dienftrinder Meierver—⸗ 
lihtung unterworfen ſeyn; auch haftet: ‚das 
timmrecht und die Wahlfaͤhigkeit auf dem jegi- 
n Umfange' dieſer Güter und Höfe, und gebe 
ch Trennung‘ und Veräußerung der Zpeile derſel⸗ 
ı verloren. 

Die Städte werden durch den Borficher der 
Güter der Stadt verwaltenden Behörde (den Buͤr⸗ 
meifter). vertreten; daher auch in den. Stäbren 
raunfchweig, Wolfenbüttel und Helmſtaͤdt der erſte 
tadtrath oder Buͤrgermeiſter, vermoͤge feines 
mtes, einer der von dieſen Staͤdten abzuordnen⸗ 
Deputirten iſt. Die uͤbrigen 5 Abgeordneten der 
tadt Braunſchweig muͤſſen aus der Buͤrger— 
aft gewählt: werden, und zwar 2-aus ben Groß⸗ 
ndlern, Banquiers und. Fabrikherren, die Drei an« 
n aber aus der übrigen Kaufmannfcyaft, ben klei⸗ 
mn Sabrifanten, Rentirern, Künftlern oder: Honb- 
rkern; ‘auch. müflen diefe Deputirten ſaͤmmt laͤch 
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mit Geundſtuͤcken angefeffen feyn. Ein Glei. 
ches gilt won den zu wählenden Deputirten ber Stäbte 
Wolfenbüttel und Helmitädt, welche ebenfalls zu den 
Klaſſen der bürgerliche Gewerbe treibenden Einwohner 
gehören müffen, Dieſe Hbgeorbneten werden für je⸗ 
den Sandtag von ben Stadtdeputirten durch bie Mehr- 
ipeit der Stimmen, unter Leitung der Juſtizbehörde, 
gewählt, bie ſich aber alles Einfluſſes auf Die Wahl 
Jelbſt zu enthalten Hat. | 
+ Die Deputirten der zur zweiten Section gehoͤri⸗ 
gen Beſitzer freier Güter merden durch freie 
Mahl von den Befigern felbiger Güter unter teitung 
des Kreisgerichts ernannt; doch koͤnnen nur -folche ge- 
wähle werden, welche ben Aderbau als ihr 
Hauptgewerbe betreiben, 'niht aber diejeni« 
gen, bei welchen andere bürgerliche Werhältniffe vor 
derrfchend find. 

| Zweiter Titel. 

.: Won den Pflihten und Rechten der Sanbftände. 


Da der bisherigen Verfaffung nad), nur bie 
Reichs⸗, Kreis» und Prinzeffinnenfteuern, fo wie 
überhaupt die zur nothwendigen Vertheidigung des 
Waterlandes erforderlichen Auflagen, ohne vorhe 
tige Vermilligung der Stände, aufgebradt 
werden mußten; fo erhält dieſer Grundſatz im Weſent⸗ 
lichen bei der allgemeinen Befteuerung bes Landes 
auch ferner feine Anwendung. Nur verfteht es ſich 
bei den inzwifchen in Teurfchland eingetretenen Ber: 
änderungen ber Staatsverhältniffe, und da vermöge 
berfelben bie Verfügungen und Befhlüffe der 
Bundesverfammlung für ſaͤmmtliche teut 
fd: Staatenverbindlic find, daß die darnach 
and zur Erfuͤllung der Bundesverpftichtungen des 
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des erforderlichen Steuern. und. Laſten von den Un⸗ 
hanen getragen, und ſtatt der vormaligen Reichs⸗ 
) ‚Kreisanlagen auch ferner aufgebracht werden 





Wenn aber zu andern Staats zwecen und Ein- 
rungen neue Abgaben den Einwohnern auferlegt 
den follen; fo kann folches niche anders, . als 
t Einwilligung der Stände gefchepen, — 
e verwilligten und ausgeſchriebenen Steuern aller 
t follen unter der Aufſicht und Leitung eines pon 
a Sandesherrn und den Ständen gemeinfchaftlid) 
etzten und abhängigen Lanbesftenercollegiums erho⸗ 
|, verwaltet und berechnet werben. — Den vers 
ımelten Ständen follen die Etats und Rechnun⸗ 
ı über die Einnahme und Ausgabe. ber allgemeinen 
euerfaffe, "auch eine Nachweiſung über bie: Vexr⸗ 
dung der durch die ausgeſchriebenen Steuern ein⸗ 
angenen Summen, von einem Landtage zum an—⸗ 
n vorgelegt werden, und koͤnnen biefelben fchrift- 
e Bemerkungen dariiber bei der andesherrſchaft 
reichen und Antraͤge darauf gruͤnden. 

Die Etats uͤber neu anzulegende Steuern wer⸗ 
ı von dem Landesherrn und den Staͤnden gemein. 
ıftlich regulirt. 

Verordnungen, welche eine Abänderung in 
n beftehenden allgemeinen Civil- und 
iminalgefeßgen bezwmeden, werden, fo oft 

die Umftände verftatten, den Ständen 
gelegt, und biefelben darüber mit ihren Bemer⸗ 
ıgen, Gutachten und Rath gehört werden. — Ein 
ıes Civil» und Sriminalgefegbuch , eine neue Pro- 
» und allgemeine Polizeiorduung fonnen nicht 
ve Berathung mit ben Ständen eingeführt werden. 

Iſt von weſentlichen Beränberungen die Rede, 
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‚welche bie Sandesverfaflung , Landescollegia, Gerichts: 
und allgemeine DVerwaltungsbehörden ,. deren Wir: 
kungskreis und Verhaͤltniſſe betreffen; .foll von Be 
flimmungen, welche zwifchen dem Regenten und ber 
Landſchaft vertragsmweife getroffen find, abge 
wichen; follen allgemeine gefeglihe Veränderungen 
in Anfehung der Zehnten, Dienfle, Meier» und fon- 
ſtigen gutsherrlichen: Verhaͤltniſſe und Gefälle ver» 
fügt ‚ober allgemeine Gefege über die Theilung der 
:&emeinheiten gegeben werden; fo ift dazu eine Ver: 
(handlung und Uebereinkunft mit den 
Ständen nöthig.: 

© Den verſammelten Ständen ſteht frei, dem 
Regenten Vorſ chlaͤge zu allgemeinen Landesgeſetzen, 
Verfuͤgungen und Anſtalten zu thun, und werden 
ſolche von der Regierung ftets mit allet Aufmerffam- 
:feit aufgenommen, forgfältig geprüft und thunlichſt 
berücfichtige werden. — Nicht weniger find Die Land» 
ftände befugt, wegen bemerfter Mängel oder 
Mißbraͤuche bei der Geſetzgebung, Rechtspflege 
und Verwaltung angemeſſene Vorträge an den 
Regenten zu richten, und über deren Abſtellung gufs 
achtlich fi zu äußern. — Auch ift den Ständen 
unbenommen, dem Landesherrn Beſchwerden 
und Klagen uber die höhernLandesbehor— 
den und Staatsdiener, megen pflichkwidriger 
Verwaltung ihrer Amtsgefchäfte, vorzutragen. 

Um den verfaffungs» und ordnungsmäßigen 
Gang der Staatsgefchäfte und die öffentlichen Be⸗ 
amten wegen ihrer Verantwortlichkeit zu fichern, 
werden die, unter der Unterfchrift bes Landesherrn 
erlaſſenen, Refcripte und Verfügungen jedesmal mit 
der Contrafi ignatur. eines Minifters oder Mitglieds 
des geheimen Raths verfehen. Eine mie biefer Con 
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traſignatur nicht bezeichnete Verfuͤgung des Regenten 
in Landesangelegenheiten wird als erſchlichen an 
gefehen. | ... 
Die von Seiten der Landſchaft dem Steuercolle⸗ 
gium zugeordneten 4Mitglieder (aus jeder Section 2) 
bilden zugleich einen bleibenden Ausfhuß der. 
felben für die zwifchen den Sandtagen nöthig ober 
rathſam befundenen Mittheilungen. Diefer Ausfhuß 
fann, unaufgefordert, Vorftellungen und Anträge in 
landfchaftlihen Angelegenheiten bei dem Sandesherrn 
machen, und feine gutachtlihe Meinung barüber 
pflihemäßig Außern. — Außer diefem permanenten 
Ausfchuffe beftehbt noch ein größerer aus Mike 
gliedern beider Sectionen, welchen der erftere in allen 
zwiſchen den Sandtagen vorfallenden lanbfchaftlichen 
Angelegenheiten von Wichtigfeit zuzuziehen bat, 


Dritter Titel, »54 } 


Bon der Verfammlung ber Stände auf dem Land⸗ 
tage, und der Behandlung der Gefchäfte derfelben. 


Aller 3 Jahre wird regelmäßig ein Landtag ges 
halten; außerordentlich, wenn der Landesherr befon« 
dere Beranlaflung dazu findet. | % 

Jede Section der Stände bilder für fich eine 
befondere Verfammlung, und faßt ihre Befchlüffe 
nach abfolufer Mehrheit der Stimmen. | 

Jede Section wählt aus ihrer Mitte einen Prä- 
fidenten, einen Vicepräfidenten und einen Secretair. 
Zu den beiden erften Stellen gehört dig Beftätigung 
bes Sandesheren. | 

Jede Section fann verhandeln bei Anweſenheit 
eines Drittheils ihrer Mitglieder; um aber Beſchluͤſſe 
zu faffen, muß die Hälfte derfelben verfammelt ſeyn. 

Jedes Mitglied ift berechtige, Anträge zu machen, 

. | | 32 
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doch muß die Stimmenmehrheit der anwefenden Mit: 
‚glieder entſcheiden, ob der Antrag ſich zur *Berarhung 
eignet, auch ob die Angelegenheit einer Commiſſion 
zur vorgängigen Prüfung und Berichtserftartung zu 
übergeben fen. 

Alle Worträge der Stänbemitglieder müffen 
mündlich feyn; nur die landesherrlichen Commiffarien, 
und die im Namen ftändifcher Commiffionen auftre- 
tenden Referenten dürfen fchriftliche Aufſaͤtze ablefen, 

Die abfolute Stimmenmehrheit entſcheidet in 
allen Faͤllen, außer wenn ftändifcher Seits ein Ans 
trag an den Sändesherrn gemacht werden foll, welcher 
eine wefentlihe Abänderung der Landes⸗ oder Steuer 
verfaffung enthalt, wo 3 der Stimmen zum Beſchluſſe 
Örfordert werden, 

Die über verhandelte Gegenftände von einer 
Section befchloffenen Anträge werden fofort der an 
bern Section mitgetheilt, in welcher die vorliegende 
Sache alsdann einer Commiffion zur vorläufigen 
Prüfung übergeben wird. Auf den Bericht derfelben 
wird darüber berathen und abgeſtimmt. — Sollten 
beide Sectionen über einen vorliegenden Gegenftand 
nicht fich vereinigen; fo findet eine Zufammen 
tretung von Commiffarien ftart, welche aus 
jeder Section in gleicher Anzahl ernannt werden, und 
denen, wenn die Sectionen es auch nur einfeitig wuͤn⸗ 


(den, landesherrlihe Commiffarien zugeordnet wer- 


den koͤnnen. 

Ueber einen Gegenſtand, in Anfehung beffen 
eine. Vereinbarung beider Sectionen nicht zu Stande 
fommt, ift ein neuer Antrag und eine weitere Delibe⸗ 
ration waͤhrend deffelben Landtages nicht mehr zuläffig. 

Der Landesherr kann geheime Räthe oder andere 
Staatsbeamte als Commiſſarien zu einzelnen’ Sitzun⸗ 
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gen der Sectionen aborbnen, um die an bie Landſchaft 
erlaffenen Anträge mit ihren Gründen näher zu ent 
wiceln und auseinander zu fegen. Doch bleiben die» 
felben bei der Berathſchlagung und Abftimmung der 
Section nicht gegenwärtig. 
Nicht nur alle von dem Landesherrn und von 
einer Section an die andere erlaffene Anträge, fon- 
dern auch alle fonft in Erwägung fommende umfaf- 
fende Gegenftände müffen, vor ihrer Verhandlung . 
in der ftändifchen Verſammlung, einer zu wählenden 
Commiffion von 3, 5 ober 7 Mitgliedern über 
® geben werden. | 
Die Verhandlungen der Lanbdſchaft muͤſſen fo 
lange geheim gehalten werben, bis die Refultate 
‚ derfelben gefaßt und zur Publication gelangt find. Es 
iR auch nicht erlaubt , die Meinungen und Vota ein⸗ 
zelner Mitglieder befannt zu machen. — Der Sande 
tagsabfhied, unterzeichnet von dem Landesherrn, 
und von dem Präfidenten und dem Landfyndicus der 
Stände, wird durh den Drud zur öffentlichen 
Kunde gebracht. 
(Der vierte Titel enthält allgemeine Be 
ftlimmungen über die Koften des Landtages, die 
Diäten der Stände, die Erbhuldigung eines neuen 
Megenten nad) ver Annahme und DBeftätigung dies 
fer Sandtagsorbnung von demfelben, u. a.) 


94. — 
24) Herzogthum Naſſan. 
a) Geſchichtliche Einleitung. 


Die Laͤnder des Haufes Naſſau hatten durch den 
Reichsdeputations hauptſchluß und durch Die: Confüde⸗ 
32 ® 
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-rationsacte des Rheinbundes wefentliche Weränderun: 
‚gen erfahren; nicht unbedeutend waren diejenigen, 
welche nad) der Auflöfung des Rheinbundes erfolg« 
„ten, deren Ergebniffe, nad) dem Abſchluſſe der Ver 
träge mit dem Raſſau. Oraniſchen Haufe im König- 
. veihe.der Niederlande (24. ul. 1814), und mit 
dem Königreiche Preußen (31. Mai 1815), in die 
teutiche Bundesacte übergingen. 

Weil das Haus Naffau- ‚Ufingen auf dem 
Erloͤſchen ſtand, und deffen Befigungen an bas Haus 
Naflan- Weilb urg fielen; fo war bereits bei der 
Stiftung des Rheinbundes das Najjauifche Sand als 
‚Ein politifhes Ganzes, als Ein Herzogehum,, aus- 
gefprochen und anerfannt worden. Doch ruhte die 
Herzogliche Würde bis zum Erlöfchen des Hauſes 
‚ Mfingen nur auf diefer Linie, und ging erft am 24, 
. Mär; 1816, beim Tode bes Herzogs Zriedric) Augufl, 
‚auf bie bisherige MWeilburgifche Linie über, 

Bevor noch der Wiener Congreß eröffnet warb, 
ſprachen durch Patent”) vom 2. Sept. 1814 bie 
damals noch lebenden beiden Fuͤrſten, der Herzog Srie 
drich Auguſt von Naffau, und der Fürft Friedrich 
Wilhelm von Naſſau, die Stiftung einer land 
ſtaͤndiſchen Verfafſung aus, der erften auf 
teutfhem Boden nach der Yuflöfung des Rheinbun⸗ 
bes, und in ber Zwifchenzeit zwiſchen dem erften 
Darifer Frieden vom 30.Mai 1814 und den Beſtim⸗ 
mungen der teutfchen Bundesacte vom 8. Juny 1815. 
— Zmei fpätere Patente **) vom 4. Nov, 1815 
betrafen: 2 die Wahl der Sandftände, und 


°) Es ſieht ini den Europ. Conſtitt. Th.2. 8.295, — 
and in Eüders Ardiv, Th. 3. ©. 499. 


0.) Beide ſtehen in den Eur. Conſtitt. Th. 3. ©.574, 
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— * die Bildung der Verrenbanft der land 
aͤnde. 


b) Politiſcher Epäräfter der- Weifaffung, 
vom‘. Sept. 1814. 


Das Patent, welches - die Grundzüge der Ber 
faffung des Herzogthums enthält, zerfällt in zwei‘ 
Theile. Der erfte nenne die allgemeinen ſtaats⸗ 
bürgerlichen Kechte, welche bie beiden Regen⸗ 
ten bereits in einzelnen Edicten ausgefprochen hatten, 
und in dem Patente ihrem Sande wiederhohlt zuficher-, 
ten; der zweite bezeichnet die neuangeorhneten ſtaͤn⸗ 
difgen Verbältniffe 

Die Fürften erflärten: daß fie niche nur. bie, 
bürgerliche Freiheit ihrer Untertanen moͤglichſt 
gefichert,, und die politifche GleichHeit derfelben- 
vor dem Öefege aufrecht erhalten, ſonders aud) den 
Grund zu einer, auf diefen beiden Stüße: 
punctenruhenden, Verfaſſung gelegt hätten.. 
„Von dieſer Abfiche ausgehend und yon folchen Bes: 
weggränden geleitet,. haben Wir die wollkommenſte 
Duldung religiöfer Meinungen und freie Hebung 
jedes Sottesdienftes.in Unfern Sanden geband«- 
habt; eben fo die freie Aeußerung politiſcher 
Meinungen, fo weit auswärtige Staatsrüdfichten 
nicht eine Befchränfung verlangten. Mir haben’ 
Unfern Unterthanen den freien Abzug mit ihrem. 
Vermögen, nach erfülltee Militairpfliht, in alle 
diejenigen Staaten zugeftanden, wo gleiche Abzugs- 
freiheit in Unſer Gebiet geitattet wird. Wir haben 
die Leibeigenfhaft von Grund aus in Unferm 
Herzogthume getilgt, den Srohn» und. Dienft« 
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zwang unter Schadloshaltung der Dienſtherren ge⸗ 
föfee, koͤrperliche Zuͤchtigungen als Strafmittel abge⸗ 
ſtellt, erbliche Vorrechte auf hoͤhere Staats— 
"ämter niht anerkanmt; vielmehr aus allen 
Ständen zu. den .oberften Cipil⸗ und Militairftellen 
berufen, wer Uns dazu tuͤchtig ſchien. Die Fuftiz- 
‚ pflege ward, unabhängig von Uns, durd) die ange. 
ordneten Jaſtizbehoͤrden verwaltet... Wir haben Un⸗ 
fern landesgertlichen Fiſeus den Gerichtshoͤfen unfer- 
geordnet, und: Uns des Rechts begeben, angeftellte 
Staatsdiener willführlich zu entlaffen. Wir haben 
die freie Benugung bes Grundeigenthums unter ben 
Schutz fchirmender Gefege geftellt, das Meche der 
Wildbahn und alle, den Anbau des Bodens flörende, 
MWeidegerechtfame bis zur Unfchädlichkeit befchränft; 
die Ablöfing der Zehnten, Grunbbelaftungen und 
Servituten vorbereitet, und fir die Einführung einer 
völligen Gewerbefreiheit vorbereitende Maasregeln ges 
teoffen. Wir Haben feine Abgaben von Unfern 
Unterthanen erhoben, außer für Bedürfniffe bes 
Staates; Wir haben verorbnet, daß ein Jeder 
Dazu beitrage nah dem Maasftabe feines 
reinen Einfommens; baß einzelnen Ständen 
ober Perfonen feine Befreiungen forthin davon er» 
laffen werden. Wir haben in dringenden Finanzan⸗ 
gelegenbeiten Domainen Unfers Haufes zum Vor—⸗ 
theileder Staasfaffeveräußert — Uhnfte 
Unterthanen haben aber aud) (dur) Theilnahme an 
bem Befreiungsfampfe im Jahre 1813 und 1814) 
ihr Recht auf eine felbftftändige und ehrenhafte Stel- 
fung unter den verwandten Stämmen bes Leutfchen 
Volkes im fünftigen teurfchen Staatenvereine ſich bes 
feftige, und Wir finden Uns bewogen, die Anerken⸗ 
nung biefes Rechts, durch die gauerhafte Be 
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gruͤndung einer eigenthuͤmlichen Verfaf— 
fung, noch mehr ihnen allenthalben zu verſichern. 
Es iſt uͤbrig, Allem, was fuͤr die Einfuͤhrung einer 
liberalen, den Bebürfniffen Unſrer Zeit und Unfers 
Staates entſprechenden, Verfaſſung in Unferm Her⸗ 
zogthume entweder ſchon gefchehen ift, ober noch er— 
forderlich feyn wird, auch eine gleich kraͤftige 
Gemährleiftung im Innern zu geben, welche 
Wir in der Errihtung von Landſtaͤnden ges 
funden zu haben glauben. Indem Wir Unfern 
Sanbftänden die Bewahrung jensgr ange 
führten Grundlagen ſowohl, wie Die weis 
tere Ausbildung einer folhen eigentbüms 
lihen tandesverfaffung übertragen, über 
laflen.Wir Uns der Hoffnung, diefelben.-gegen deu 


S 


Wechfel aller Dinge, welchem gefegliche Eimridtune _ 


gen in rein monardifchen Staatsformen mehr, als 
anderwärts, unterworfen find, nach Moslichteit 
ſicher geſtellt zu haben.“ 

Nach dieſen allgemeinen Grundſatzen folgten als 
einzelne Beſtimmungen: 

Die Sandftände find zufammengefegt aus Mit 
gliedern der Herrenbanf, und Landes de⸗ 
putirten, welche in abgefonderten Sigum 
gen fi verfammeln. Die Mitglieder der Herren 
banf werden vom Regenten auf Sebenszeit, 
ober erblich ernannt; die Sandesdeputirten aber von 
den Vorſtehern der Geiftlichfeit und höhern Lehran⸗ 
ftalten , von den begütereften Sandeigenthümern, und 
von den Inhabern größerer Gewerbe erwahlt. 

Die Sicherheit des Eigenthums und der perfön, 
lichen Freiheit wird unter die mitwirfende Gewähr. 
: feiftung der Landftände geftel. Sie ſollen bar 
über waden, und dazauf zu halten hefugt 
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ſeyn, baß die freie Wirkſamkeit der oberſten Juſti;⸗ 
behoͤrden nie beſchraͤnkt werde; daß willkuͤhrliche Ver⸗ 
haftungen, ohne rechtliches Verfahren nach den be 
ſtehenden Gofetzen, auf feine Weiſe ſtatt finden; auch 
daß fein Unterthan feinem durch die Geſetze beftimm- 
ten ordentlichen: Richter durch außerordentliche Maas- 
Pegeln entzogen werde. "Birdem Ende werden den 
tandfländen folgende Rechte beigelegt: | 
OOhtie ihre Einwilligung foll an den, im Ein- 
gange diefes Patents erwähnten, die Aufrechthaltung 
der bürgerlichen und Gewerbe » Freiheit, fo wie bie 
Gleichheit Ber Abgaben. bezweckenden, Gefegen und 
Einrichtungen Yon dem Negenten nie eine Abaͤnde⸗ 
rurig verfüge werden. Ueberdies füllen wichtige, das 
Eigenthum ‚die perfönliche Freiheit und Verfaſſung 
betreffende, neue Sandesgefege nicht ohne 
ben Rath und die Zuftimmung ber Sand 
fände eingeführe werden. - 

Sie fönnen dem Negenten VBorfhläge zur 
Abaͤnderung beftehender und Einführung neuer Gefege 
überreichen; allgemeine und befondere Beſchwer— 
den’ einzelner Sandtheile oder Unterehanenflaffen dem 
Megenten’ vofftagen, und fordern, daß gegen ben 
Staatsminifter und gegen Sandescollegia: wegen ber 
fimmter Beſchuldigungen (Verlegung der Beſtim— 
mungen der Verfaflung, Beſtechung, Concuffion) eine 
Unterfuhungscommiffion angeordnet werde: Solche 
Vorfchläge und Beſchwerden fönnen von jedem ein 
zelnen Mitgliede der Herrenbanf und der fan 
desdeputirten, während der Sißung ihrer Werfamm- 
lungen, in Antrag gebracht, dem Regenten aber 
nur, nad) der Zuftimmung der Mehrheit in jeder Ab⸗ 
theilung , vorgelegt werden. Auf gleicye Weife mwer- 
ben die vom Regenten den Landſtänden zum 
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Gutachten und zur Beiftimmung miezguthei⸗ 
lenden Geſetzes vorſchlaͤge in jeder Abtheilung 
beſonders diſcutirt und: daruͤber abgeſtimmt; ſo daß 
nur die für ſich zahlende Schumenmehrheit in jeder 
einzelnen Abtheilung die Zuftimmung ber Sandftände 
beurfunder. Herrfchen getheilte Meinungen in beiden’ 
Abtheilungen; fo wird die Wereinigung derſelben 
durch eine, von jeder Abrheilung in gleicher Anzahl 
zu erwählende, Deputation verſucht, welche unter- 
den beiden Präfidenten zufammentritt, Bei nicht ſtatt 
findender Vereinigung behäfe fich der Regent die Ente 
fheidung vor. | 
Ale zu erhebende directe und inbirecte 
Abgaben follen von der Mehrheit der Sandftände, 
wobei die einzelnen Stimmen in beiden 
Abreheilungen zufammen zu zählen find, : 
im Voraus bewilligt werden; alle Directe Abgaben 
für den Zeitraum eines Jahres, die inbirecten, 
nach Gutbefinden, auf fechs Jahre, Zu dem Ende 
ift das Bedürfniß des fommenden Jahres, ſammt 
dem wahrfcheinlichen Ertrage der zu erhebenden Ab⸗ 
gaben, in genauen und vollftändigen Ueberfichten, 
ihnen vorzulegen; auf gleiche Art auch die gefchehene 
Verwendung der bemilligten Abgaben ihnen, unter 
Einficht der geführten Rechnungen, mit den “Belegen 
derfelben nachzumeifen. - 

- Die $andftände fonnen, während ihrer Sigungs- 
zeit, -Vorftellungen und Bittſchräften von 
einzelnen. Unterthanen, fo wie von Benieinden an- 
nehmen. Sie müffen aber fchriftlid) an die Präfis 
denten beider Abtheilungen eingefchicke werden. - . 

- ‚Die Stände verfammeln fi jaͤhrlich; der Re⸗ 
gent kann fie, nad) dem es ihm erforderlich ſcheint, 
außerordentlich zufammenberufen, auc) die Berfamm- 
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[ung vertagen, und auflöfen. Erernennt Zu den 
Sigungen jeder Abtheilung Commiff« 
rien, welche an allen Verhandlungen Theil nehmen, 
ohne bei der Abſtimmung zugegen zu feyn. 

Waͤhrend ber ftandifhen Verfammlung fann 
fein Mitglied, ohne Zuflimmung der Abcheilung, 
wozu e8 gehört, verhaftet werden. 

Gebohrne Mitglieder dee Herrenbanf find 

: alle Prinzen des Haufes nach zurüdgelegtem 21ften 
Jahre. Erbliche Mitglieder derfelben find Die jes 
desmaljgen im SHerzogthume beftehenden Standes 
berrfchaften: der Graffchaft Holzappel und Herrfchaft 
Schaumburg, der Graffchaft Wefterburg, der Herr 
fhaften Reiffenberg und Cransberg, der (fürftlid 
Leyenſchen) Grundherrlichfeiten zu Fachbach und Nies 

vern, fodann die gräflihe Familie von Walderborf, 
und die freiherrlihe Samilie vom Stein. Sie haben 
das Recht, den Verfammlungen vom Eintritte in 
das 25fte Jahr an perfünlich beizumohnen, und fän- 
nen ſich, nad) Gutbefinden, aud) durch Bevollmaͤch⸗ 
tigee vertreten laffen. — Außer diefen gebohrnen 
und erblichen Mitgliedern find den adlichen Guts— 
eigenthüämern in dem Herzogthume ſechs Viril— 
ffimmen bei der Herrenbanf verliehen, welche fie 
durch Deputirte vertreten laſſen, die von fämmtlichen 
wenigftens 21 Fl. zu jedem Grundfteuerfimplum ent 
eichtenden adlichen Gutsbefigern aus ihrer Mitte zu 
jeber ftändifchen Werfammlung erwählt werden ®), 
Die Verfammlung der Sandesdeputirten 


— ⏑ 


*) In dieſer letzten Beſtimmung, welche in dem ange— 
führten Patente vom 4. Nov. 1815 enthalten if, 
warb manches in dem Derfaffungspatente vom 2. 
Sept. 1814 modificirt. | 
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cht aus 22 Mitgliedern, welche bay. 25fte 
br zurückgelegt haben muͤſſen, und. durch abfolute 
immenmeprheit auf die Dauer von 7 jahren er⸗ 
bie werden. Sie beftehen,.aus 2 Inſpectoren ber 
ngelifchen und 1 Dechant ber Fatholifchen Geiſt⸗ 
feit; aus einem Mitgliede aus ben Vorſtehern der 
ern Sehranftalten; aus 3 von den höchftbefteuerten- 
werbebefißern,, welche wenigftens einen, dem Ges 
‚defteuerfimplum der gewählten Klaffe gleichflehen« 

‚, Steuerbetrag entrichten; und aus 15 von dem 
(begürerten Landeigenthuͤmern, welche zu jedem 
undfteuerfimplum wenigfiens 21 Fl. beitragen, 

Den Präfiventen der Herrenbanf ernennt ber 
rzog für jede Sigungszeit aus der-Mitte berfelben; 
ı Prafjidenten der Depufirten aus 3 von denfelben 
gefchlagenen Mitgliedern, 

Die Sigungen ber Landesdeputirten 
id oͤffentlich »). — Die Verhandlungen bei⸗ 

Kammern werden durch Druck zur öffentlichen 
antniß gebracht. 
) ‘ 
95 
05) Färſtenthum ppe⸗Schaumburg. 
Verfaſſung vom 15. Jan. 1816. 


Mit Beziehung auf die Verhandlungen und Be⸗ 





Am Datente vom 2. Sept; 1814 hieß es: „die Sitzun⸗ 
gen find nicht oöͤffentlich; doch koͤnnen dieſelben 
durch Stimmenmehrheit die oͤffentliche Bekanntmachung 
ihrer Verhandlungen, mittelſt Abbruck und 
Vertheilung von 25 Eremplaren an jedes 
ihrer Mitglieder, verordnen.” — Gpäter warb aber 
die Deffentlihkeit der Sitzungen ber zweiten 
Kammer foͤrmlich ausgeſprochen. 
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ſchluͤſſe ef dem Eongreffe zu Wien, ſprach der Fürft 
. Georg - Wilhelm: von tippe» Schaumburg in einem 
Reſcripte Y'vom 15. Jan. 1816 die Grundzüge 
der band ſtändiſchen Werfaffung in feinem 
Staat :auß, .. 

Er ertheilte ihnen folgende Rechte: das Recht, 
die zur Staatsverwaltung noͤthigen Ausgaben nad 
den ihnen vorzulegenden Berechnungen zu prüfen, 
mit dem Regenten über. das Maas und die Art der 
Befteuerung fi) zu vereinigen, und die darnach er- 
forderlichen Steuern zu verwilligen (in welcher 
Hinficht der Landesvergleich vom 3 Dec. 1792 
Beftäfige warb); — das Recht, über die zu erlaffen- 
den allgemeinen fandesgefege ihr Gutach— 
fen,. und, wenn fie auf die Sandesverfaffung einen 
wefentlihen Einfluß haben, ihre Einwilligung 
zu ertheilen; — das Recht, von der Verwendung 
der Sandesfteuern Kenntniß zunehmen, und jährlid 
Bie Rechnungen der Sandesfteuerfaffe zur Einfiche zu 
erhalten; — das Recht, über Gegenftände ber all: 
gemeinen Wohlfahrt dem Regenten Borfchläge zu 
machen, fo wie ihre Beſchwerden über Mißbraͤuche 
und-Unregelmäßigfeiten im oͤffentlichen Dienſte, mit 
Beweiſen belegt, bei ihm anzubringen. 

Alle Unterthanen der Schaumburgiſchen Lande 
find zur Landſtandſchaft berechtigt, dergeſtalt, daß 
die wirklichen Beſitzer adlicher Guͤter, die 
Deputirten der Stadte und Flecken, und die 
Deputirten der Amtsunterthanen auf dem 
Landtage zu erſcheinen befugt ſeyn ſollen. — Die Land⸗ 
ſtaͤnde von der Ritterſchaft muͤſſen ein adliches 
freies Gut beſitzen, und 25 Jahre alt ſeyn. — Die 





2) Es ſteht in den Europ: Conſtitt. Ih. 3. ©. 410. 
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täbee Buͤckeburg. und Stabthagen, und die 
ecken Steinhude und Hagenburg fenden jedes 
ıen Deputirten, welchen ber Magiftrat aus feiner 
itte, oder aus ber Bürgerfchaft beſtellen kann. — 
8 den wirflihen Beſitzern von Bauergütern, 
Ihe 30 Jahre zurüdgelegt haben müffen , follen 
heinen: aus dem Amte Büdeburg 2, aus dem 
ate Stadthagen 2, aus dem Amte Hagenburg einer, 
d aus dem Amte Arensburg einer.  . 

Sährlich foll ein Landtag gehalten werden,  : 





96. 
26) Furſtenthug Lippe Detmold. 


Verfaſſung vom 8. Jun. 1819. 


Als Vormuͤnderin ihres Sohnes, des nun re⸗ 
renden Fuͤrſten Leopold, gab die‘ verwittwete 
in verewigte) Fuͤrſtin Pa uline am 8. Sun. 1819 
em Staate eine Verfaffung ®), welche, nach 
er oͤffentlichen Beurtheilung derſelben in der Ha l« 
chen Literaturzeitung 1820. St. 40, aus 

Feder der Fürftin ſelbſt gefloffen und 
ı dem Fürften Leopold mit unterzeichnet worden 

‚ Die aber bis jetzt noch nicht ins öffentliche Leben 
, weil nicht nur die alten Sandftände von Rister- 
ıft und Städten, fondern auh ber Fuͤrſt von 
»pe⸗Schau mburg, ale Agnat, (2. Aug. 
19) Widerfpruch gegen diefelbe bei der Bundes⸗ 
ſammlung zu Frankfurt erhoben. 


Sie ſteht in den Europ. Conſtitt. 2. 3. ©. 416, 
und in Laders Archiv, 2 S.⸗ de 


{ 
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Die weſentlichſten Beſtimmungen derſelben find: 

Die bisherigen Staͤnde von Ritterſchaft und 
Staͤdten im Fuͤrſtenthume Lippe werden aufgehoben, 

"und durch eine Vertretung aller Landeseinwohner 
erfegt. Diefe Volfsvertretung ruhet auf Grund. 
eigentbum, und bildet ſich aus den drei Klafe 
fen der fhriftfäffigen Grundbeſitzer, bes 
Bürgerftandes, und des Bauernftandes, 
Jede diefer drei Klaffen wählt aus ihrer Miete fieben 
"Abgeordnete, welche ben Landtag bilden. 

Diefe Stände follen bei Einführung neuer, 
ober Abänderung früherer Sandesgefege ihr Gut 
achten, und, wenn jene Verordnungen auf die 
Sanbesverfaffung mwefentlihen Einfluß haben, ihre 
Zuftimmung geben. — Ohne Berathung und Bei: 
flimmung der Stände fann feine neue Steuer 
aufgelegt, und feine Anleihe auf den Erebit lands 
ſchaftlicher Kaflen gemacht werben. Die bisherigen 
Steuern bleiben vorerft noch In gewohnter Art. — 
Die Regierung legt auf dem Sandtage ven Etat der 
nöthig erachteten Bewilligungen den Ständen zur 
Prüfung vor 

Den Ständen fteht das Recht des Vorſchla— 
ges, dee Anzeige und der Erinnerung bei 
Gegenftänden zu, welche die Wohlfahrt des Sandes, 
Vervollkommnung der Gefeggebung, Mißbräuche der 
Verwaltung, und Verbrechen einzelner Staatsdiener 


umfoffen. Ä 
Außer bem Sandtage befteht ein Ausſchuß 
aus dem Sandfchaftdirector, dem Landſyndicus, und 
3 Deputirten, von welchen aus jedem Stande einer 
gewählt wird. | 
‚Ein Deputirter muß 30 Jahre ale ſeyn, und 
ein Grunddermögen von 3000 Thalern haben. — 
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wird auf 6 Jahre gemähle. Die Mitglieber der 
gierung, der Rentfammer, des Conſiſtoriums, 
obern Juſtizhoͤfe, und bie, welche Hofchargen 
r Militairdienfte bekleiden, können feine Depu⸗ 
en ſeyn. | 

Die ordentlihen Sandtage werben aller zwei 
hre gehalten. 

Die Deputirten berathfchlagen in Einer Kam- 
»r. — Die Beratbfehlagungen gefchehen dffent- 
h; doch fann die Kammer das Abtreten ber Zu⸗ 
er verlangen. Die Refultate des Landtages 
en in paßlicher Form und Kürze durch den 
ruck befannt gemacht werden. 

Zu einem gültigen Befchluffe bedarf es der An⸗ 
ienheit von mwenigftens $ ber Deputicten. Die 
immenmehrheit entfcheibetz; boch fteht jedem Ab- 
edneten frei, feine abweichende Meinung in einem 
andern Auflage zur Kenntniß des Megenten zu 


ngen. | 
Die Sandesabgeordneten find wegen ihrer Aeuße⸗ 
gen in der Standeverfammlung nicht verantwort« 
und, während der Dauer des Landtages, perfün- 
unverleglih. Nur die Begehung eines Ver⸗ 
chens koͤnnte Verhaftung zuzieben, 


97. 

7) Fuͤrſtenthum Waldel-Pyemont. 
Verfaſſung vom 19. Apr. 1816. | 
Das Fuͤrſtenthum Walde (nicht aber Pyr⸗ 

ait) hatte bereits ſeit Jahrhunderten Stände, ges 

et aus der Ritterfchaft und den Stäbten Weil 

r dieſe fländifche Verfaſſung den Verhaͤltniſſen 
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Die wefentlichften Beftimmungen derfelben find: 

Die bisherigen Stände von Ritterſchaft und 
Staͤdten im Fürftenthume tippe werden aufgehoben, 
"und: durch eine Vertretung aller Sandeseinmohner 
erfegt. Diefe Volksvertretung ruhet auf Grund: - 
eigentbum, und bildet fih aus den drei Klafs 
fen der fhrifefäffigen Örundbefiger, des 
Bürgerftandes, und des Bauernftandes, 
Jede diefer drei Klaffen wählt aus ihrer Mitte fieben 
"Abgeordnete, welche den Sandtag bilden. 

Diefe Stände follen bei Einführung neuer, 
ober Abänderung früherer Lanbesgefege ihr Gut. 
achten, und, wenn jene Verordnungen auf die 
Sanbesverfaffung wefentlihen Einfluß haben, ihre 
Zuftimmung geben. — Ohne Berathung und Bei- 
ftimmung der Stände fann feine neue Steuer 
aufgelegt, und feine Anleihe auf den Credit lands 
ſchaftlicher Kaffen gemacht werden. Die bisherigen 
Steuern bleiben vorerft noch In gewohnter Art. — 
Die Regierung lege auf dem Sandtage den Etat der _ 
nöthig erachteten Bewilligungen den Ständen zur 
Prüfung von 

Den Ständen fteht das Recht des Vorſchla— 
ges, der Anzeige und der Erinnerung be 
Gegenftänden zu, welche die Wohlfahrt des Landes, 
Vervollkommnung ber Gefeggebung, Mißbräuche der 
Verwaltung, und Verbrechen einzelner Staatsdiener 
umfaffen. Ä | 

Außer dem Landtage befteht ein Ausfchuß 
aus dem Sandfchaftdirector, dem Landſyndicus, und 
3 Deputirten, von welchen aus jedem Stande einer 
gewaͤhlt wird. | 

"Ein Deputirtee muß 30 Jahre ale fenn ‚und 
ein Grundvermoͤgen von 3000 Thalern Haben. — 
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: wird auf 6 Jahre gemähle. Die Mitglieder ber 
sgierung, der Nentfammer, des Conſiſtoriums, 
r obern Juſtizhoͤfe, und die, welche Hofchargen 
er Militairdienfte bekleiden, koͤnnen feine Depu⸗ 
ten ſeyn. | | 

Die ordentlichen Sandtage werben aller zwei 
ihre gehalten. 

Die Deputirten berathfchlagen in Einer Kam- 
er. — Die Beratbfchlagungen gefhehen dffent- 
ch; doch kann die Kammer das Abtreten der Zu- 
rer verlangen. Die Refultate des Landtages 
len in paßliher Form und Kürze burch den 
ruck befannt gemacht werden. 

Zu einem gültigen Befchluffe bebarf es der An⸗ 
fenheit von menigftens 3 ber Deputirten. Die 
timmenmehrheit entfcheibet; doc) fteht jedem Ab- 
wbneten frei, feine abweichende Meinung in einem 
ondern Auffage zur Kenntniß des Regenten zu 
ngen. | 
Die Sandesabgeorbneten find wegen ihrer Aeuße⸗ 
ıgen in der Ständeverfammlung nicht verantwort⸗ 
) und, während der Dauer des Landtages, perſoͤn⸗ 
y unverleglih. Mur die Begehung eines Ver⸗ 
‚hens fönnte Verhaftung zuzieben. 


97. 
27) Sürftenehum Waldeck⸗Pyrmont. 

Verfaſſung vom 19. Apr. 1816. 

Das Fuͤrſtenthum Waldeck (nicht aber Pyr⸗ 
ne) hatte bereits feit Jahrhunderten Stände, ge- 
det aus der Ritterſchaft und den Städten. Weil 
er biefe fländifche Verfaſſung ben Verhaͤltniſſen 
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einer juͤngern Zeit nicht zu entſprechen ſchien; ſo erließ 
der, am 9. Sept, 1813 zur Regierung gekommene, 
Sürft Georg Heinrih am 28. Yan. 1814 ein 
Werfaffungs- und Drganifationsdecret?), 
welches nicht nur dem Lande, fondern auch der Ver: 
‚faffung, fo wie zugleih der Verwaltung eine 
neue Geftaltung gab, die zeitgemaͤßer, als die frühere 
. war, freilid aber, der Form nad), fehr breit ges 
‚halten und in.einem unbehülflichen Ausdrucke erfchien. 
Das Ganze, das nicht ohne Luͤcken, und wahrfcheins 
lic) das Werk einer eiligen Bearbeitung war, enthielt 
‚weber eine eigentliche Verfaffungsurfunde,, noch eine 
erfchöpfende Verwaltungsordnung, fondern beides 
zugleich in nachtheiliger Miſchung. Der wefentliche 
Vortheil dieſes Decrets fchien auf das Fuͤrſtenthum 
Pyrmont zu fallen, weil diefes dadurch berechtigt 
ward, zu den ftändifchen Repräafentanten des Fuͤrſten⸗ 
thums Waldek vier Deputirte zu fenden, bie 
daſſelbe befonders vertreten, und aus zwei Brundbes 
figern, einem Deputirten aus dem Gewerbeftante, 
und einem Gelehrten beftehen follten. 

Allein die bisherigen Stände des Landes zogen 
das Alte vor; theils weil aud) fie beſteuert merden 
folften; theils weil das Fuͤrſtenthum Pyrmont in bie 
ftändifche Vertretung aufgenommen worden war *°). 

Die Beſchwerden darüber gelangten bis in das 
Hauptquartier der verbündeten Monarchen *"*), Eine 
vorläufige Convention vom 3. July 1814 befriedigte 


*, Es fteht in den Europ. Eonftitt. Th. 2. S. 276. 
e) So erklärt fi darüber der Waldeckiſche Juſtizrath 

Varnhagen in Lüders Arhiv, Th.2. S. 4 u.5. 
”.) J. Ludw. Klüber, Staatsarchiv des teutſchen Bun⸗ 
.. des, Heft 6, S. 244. 
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bie Forderungen der Altern Stände nit. Da Eerief 
der Fürft zum 28. Maͤrz 1816 die Stande nach Arol« 
fen, wo am 19. Apr. 1816 ein $andesvertrag ®) 
zmoifchen dem Regenten und den Ständen abgefchloffen 
ward, weldher die neue Verfaffung, doch mit 
Einfluß vieler Verwaltungsgegenftande (3.3, der 

Eintheilung des Sandes in 5 Oberjuftizämter, in eben 
ſo viele Rentaͤmter, der Beibehaltung der Patrimonials 
gerichtsbarfeit ıc.) enthielt. (Ks heißt in der Ein- 
leitung dazu, der Zürft babe, ‚im Einverftändniffe 
mit den Ständen, der bisherigen Landes = und flän- 
bifchen Verfaſſung folgende nähere Einrichtung ges 
geben.“ ) 

Die wefentlichften Beftimmungen derfelben find : 
Die Repräfentation der Unterthanen wird bewirkt 
4) Durch die Ritterſchaft, oder durch die Beſitzer 
bisheriger landtagsfähiger Nittergüter; 2) durch die 
Städte, oder den Bürgerftand; 3) durch 10 
Mepräfentanten des Banernftandes (aus jedem 
Dberjuftizamte zwei). In den drei depufirten Staͤd⸗ 
ten wird das Meprafentationsrecht durch den erften 
Bürgermeifter und Stadtfecretair, in den nicht depu— 
firten Städten durch den DBürgermeifter allein, in 
bisheriger Weife, ausgeübt. 

Die allgemeinen Eigenfchaften eines Repraͤ⸗ 
fentanten find, daß er zu einer der chriftlichen Con— 
feflionen gehöre ‚ 25 Jahre ale, eigenen Rechts, 
Sandesunterthan, der Militairpflicht nicht mehr unters 
worfen, und unbefcholtenen Nufes fy, auch Ge- 
fhriebeneslefenfönne, und feine Öedan- 
fen gehörig niederzufhreiben vermöge. 


“#) Er ficht in den Europ. Conſtitt. Th. 3. S. 368 — 
und in eaders Archiv, Th. 2. S.5. 
IV. 33 
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Insbeſondere wird erfordert, bei Repräfentanten 
des Bürgerftandes, unverfchuldeter Beſitz von 
unverfchuldeten Gütern, die wenigftens einen Wert) 
von 500 Thalern haben, und des Bauernftandes, 


Eigenthum eines ſchatzungspflichtigen niche verfchulde 


ten Gutes von wenigftens 30 Morgen, in dem Amts 


diftricte belegen, aus welchem er als Repraͤſentant 


gewählt werben foll. 

Staatsbeamte fönnen an ber Sandesrepräfente- 
tion feinen Theil nehmen. 

Es befteht ein engerer Ausfhuß aus zwei 
ritterfchaftlichen Deputirten, aus.den Abgeordneten 
der drei deputirten Städte, und aus einem Deputirten 
des Bauernftandes. Die Gewalt und die Gefchäfte 
deflelben befteben: auf die Ablegung der Landfchafts 
lihen Rechnungen zu dringen, und Erinnerungen das 
gegen aufzuftellen; die Landtagsabfchlüffe ſowohl, als 
auch die von fämmtlichen Landftanden entfchiedenen 
Angelegenheiten in Vollziehung zu bringen; den An 
trag neuer Steuern vorläufig zu prüfen, und den ge 
fammten Ständen zur Abftimmung vorzulegen; zu 
etwaiger Verbefferung bewilligter Steuern Worfchläge 
zu machen, und eingefchlichene Mißbraͤuche zu rügen; 
die Angelegenheiten, welche eine nothwendige, 2000 


Thaler nicht überfteigende, Ausgabe erfordern, für 


ſich — mit Vorbehalt der fürftlihen Genehmigung— 
zu befchließen; Erlaßgefuche der Unterthanen zu prüs 


fen, und in Fällen, die eine eilige Entfcheidung ers | 


fordern, im Einverftändniffe mit dem Fürften zu be 
fließen, — welche Befchlüffe fammtlicye Landſtaͤnde 

ai gültig und als von ihnen felbft ausgegangen er- 
ennen. 


Die ordentliche Berfammlung des Ausfchuffes iR 


jährlich. Eine allgemeine Landtagsverſammlung 


‘ 
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kann nur in befonders wichtigen Fällen, entweder auf 
Veranlaffung des Fürften, oder auf Antrag der 
Stände, erfolgen. Zu diefen Fällen gehören: 1) 
die Veraͤnderung der Verfaſſung und der Grundge⸗ 
fege, und 2) die Einführung einer neuen Steuer- 
ordnung. ° 

Den tandftänden ftehen folgende Rechte zu: 
die Vermwilligung und Regulirusg ſaͤmmtlicher ſowohl 
ftändiger als unftändiger, zur Staatsverwaltung 
nothivendiger Steuern; die Verwaltung der Sandes« 
faffen, fo daß die Steuern nur zu den, von dem 
Fürften und den Landftänden beflimmten Zwecken ver 
wendet werden; die Berathung und Einwilligung bei 
allen Gefegen und Anordnungen, welche auf die fan« 
besverfaffung und deren Veränderung Beziehung 
- haben. “Bei allen übrigen Gefegen wird der Regent 
den Rath und das Gutachten der Stände einhohlen; 
auch dürfen diefelben Vorfchlage zur Abänderung be« 
ftehender und zur Einführung neuer Gefege einreichen. 

Die Stande haben darauf zu wachen, daß von 
den Juftizbehörden eine untadelhafte Juſtizpflege ges 
handhabt werde; fo wie ihnen aud) das Recht der 
Beſchwerdefuͤhrung, befonders in Faͤllen der Malver- 
fation der Staatsdiener und bei ſich ergebenden Mi. 
brauchen jeder Art, zukommt. 

In den Fällen, wo die Erklärung der Stände 
auf die Vorfchlage und Anträge, welche der Regent 
durch die fandesregierung an fie gelangen läßt, a b⸗ 
lehnend ift, müffen die Gründe dazu angegeben 
werden. ‘Dabei behält fid) der Regent vor, den ge« 
machten Vorfchlag oder Antrag, unter Auseinander- 
fegung aller dafür fprechenden Gründe, durch die 
Regierung wiederhohlen, und aflenfalls, bei bes 
barrlicher Ablehnung, den befragten Gegenftand zur 

| 33? 
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Berathung an die geſammten Staͤnde gelangen 
zu laſſen. Sollte auch hierdurch der Zweck nicht 
erreicht werden; ſo ſoll eine Commiſſion aus einem 
fuͤrſtlichen Diener und einem landſchaftlichen Mit— 
gliede niedergeſetzt werden, welche die Sache pruͤft, 
und, wo moͤglich, eine Vereinigung zu Stande bringt. 
Würde aber auch dieſer Verſuch fehlſchlagen; fo wer 
den die Verhandlungen, inſofern fie Steuern und 
Vermilligungen nicht betreffen, an eine auswärtige 
Suriftenfacultät, oder an das Appellationggeriht 
eingefandt. Die Wahl einer diefer Behörden bleibt 
den Sandftänden uͤberlaſſen. 

Bei eingetretener Stimmengleihheit giebt das 
Votum des Sandfyndicus den Ausfchlag. 

Kein ftändifhes Mitglied ift fir feine Aeuße 
rungen verantwortlid); vorausgefeßt, daß cs die dem 
Megenten fchuldige Treue und Ehrfurcht, fo mie die 
den Landesbehörden zu beweifende Achtung nicht ver» 
lege hat. 


| 08. 
28) Sürftenehum Liechtenſtein. 
Verfaflung vom 9. Nov. 1818. 


Das fouveraine Fuͤrſtenthum Liechtenſtein, ges 
bildet aus den beiden Herrfchaften Vaduz und Schel—⸗ 
lenberg, welche faum 3 Quadratmeilen mit 5 — 
6000 Einwohnern umfchließen, ward bereits im 
Sabre 1806 in den Rheinbund, und 1815 in den 
teutſchen Staatenbund aufgenommen. Der Fürft 
Johann Joſeph gab diefem Staate am 9. Nov. 


— — ——— —— — —— — — — 
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1818 eine ftändifhe Verfaffung?). Er er 
flärte in der Einleitung: „Nachdem Wir, ſeit Aufe 
löfung des teutfchen Reichsverbandeg, die öftreichi- 
ſchen bürgerlichen und peinlichen Gefege und Ges 
richtsordnung in Unferm fouverainen Fürftenthume 
Siechtenftein eingeführt, und Uns bei Conſtituirung 
einer dritten und oberften Gerichtsftelle an die dies— 
falfige öftreichifche Gefeßgebung angefchloffen Haben; 
fo nehmen Wir nun gleidhfalls die in den 
Öftreihifhen teutfhen Staaten beftehende 
landftändifhe Verfaffung in ihrer Weſen⸗ 
heit zum Mufter für Unfer Fuͤrſtenthum an.“ 
"Die Sandftande beftehen: aus der Geiftlich- 
feit, und ausder Sandmannfchaft. Unter der 
Geiſtlichkeit werden alle Befiger. geiftlicher Bene⸗ 
ficien, und alle geiftlihe Communitaͤten begriffen. 
Diefelben erwählen, durch abfolute Mehrheit der 
Stimmen, aus ihrer Mitte aufLebenszeit drei 
Deputirte, zwei für die Geiftlichfeit der Graf⸗ 
[haft Vaduz, und einen fuͤr die Grafſchaft Schellen« 
berg. — Die Landmannſchaft wird durch die- 
zeitlichen Vorftcher oder Richter, und durch die Alte 
geſchwornen oder Sedelmeijter einer jeden Gemeinde 
vorgeftelle. Das Recht der Sandftandfchaft haben aber 
auch alle übrige Unterthanen, die für ihre Perfon an 
liegenden Gründen einen Steuerfag von 2000 Il. 
ausmweifen, 30 Jahre alt, van unbefcholtenem und 
uneigennügigem Rufe, und verträglider 

Gemithsart find. 
Den geiftlichen Sandftanden foll in allen amt⸗ 





*) Sie flieht in den Euro p. Conſtitt. Th. 3. S. 433. — 
in Lüders Archiv, Th. 2. ©. 5887. — und fran—⸗ 
sbfiih beim Dufau, T. 8. p. 354. 
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lichen ſchriftlichen oder muͤndlichen Anreden das Praͤ⸗ 


dicat Herr, und, im Falle der perſoͤnlichen Erſchei⸗ 


nung, von den Sandesbehörden die Auszeichnung eines 
anzutragenden Siges zu Theil werden. Nicht. 
unterthänige Güterbefißer, oder deren Repräfentanten, 
welche den ſtaͤndiſchen Verſammlungen beiwohnen 
wollen, haben auf die dem geiſtlichen Stande 
zuerkannte Auszeich nung Anſpruch, und mit 
dieſem gleichen Rang. 

Jaͤhrlich wird ein Landtag gehalten. 

„Unſern auf dem Landtage verſammelten getreuen 
Staͤnden werden Wir durch Poſtulate den Be— 
darf jedesmal vorlegen, und da Wir davon nichts 
für Uns behalten, fondern lediglich jene Ausgaben 
darunter begriffen werden, welche zur innern Ber 
waltung, und rüffihtlih der außern Ver 
baltniffe erforderlich find; fo Haben Unſre getreuen 
Stande fih nur über die Einbringlidfeit 
der poftulirten Summen zu berathſchla— 
gen, und dafür zu ſorgen.“ 

Alle liegende Befisungen, ohne Unterfchich bes 
Eigenthümers, ſollen nach einem gleichen Maas 
ſtabe in die Steuer gezogen werden. 

Jedem Landſtande iſt die Befugniß eingeräumt, 
auf dem Landtage Vorſchlaͤge zu machen, die auf 
das allgemeine Wohl abzielen. Dem Fuͤrſten ſteht 
das Recht der Genehmigung oder Verwerfung zu. — 
Bei Einführung neuer allgemeiner Abgaben 
foll die ftändifche Beratbung vorausgehen. 

Vorfhläge im bürgerlichen, politiſchen 
und peinlihen Fache, und PVorfchläge, bie 
außern Staatsverpältniffe betreffend, 
find den Ständen nicht erlaubt. 

Die abfolute Stimmenmehrheit ber am Sand» 


pP" 
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tage gegenwärtigen Stänbe bilden einen Sanbtagsbe- 
ſchluß, welcher durch fürftliche Genehmigung Gefeges- 
kraft erhält. | 


99. 


29) Die Großherzogthümer Medlenburg- 
Schwerin und Medlenburg-Strelig, 


Wenn glei) die beiden Häufer Mecklenburg - 
Schwerin und Strelig, welche auf dem Wiener Con- 
greffe die großherzoglihe Würde erhielten, in ihren 
tandestheilen völlig unabhängig von einander regieren; 
fo haben fie doh gemeinfhaftlihe Stände, 
welchen, nad) den zwifchen den Megenten und ben 
Ständen in den Jahren 1572, 1621 und 1765 er- 
richtefen Verträgen, bedeutende Rechte zukommen. — 
Die Sandfchaft bildet nur Einen Körper. Der Stan 
der Prälaten ift erlofehen. Die beiden Stände find:- 
die Ritterfchaft und die (44) Städte. Gefeß- 
gebung und Steuern gehören zum Wirfungsfreife 
derfelben. Es befteht ein enger Ausfhuß aus 
2 Sandräthen, 3 Deputirten der Ritterfchaft, und 
4 ftadtifchen Deputirten. 

Diefe Werfaffung befteht noch; doch erfchien 
‘am 23.Nov. 1817 eine Bekanntmachung *) bes 
Großherzogs von Medlenburg - Schwerin, mworin er, 
in Mebereinftimmung mit dem Großher— 
zoge von Medlenburg-Strefig, ſich darüber 
erflärte: ,‚bis dahin, daß von Seiten der teutfchen 
Bundesverfammlung deshalb allgemein gültige Ein- 
richtungen getroffen werden möchten, den getreuen 


— — — 


+) Sie ſteht in den Europ. Conſtitt. Th.3. S. 438. 
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Unterthanen befriedigende Mittel und Wege 
zu eroͤffnen, um bei ſtreitigen Faͤllen in Angelegen— 
heiten, welche die Landesverfaſſung betreffen, zur 
rechtlichen Entſcheidung zu gelangen.“ 

Darauf hoben im Februar 1820 beide Groß— 
herzoge, nach eingegangenem Gutachten der Ritter⸗ 
und Landſchaft, die Leibeigenſchaft und Guts— 
unterthaͤnigkeit, mit ihrem Namen und Weſen 
und mit allen. aus ihr herruͤhrenden wechſelſeitigen 
Rechten und Verbindlichfeiten der Gutsherren und 
bisherigen Butsbehörigen, auf. Doch ward die Freis 
zügigfeit, für die gemeinfchaftlihe Wohlfahrt der 
Gutsherren und der freigelaffenen Familien, vorerſt 
dahin befchränft, „daß fie bis zum 74. Oct. 1821 
ganz verfagt bleibe, fo daß die erften Kündigungen 
Oſtern 1821 voraufgehen, und daß am 24. Oct. 
1821 nur der vierte Theil aller in einem Gute 
wohnenden Seibeigenen abziehen kann, und fofort bis 
zum 24. Det. 18245 doch unbefhader andrer 
wechfelfeitiger Uebereinkommen.“ 


100. 
30) Fuͤrſtenthum Schwarzburg - Rudol 
| ſtadt. 


Staͤndiſche Verfaſſung vom 8. Jan. 1816. 


Der Für Friedrich Günther vr Schwarz— 
burg-Rudolftade erließ am 8. Jan. 1816 eine 
Berordnung *), in welcher er folgende Grunds 


züge einer ftändifchen Verfaffung feftfegte. 


*) Sie ſteht in den Europ. Conſtitt. Th. 2. ©. 364. 





Pofitives öffentliches Staatsrecht. 521 


Es foll eine Repräfentation bes Volkes 
ebildet werden, deren Wirkſamkeit fich auf die DB e= 
athung über alle Gegenftände ver Gefeggebung 
eftredet, welche die perfönlichen und Eigenthums- 
echte der Staatsbürger, mit Einfluß der Des 
teuerung, betreffen. 

Die Volfsrepräfentation foll aus 18, durch 
reie Wahl zu ernennenden, Landesrepräfentanten be= 
heben: aus 6 Rittergutsbefigern; 6 Einwohnern von 
Städten, und 6 mit $andeigenehume angefeflenen 
Interthanen. | 

DieRepräfentanten werden auf 6 Jahre gewaͤhlt, | 
ind aber wieder wählbar. 


————— — 


31) Die uͤbrigen teutſchen Staaten. 


Der (Groß) Herzog ?) von Oldenburg iſt voͤlli⸗ 
jer Souverain. Er regiert fein fand ohne Stande, 
aͤßt aber alle im Sande beftehende Rechte der Exemten 
md Privilegirten fortdauern. 

Die drei Herzoge des Haufes Anhalt (Deflau, 
Sernburg und Köthen) ftehen ſowohl nad) den über 
ie gegenfeitige Erbfolge vorhandenen Hausgeſetzen, 
ils nach einer ihren Ländern gemeinſchaftlichen 
Standfchaft, in genauer Verbindung; doch ift 
eit 1698 fein eigentliche Sandtag in den Anhaltie 
hen Staaten gehalten worden. Mur fogenannte 
Deputationstage find zu Stande gefommen; denn 


') Der Wiener Eongreß beflimmte dem Fuͤrſten die großs 
herzogliche wirt; er hat fie. aber noch nicht ange⸗ 
nommen. 
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nad) dem. vom Kaiſer und Reiche beſtaͤtigten Land⸗ 

tagsabſchiede vom Jahre 1652 dürfen ohne Berwillis 

gung der Stände feine Steuern ausgefihrieben wer: 
den. Die Sandftände beftehen aus Prälaten, der 

KRitterfchaft und den vier Städten Deffau, Zerbft, 

Bernburg und Köthen. Ein enger Ausfhuß wird 

aus 4 Mitgliedern der Ritterſchaft und den 4 Alteften 

Bürgermeiftern der 4 Reſidenzſtaͤdte, ein weiter 

Ausfhuß aus 12 Mitgliedern der Ritterfchaft und 

8 Bürgermeiftern der 4 Refidenzftädte gebildet. 

Das Fürftendfum Schmwarzburg- Son 
dershauſen (welches der Altern Linie des Haufes 
Schwarzburg gehört, und mit der jüngern zu Rudol⸗ 
ft ade durch Hausgefege, namentlich durch die ewige 
Mereinigung vom Jahre 1713 über Erftgeburts: 
recht, Erbfolze und Seniorat in genaueftee Verbin 
dung ſteht,) hat bis jegt noch Feine ftändifche Ver- 
faffung. Zu 
Auf gleiche Weife regieren die Fürften von 

Hohenzollern» Hechinger und Hobenzol- 
lern-Sigmaringen ohne ftandifhe Verfaſſung. 

Das fürftlihe Geſammthaus Reuß hat 
gemeinfhaftliheälteretandftände, welde 
aus Kitterfchaft, Städten und Pflegen beitanden, 
und fich zu Gera zur Bewilligung der Steuern und 
zur Abnahme der Rechnungen verfammelten. Seit 
der Stiftung des teutfchen Bundes ift Feine ftändifche 
Verfaſſung begründet worden, 

Der Landgraf von Heffen-Homburg, 
erft im Jahre 18417 mit Souverainetätsrechten in ben 
teutfehen Bund aufgenommen, regiert fein Land ohne 
ſtaͤndiſche Verfaffung ®). 


up — un 





*) Mach einer im Nuͤrnb. Eorrefpondenten 1819, ©. 9. 
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. 102. 
32). Die vier freien Städte Tentſchlande. 


Die Stadt Frankfurt am Main, welche im 
Jahre 1806 bei der Stiftung des Rheinbundes dem 
Fuͤrſten Primas zugetheilt ward, und die drei Hanſe⸗ 
ſtaͤdte, Hamburg, Bremen. und Luͤbeck, welche 
Napoleon im Jahre 1810 dem franzöfifchen Reiche 
felbft. einverleibte, erhielten, nad) dem Sturze der 
Napoleoniſchen Dictatur, ihre Selbftftändigfeie und 
Unabhängigkeit zurüd, und wurden im Jahre 1815 
als integrirende Mitglieder und freie Städte in 
ben teutfchen Bund aufgenommen, 

Mach diefem Ereigniffe ward in den drei Han⸗ 
feftädten die ältere Verfaſſung hergeftellt‘*). 

Die Verfaffung Hamburgs beruft auf dem 
Meceffe vom Jahre 1712, nach welchem die oberfte 
Gewalt zwifchen Rath und Bürgerfchaft getheilt wer⸗ 
den foll. Der Rath befteht aus 36 Perfonen. Die 
Bürgerfchaft wird repräfentirt theils durch erwaͤhlte, 
eheils durch erbgefeffene Mitglieder, und theilt fi), 
nach den fünf Hauptfirchen, in fünf Kirchſpiele. 

Nach der Verfaffung Bremens übe der Bürs 
gerconvent, zu welchem alle freie, nicht dienende 


mitgetheilten Nachricht, erklärte der (am ar. San. 
1820 verftorbene) Landgraf Friedrich Ludwig Wilhelm 
Chriftian: „er habe, weil es noch Niemanden einges 
fallen wäre, Landftände nachzuſuchen, der Einführung 
derfelben noch zur Zeit Anftand gegeben, bis 
die benadybarten Länder vorangingen.” 

*) Ausführlich iſt diefe gefhildere in dem Werke von 
Charles de Villers: Constitutions des trois 
villes libres -anseatiques Lubeck, Bremen, Ham- 


bourg. Leips. 814, 8. 
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Bürger gehören, die gefeggebende Gewalt, 
und der Senat, gebildet aus 30 Perfonen, bie 
vollziehende Gewalt. 

Die Verfaffung Luͤbecks gründer fi) auf den 
DBirgerreceß vom Jahre 1669. Die Bürger 
fhaft, getheilt in 12 Collegia, welche von ihren 
Aelteften zufammenberufen und geleitet werden, hat 
Antheil an der Geſetzgebung und der "Befteuerung. 
Der Senat, beftehend aus 20 Individuen, übe 
die vollziehende Gewalt und ift die hoͤchſte Verwal⸗ 
tungsbehörde, 


Verfchieden von den Hanfeftädten, bildete bie 
freie Stade Sranffurt am Main — die bereits 
durch ein Decret *) des Fürften Primas vom 10. 
Det. 1806 eine neue Drganifation erhalten hatte — 
ihre Verfaſſung auf die Örundlage der ältern, 
nachdem die verbündeten Mächte am 14. Dec. 1813 
ausgefprochen hatten: „daß die Stadt Frankfurt, von 
dem fogenannten Großherzogthume Sranffurt getrennt, 
vorläufig in ihre eigene fländifhe vormalige 
Municipalverfaffung zurüdereten ſolle.“ — 
Fuͤr Die neue Nerfaffung der freien Stadt erfchienen, 
unter fortdauernden getheilten Intereſſen, von den 
Dazu ernannten Commiffionen, drei Entwürfe, welche 
aber nicht befriedigten, fo wenig wie ber vierte 
Entwurf *°), welcher unter dem Einfluffe des Staats 
minifters von Stein, als Haupt des oberften DVer- 


*) Es ſteht in den Europ. Conftitt. Th. 2. ©. 372. 

”.) Er erfchien unter dem Titel: Conſtitution ber _ 
freien Stade Frankfurt. Frankf. bei Eichen 
berg, 1814. 8. 
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waltungsrathes in den von den Verbündeten erober- 
ten Sändern, entflanden, und von diefem am 19. ul. 
4814, body mit mehrern vorgefchlagenen Bericht. 
gungen, empfohlen worden war *). 

Als aber in der Wiener Congreßacte vom 9. Sun. 
1815 feiner von den in Vorſchlag gekommenen vier 
Verfaffungsentwürfen anerkannt und beftätigt, fon= . 
dern ($. 46.) ausgefprochen ward: „daß eine Ders 
faſſung feftzufegen fen, deren Einrichtungen auf glei- 
hen Anfprüchen ber Bekenner ber chriftlichen Eon- 
feflionen auf alle bürgerliche und politifche Rechte in 
allen Beziehungen der Megierung und Verwaltung 
gegründet werden ſollten;“ fo ward, durch Beſchluß 
bes Magiftrats am 15. Jan. 1816, eine Commif- 
fion von 13 Mitgliedern *°) zur Entwerfung 
einer Erganzungsacte zu der alten Frankfurter 
Stadtverfaffung ernannt, welhe, mit Beruͤckſichti⸗ 
gung von 96 bei ihr eingereichten Monitis, dem Ses 
nate die Erganzungsacte am 29. Juny 1816 vorlegte. 
Diefe Acte ward am 18. July 1816 von 5000 ſtimm⸗ 
fähigen Bürgern, mit 2700 Stimmen gegen 87, 
angenommen *°*); doch proteftirten dagegen 
ber Adel, das Bürgercollegium, die Katholifen und 


*) Mergl. die Entfheidung des oberfen Vers 
waltungsdepartements, als Anhang zur Eons 
ftitution, S. 59 — 69. 

**) Darftellung derjenigen Anſichten und Srünte, melde 
die unterzeichneten, von der loͤblichen Bürgerfhaft zur 
Commiflion der XIII erwählten, Deputirten bewogen 
haben, dem von diefer Eommiffion abgefaßten Gut—⸗ 
achten beizuftimmen. Frankfurt, bei Brönner, im July 
1816. 8. 

4) Diefe Berfaffung fteht in den Europ. Conſtitt. 
Fr ©. 385, und in Läders Archiv, Th. 3. 

. 548. | 
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Die Juden, obgleich, wegen ber entfchiedenen Stim- 
menmebrheit, dieſe Proteftation nicht beruͤckſichtigt 
werden konnte. Es trat daher dieſe Ergaͤnzungsacte 
ins oͤffentliche Leben. Nach derſelben erloſchen die 
vormaligen Rechte der patriciſchen Geſchlechter; 
die ganze Buͤrgerſchaft wird durch ben geſetz⸗ 

gebenden Körper repräfentirt, ber für Geſetzge⸗ 
bung, Kriegswefen und "Bewahrung der Verfaffung 
forgt; dem Senate aber ift die vollziehende Gewalt, 
die gefammte Verwaltung des Gemeindewefens und 
die Rechtspflege übertragen. 

Die mefentlichften Beflimmungen diefer Urs 
funde find: .e 

Die Bürgerfchaft wird in den vollften Genuß 
aller und jeder ihrer alten Privilegien, Rechte, Frei⸗ 
heiten und Gefege wieder eingefegt. Es befteht das 
freie Wegzugsrecht, mit der Freiheit von der Nach 
fteuer. Die Bürger haben feine öffentlichen Abyaben 
und Saften zu entrichten, welche nicht von den compe⸗ 
tenten Staatsbehörden beftimme und förmlich ausge, 
ſchkieben worden find. Doch füllen alle außerordents 
liche Abgaben im Voraus nie langer als 3 Jahre ber 
ſtimmt werben. 

Die Preßfreiheit wird der gefeßgebende Kör: 
per gleihförmig mit demjenigen reguliren, was, nad) 
Art. 18. der teutfchen Bundesacte, auf der teutfchen 
Bundesverfammlung feftgefegt werben dürfte. 

Alle der freien Stadt Frankfurt zuftehende Hos 
heits⸗ und Selbftverwaltungsrechte beruben auf der 
Geſammtheit ihrer chriftlihen Bürger 
haft. Die firchliche Verfchiedenheit der drei chrift- 
lichen Confeflionen bat auf die Rechte und Verhält- 
niſſe, welche aus dem bürgerlichen Staatsverbande 
entftehen, fernerhin niche den geringften Einfluß. Im 





[ 
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Senate müffen fortbährend mehrere Mitglieder aller 
drei chriftlichen Confeflionen wirklich feyn. | 
Da es, was die Einwohner juͤdiſcher Re 
ligion betrifft, feinen Zroeifel leidet, daß jeder 
chriftliche Staat niche nur die Befugniß, fondern 
auch die Pflihe bat, die bürgerlichen Mechte feiner 
jüdifhen Einwohner nach den eigenen focalitäten fo 
zu reguliren, daß der Nahrungs⸗ und Gewerbeftand 
der chriftlichen Bürgerfchaft, als des wefent- 
lihften Beſtandtheils des chriftlihden 
Staates, darneben beftehen kann; fo foll der Ses 
nat, durch eine aus Gliedern feiner Mitte und aus 
einer bes beftändigen DBürgerausfchuffes zufammenges 
fegten Commiſſion, eindem Zeitgeifte und der 
Billigkeie entfprehendes Regulativ der 
bürgerlihen Rechte ber Einwohner jübdi« 
fher Confeſſion entwerfen laffen, und folches 
dem gefeßgebenden Körper in feiner erften Zufammen« 
funft zur Deliberation und Sanctionirung vorlegen. 
Die chriftlihe Bürgerfchaft Frankfurts fann 
die, aus ber ihre zuftehenden Hoheit fließenden, 
echte in ihrer Geſammtheit nicht felbft ausüben. 
Sie überträgt daher deren Ausübung auf Drei, 
aus ihrer Mitte und Autorität ausgehende, Be⸗ 
hoͤrden: 
1) auf die geſetzgebende Verſammlung, 
oder den geſetzgebenden Koͤrper; 
2) den Senat, als obrigkeitliches Collegium, und 
3) den ſtaͤndigen Buͤrgerausſchuß. 


Der geſetzgebende Koͤrper beſteht aus 20 
Mitgliedern bes Senats, aus 20 Mitgliedern bag 
ftändigen Bürgerausfchufles, und aus 45 aus der 
Mitte der Übrigen Buͤrgerſchaft gewaͤhlten Perſonen. 


—Wbb 
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Der Senat und der ſtaͤndige Bleger aus ſchuß waͤhlen 
su jeder-jährlichen geſetzgebenden Verſanimlung ihre 
Mitglieder ſelbſt. Die 45 Mitglieder aus der übri- 
gen Bürgerfchaft aber werden jährlich von der ge 
fammten chriftlihen Bürgerfchaft durch Bildung 
eines Wahlcollegiums von 75 Bürgern gewählt. — 
Der gefesgebende Körper dauert in der Regel 6 
Wochen. An ihn gelangen alle Vorträge von dem 
Senate. Finder die Verfammlung es nöthig; fü 
voerden befondere Ausfchüffe zur NWorbereitung ber 
einzelnen Gegenftände ernannt, welche fodann Bericht 
barüber erftatten. Bei allen Deliberationen ſteht es 
jedem Mitgliede frei, feine Gründe für und wider die 
Annahme mündlich vorzutragen. 

Zum MWirfungsfreife des gefeggebenben 
Körpers gehört: die Geſetzgebung überhaupt, 
befonders die DBefteuerung, und die Anordnung und 
Einrihtung der bewaffneten Macht; die Sanction 
aller Staatsverträge ; die Weberficht über den gefamms 
ten Staatshaushalt; die Einwilligung zur Veraͤuße— 
rung ſtaͤdtiſcher Gemeindegüter; die Mitwirfung bei 

. MWiederbefegung vacanter Stellen im Senate und in 
bem ftändigen. Ausſchuſſe; die Bewahrung und Er» 
haltung der Verfaflung. 

Der Senat befteht aus 42 Perfonen,, mit 
Einſchluß der vier, welche das Syndicatsamt verfehen. 
Er theile fih, wie von Alters her, in drei Ord— 
nungen oder Bänfe: 1) in die Ordnung der ältern 
Senatoren oder Schöffen, beftehend aus 14 Perfo- 
nen; 2) in die der jüngern Senatoren, gleichfalls 
14 Mitglieder zaͤhlend; und 3) in die der Rathsver— 
wandten dritter Banf von 14 Mitgliedern. — Aus 
der erften Ordnung wird jährlich ber ältere, aus 
ber zweiten Ordnung der jüngere Bürgermeifter ges 
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bie. — Zu zwölf Pläagen ber dritten Rachs- 
nung wird aus allen zünftigen Handwerkern ohne 
terfchied gewählt, doch fo, daß von einem und 
nfelben Handwerke oder suß nie mehr als ein 
noſſe im Rathe feyn darf, Zu den zwei andern 
ägen der dritteu Rathsordnung wird aus der ges 
amten nichtzunftigen chriftlichen Bürgerfchaft, ohne 
wückfichtigung des Bewerbes, gewählte. — Yu 
erſte Rathsordnung wird von der zweiten na 
n Dienftalter fortgerüdt. Zur zweiten Raths⸗ 
nung koͤnnen durch Wahl und Kugelung gelangen: 
lehrte, Adlihe, Militairperfonen, Kaufleute, und 
yere angefehene Bürger, wie auch perdiente Män« 
: der dritten Rathsordnung. Do muß .jeder 30 
hre alt ſeyn, darf nicht in Dienften eines andern 
:aates ftehen, und muß, nad) gefchehener Wahl, 
hen und allen fremden Titeln entfagen, — Bei 
edigten Rarhsftellen gefchieht die Wahl durch 6 
ablherren aus der Mitte des Senats und 6 Wahl. 
ven aus der Mitte des gefeßgedbliven Koͤrpers. 
‚Dem Oenate. ift.die.vollziebende. Gewalt, 
dim Allgemeinen die Stadt« und, Juſtizverwaltung 
vertraul. — upon ge 
Der ftändige, Bürgerausfhuf (dd 
18 Bürgercolleg ) befteht aus 54 Bürgern ge 
ihle aus allen Ständen der ‚chriftlichen Bürger- 
aft mit Beruͤckſichtigung aller, drei chriftlichen 
nfeffionen. Sein Wirkungskreis verbleibt. derfelbe, 
e er durch Faiferliche Refolutionen in der alten 
chsſtaͤdtiſchen Verfaſſung fich beftimmg finder, in, 
ern nicht durch Einrichtung der jährlichen gefehr 
enden Verfammlung ine Abänderung darin bes 
rkt worden iſt. ... 
Soll in den, in, der alten Städtverfaffung und 
ou a der er 
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in der Ergänzungsacte erhaltenen, organifchen Ge⸗ 
fegen eine Abänderung vorgenommen werden; fo 
wird, um barüber berathfchlagen zu können, erfor« 
dert, daß ber Senat und der gefeßgebendbe Körper 
beide, und zwar durch eine Mehrheit der Stimmen 
von 2 in jedem Körper, für deren Zulaͤſſigkeit vor» 
erft bejahend entſchieden haben. Iſt nicht bejahend 
entfchieden worden; fo fann der Gegenftand erft nach 
drei Jahren wieder in Vorfchlag gebrachte werden. 
Im Gegenfalle wirb über den Gegenftand im gefeg- 
‚gebenden Körper darüber berathfchlagt; zur Annahme 
gehört eine Stimmenmehrheit von $. — " 

Die authentifhe Erklärung aller Artikel dieſer 
Verfaffungsacte gehört vor bie gefeggebende Wer: 
fammlung. 


103. | 
33) Königeeih Dänemarf. 


Wenn gleich das Lehnsſyſtem in Dänemarf nie 
allgemein ®) eingeführt ward; fo gab es doch da⸗ 
felbft, wie in Norwegen, von den früheften Zeiten 

er zwei Stände! Freie und Unfreie. Unter den 
Keen harten bie Landeigenthuͤmer, vor ben andern 
Frelen, große Vorrechte. Die Befiger großer Höft 
bildeten den Adel, aus welden die Könige Ihre 
Statthalter und Hofbeamte wählten. Andere, zumal 
unangefeffene Freie zogen fih in bie entftefenden 
Städte, wo fieden Bürgerftand bilderen. Mit 
der Verbreitung des Chriſtenthums wurden Bäschü- 


%) Bergl. v. Martens Abriß des Staatsrechte ber öer⸗ 
nehmften entop. Staaten. ı Th. iſte Abth. S. 20, 
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mer errichtet, und die Vorrechte des geiſtlichen 
Standes begründet; — Die Seibeigenfchaft, die 
in Dänemark nie auf Gefegen berußte, ward burch 
koͤnigliche Verordnung Friedrichs 4 vom 21. Febr. 
4702 °) aufgehoben, und am 20. Jun. 1788 durch 
Werordnung Chriftiang 7%) bas Band gelöfet, 
welches in ‘Dänemark den Bauernſtand an ſeinen 
Geburtsort band. 

In Altern Zeiten war in Dünemarf bie Negen- 
tengewalt befchränfe, und die Krone nicht vöflig erb⸗ 
dh; denn auf ben Reichstagen ward über die Wahl 
und über bie Beſtaͤtigung der Koͤnige, uͤber Geſetze 
Auflagen und Fridiapneen enefchieberl. No 
größer ward die Macht der Geiſtlichkeit und des 
hoben Adels feit der Zeit des Lehnsſyſtems, weil 
diefe zur ausfchließlichen Wahl und Beftätigung des 
Königs gelangten, feine Macht durch Capitulu— 
tionen (fogenannte Handfeften) befchränkten, 
und feit Einführung des Unterfchiedes zroifchen Reiche: 
und Herrens Tagen, auf deren erften nur die Buͤrger 
und Bauern erfcheinen durften, und feit Einfuͤhrung 
bes Reichsrathes, ber nur aus Adlichen beſtand, 


ſich befonbers pr ber. * der —E Bien 
ſelbſt mit Unterdruͤckung der koͤniglichen Vorrechte. 
Als aber dieſe Oligarchie in allen inlaͤndiſchen, und 
ſelbſt in den auswaͤrtigen Verhaltniſſen, "Hefonders 
— of 

v. Martens San. „Der „wichtig a ed runds 
2 geſetze. Th. r. © N) er, Mr 

*t) Ebend. ©. 282. 
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nach dem Abſchluſſe des Kopenhagener Friebens (27. 
Mai 1660), die allgemeine Unzufriedenheit im Sande 
serregte; da gefhah es, auf dem am 10. Sept. 1660 
eröffneten Reichstage, daß auf ben Antrag der Geift- 
lichfeit und des Buͤrgerſtandes, welchem nothge⸗ 
drungen der Abel beitrat, zuerft (13. Dct 1660) das 
Wahlrecht des Königs aufgehoben und ihm bie 
Erbfolge für feine männlichen und weiblichen Mache 
fommen zugefichert, ſodann, fraft der Erklärung eines 
ftändifhen Commite (14. Oct.), dem Könige allein die 
fünftige Einrichtung der Regierung überlaffen, (16. ' 
Oct.) die koͤnigliche Capitulakion ( Handfefte) 
feierlich vernichter, und in der Urfunde vom 10. 
Yan. 1661 ®) die Erbgerechtiäfeit und Gow 
verainetät des Königs von den beiden Stän- 
den der Geiftlichfeit und der Bürger unterzeichnet und 
bem. Könige übergeben warb, 
In diefer Urkunde ward dem Könige Friedrich 
3, als einem abfoluten, fouverainen Erbherrn, bie 
hoͤchſte Gewalt für fic) und feine rechtmäßigen Nach⸗ 
fommen von männlicher und weiblicher Linie 


*) Diefe Urkunde daͤniſch und tkeutſch inv. Martens 
Sammlung der wichtigſten Reichsgrundgeſetze ic. Th. 1. 
©. 113. (Es Hatten 987 Seiftlihe, und aus 55 
Städten 3go vom Bürgerftande unterzeihnet.) — 
Ueber dieſes wichtige Ereigniß giche es drei Mones 
graphieen: 1) Franz Domin. Häberfin, umfländ 
liche hiſtoriſche Nachricht non. Einführung ber Gous 
verainetät und Erbgerechtigkeit im Koͤnigreiche Dina 
mark. Wolfend. 1760. 4. 2) Jo. Fr. Jsadim, 
hiſtoriſche Nachricht von der im Königreihe Dänemark 
im $. 1660 eingeführten Souverainerät. Malle, 1761. 
8 — und die wichtigſte 3) Gpitstier, Ge 
a der bänifhen Revolution im 3. 1660, Ball. 
17 » © 0 - 
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bertragen, und babei die Erbfolgeordnung, 
yelche er feitfegen würde, als Grundgeſetz anertagpt 
zugleich enthiele diefe Urkunde die Beſtimmung, Daß 
er König weder durch einen Eid, noch durch eine 
efchriebene Zufage zu irgend etwas verpflichtet werden 
oͤnnte. — Seit diefer Zeit erlofchen in Dänemarf 
ie Reichstage,, die Reichsſtandſchaft und die fünig« 
hen Sapitulationen; benn Dänemarks Verfaſſung 
nd Regierungsform erhielt ben Charafter einer erb» 
ihen und unumfchränften Monardie. Aus 
Fefenntlichfeie für den geiftlichen Stand und für die 
Stade Kopenhagen erließ darauf der König am 24. 
Suny 1661 zwei Urkunden ®), wovon bie eine Pris 
ilegia für den geiftlihen Stand, bie zweite 
Yrivilegia für die Kefidenzfadt Kopen 
agen enthielt, 

Mod bis jege bilder dieſe Urkunde das erfte 
nd widhtigfte Srundgefes ber dänifchen Monar⸗ 
yie. Doc famen zu demfelben zwei fpätere hinzu: 
as fogenannte Königsgefeg vom 14. Nov. 
665 *°) und bas Gefeg über das Indjigenat⸗ 
echt vom 15. San. 1776 ®). 

Das KRönigsgefes ward von Friedrich 3 ges 
eben, und bilder gleichfam einen Commentar uͤber 
ie Erbgerechtigkeits- und Souverainetätsacte. Der 
Foncipient war der Kammerfecretair Peter Schu- 
zacher, nachmaliger Graf von Greifenfeld. Schu- 
sacher fchrieb es eigenhändig auf Pergament, ber 


) Cır Reden in v. Martens Samml. ©. 121 und 


*) PA Hrn teutfh inv. Martens Samml. Th. 1. 
* —8 — und franzöfif beim Dufau, T.3. 


%*) 2 rer teutfch beim u. Martens, ©. 258. 
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König unterzeichnete es am 14. Nov. 1665, wer⸗ 
aufes bei den Reichskleinodien — ohne Be ranıp 
mach ung — aufbewahrt ward. Erſt bei der Kr 
nung Chriftians 5 ward es öffentlich verlefen, 
und dadurch befanne, Der König Friedrich 4 ließ 
es in Kupfer ftehen, und am 9. Sept. 1709 mit 
einer Verord nung zur Publicitäc bringen, worauf 
aud die auswärtigen Mächte davon benachrichtige 
wurden. — Diefes Königsgefeg enthält als Haupts 
beſtimmungen: 1) daß der König der Augsburgiſchen 
Eonfeffion vom J. 1530 zugethan feyn müfle; 2) 
daß die Gewalt des Königs in weltlichen und geifl- 
lichen Angelegenheiten uneingefchränft,, und er bios 
an bas Königsgefeg gebunden fey; er kann Geſetze 
und Verordnungen nad) feinem Willen und Gutduͤn⸗ 
fen geben, fie erflären, vermehren, vermindern, ja 
auh — doch mit Ausnahme der Grundgefege — 
die von ihm und ſeinen Vorfahren gegebenen Geſetze 
wieder aufheben; 3) daß der Koͤnig zwar geſalbt 
werden, aber keinen Eid ablegen, noch ſonſt eine 
muͤndliche oder ſchriftliche Verbindlichkeit eingehen 
ſolle; und 4) daß die koͤniglichen Reiche und Lande 
unzertheilt bleiben ſollen. Zugleich ward uͤber die 
Thronfolge, die Vormundſchaft, die Regentſchaſt 
und die Volljährigkeit entfcjieden, : welche auf das 
zuruͤckgelegte 14te Jahr gefeßt ward. 
Das Gefeg in Hinfiht des Indigenatrechts 
erſchien am 15. Jan. 1776 *), um bie Unzufrieden 
beit der Dänen über die Aufnahme und Anftellung 
von Ausländern zu heben, Es warb beshalb verord⸗ 
net, daß nur Landeseingebohrne zu Aemtern uud 








") (8. 8.9. Schirach,) Aber das eonigliche biniffe 
Indigenatrecht. vems. 1779. 4 
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Stellen gelangen ſollen, ausgenommen in den Faͤllen, 
vo das Indigenatrecht auch derdienſtvollen Auslaͤn⸗ 
yern ertheilt werden kann.. 
(Ueber das Verhaͤltniß der Könige von Daͤne⸗ 
marf zu den Ständen in Holftein ſ. $. 83.) 





104 
34) Königreih Schweden. 


a) Geſchichtliche Einleitung. 


So mie in andern von germanifchen Völker 
haften geftifteten Reichen, trat auch in Schweden der 
Interfchied zwifhen Freien und Leibeigenen 
oder Sflaven) hervor; allein frühzeitig ward 
yafelbft die Leibeigenfhafe abgefhaffe*). - 
Dagegen zerfielen die Freien bald in Adliche 
Odelsman, Bonde) mit großem Grundeigenthume, 
ınd in freie Lanbbauern, fo wie wieber unter 
em Adel bis ins 14te Jahrhundert zwifchen Jarlar 
mb Herser, und feit dem Jahre 1561 zwifhen Gras 
en und Sreiherren und dem übrigen (feit 1617 
n Ritter und Knappen getheilten) Adel unterfchies 
en ward, Meben dem Abel gelangte, feit Einführung 
res Chriftenthums, die Geiftlichfeit zu großem 
Reichthume und politifchem Gewichte. Die Städte 
yermehrten fi) nad) Zahl und Woplftand erft feic den 
zeiten Karls 9 und Guſtav Adolphs. Von den freien 
Keichsbauern blieben die Zinsbauern weſentlich 
erſchieden. — Seit ben fruͤheſten Zeiten war die 
Regjerungsform in Schweden befhränftmonar- 


') Bel. v. Mertens Abriß Des Staaterechte, ©. So. 
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chiſch, und nicht völlig erblich. Auf den Reiſche 
und Wahltagen erſchien weheſcheintich in aͤlterer 
Zeit jeder adliche Grundeigenthuͤmer. Dieſes Recht 
ward aber in der Folge auf die Angeſehenſten aus dem 
Adel und der Geiſtlichkeit beſchraͤnkt, bis, waͤhrend 
der Zeit, wo noch die Calmariſche Union galt, 
der große Reichsvorſteher, Sten Sture (1471— 
1504) zur Schwaͤchung der beſtehenden Adelsariſto⸗ 
kratie, auch die Deputirten der Staͤdte und die 
freien Reichsbauern auf die Reichstage berief. 
Dieſe vier Stände dauerten als Reichsſtaͤnde fort, 
als Guſtav Waſa (6. Jun, 1523) auf dem Reihe 
tage zu Strengnaͤs zum Könige gemähle ward. 
Der neue Regent führte die Kirchenverbefferung im 
Reiche ein, und bereicheete die während der Calmari⸗ 
fhen Union ſehr geſchwaͤchten Kroneinfünfte durch 
Kirchen- und Kloftergut, worein auf dem Reichstage 
zu Wefteräs (1527). der Adel und. die verfammelten 
Deputirten der Städte und der Bauern willigten, fo 
dag auch die anmwefenden Bifchöffe zur Lncerfchrift 
des Reichstagsfchluffes ſich genörhige fahen. Auf einem 
ſpaͤtern Neichstage zu Wefteräs (1544) erflärten 
fämmtliche vier Keichsftände Schweden für ein Erb« 
reich im Mannsftamme des Guſtav Waſa. Diefe 
Beftimmung ward, nad) Entfernung Sigismunds 
von dem ſchwediſchen Throne, auf dem Meichstage 
zu Norföping (1604) für den neuen König Karl 9 
dahin erweitert, daß das Reich ein Erbreich nidt 
nur der männlichen, fondern aud) der weiblichen, 
unvermählten, Nachfommen von ihm und von 
feinem Vetter, dem Herzoge Johann von Oſtgoth⸗ 
land, feyn follte. , 
Nach den wechfelnden Verhaͤltniſſen der durch 
die Adelsariftofratie zu wieberhohlten Malen fehr be» 
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ten Macht des Königs ‚gelang es endlich (19. 
772) vem Könige Guſtav 3, die Mache bes 
rathes zu brechen, der in Zufunft nicht mehr 
n, fondern blos rathen follte. Doch blieb dabei 
re Form des Reichstages nach den vier Ständen 
est, und der König hatte felbft nicht durch die 
te Revolution unumfchränfter Regent werben 
. Dies bewies die am 21. Aug. 1772 unter- 
te Urfunde: des Königs und der Reichs—⸗ 
e feftgeftellte Regierungsform ®), 
Nachdem aber Guftav 3 im Jahre 1788 plög- 
ven Krieg gegen Rußland und nicht ohne Erfolg 
t hatte, fand er fich in feinen Maasregeln ges 
t, als der ſchwediſche Adel, der in ber Marine 
‚bie Waffen niederlegte, teil ber König ohne 
ung der Stände feinen Krieg anfangen koͤnne. 
o ſah ſich dadurch zur Abſchließung eines augen- 
hen Waffenſtillſtandes mit Rußland genoͤthigt, 
f er (Febr. 1789) auf einem zu Stockholm ver⸗ 
‚ten Reichstage, durch die zunaͤchſt von den drei 
ven der Geiftlichfeie, der Städte und ber. 
en unterftügteBereinigungs- und Sicher- 
‚acte des Königsund der Reihsftände 
28. Febr. und 3. Apr. 1789 *°]), ein Ueber⸗ 
t über die von neuem fich regende Adelsariſto⸗ 
behauptete, und nicht nur das Recht erhielt, 
finmilligung der Stände einen Krieg zu eröffnen, 
n auch dadurch beinahe die völlige Souveraine« 
angte. Für die Zuſtimmung des Bürgerftandes 





ie ſteht teutſch in v. Martens Sammlung ꝛe. 
h. 1. ©5953; franzgdfif beim Dufau, T. 3. 
.280. _ 
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ward diefem der Zutrite zu den meiften Stellen des 


Landes , und Gleichheit mit den Adlichen in Anfehung 
der Befigerwerbungen gewährt 8). 

Schon im 3gften Artifel der Urkunde vom 21. 
Aug, 1772 waren „alle feit 1680 bis dahin als 
Grundgefege ergangene MWerorbnungen abge 
ſchafft und verworfen worden.” 

Zwar fiel der König Guſtav 3 durch Anker⸗ 
ſtroͤms Ermordung (16. März) 1792) als ein Opfer’ 
ber unverföhnlichen ariftofratifchen Parthei; allein 
fein Sohn, Guſtav 4, ließ ſich, nach erreichter 
Volljährigkeit, auf dem Reichſstage zu Norrköping 
(1800) die Souverainetät fo beftätigen, wie fie feinem 
Vater zugeftanden hatte, wobei die Geiftlichfeiegend 
die Städte den Ausfchlag gaben, der Adel aber feine 
Unzufriedenheit nicht verbergen Fonnte, wie mehrere 
Thatſachen bemwiefen. 

Doch nie blos das Mißvergnügen des Adels, 
fondern auch die allgemeine Stimmung im Reiche 
erflärte fi gegen den König, als er, nach mehr- 
jähriger ungünftiger Theilnahme an den europäifchen 
Kampfen (von 1805 —1807), Rußland und Dänes 
marf durch fein Betragen zur Kriegserflärung (1808) 
berausforderte, in welchem Kampfe Finnland ver 
loren ging, die Schweden aus Morwegen zurüdges 
wiefen wurben, und die Schuldenlaft, welche dies 
fer Krieg nöthig machte, der brittifchen Subfidien 
ungeachtet, ſchwer auf das arme fand drüdte. Dies 
alles führte zu der Revolution vom 13. März 1809, 
in welcher Guſtav bes Thrones beraubt, und fein 


*. Die Eöniglihe, für die Bürgerfhaft und Städte auss 
arferrigte, Verſicherung vom 23. Gebr. 1789, Ebenb. 
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heim, Karl von Suͤdermannland, ſchon fruͤher 
legent bes Reiches während Guſtavs Minderjährige 
ie, von neuem zum MReicheregenten ernannt ward. 
jereits am 29. März 1809 hatte Guſtav, auf dem 
Schloffe zu Gripsholm, in einer Thronentfa- 
ungsurfunde*) aufdie Regierung verzichtet, wel» 
re am 10. Mai den vom Regenten zufammenberufenen 
weichstage vorgelegeward, worauf, an demſelben Tage, 
e ſchwediſchen Reichsſtaͤnde in einer Acte *) ihm 
nm Gehorfam auffagten, und ihn und feine Er- 
en der Krone und der Regierung Shwe 
eng für uf! und für immerwährende Zei 
en verluftig erflärten. — Der Herzog von 
Sübermannlarid nahm, als Karl 13, die ihm von 
m Ständen angebotene Krone (6. Kun. 1809) on. 
ſtit Aufhebung aller bis dahin in Schweden gelten- 
en Grundgefege, felbft der Acte vom 21, Aug. 1772, 
ard am 7. Sun. 1809 eine neue Verfaffung 
ms 114 Artikeln beftehend) befannt gemacht, welche 
er König und bie Deputirten der vier Reichsſtaͤnde 
nterzeichnet hatten. 


105. 
) DolitifherCparakter der ſchwediſchen 
VBerfaffung vom 7. Sun. 1809 *), 


Die wefentlihflen Beſtimmungen biefer Ur⸗ 
unde ſind: 





) polit. Journal, 1809. Yun. ©. 612. 
Ebend. ©. 608. ' 
e ei" „gebt teutſch in den Ener. Conſtitt. Th. 2 
32. — franzoͤſiſch beim Dufau, T. 5 
" "208, 
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Schweden ſoll ein Erbreich mit einer Suceef 
fionsordnung, welche Die Stände des Reiches feftfegen 
werden, für die männlidhen Nahfommen des 
Königs feyn. Der König fol der evangelifchen Lehre, 
nach der unveränderten Augsburgifchen Confeſſion, 
zugethan feyn. Die Majeftät des Königs foll heilig 
und in Würden erhalten werben; feine Handlungen 
find feiner öffentlichen Eenfur unterworfen. - 

Es foll ein Staatsrach aus neun Mitglie 
dern beftehen, wozu der König einfichesvolle, erfahrne, 
redliche und allgemein geachtete, gebohrne fü 
ſche Männer von der reinen evangelifshen Lehre er» 
wählt, fie mögen Adliche oder Nichtadliche ſeyn. Der 
Staatsrath hat das Recht, tiber alle vorkommende 
Sachen zu verhandeln. Zu ihm gehören: ein Juſtiz⸗ 
flaatsminifter, der zugleich beftäandig Mitglied des 
hoͤchſten Tribunals des Königs feyn foll; ein Staats _ 
minifter fir die auswärtigen Geſchaͤfte; ſechs Staats - 
räche, nebf einem Hofkanzler. — Es giebt 4 
Staatsfecretaire (einen für das Kriegswefen; 
einen für die Finanzen; einen für Eultus , öffentliche 
Erziehung und das Armenwefen; und einen für die 
Kamerallandhaushaltung, das Bergweſen u. f. m.) 
Jeder Staatsfecretair hat Sig und Stimme im 
Staatsrathe. — Der König läßt fid) im Staate 
rathe alle Regierungsangelegenheiten vor 
tragen... Er darf feinen Befchluß über etwas faflen, 
worüber der Staatsrath gehört werden muß, wenn 
nicht drei Mitglieder des Staatsrathes , nebft dem 
behoͤrigen Staatsfecretair, zugegen find. Die Mini, 
ſter und Staatsräthe find verbunden, ihre Meinugs 
gen zu außern und zu erflären; doch ſteht dem Könige 
allein zu, zu befhließen. Sollte irgend _eintres 

ten, daß der Beſchluß des Königs offenbar gegen bie 
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Resierungsform, ober die öffentlichen Gefege bes Rei⸗ 
ches ftritte; fo liege es ben Mitgliedern des Staats. 
vatheg ob, Fraftige Vorftellungen dagegen 
zu mahen — Die Mitglieder des Staatsrathes 
find für ihre Vorfchläge verantwortlil. 
Die minifterieslen Gegenftände mag ber 
König bereiten und handhaben laflen, fo wie es ihm 
am ſchicklichſten dünfe Der Staatsminifter. für die 
auswärtigen Angelegenheiten trägt dem Könige diefe 
Gegenſtaͤnde in Gegenwart des Hoflanzlers, oder 
eines andern Mitgliedes des Stantsrathes vor. Nach⸗ 
dem der König den angeführten Rath: diefer Beam 
ten, für welchen fie veranwortlich find, hat proto- 
cofliren laffen; fo faßt er in ihrer Gegenwart ben 
Beſchluß. Von— diefem. Befchluffe kann der König 
dem Staatsrathe Kenntniß zukommen laſſen, je nach 


dem es ihm nuͤtzlich fcheint. 


Der König hat das Recht, mit fremden Maͤch⸗ 
ten Unterhandlungen und Bünbdniffe einzu 
gehen, nachdem er den Minifter der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten und den Hoffanzler darüber gehört hat. 
Ill der König Krieg anfangen, ober Frieden 
ſchlie ßen; fo ruft er einen außerordentlichen Staats⸗ 
rath von Staatsminiftern, Staatsräthen, Hofkanz⸗ 
ler und den Staatgfecretairen zufammen, ftellt ihnen 
die Urfachen und Umftände vor, Höre ihre Meinung, 
die jeder, mit Verantwortlichkeit dafür, zu Proto⸗ 
colle giebt, worauf er den Beſchluß faßt und aus- 
führt, welchen er für des Reiches Beſtes findet. 
VUeber bie Kriegsmacht zu Sande und zu 
‚See befige der König den höchften Befehl. 

. Der König muß befördern, was, recht und 
wahr iſt; Falſchheit und Unrecht hindern und ver» 
bieten; feinen verderben, noch am Sehen, an Ehre, 
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perföntichee Freiheit und Wohlfahre jemanden ver 
derben laſſen, ohne gefegmäßig überführt und gerich 
tet zu feyn; auch feinem weder bewegliche noch unbe 
wegliche Güter ohne Unterſuchung und Urtheil abhän- 
den oder abhänden laſſen; Niemands Frieden in def 
fen Haufe flören ober ftören laſſen; feinen von einem 
Drte zum andern verweifen; Niemands Gewiſſen 
Iwingen oder zwingen laſſen, fondern einen jeden bei 
freier Aushbung feiner Religion ſchuͤten, infofern er 
dadurch nicht die öffentliche Ruhe ſtoͤrt. Der König 
läßt jeben von dem Tribunale richten, unter welches 
er rechtlich gehört. | 

Der König hat bei Verbrechen das Begnadi. 
gungsrecdht; doch muß beim Anfuchen um Begna⸗ 
Digung der Höchfte Gerichtshof gehört werben, und 
der König faht darauf feinen Beſchluß im Staats. 
rathe. | 
Der König befiße das Recht, würbige Männer, 
die durch Treue, Tapferkeit und Tugend, durch Ge 
lehrfamkeit und eifrige Dienfte um den König und 
das Meich fich verdient gemacht haben, in den Adel- 
iſtand zu erheben. 

Will der König ins Ausland reifen; fo 
teile er dem Staatsrathe in pleno dies fein Vorha⸗ 
‘ben mit, un® entnehme beflen Gedanken darüber. 
Beſchließt der König hierauf ſolche Reife und ſtellt 
fie ins Werk; fo befaßt er ſich nicht mit der Megies 
tung bes Reiches, noch übt er die königliche 
Macht aus, fo lange er im Auslande vew 
weil. Der Staatsrach führe fodann, 
. während der Abmwefenheit bes Königs, in deſſen Na 
men die Regierung mit allem demjenigen Rechte, wel» 
ches bie Regierungsform des Landes dem Könige bit 
tegt. Doc darf ber Staatsrarf Adel und Wirken 
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“ nicht erteilen; auch werben alle erledigte Aemter nur 
ad interim von ihm beſetzt. — Eben fo verwaltet 
der Staatsrath die Regierung, wenn ber König fo 
krank ift, daß er die Regierungegeſchaͤfte nicht wahr⸗ 
nehmen kann. 

Der Koͤnig wird muͤndig mie hurůchelegtem 
2oſten Jahre. 

Wenn das Föntgfiche Haus von mannlicher 
Seite ganz ausginge; fo verwaltet der Staatsrat 
mit föniglicher Macht bis zur Zufammenfunft der 
Meichsftände die Regierung. 

Gehet der König zu Felde, oder relſet er nach 
abgelegenen inlaͤndiſchen Oertern; ſo verordnet er vier 
Mitglieder des Staatsraths, und unter dieſen den 
Juſtizminiſter, um auf die Weife ‚ wie fie ver König 

vorſchreibt, die Regierung zu führen. — 

* Die Stände bes Reiches follen jedesmal 
nach einem Zeitraume von fünf Jahren zufammen- 
fommen. Bei jedem NReichstagsfchluffe folten bie 
Stände den Tag beftimmen, wenn fie zufolge' deſſen 
wieberzufammen treten; doc) kann der König wäh- 
rend ber Zeit die Stände zu einem außerordentlichen 
Reichstage berufen. 

Der König ernennt den Landmarſchall, den 
Sprecher für den Bürger» und Bauernftand, und 
die Secretaire für den Bauernſtand. Der Erz- 
biſchoff ift beftänbiger Sprecher für ben geifttichen 
Stand. 

"Bei Eröffnung des Reichstages erwählen bie 
Stände ſogleich die Ausfhüffe, welche die Ange» 
tegenbeiten vorbereiten follen. Diefe Ausſchuͤſſe find: 
ein EonftirutionsausfHuß, um Fragen zu 
veranläffen und aufzunehmen, welche Weränderun- 
gen in den Orundgefegen betreffen, und ihr Gutach⸗ 
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ten daruͤber an bie Stände bes Reiches zu geben; 
ein Staatsausfhuß, um vor den Keichsftän. 
ben den Zuftand, die Verwaltung und den Behuf 
des Beſtandes der Finanzen und der Reichsfchulden 
darzulegen; ein Bewilligungsausfhuß, um 
die Vertheilung der bewilligten Steuern vorzufchla- 
gen; ein Banfausfhuß, um die Wermaltung 
der Bank und ihren Zuftand nachzufehen,, auch Vor: 
fchriften zur Verwaltung derfelben zu geben; ein Ge 
fegausfhuß, ‚um Vorſchlaͤge zur Verbeſſerung 
der Civil», Criminal» und Kirchengefege auszuar: 
beiten; ein öfonomifher Ausfhuß,.um die 
Mängel bei den öffentlichen Defonamieanftalten zu 
bemerken, und Abänderungen dabei vorzufchlagen. 

Fordert der König von den Ständen bes Keis 
ches einen befondern Ausfhuß, um mit ihm 
über Sachen zu berathichlagen, womit .die andern 
Ausfhüffe fih nicht befaffen fonnen, und menn bie, 
Werhandlungen geheim gehalten werden müffen; fo 
‚errichten die Reichsſtaͤnde einen fulchen. Doch hefigt 
berfelbe nicht die Macht, einen Beſchluß zu faffen, 
fondern blos dem Könige feine Meinung über die Ge 

. genftände mitzutheilen, die diefer ihm vorlegt, 

Die Reihsftände dürfen bei dem Zugegenſeyn 
bes Königs über feinen Gegenſtand etwas befchließen. 

Sragen, welde den Staat betreffen, und in 
pleno der KReichsftände vorfommen, dürfen nicht un 
mittelbar abgemacht, fondern müffen einem Aus 
ſchuſſe übergeben werden, welcher diefelben zu unter- | 
fuchen, und fid) darüber zu äußern hat. 

Das uralte Recht der ſchwediſchen Nation, fid 
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ſelbſt zu beſchatzen, wird von den Ständen 
allein beim allgemeinen Reichstage ausgeuͤbt. — Auf 
jedem Reichstage läßt der König ben Zuſtand ber 
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Finanzen in aflen ihren Theilen, ſowohl In-Anfehung 
der Einfünfte, als der Ausgaben, Forderungen und 
Schulden, dem von den Ständen ermählten Staats 
ausfchuffe vorlegen. Sollten durch Tractaten mit 
fremden Maͤchten dem Reiche einige Mittel zufließen; 
ſo ſollen dieſe auf gleiche Weiſe nachgewieſen werden. 

Keine öffentlichen Abgaben koͤnnen ohne Ein« 
willigung der Neichsftände erhöher werben, aus- 
genommen der Seezoll für einfommendes und aus« 
gehendes Korn. Eben fo wenig darf der König die 
Einfünfte des Staates verpachten, oder zum Ge⸗ 
winne fir fih, für die Krone, oder für einzelne Per- 
fonen und Corporationen Monopole errichten. 

Nachdem der Bedarf der Finanzen von. dem 
Staatsausfchuffe unterfucht und von den Reichsftän« 
den geprüft worden iſt, fommt es auf die Stände. 
- des Reiches an, eine dem, entfprechende Yerilligung 
© feftzufegen, und babei zu beftimmen, wie befondere 
Summen bavon zu befondern Zwecken angewendet, 
und unter beſtimmten Hauptnamen im Reichsetat 
angefchlagen werden follen. 

Außerdem müflen für unvorhergefehene 
Sälle zwei befondere Summen angefegt und anges 
fhlagen werben; die eine, die der König benugen 
mag, wenn er fie zur DVertheidigung des Meiches, 
ober zu andern hoͤchſt wichtigen Zweden, nachdem 
er barüber den Staatsrath vernommen hat, unum⸗ 
gänglich nothmendig findet; die andere, daß der 
König bei entftandenem Kriege aus der Banf der 
Keichsftände Hebungen made, nachdem der Staats⸗ 
rath in pleno darüber gehört worden ift. 

Die gefammten Staatsmittel dürfen nicht ans 
ders verwendet werben, als feftgefegt worden ift, in⸗ 
dem bie Mitglieder des Staatsrathes nerantwort- 

IV. 33 
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Lich find, wenn fie eine Abweichung davon ftatt fin- 
den taffen. 

Das Reihsfhuldencomtoir verbleibt ım- 
ter der Seitung, Einficht und Verwaltung der Reiche 
ftände. Da übrigens die Stände die Vertretung ber 
Reichsſchulden auf fich nehmen; fo haben fie auch, — 
nad) der Erklärung des Staatsausfhuffes über den 
Zuſtand und den Bedarf des Comtoirs, — burd 
befondere Bewilligungen bie Mittel zufammen zu 
fchießen, die zur Bezahlung der Schuld, der Zin 
fen und des Capitals nöthig befunden werden. — 
Die zum Reichsfhuldenwefen veranfchlagten Mittel 
bürfen unter feinem Vorwande zu einem andern Bes 
hufe verwendet werben. Jede Verordnung, die da 

gegen ftreitet, ift kraftlos. 


. Die Banf der Reihsftände bleibe, wie 
bisher, unter der eigenen Garantie und Auffi ich ber 
Reichsſtaͤnde. 

‚Keine neuen Auflagen, Ausſchreibungen an 
Mannfchaft oder Geld und Waaren, dürfen ohne Ein- 
willigung der Reichsftände qufgelegt, gehoben und 
gefordert werden. — Eben fd darf der König, ohne 
Einmilligung ber Reichsſtaͤnde, Feine Anleihen in 
oder außer dem Meiche machen ‚ und daſſelbe mit 
neuen Schulden belaften, 

Die Domainen, bie Kronwälder, Parks, 
Thlergärten, Kronmwiefen, nebft Lachsfang und an 
derer Keonfifiherei, wie auch die übrigen KRronbenes 
ficien, darf der König, ohne Einwilligung der Reichs⸗ 
fände, weder verfaufen, noch verpfaͤnden, noch vers 
ſchenken. Sie ſollen fo, wie es die Reichsſtaͤnde be⸗ 
ftimme haben, herwalcet werben. 


Kein zeit bes Reiches darf bavon durch 
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Berfauf, Verpfändung, Verſchenkung, ober auf. 
ine andere Art, getrennt werden. Ä 
Die feftgefegte Regierungsform, fo wie die übri- 
en Örundgefege bes Reiches koͤnnen nicht ohne des 
doͤnigs und aller Reichsſtaͤnde gemeinfchaftlichen Be⸗ 
Hluß geändert oder aufgehoben werden. Jede An⸗ 
sage deshalb wird dem, bei jedem Reichstage ge⸗ 
Yählten, Conſtitutionsausſchuſſe übergeben. Diefer 
lusſchuß ift berechrigt, deshalb Vorſchlaͤge zu mas 
yen; doch dürfen die Meichsftände nicht auf dem 
teichstage, wo ein folder Vorfchlag gefchieht, fon- 
een erft auf dem nächftfolgenden darüber einen Bes 
bluß faffen. Sind fodann alle Stände über die Ab⸗ 
nderung einig; fo übergeben fie durch ihren Spres 
er den Vorfchlag dem Könige mit dem Begehren, 
aß der König feinen Beifall dazu geben möge. Der 
‘önig hört darüber bas Gutachten feines Staatsra⸗ 
es, und theilt den Reichsftänden feine Einwilligung, 
ver auch die Urfachen mit, warum er in ihr Ver⸗ 
ngen nicht einmillige. — Will der König den 
standen eine Abänderung in den Örundgefegen vor« 
Hagen; fo hört er den Staatsrath, und übergiebe 
dann feine Propofition mit dem Gutachten bes 
taatsrathes Den Ständen, welche die Propofition, 
ne vorherige Berathfchlagung darüber, dem Con⸗ 
tutionsausſchuſſe vorlegen. Tritt der Ausfhuß dem 
zorſchlage des Königs bei; fo wird beim nächften 
«idystage darüber ein Beſchluß gefaßt. Verwirft 
r Ausfhuß die Propofition des Königs; dann koͤn⸗ 
n die Reichsſtaͤnde entweder fogleich dieſe Propofis 
m abfchlagen, oder beftimmen, daß fie über folche 
im nächftfolgenden Reichstage befchließen wollen, 
welchem Falle die Meinung dreier Stände gilt. 
tehen zwei Stände gegen zwei; fo dee Beſchluß. 
| 5 
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aufzufchieben. Nehmen die Reihsftände gemeinſchaft⸗ 
lich des Königs Vorſchlag nicht an; fo ift er abge 
fchlagen, und die Reichsſtaͤnde laſſen ihren Abſchlag 
mit der Urſache dazu beim Koͤnige ſchriftlich durch 
ihren Sprecher uͤberreichen. 

. Was zur Abaͤnderung und Verbeſſerung der 
Grundgefege auf diefe Weife die Reichsſtaͤnde einhel- 
lig befchließen und der König genehmigt,. oder mas 
der. König vorfchläge und die Neichsftände einhellig 
annehmen, bat die Krafteines Örundgefeges. 

As Grundgefege follen angefehen 
werden: diefe Verfaſſung, nebft der Reid 
tagsordnung, die Succeffionsordnung, 
und die Verordnung einer allgemeinen Drudfreis 
heit, welche die Stände und der König gemeinfchaft- 
lich feftftellen. 


Unter Drucdfreiheit wird das Recht eines.; 
jeden Schiveden verftanden, ohne von der öffentlichen 


Macht ihm in den Weg gelegte Hinderniffe, Schrif— 
ten herauszugeben, fo daß diefe nur von einem set 
mäßigen Nichterftuhle ihres Inhalts wegen in An- 
fprudy genommen und in feinem andern alle mit 
Strafe belegt werden fonnen, als wenn der Inhalt 
gegen ein deutliches Geſetz ftreitet. Alle Acten und 
Protocolle, — ausgenommen biejenigen, welche 
man im Staatsrathe und bei dem Könige in minifte- 
riellen Angelegenheiten und in Commandofadyen führt, 
— fönnen durd) den Druck befannt gemacht wer- 
ben. Die Protocolle und Acten, welche Sachen ber 
Bank und des Reichsſchuldenweſens betreffen, bie 
heimlich gehalten werden müffen, dürfen nicht ges 
druckt werden. — | 

Wenn der König ſtirbt und der Thronfolger noch 
nicht mündig ift; fo haben die vom Staatsrathe zu⸗ 
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ſammen berufenen Reichsſtaͤnde, ohne Hinſicht auf 

irgend ein Teſtament des verſtorbenen Koͤnigs, wel⸗ 
ches die Reichsverwaltung betrifft, einen oder 
mehrere Vormuͤmder zu verordnen, welche die 
Regierung bis zur Muͤndigkeit des Königs, in der 
fen Namen, dieſem Grundgefege nah, ausüben. 
Wenn der König fein achtzehntes Jahr erreicht hat; 
fo darf er in den Staatsrath, ins hoͤchſte Tribunal, 
‘in die Hofgerichte und Collegien eintreten, Doch ohne 
an irgend einem Befchluffe Theil zu nehmen. 

Sollte der unglüdliche Fall eintreten, daß die 
föniglihe Familie, der das Erbrecht zum Reiche 
aufgetragen ift, von männlicher Seite ausginge; fo 
follen die vom Staatsrathe zufammen berufenen 
Meichsftände ein neues Königshaugs, mit 
Beibehaltung diefer Regierungsform, er⸗ 
wählen und verordnen. 

Die Stände des Reiches follen auf jeden Reichs⸗ 
tage einen gefeßfundigen, durch ausgezeichnete Rede 
Lichfeie anerfannten, Mann verordnen, der, als 
Sachwalter derfelben, Auſſicht über die Ber 
folgung der Geſetze bei den Richtern und, Beamten 
babe, auch bei ven Richterftühlen diejenigen zur Mebt 
ftelle, welche aus Partcheilichfeit, Anfehen der Pers 
fonen u. ſ. w. irgend etwas gegen die Gefege begans 
gen oder unterlaffen haben. — Diefer Yuftizfach- 
malter der Reihsftände wird durch Wahlherren ges 
‚wählt, wozu jeder Stand eine gleiche Zahl ernennt, 
Ihm liegt ob, auf jedem Reichstage den Reichsſtaͤn⸗ 
den eine allgemeine Rechenſchaft von der Verwaltung 
feines Amtes abzulegen , und dabei den Zuftand ber 
Verwaltungeder Gefege im Reiche darzutbun, die 
Mangel der Gefege und WVerfaffungen anzumerken, 
und Vorſchlaͤge zu deren Verbeflerung zu geben. Er 
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ift auch ſchuldig, zwiſchen den Reichstagen jährlich 
eine. Darftellung über biefe Gegenftände durch ben 
Druck befannt zu madıen. | 

Sollte der Fall eintreten, daß entweder das ge 
fammte höchfte Tribunal des Königs, oder eines oder 
mehrere von deſſen Mitgliedern gefunden würden, 
aus Eigennutz, PartheilichPeit oder Werfaumniß fo 
unrecht geurtheilt zu haben, daß dadurch irgend jes 
mand, gegen deutliche Gefege, und gegen ein gehörig 
‚ unterfuchtes und bewiefenes Verhalten der Sade, 
fein Leben, feine perfönliche Freiheit, Ehre und Eigen« 
thum verloren hatte oder verlieren könnte; fo ift der 
Juſtizſachwalter der Reichsſtaͤnde, fo wie der Juſtiz⸗ 
kanzler des Königs berechtigt, bei dem Neihsge 
richte den Fehlenden in Anfpruch zu nehmen und zur 
Verantwortung zu ziehen, Diefes Neihsgeridt 
foll beftehen aus dem Präfidenten des Reichshofge⸗ 
richts, aus den Präfidenten aller Reichscoflegien,, den 
vier älteften Staatsräthen, dem hoͤchſten “Befehls 
haber über die in der Haupeftadt dienenden Truppen, 
bem höchften ‘Befehlshaber der bei der Hauptſtadt fla- 
tionirten Esfadre der Seemacht, aus zwei der älteften 
Raͤthe des ſchwediſchen Hofgerichts, und dem älteften 
Mathe aller Reichscoflegien. Diefer Richterftuhl hat, 
nachdem die Unterfuchung gefchehen und dag Urtheil 
den Gefegen gemäß gefprochen worden iſt, bdaffelbe 
bei offenen Thuͤren befannt zu machen. Keiner hat 
die Macht, ein folches Urtheil zu ändern; doch kann 
der König begnadigen; nur daß der Verurtheilte nicht 
wieder im Dienfte des Reiches eingefegt werde. 
Auf jedem Reichstage follen die Reichsſtaͤnde 
zwölf Mitglieder aus jedem Stande zu 
Gefhmwornen erwählen, welche zu urtheilen haben, 
inwiefern die ſaͤmmtlichen Mitglieder des höchften Tri» 
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bunals fich verdiene gemacht haben, in ihrem wichti. 
gen Amte beibehalten zu werden, oder ob der eine und 
der andere, (ohne beweislich begangenen Fehler, wo⸗ 
von das Vorhergehende handelt,) ſich dennoch den 
Verdacht zugezogen, wegen Partheilicheie ober Unge⸗ 
ſchicktheit das öffeneliche Zutrauen verwirkt zu haben. 
Zur Auffühe dee Druckfreiheit follen die 
Reichsſtaͤnde auf jedem Reichstage fe ch 8 durch Kennt⸗ 
niffe und Gelehrfamfeie befannte Männer , nebft dem 
Suftisfachmalter, der unter diefen das Wort führt, 
verordnen. Diefen Committirten liege es ob, daß, Ä 
wenn irgend ein Verfaſſer oder Buchbruder ihnen 
eine Schrift vorlegt und ihre Aeußerung verlangt, in⸗ 
wiefern nach den Gefegen der Drudfreiheit hierin eine 
Cenſur ſtatt finden kann, ber Juſtizſachwalter und 
wenigſtens drei der Committirten ſolche Aeußerung 
ſchriftlich abgeben ſollen. Erklaͤren ſie, daß die Schrift 
gedruckt werden kann; ſo iſt ſowohl der Verfaſſer als 
auch der Buchdruder von aller Verantwortung frei, 
die nun auf den Committirten beruht, Diefe Com- 
mittirten follen von den Reichsftänden durch fechs 
Wahlherren aus jedem Stande ermählt werden. 
Kein Reichstagsmitglied darf, feiner Handlun⸗ 
gen oder Aeußerungen wegen im Reichsftande oder in 
iegend einem Ausſchuſſe, zur Rede geftelle, oder feis 
ner Freiheit beraubt werden, ohne daß derjenige 
Stand, zu welchem er gehört, es durch ausdrücklichen 
Beſchluß zuläaßt. Eben fo wenig darf irgend ein Mit⸗ 
glied des NReichstages von dem Orte, mo der Reiches 
tag gehalten wird, verwiefen werden. Sollte ein 
Einzelner, ober ein Corps, es fey militair oder civil, 
den Reichsſtaͤnden, oder deren Ausfchuffe, oder irgend 
einem. einzelnen Neichstagsmitgliede, entweder aus 
eignem Antriebe oder auf Befehl, Gewalt anthun, 
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oder deren Freiheit bei ihren Berathſchlagungen und 
Beſchluͤſſen ſtoͤren; fo iſt es als Verraͤtherei am 
zuſehen, und es kommt auf die Reichsſtaͤnde an, ein 
ſolches Verbrechen geſetzmaͤßig zu ahnden. 

Wird irgend ein Reichstagsmitglied, waͤhrend 
des Reichstages oder auf feiner Reiſe, nach oder vor 
dem Reichstage mit Wort oder That beleidigt, wenn 
es fic) als Mitglied des Neichstages zu erfennen geges 
ben bat; fo foll folches als Hoch verr at h angefehen 
und beftraft werden. | 

Der Konig laßt den fammelihen Ständen bes 
Meiches den Genuß ihrer Pripilegien, Vorrechte, 
Gerechtſame und Freiheiten. Es beruft auf der Ueber⸗ 
einfunft der fammtlichen Reihsftände und der Zu 
fimmung des Königs, Veränderungen und Ausgleis 
Hungen darin vorzunehmen, welche das Wohl bes 
Meiches erfordern. ‚Keine neuen Privilegien , welche 
irgend einen Reichsftand betreffen, können ohne Ein 
willigung des Königs und aller Neichsftände gegeben 
werden. 


106. 
35) Königreih Norwegen. 


a) Geſchichtliche Einleitung. 


Norwegen ftand viele Kahrhunderte hindurch 
mit Daͤnemark unter Einem Könige; erft im Jahre 
1814 ward daſſelbe von dem Könige Friedrih 6 an 
Schmwedenabgetreten, nachdem der ratbfelhafte 
Bang der Weltbegebenheiten in den legten zwanzig 
Jahren aud) die nordifchen Reiche berührt hatte. 

Nah der Ihronveränderung vom Jahre 1809 
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An Schweden und nad) der Einführung der neuen 
Verfaflung in dieſem Reiche, dachte han daran, dem 
Pinderlofen Könige Karl 13 einen Thronfolger u er⸗ 
nennen. Die Wahl der ſchwediſchen Reichsſtaͤnde 
fiel (18. Jul. 1809) auf den Prinzen Chriſtian 
Auguſt von Schleswig-Holſtein, welcher in 
dem, noch nicht beendigten, Kriege das von den 
Schweden angegriffene Rorwegen mit Umſicht und 


Nachdruck gegen die Schweden vertheidigt hatte. Er 


nahm aber dieſe Wahl nicht eher an, als nach Unter⸗ 
zeichnung des Friedens (10. Dec. 1809) zwiſchen 
Schweden und Daͤnemark. Darauf erſchien der Prinz 
in Stockholm, ward (24. Jan. 1810) von Karl 13 
adoptirt, ftarb aber plöglih (28. Mai 1810) bei 
einer Mufterung auf der Haide bei Quiddinge in 
Schonen. 

Eine Wahl der Reichsſtaͤnde ernannte den fran⸗ 
zoͤſiſchen Marſchall Bernadotte, Fuͤrſten von 
Ponte Corvo, (28. Aug. 1810) zum Kronprinzen, 
der ebenfalls von Karl 13 adoptirt ward. Zwar 
erklärte bald, nach ſeiner Ankunft in Schweden, die⸗ 
ſes Reich (17. Nov. 1810) den Krieg an England; 
allein die Politik Schwedens aͤnderte ſich, als Schwe⸗ 
den, zum Erſatze fuͤr das an Rußland verlorne Finn⸗ 
land, Norwegen verlangte, und Napoleon dies 
ale Danemarks Bundesgenoſſe, verweigerte, wo⸗ 
gegen Napoleon Schweden veranlaßte, Finnland wie⸗ 
der zu erobern. — Schweden fand es unter dieſen 
Verhaͤltniſſen gerathen, bei dem bevorſtehenden Ries 
ſenkampfe zwiſchen Frankreich und Rußland, (24. 
Maͤrz 1812) mit Rußland einen geheimen Vertrag 
abzufchließen, in welchem Rußland die Vereini— 
gung Norwegens mit Schweden entweber 
durch Waffengewalt, oder duch Unterhandlungen zu 
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bewirken verfprah. Wenige Monate darauf, (12. 
‘ul. 1812) ward aud) der Friede zwifchen Schweden 
und Großbritannien abgefhloffen. Doc erfchien der 
Kronprinz erft im Jahre 1813 mit einem ſchwediſchen 
Heere, das fih den Verbündeten anfchloß, auf teus 
fhem Boden. | . | 

Schon im Jahre 1812 knuͤpfte Dänemarf zu 
London über einen Frieden mit Großbritannien Unter 
bandlungen an, die fich aber im Jahre 1813 zer- 
fchlugen, weil Großbritannien, außer andern drücden 
den Forderungen, auf der freiroifligen Abtretung Nor» 
wegens an Schweden vom Könige Friedrich 6 beharrte, 
Darauf erneuerte Dänemarf (10. Sul. 1813) das 
Buͤndniß mit Sranfreich,,, in welchem beide Mächte 
einander ihre Befißungen gegenfeitig gewährleifteten. 
Nach diefem Vertrage erklärte Franfreich an Schwes 
den, und Dänemarf an Schweden, Rußland und 
Preußen den Krieg. 

Die Völkerfchlacht bei Leipzig entfchieb über den 
Charakter des erneuerten Weltfampfes. Mach diefer 
Schlacht folgte der Kronprinz von Schweden ben 
Verbündeten nicht nad) Frankreich, fondern brach mit 
einem aus Schweden, Hannoveranern, Britten, 
Ruſſen, Medlenburgern und Hanfeaten zufammen- 
gefegten Heere gegen die dänifchen Herzogthuͤmer auf, 
und nöthigte den König von Dänemarf, im Frie 
den zu Kiel (14. an. 1814) auf Norwegen 
zu verzichten, wogegen Schweden an Dänemarf 
Schwedifh » Pommern überließ, das in der Folge 
von Preußen, gegen fauenburg , eingetaufcht warb. 
| Während diefer Zeit ftand der Prinz Chris 

ffian Sriedrih von Holftein»« Schleswig, 
der nächfte Erbe bes dänifchen Thrones, an der 
Spige des dänifchen Heeres in Norwegen. Die 
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Normaͤnner waren ber Vereinigung mit Schweben 
abgeneigt, und wollten, nad) der Verzichtung Daͤne⸗ 
marfs auf Norwegen, ihre vormalige Selbftftändig« 
feit und Unabhängigkeit herſtellen. Mie Zuftimmung 
des normännifhen Volkes nahm daher der Prinz zus 
erft (19. Febr. 1814) den Titel eines Prinz Res 
genten, und darauf. (29. Mai) die Würde eines‘ 
Königs von Norwegen an, nahdem der nor« 
wegifche Reichstag (Storthing) zu Eidswold, deffen 
Präfident der Profeffor Svertrup von Epriftiania 
war, am 17. Mai 1814 eine Verfaffung für 
diefes Reich aufgeftelle, und der Prinz Chriſtian 
‚Sriebrich diefelbe beftätige hatte. (Dieſe Verfaffung 
beftand aus 110 Artifeln, und fteht vollftändig im 
politifhen Journale 1814, Sept. ©. 77% 
und Oct. ©. 880.) | 
Allein die Mormänner vermocdhten nicht, ihre 
Selbftftandigfeit gegen das vorbringende ſchwediſche 
Heer zu behaupten, weil die gefammten verbündeten 
Mächte die Vereinigung Mormegens mit Schweden 
befchloffen und beftätige hatten, und weil felbft in 
Mormwegen eine Parthei, geleitet von dem Grafen 
Wedel⸗Jarlsberg, dem Intereſſe des Prinzen ent⸗ 
gegen wirkte. So gelang es den Schweden, der 
meiften wichtigften Pläge Mormegens ſich zu bemäch- 
tigen. Gleichzeitig erflärte der Kronprinz von Schwe⸗ 
ben, er wolle die Werfaffung vom 17. Mat 
mit denjenigen Modificationen annehmen, welche 
. die Vereinigung Norwegens mit Schweden nöthig 
machten. Unter diefen Verhältniffen legte (16. Aug. 
4814) der Prinz die föniglihe Würde nieder, und 
fehrte nach Dänemarf zurüd. Doc hatte er nod) 
den normwegifchen Reichstag nad) Ehriftiania berufen, 
der. am 7. Oct. zufammentrat, am 21. Oct. die 
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Vereinigung Nörwegens mit Schweden, 
und am 4. Nov. die neue Verfaffung *) mit den 
Veraͤnderungen, welche die Vereinigung Morroegens 
mit Schweden herbeigeführt hatte, als Grundge— 
feg Mormwegens-ausfprad. Der Kronprinz von 
Sehmeven traf darauf (9. Nov.) in Ehriftiania ein, 
und beftätigte.die Verfaſſung. 


107. 


b) Politifher Charafter ber Verfaffung 
vom 4. Nov, 1814. 


4) Ueber die Staatsform und die Religion. 


| Das Königreich Norwegen ift ein freies, felbft« 

ftändiges, untheilbares und unabhängiges Reich, mit 
Schweden unter Einem Könige vereinigt. Seine . 
Regierung ift eingefhränft, und erblich mo 
narchiſch. 

Die evangeliſch-hutheriſche Religion 
bleibt die öffentliche Religion des Staates. Die Ein- 
wohner, die fih zu derfelben befennen , find ver- . 

pflichtet, ihre Kinder in derfelben zu erziehen. Jeſui— 
ten und Moͤnchsorden werden nicht gedul— 
det. Die Juden find vom Zugange ins Reich aus- 
gefchloffen. 
2) Ueber die ausübende Made, ben König 
und deffen Familie, 


Die ausübende Macht ift bei dem Könige. Der 
König ſoll ſich zur evangeliſch⸗lutheriſchen Religion 








*) Sie flieht teutfh inden Europ. Conftitt. Th. a. 
S. 469. — in Luͤders Archiv, Th. 3. ©. 608. — 
and frenzöfifh Heim Dufau, T. 3. p. 522% 
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befennen, fie aufrecht erhalten und befchügen. — Die 
Perfon des Königs ift Heilig. Die Verantwort⸗ 
lichfeit liegt feinem Rathe ob. — Die Erbfolge iſt 
lineal und agnatiſch, nach der ſchwediſchen Succefe 
fionsordnung vom 26. Sept. 1810. — . Die Volle 
jährigfeit des Königs wird duch ein Geſetz feftgefeßt, 
welches nach Uebereinfunft zwiſchen dem normwegifchen 
Storting und den ſchwediſchen Staͤnden gegeben 
wird. 

Jedes Jahr ält ſich der König, wenn nicht 
wichtige Hinderniffe entgegen ftehen, einige Zeit in 
Norwegen auf, 

Der König wähle felbft einen Staatsrath 
ausnormwmegifhen Bürgern, welche nicht jünger 
als 30 Fahre find. Diefer Rath foll wenigfteng aus 
einem Staatsminifter und fieben andern Mitgliedern 
beftehen. Eben fo kann der König einen Vicekoͤ⸗ 
nig oder Statthalter beftellen.. Während feiner Abwe⸗ 
fenheit überträgt er dem Vicekoͤnige oder Statthalter, 
zugleich mit wenigftens fünf Mitgliedern des Staats⸗ 
raths, die innere Verwaltung des Reiches, Diefe 
follen in des Königs Namen und an feiner State die 
Regierung führen. Sie follen ſpwohl den Beſtim⸗ 
mungen diefes Grundgeſetzes unverbruͤchlich nachleben, 
als den befondern damit übereinftimmenden Vorfchrife 
ten, die der König ihnen als Inſtruction ertheile, 
Ueber die entfchiedenen Sachen haben fie dem Könige 
Bericht zu erftatten. Die Gefchafte werden durch 
Stimmenmehrheit entfchieden, Ä 

Vicefönig fann nur der Kronprinz, "oder ' 
deſſen ältefter Sohn feyn, aber nicht eher als nad) 
dem erreichten Alter ber Volljährigkeit, Zum State: 
halter wird entweder ein Normann oder ein Schwebe 
ernannt, Der Vicekoͤnig foll im Reiche wohnen, und: 
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darf nicht länger als drei Monate im Jahre außerhalb 
deffelben ſich aufhalten. Wenn ber König gegenwaͤr⸗ 
tig. äft, Hört die Function des Vicekoͤnigs auf. 

Bei dem Könige verbleiben ſtets, mährend fei- 
nes Aufenthalts in Schweden, der norwegifche Staats⸗ 
minifter und zwei Mitglieder bes Staatsraths, welde 

-legtere jährlich ummechfeln. Sie haben diefelben 
Pflichten und diefelbe conftitutionelle Verantwortlich⸗ 
feit, als die in Norwegen fi) befindende Regierung, 

Sn ihrem Beifeyn allein follen Pie norwegifchen An- 
gelegenbeiten vom Könige entſchieden werden. Alle 
Anträge norwegifcher Bürger an den König follen 
erft bei der normwegifchen Regierung eingeliefert, und 
mit deren Gutachten verfehen werden, ehe fie abge» 
macht werden. Ueberhaupt dürfen Feine norwegifchen 
Sachen erledigt werben, ohne daß das Gutachten der 
normegifchen Regierung eingehohlt worden iſt, wor 
fern nicht wichtige Hinderniffe folches verbieten. Der 
normwegifche Staatsminifter trägt die Sachen vor, 
und bleibe für die Lebereinffimmung der Ausfertigung 
mit den gefaßten Befchlüffen verantwortlich. 


Der König Fann Anordnungen geben und aufs 
heben, die den Handel, den Zoll, die Nahrungs« 
zweige und die Polizei betreffen; doch dürfen fie nicht 
der Verfaffung und den vom Storthinge gegebenen 
Geſetzen widerftreiten. 

Der König läßt überall die Schagungen und 
Abgaben eintreiben, welche das Storthing auflegt. 
Die norwegifche Staatsfäffe verbleibt in Norwegen, 
und ihre Einfünfte werden allein zu den Beduͤrfniſſen 
Norwegens verwendet, 

Der König hat das Recht, im Staatsrathe 
Verbsecher zu begnadigen;, nachdem das Urtheil⸗ 





Pofitives. öffentliches Staatsrecht. 559 
des hoͤchſten Gerichts geſprochen, und deſſen Beben: 


en eingezogen worden if. 

Der König erwaͤhlt und beftefle, nachdem: er 
den Staatsrat vernommen hat, alle Civil⸗, geift« 
fiche und Militairbeamten, 

Der Statthalter des Reiches, der Staatsmis 
nifter und die übrigen Mitglieder des Staatsrathes, 
fo wie die Beamten, welche bei deſſen Comtoiren an⸗ 
geftelle find, Gefandte und Confuln, bürgerliche und 
geiftliche, höhere obrigfeitliche Perfonen, Regierungss 
chefs und Chefs anderer Militaircorps, Commandan⸗ 
ten in den Feftungen, und Oberbefehlshaber auf den 
Kriegsfchiffen fönnen ohne vorgängiges Urtheil vom 
Könige verabfchiedet werden, nachdem er hierüber 
Das Gutachten des Staatsrathes gehört hat. Inwie⸗ 
fern den foldhergeftalt verabfchiedeten Beamten Pens 
fion zu bemilligen ift, entfcheidee das nächfte Stor⸗ 
thing; inzwifchen genießen fie ihres gehabten Ges 
halts. Andere Beamten fönnen vom Könige fufpens 
Dirt, und föllen fodann fogleich vor die Richterftühle - 
gefteftt werden; fie dürfen aber nicht anders, als nad) 
Urtheil abgefeßt, auch nicht gegen ihren Willen vers 
feßt werben. 

Der König kann nad) Gurbefinden, zur “Bes 
lohnung für ausgezeichnete Dienfte, die öffentlich bes 
fannt gemacht werben müffen, Hrden ertheilen, 
aber keinen andern Rang und Titel, als 
den, ben jedes Amt mät ſich führe — Keine 
perfönlidhen oder erblihen Vorrechte dür- 
fen irgend jemand fir die Zukunft ver 
lieben werben. 

Der König hat den Oberbefehl über die Land⸗ 
und Seemadit. Sie fann ohne des Storthings 
Einwilligung nihevermehrenodh vermin— 


L 
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dert werden. Sie darf nicht zum Dienſte fremder 
Maͤchte uͤberlaſſen werden, und kein Kriegsvolk einer 
fremden Macht, mit Ausnahme von Huͤlfstruppen gegen 
feindlichen Ueberfall, darf ohne die Einwilligung des 
Storthings in das Reich gezogen werden. In Frie⸗ 
denszeiten ſollen keine andere als norwegiſche Truppen 
in Norwegen, und keine norwegiſchen Truppen in 
Schweden ſtationirt ſeyn. Doch kann der Koͤnig in 
Schweden eine norwegiſche Garde und norwegiſche 
Freiwillige haben; auch kann er auf hoͤchſtens 6 Wo⸗ 
chen im Jahre die naͤchſten Truppen von der Kriege 
macht beider Reiche zu Waffenuͤbungen innerhalb ber 
Grenzen eines ber beiden Meiche zufammenberufen. 
Zum Angriffsfriege dürfen Norwegens Truppen 
und Rubderflottille nihe ohne Einwilligung des Stors 
things gebraucht werden, Die Landwehr und die übri- 
gen norwegifchen Truppen, die nicht zu den $inien- 
£ruppen gehören, dürfen nie außer Norwegens Gren⸗ 
zen gebraucht werden. 

Der König hat das Recht, die Trußdpen zufam« 
men zu berufen, Krieg anzufangen und $rie 
den abzufhließen, Verbindungen ein 
zugeben und aufzuheben, Gefandte zu 
fhiden und anzunehmen. Will der König 
Krieg anfündigen; fo foll er der Regierung in Nor 
wegen feine Gedanfen mittheilen, und ihr Bedenken 
barüber einhohlen, zugleih mit einem vollftändigen 
Berichte über den Zuftand des Reichs in Hinſicht feir 
ner Sinanzen und feiner Vertheidigungsmittel. Nach—⸗ 


+ dem dies gefchehen ift, beruft der König den norwe⸗ 


gifhen Staatsminifter und die norwegiſchen, 
fo wiediefhmwedifhenStaatsräthe zu einem 
außerordentlichen Staatsrathe, in welhem ein Bes 
richt über ben Zuftand Norwegens und Schwe 
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dens vorzulegen iſt. Ueber dieſe Gegenſtaͤnde giebt 
jeder der Staatsraͤthe ſein Gutachten zu Protocoll, 
unter her Verantwortlichkeit, bie das Grundgefeg 
beftimmt. Dann hat der König das Recht, feinen 
Beſchluß zu faffen und auszuführen, 

Im Staatsrathe wird über alle verhandelte Sa- 
hen ein Protocoll geführt. Ein jeder, der Sig im 
Staatsrathe har, ift verpflichtet, feine Meinung mit 
Freimuͤthigkeit zu fagen,„welche der König verbuns 
den ift zu hören. Jaudeß ift es diefem ale, 
feinen Beſchluß nach eigenem Ermeflen zu faſſen. — 
Findet irgend ein Mitglied des Staatsratpes, daß 
bes Königs Beſchluß den Reichsgefegen widerftreitet, 
oder augenfcheinlich für Norwegen (hädlich iſt; ſo ift 
es feine Pfliche, kräftige Worftellungen dagegen zu 
machen, und feine Meinung im Protocolle beizufügen, 
Derjenige, der nicht folchergeftale proteftire hat, 
wird angefehen, ald wenn er mit dem Könige einig 
gemwefen, ift dafür verantwortlich und fann 
vom Ddelsthing vor dem Keichsgerichte zur Rechen⸗ 
{haft gezogen werden. D 

Alle vom Könige felbft ausgefertigte Befehle 
(mit Ausnahme der militairifhen Commandoſachen) 
follen von dem normwegifchen Staatsminifter contras 
fignire werden? 5 

Alle Vorftellungen über norwegifhe Sachen, 
fo wie die Ausfertigungen deshalb, werden in nors 
wegiſcher Sprache abgefaßt. 

Sobald der Thronerbe ſein 18tes Jahr vollendet 
bat, iſt er berechtigt, Sitz im Staatsrathe zu neh⸗ 
men; doch ohne Stimme und Verantwortung. 

Der norwegiſche Staatsminifter und die beiden 
norwegiſchen Staatsrätpe haben Sig und berathſchla⸗ 
gende Stimme.. in dem ſchwediſchen ‚Sraatsratke, 

IV. 3 
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wenn in bemfelben Gegenftände verhandelt werben, 
welche beide Meiche betreffen. 


3) Meber Bürgerredhte und die gefegge 
bende Made. 


Das Wolf übt die gefeggebende Madı 
buch) das Storthing (Reichsverſammlung) aus, 
welches aus zwei Abrheilungen befteht: dem Sag 
thing (gefeggebenden Körper), und dem Ddels 
thing (den Grundeigenthümern). 

Stimmberedtigt find nur norwegifche Bürger, 
welche 25 Jahre alt, 5 Jahre im ande wohnhaft ges 
weſen, und entweder Beamte find ober geweſen find, 
Sandbefiß haben, oder länger als 5 jahre matricw 
lirces Land gebaut haben, oder Bürger in Handels⸗ 
ftädten find, oder in einer Kauf. oder Landſtadt einen 
Grundbefig haben, deffen Werth wenigftens 300 Tha⸗ 
ler beträgt. 

Die Wahl» und Diftrictsverfammlungen wers 
den jebes dritte Jahr gehalten. Die Wahlverfamm- 
lungen werden auf dem Sande von dem Prediger und 
feinen Gehülfen, in den Städten von den Magiſtra⸗ 
ten und WBorftehern geleitet. — In den Städten 
wird für jede 50 ſtimmberechtigte Einwohner ein 
MWahlmann ernannt. Dieſe Wahlmänner ernennen 
barauf entweder aus ihrer eigenen Mitte, oder unter 
den übrigen Stimmberedtigten in ihrem Wahldi⸗ 
ftricte, ein Viertheil ihrer eigenen Anzahl, um auf 
dem Storthing zu erfcheinen, fo daß 3 bis 6 einen 
tählen, 7 bis 10 zwei, 11 bis 14 drei, 15 bis 18 
vier, welches die höchfte Anzahl iſt, die ein Dre fen 
den fann. — In jedem Kirchfpiele auf dem Sande 
ernennen die ftimmberecdjtigten Einwohner die Wahl 
männer bergeftalt, daß bis 100 einen wählen, 100 
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bis 200 zwei, 200 bis 300 drei, u. ſ. w. Diefe 
MWahlmänner erwählen darauf ein Zehntheil ihrer 
eigenen Zahl, um auf dem Storthing zu erfcheinen, 
fo daß 5 bis 14 einen wählen, 15 bis 24 zwei, 25 
bis 34 drei, 35 und drüber vier, welches bie größte 
Anzahl ift. | 

Keiner kann zum Repräfentanten gewaͤhlt 
werben, ber nicht 30 Jahre alt ift, und ſich 10 Jahre 
im Reiche aufgehalten hat. — Die Mitglieder des 
Stoatsrathes, Hofbebiente und Penfioniften des Ho- 
fes konnen nicht au Ülepräfentanten erwählt werben. 

Die Nepröfentäiiten find auf ihrer Reife zum 
und vom Stortbing, fo wie während ihres Aufente 
halts bei demfelben, von aller perfönlichen Haft befreit, 
wenn fie nicht in öffentlichen Verbrechen ergriffen wer- 
den; auch fönnen fie nicht, außer von der Verfamm- 
lung bes Storthings, zur Verantwortung wegen ihrer 
Dafelbft geäußerten Meinungen gezogen werden. 

Das Storthing wird in der Regel jedes britte 
Jahr in ber Hauptſtadt des Reiches eröffnee. Der 
König kann es außerordentlich berufen. 

Kein Storthing fann gehalten werben, wenn 
nicht 3 feiner Mitglieder gegenwärtig find. 

n des Königs Gegenwart darf Feine Berath- 
ſchlagung ftatt finden. | 

Das Storthingermwählt unter feinen 
Mitgliedern ein Viertpeil, welches das 
Lagthing ausmacht; dieubrigenbrei Vier. 
sheile bilden das Odelsthing. 

Jedes Thing hält feine Werfammlun 
gen abgefondert, und ernennt feinen eigenen 
Dräfidenten und Secretair, 

Es fomme dem Storthing zu: Gefege zu ge 
banundaufzuheben; Saasungen, Abgas 

Ä 36* 
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ben, Zoll und andere oͤffentliche Laften 
aufzulegen;z Anleihen auf den Credit des Reiches 
zu eröffnen; Aufficht über das Geldweſen des Reiches 
zu führen; Die zu den Staatsausgaben nöthigen Geld» 
fummen zu bemwilligen; zu beſtimmen, wie viel dem 
Könige und dem Vicefönige jährlich für ihren Hof 
ftaat ausbezahlt werden foll, und die Apanage ber 
föniglihen Familie feftzufegen, welche aber nicht in 
feftem Eigenthume beftehen darf; fich das in Norwe⸗ 
‚gen eriftirende Regierungsprotocoll und alle öffentliche 
Berichte und Papiere (mit Ansnahme militairifcher 
Commandofachen) vorlegen zu Affen; fih bie Bund . 
niffe und Verträge mictheilen zu laffen, 
die der König für den Staat mit fremden Mächten 
eingegangen ift, mit Ausnahme der geheimen Ar 
tifel, die jedoch den öffentlichen niche miberftreiten 
dürfen; jeden aufjufordern, vor dem Storthing zu 
erfcheinen, mit Ausnahme des Königs und der Ponig- 
lihen Familie; die inzwifchen beftandenen Gehalte 
und Penfionsliften zu revidiren, und darin die Ver 
änderungen zu machen, bie für nöthig befunden wer⸗ 
den; fünf Reviforen zu ernennen, die jährlich die 
Rechnungen des Staates durchfehen, und Auszüge 
aus denfelben durch den Druck befannt machen follen; 
und Fremde zu naturalifiren. 

Jedes Gefeg foll aufdem Odelsthing 
entweder von deffeneigenen Mitgliedern, 
odervonderXegierung durch einen Staats 
each zuerft vorgefhlagen werden. Iſt der 
Vorſchlag dafelbft angenommen; fo wird er an das 
Sagthing gefandt, welches ihn entweber genehmigt 
ober verwirft, und im leßtern Falle ihn mit beigefuͤg⸗ 
ten Bemerkungen zuͤruͤckſchickt. Diefe werden vom ' 
Odelsthing in Erwägung gezogen, welches entiläee 
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. Gefeßesentwurf hinlegt, ober ihn wieder mit oder 
ıe Veränderung an das Sagthing ſendet. Iſt ein 
rfchlag vom Odelsthing dem Lagthing zweimal 
gelegt, und von biefem zum zmeitenmale mit einer 
ruͤckweiſung zurüdgefandt; fo tritt das ganze 
tortbing zufammen, und dann wird mit 
er Stimmen über den Vorſchlag entfchieden. | 

Hat ein vom Odelsthing vorgefchlagener Ents 
ef die Zuflimmung des’ tagthings oder des verſam⸗ 
ten Storthings erhalten; fo wird er durch eine 
putation von beiden Abtheilungen des Storthings 
den König geſandt, wenn er gegenwärtig iſt; — 

r, im entgegengefegten Falle, an den Vicefönig, 
e an die normwegifche Regierung , mit dem Antrage 

Ertheilung der föniglihen Sanction. 

Bewilligt der König den Beſchluß; fo unter- 
eibt er ihn, wodurch er Gefeg wird. Genehmigt 
hnnichez fo ſendet er ihn an das Obelsthing mit 
Erflärung zuruͤck, daß er es nicht dienlich finde, 
Beſchluß zu fanctioniren. 

In diefem Falle darf der Beſchluß niche mehr 
ı dem Stortbing dem Könige vorgelegt werden. 
r König kann auf diefelbe Weife fich benehmen, 
an das naͤchſte ordentliche Storthing denfel- 
n Befchluß aufs nieue vorſchlaͤgt. Wird er aber, 
hdem er abermals erwogen worden, von dem drit⸗ 
ı ordentlichen Storthing wieder auf beiden Thin- 
ı unverändert angenommen, und dann dem Koͤ— 
e.mit dem Begehren vorgelegt, daß er feine San⸗ 
un einem DBefchluffe nicht verweigern möchte, wel« 
n das Storthing, nad) reiflichfter Ueberlegung, 
nuͤtzlich anſehe; fowird er Gefeg, wenn aud) 
‚ Königs Sanction nicht erfolge, ehe das Stor- 
ng ſich trennt, 
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Das Storthing bleibt fo lange verſammelt, als 
es für noͤthig finder; doch nicht über 3 Monate ohne 
des Königs Erlaubniß. Beim Schluffe deffelben er- 
eheile der König feine Refolution auf die noch nicht 
abgemachten Befchlüffe, indem er fie entweder beſtaͤ⸗ 
tige oder verwirft. Alle die, welche er nicht ausdrüd. 
lih annimmt, werden angefehen, als ob fie von ihm 
verworfen wären. . 

Die Sanction des Königs iſt nich e erforberlich 
zu ben Befchlüffen des Stortäine, wodurch es ſich 
1) als Storthing nach der Verfaſſung verſammelt 
erklaͤrt; 2) ſeine innere Polizei beſtimmt; 3) die 
Vollmachten der anweſenden Mitglieder annimmt oder 
verwirft; 4) Erkenntniſſe uͤber Wahlſtreitigkeiten be⸗ 
ſtaͤtigt oder verwirft; 5) Fremde naturaliftre, und 
6) wodurch das Odelsthing den Staatsrath ober 
Andere unter Verantwortung fegt. | 

Das Storthing wird bei offenen Thüren 

gehalten; feine Verhandlungen werben Durch den 
Druck befannt gemacht, außer in den Fällen, wo 
das Gegentheil durch Stimmenmehrheit befchloffen 
wird, 
Wecer einem Befehle gehorcht, deffen Abſicht da- 
hin geht, die Freiheit und Sicherheit des Storthings 
zu flören, mache fih der Werrätherei gegen 
das Vaterland fehuldig. 


4) Ueber die rihterlihe Gewalt. 


Die Mitglieder des Lagthings machen , zugleich 
mit dem hoͤchſten Gerichte, das Reichsgericht 
aus, welches vom Obelsthinge eingeleitet wird ent 
weder gegen die Mitglieder des Staatsrathes ober 
bes höchften Gerichts wegen Amtsverbrechen, ober 
gegen die Mitglieder des Storthings wegen der Wehe 
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brechen, die fie als ſolche begehen möchten. Im 
Reichsgerichte hat der Praͤſident des lagthinge den 
Vorſitz. 

Der Beklagte kann, ohne eine Urſache anzuge⸗ 
ben, von den Mitgliedern des Reichsgerichts bis zu 
einem Drittheile perhorrefeiren, doch fo, daß das 
Gerlcht nicht weniger als 15 Perfonen ausmacht. 

Das hoͤchſte Gericht urtheilt in letzter In⸗ 
flanz. Don feinen Ureheiten findet feine Berufung 
ftatt; auch koͤnnen fie feiner Reviſi on unterzogen 

werden. 


5) Allgemeine Beſtimmungen. 


Zu Staatsaͤmtern duͤrfen allein norwegiſche Buͤr⸗ 
ger ernannt werden, welche ſich zur evangeliſch⸗lutheri⸗ 
ſchen Religion bekennen, der Verfaſſung und dem 
Koͤnige Treue geſchworen haben, und die Landesſprache 
reden. Doch koͤnnen Fremde zu Lehrern bei der Uni⸗ 
verſitaͤt und den gelehrten Schulen, zu Aerzten und 
Conſuln an fremden Orten beſtellt werben. Keiner 
fann zu einem Oberbeamten ernannt werden, ehe er 
30 Jahre alt ift, noch zu einer Magiftrassperfon, 
zum Unterrichter und Voigt, bevor er 25 Sabre 
alt ift. 

Morwegen haftet für feine andere Schuld, als 
feine eigene Nationalſchuld. 

Auf dem zweiten allgemeinen Storthing foll ein 
neues allgemeines Civil» und Eriminat 
gefegb uch gegeben werden,’ 

Keiner darf gerichtet werben , als nach dem Ge⸗ 
ſetze, und nide anders, als nad Uetheil beſtraft 
werden. 

Keinen Geſetze dorf rüwirtende Kraft gegeben 
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Michael Romanow, eine unumfhränfte Me 
narchie, deren Beherrfcher durch Feine Capitularion, 
feinen Vertrag und feine Verpflichtung mie und gegen 
feine Stände eingefchränfe worden if. In ältern 
Zeiten fheinen zwar Reichsſtage gehalten 
worden zu ſeyn, die aber nad) dem Jahre 1613 
unnöthig geworden waren. Won Alters her ift dem⸗ 
nad) dem ruflifhen Kaifer die Ausübung aller Rechte 
der höchften Gewalt, ohne Einfhränfung und 
mie völlig unbegrenzter Autokratie, fü 
wohl in weltlichen als geiftlihen Dingen, allein über 
tragen, Er ift das: Oberhaupt der Kirche und bie 
Quelle der Gefege; feine Perfon ift Heilig und unver: 
letzlich, und fein Ruſſe zweifelte ehedem an den Wor⸗ 
ten: „Recht ift, mas ber Souverain befiehle, — 
nicht, was das Gefeg beſtimmt.“ Merkwuͤrdig war 
der Verſuch, ven im Fahre 1730 einige Große mache 
ten, die Ariftofratie der Monarchie an die Seite zu 
ſtellen, und die gewählte Kaiferin Anna zu einer die 
Autofratie einſchraͤnkenden Eapitulation zu nöthigen; 
fie hatte damals blos eine ephemerifche Dauer. Was 
dort nur Privatftreben Weniger war, die Willführ 
des Monarchen zu mildern, feine Gewalt niche über - 
Das Gefeg fich erheben zu laffen, fondern durchs Ge 
feg zu gründen, bat Aleranber 1 zum eignen und 
öffentlihen Streben emporgehoben: das Gefeg, 
verhieß er und hat es bisher gehalten, foll die höchfte 
Gewalt regieren , und diefer mein freier, vernünftiger 
Wille in dem begonnenen Gefegbuche rechtskräftig 
gemacht werben. 


Abtheilung iſt ausdrücklich bemerkt: ‚Zum Drude 
erlaubt St. Petersburg d. 5. Dec. 18011. Hoſ—⸗ 
rath und Eenfor Sohn.” | Ä 





J 
VO 


Poſitldes Sffentlices Staatsrecht· 374 


Meh rere vormals ſchwediſche und polniſche Pro⸗ 
gzen, fo wie einige durch —— unterworfene 
ölferfhaften haben ihre ‘Freiheiten, Gefege und 
orrechte unter geringen ——— beibehalten; 
m auf bem Wiener Conhreſſe an Rußland gekom⸗ 
men Koͤnigreiche Polen gab Alerander ſelbſt im 
‚1815 eine befondere Verfaſſung. — 

‚Man hat fange daruͤber gefteitten, 06 Rufe 
ınd Neihsgrundgefege Habe, oder nie 
‚och Fönnen folgende Gefege und Conftitutionen, in⸗ 
reit fie die Neichsverfaffung Rußlands Zum Gegen⸗ 
inde hatten und noch haben, als Reichsge und⸗ 
‚fee betrachtet werden: 

a) das Geſetz Jwans 1 über die Untheilbar- 
ie des Reiches vom Jahre 1475. Beweiſen läße 
h zwar nicht, Daß unter Iwan 1 biefes Gefeg wirk⸗ 
h gegeben worben fey; allein muthmaßen läge 
h deſſen Daſeyn, weil ſeit dieſem Regenten keine 
eitere Theilung des Reiches ausgefuͤhrt worden iſt. 

b) Die Urkunde über die Wahl Mi— 
aelRomanom’s zum Ezar des ruffifhen 
‚eihes im Jahre 1613 *), worin die verfans 
elten und unterzeichneten ruffifchen Stände ihm die 
neingefchränfte Gewalt für fi) und feine Nachkom⸗ 
en ertheilten. 

c) (Die Succeſſionsordnung Peters 1 
um 25 Febr. 1722. Sie hob die legte Beſtimmung 
ee genannten Urkunde über die Erbfolge in der Dy⸗ 
aftie Romanom auf, und ftellte es dem ruffifchen 
tegenten frei, befiebig und ohne Ruͤckſichx 
uf bie Primogenitur, feinen Thronnachfolger 


) Unter diefem Titel befonders herausgegeben von B. 
v. Bidmann. Leipj. 1819. 4. 
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gu ernennen. Die Kaiferin Anna beftärigte im J 
1731 diefes Tpronfolgegefeg ‚ das aber Paul 1 auf 
bob. Seit diefer Zeit ift.es blos ein geſchichtlich 
soichtiges Actenftüd.) | 

d) Die tefiamentarifhe Verordnung 
net KRaiferin Katharina 1 vom „u Mai 1727, 
nad) welcher jebe ſchon fouverain regierenbe Perfon 
vom Throne Rußlands ausgefchloffen, und feftgefegt 
ward, daB Rußlands Beherrfcher zur griechifchen 
Religion ſich bekennen müfle. .- Ä 

e) Die Ernennungsacte des Herzogs 
Karl Peter Uleih von Holftein-Gottorp zum Groß. 
fürften und Thronfolge: von Rußland vom * Se; 
41742. Weil mit Peter 2’ der männlihe Stamm des 
Haufes Romanow erlofchen war; fo übertrug die 
Kaiferin Elifaberh durch dieſe Acte die Thronfolge auf 
Den Munnsftamm der weiblichen Linie, in weldyem fie 
feitdem forterbt, 


f) Dauls 1 Befeg wegen der Thron- 
folge, entworfen im J. 1788, publicire am 5. Apr. 
41797. Diefes Gefeg hob Peters 1 Thronord— 
nung auf, wie dies ſchon durch ein Manifeſt der 
Kaiſerin Katharina 2 vom „u Jul. 1762 geſchehen 
war, in welhem die Kaiferin ausdrüdlich erflärte, 
daß fein Regent Rußlands einen Sremden zu’ feis 
nem Nachfolger ernennen koͤnne. Zugleich beftätigte 
Pauls 1 Gefeg das Recht der Erfigeburt, und zwar 
Daß, nad) völliger Erlöfchung des männlichen Stam- 
mes, die Erbfolge übergehe auf die weibliche Nach— 
kommenfhaft vom Stamme des älteften Sohnes, 
und nad) deffen Erlöfchen auf Die weiblichen Stämme 
der übrigen Söhne ıc. Die Volljährigkeit ward darin 
auf das fechsgehnte Fahr geſetzt. 
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g) Das Manifeft Aleranders 1 vom 
). März 1820, nad) welchem nur die Kinder aus 
ner Son dem Kalfer anerfannten ftandesmäßigen 
he für thronfaͤhig erklärt werden, fo daß eine Prin« 
fin, die nicht im Purpur gebohren iſt, dem Reiche 
inen Beherrſcher geben kann. * 
M. Morgeustern, jus publicum Russorum. 
Tlalae, 1737. B. 
Aug. Ludw. Schlözer, hiſtoriſche Unterfuhung 
über Rußlands Reichsgrundgelege. Gotha, 1788. 8. 
A. W. Hupel, Verfuh, die Staatsverfaſſung des 
—** — Reichs darzuſtellen. 2 Theile. Riga, 1798 


Freih. B. v. Sampenbaufen, Elemente des 
ruffifhen Staatsrechts, oder Grund bee Grund⸗ 
verfaffung des ruſſ. Kalferchums. Goͤtt. 1792. Bol. 

(Leber die ſtaatsbürgerliche Einrichtung in 

Rußland — über Adel, Clerus, Bürger, 

freie Landleute, Koloniften, Kreigelaf 

fene und Leibeigene, vol. Haffels vollitäns 
dige und neuefte Erdbeſchreibung des ruffifchen Rei⸗ 

ches in Europa nebft Polen. Weimar, 1821. 8. 

Lift auch der eilfte Band — oder ber 3ten Abth. 

oter Band — des vollftändigen Handbuches der neue⸗ 

ſten Erdbeſchreibung.]) 


— 


100. 
37) Koͤnigreich Polen. 
a) Geſchichtliche Einleitung 2). 


Wenn gleich in Polen Reichstage in Angemeſ⸗ 
nheit zur alten Verfaſſung der Republik beſtanden, 


Vergl. meine Einfeitung in bie polniſche Verfaſſang 
vom 27. Nov. 1815, tn der —— d4 von Pübers 
. :diplomat. Archiv, xp. 8. ©. 243. Pr 0 442 
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aund bie koͤnigliche Gewalt durch bie fogenannten pacta 
sonventa, die Wahlcapitulation der polnifchen Rt 
nige, bebeutend befchränft ward; fo lag doch theils 
eben darin, daß Polen ſeit dem Erloͤſchen Des jagel 
fonifchen Regentenhaufes (1572) ein Wahlreid 
ward und blieb, £heils in den ausgearteten und ver- 
alteten Formen feines Reichssages, mit Beibehaltung 
des fogenannten liberum Veto, theils in dem Still, 
ſtande ber weſentlichſten Bedingungen des innern 
Staatslebens und in der Fortdauer der druͤckendſten 
geibeigenfchaft, der Grund bes Veraltens und ber 
endlichen Auflöfung des Staates felbfl. Die erfte 
Theilung Polens im Jahre 1772, mit den biefer 
Thatfache vorausgehenden und nachfolgenden Ereig- 
niſſen, war der vollgultigfte Beweis dafür. Selbſt 
ein Theil der gebildeten und für die Sache bes Vater: 
Landes begeifterten Polen fühlte das Bedürfniß einer 
Verjuͤngung des innern Staatslebens, um nicht Hinter 
dem fihern Zortfchreiten der übrigen gefitteten Staa 
ten Europa’s in Hinficht auf Landbau, Gewerbsfleiß, 
Handel, Wiflfenfhaft, Kunft und Erziehung zurüd 
zu bleiben. Beſonders blieb der Anfang der franzd- 
fifchen Revolution nicht ohne Rüdwirfung auf Polen; 
fo wie, gleichzeitig mit dieſem Ereigniffe, Die dama⸗ 
lige Stellung der europäifhen Hauptmächte, bei dem 
im Sabre 4787 ausgebrochenen| Kriege Rußlands 
und Oeſtreichs gegen die Pforte, den innern Verhaͤlt⸗ 
niffen Polens günftig war. - Denn Preußen beobad- 
tete Damals nicht ohne Eiferfucht die innige Verbin⸗ 
dung der beiden Kaiferhöfe, und ſchloß am 29. März 
1790 einen Vertrag mit Polen, in welchem beide 
Mächte ihre Beſitzungen ſich garantirten, zur Stel 
Jung eines Hülfsheeres, im alle eines Angriffes, 
gegenfeitig ſich nerpflicdhtesen, und Preußen bie Wer⸗ 


’ 
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idlichkeit uͤbernahm, bei der Einmiſchung einer 
mben Macht in die innern Angelegenheiten Polens 
eft durch Unterhandlungen, und, wäre dieſes ver⸗ 
ich, durch Stellung eines Heeres eine folche Ein» 
(dung zu bintertreiben. 

Diefer Vertrag zwiſchen Polen. und Preußen 
rd unterzeichnet, nachdem bereits ber am 6. Octo⸗ 
: 1788 zufammengetretene polnifche Reichstag das 
erum Veto aufgehoben, das polnifhe Heer bis 
f 100,000 Mann vermehrt, und über die Grund- 
e einer neuen Verfaflung fich vereinigt hatte, die 
ı 3. Mai 1791 — nachdem vorher. am 14. Apr. 
91 den polnifhen Städten vom Reichstage ein 
:eiheitsbrief®) ercheilt worden war — - mit 
‚Ber Stimmenmehrheit vom Reichstage angenom⸗ 
n und vom Könige unterzeichnet, befchworen und 
melich befannt gemadyt ward *°), 

Diefe Verfaſſung erklärte den römifch - Fatholi« 
m GOlauben für die herrfchende Nativnalreligion, 
erte aber die Freiheit aller religiöfen Bekenntniſſe 
> Gebräuhe. Sie beftätigte die Gerechtſame, 
heiten und Prärogative des Adels, zugleich aber 
h den Freiheitsbrief der Städte vom 14. Apr. 
e milderte das 2008 der Bauern und der Dorfge- 
inden durch das Recht, Verträge mit den Grund⸗ 
ren einzugehen, und ftellte das ganze Landvolk un- 
den Schuß des Gefeges [und der Landesregierung. 
rerklärte in Beziehung auf die Thellung der Gewal- 





Er fiehe in den Europ. Eonfitt. Th. 2. ©. 6. 

Die Verfoffung vom 3. Mai 1791 hehe tentſch 
in den Europ. Conſtite. ala. G. 16, ud 
frangdfifh beim de la Crois, T. 5 re 
and beim Dufau, T. 4 p. 68. rn 
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ten: „Jede Gewalt in dee menfchlihen Geſellſchaft 
entfpringe aus dem Willen der Nation. Um nun die 
bürgerliche Sreiheit, die Ordnung in ber Geſellſchaft 
und die Unverleglichkeit der Republik auf immer ficher 
zu ftellen, foll die Regierungsform ber polnifchen 
Nation aus drei Gewalten beftehen: aus ber gefeg 
gebenden Gewalt bei den verfammelten Ständen; 
aus der höchften vollziehenden Gewalt bei dem 
Könige und dem Staatsrathe; und aus ber 
eihterlihen Gewalt bei den niebergefegten Ge 
richtsſtellen.“ Der Reichstag, oder Die verfam- 
melten Stände, wurden in zwei Stuben ge 
theilt: in biefandbotenftube, und Senatoren 
ftube unter dem Vorſitze des Königs. „Die Land⸗ 
botenftube foll, als Repräfentane und In 
begriff der Souverainetät der Nation, 
das Heiligehum der Gefeggebung ſeyn.“ Daher 
follen in ihr „alle Projecte decidirt“ werden in Ruͤck⸗ 
ſicht der allgemeinen Civil» und Criminalgefege, und 
in Ruͤckſicht der Neichstagsbefchlüffe, d. h. der Bes 
ſchluͤſſe über Steuern, über den Münzfuß, über 
Staatsanleihen, über die Eintheilung der Ausgaben, 
über Krieg und Frieden, über die Ratification der 
Allianz» und Handelstractate, und über alle aufs 
Mölkerrecht fi) beziehende diplomatifche Acten und 
Verobredungen. — Die Senatorenftube, melde, 
unter bem Vorfige des Königs, aus den Bifchöffen, 
-Wonmoden, aftellanen und Miniftern gebildet 
ward, follte jebes durch die Sandbotenftube gegangene 
Gefeg entweder annehmen, oder, durd) bie gefeglih 
vorgefchriebene Stimmenmehrheit der fernern Delibes 
ration der Nation vorbehalten, — fo wie über jeden 
Meichstagsbefchluß über bie oben angeführten Mater 
vien, ber ihr von ber Sandbotenftube zugeſchickt wird, 
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zugleich mit der Sandbotenftube nad) der 
Stimmenmehrheit becidiren. - 

Alles und allenthalben foll nach der Stimmen- 
mehrheit entfchieden werden. Daher heben wir das 
liberum Veto, alle Arten von Conföberationen und 
bie Conföderationg-Neihstage, als dem Geifte ge⸗ 
genmärtiger Conftitution zuwider, die Regierung zer⸗ 
truͤmmernd und die Gefellfchaft vernichtend, auf im⸗ 
mer auf. Indem wir auf der einen Seite gewalt- 
thätigen und oͤftern Abänderungen der · Nationalcon⸗ 
flitution vorzubeugen ſuchen, erfennen Wir auf der 
andern die Rothwendigkeit ihrer Wervolllommnung,, 
wenn man ihre Wirfung auf das allgemeine Wohl 
erfahren haben wird. Wir beftimmen demnach alle 
25 Jahre zur Revifion und Verbefferung 
der Verfaffung. 

Die vollziehende Gewalt fam bem Könige 
in feinem Staatsrathe zu, der aus dem Primas 
des Reiches, aus 5 Miniftern und 2 Secretairen 
beftehen follte. Die vollziehende Gewalt follte über 
die Gefege und deren Erhaltung wachen. „Sie foll 
aber weder Gefege geben noch erflären, feine Abga- 
ben und Steuern auflegen, Peine Staatsanleihen mas 
den, die vom Meichstage gemachte Eintheilung der 
Schageinfünfte nicht abändern, feine Kriege er⸗ 
klaͤren, keinen Frieden, Beinen Tractat und feine diplo⸗ 
matifchen Acten definitiv abfchließen Finnen. Es 
ſoll ihr blos freiftehen, einftweilige Unterhand⸗ 
lungen mit den auswärtigen Höfen zu pflegen, in« 
gleichen einftweiligen Beduͤrfniſſen zur Sicherheit 
und Ruhe des Landes abzuhelfen; fie iſt aber ver⸗ 
pflichtet, dem nächften Reichstage davon Bericht zu 

erſtatten.“ 

Zugleich warb der Thron für einen Familien⸗ 

IV. 37 
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wahlthron erklärt, und die Thronerbfolge 
dem Churfuͤrſten von Sachſen und deſſen männlichen 
Nachkommen, in deren Ermangelung aber der Tod) 
ter des Churfürften zugefprochen, mit der Bedingung, 
daß deren Gemapl mit Genehmigung der verfammel- 
ten Stände gewählt würde. 


110. 
Sortfegung 


Gegen diefe Verfaflung bildete fidy, unter rufli- 
{dem Schuge, ein Bund mißvergnügter Polen zu 
Targomig, unb fhon am 29. Sept. 1792 warb — 
felbft unter Beiftimmung des von Rußland geleiteten 
Königg — auf dem Reichstage zu Grodno die neue 
PVerfaffung aufgehoben und die Herftellung ber 
alten ausgefprodhen. „Bald darauf erfolgte ( März 
1793) die zweite, und im Jahre 1795 die Dritte 
Theilung Polens, nad) welcher der polnifche Name 
aus der Reihe der europäifchen Staaten und Mächte 
verfhmwand. _ 

Allein eilf Jahre fpäter, nachdem Napoleon im 
October 1806 die Preußen in Thüringen befiegt und 
den Krieg in die Sänder zwifchen der der und Weich 
fel verfegt hatte, riefen, auf Napoleons Weranlaf 
fung, Dombromsfi und Wybidi ihre Sands 
leute, die Polen, zur Wieberherftellung ihrer Na⸗ 
tionalunabhaͤngigkeit auf. Ein polnifches Heer ver 
band fih mit den Maflen der Franzoſen. Der 
Sriede zu Tilfie (8. und 9. Jul. 1807), von 
Napoleon mit Rußland und Preußen abgefchloffen, 
gab dem neuen Staate des Herzogthums War 
ſchau fein polisifches Dafeyn, welches aus dem gräße 
ten Theile der an Preußen gekommenen peinifchen 
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Provinzen (mit Ausnahme bes Departements Blaty- 
ſtock) gebilder, und zu deſſen Regenten der König 
von Sachſen ernannt ward, 

Diefer Staat erhielt am 22. Jul. 1807, waͤh⸗ 
vend Napoleons Anweſenheit in Dresden, eine-neue 
repräfentative Verfaffung 9, welche zum 
Theile auf die Vorzeit Polens und auf einzelne Be⸗ 
fimmungen der Verfaflung vom 3. Mai 1791 Ruͤck⸗ 
fiht nahm. — Diefe neue Verfaſſung fprach vie 
Fatholifche Religion als Staatsreligion aus ; doc) ſoll⸗ 
ten alle Arten von Gottesdienſt frei und. öffentlich 
feyn. Die Leideigenfihaft ward abgeſchafft; 
alle Bürger follten gleih feyn vor dem 
Geſetze. Die Erblichfeie der Herzoglichen Krone 
ward in der Dynaftie bes Königs von Sachſen, nach 
der im Haufe Sachfen beftehenden Succeflionsorb« 
nung, beftimmt, Dem Regenten warb die Initia—⸗ 
tive der Gefege, und die vollziehende Ge 
walt übertragen. Er fonnte einen Vicekoͤnig 
ernennen. Es follte 5 Minifter und einen Minifter 
Staatsſecretair geben, und biefe follten verantwort- 
Lich feyn. Der Staatsrath follte aus den Minis 
ftern beftehen, die Entwürfe zu Gefegen difeutiren, 
wedigiren und befchließen. Ihm wurden 4 Requeten⸗ 
meifter beigegeben; theils zur Inſtruction der Ver⸗ 
waltungsangelegenheiten und derjenigen, ‘worin ber 
Staatsrath als Caſſationsgericht fpriht; theils 
zum Behufe der Mittheilungen an bie Commiffionen 
der Landbotenkammer. — Der allgemeine Reich s- 
tag ward aus zwei Kammern gebildet: der Kam⸗ 


% er ſteht teuefch in den Europ. Conſtitt. Th. 2. 
. 34. — und franzdfifh beim Dufau. T. 4% 


7 78. 
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mer der Senatoren mit 18 Mitgliedern (6 Bl⸗ 
fhöffen, 6 Wonmwoden und 6 Caftellanen), und 
lebenslängliher Würde, — und der Kammer 
der Landboten mit 100 Mitgliedern (60 von ben 
Verſammlungen ber Adlichen jebes Diftricts ernannt, 
und AO Abgeordneten der Gemeinden). ‘Der allge 
meine Reichstag follte fih aller 2 ahre verfammeln, 
unb feine Sißung nicht über 15 Tage dauern. Seine 
Gefchäfte beftanden in Berathfchlagung über bas Fi⸗ 
nanzgefeß (Budget), und über die Gefege in Be⸗ 
ziehung auf die in der Civil» oder Criminalgefeßges 
bung, oder im Münzfpfteme vorzunehmenden Aende⸗ 
rungen, Die im Staatsrathe verfaßten Gefegesent« 
würfe wurden auf Befehl des Königs ber allgemeinen 
Keichsverfammlung überfande, in ber Landbotenkam⸗ 
mer durch geheimes Scrutinium und nad ber 
Mehrheit der Stimmen berathen, und dem Senate 
zur Sanction überreicht. Der Senat konnte dieſe 
nur in den Fällen verweigern: wenn über das Gefeg 
nicht nach den durch die Verfaffung vorgefchriebenen 
Formen berathfchlagt, oder die Berathfchlagung durch 
gewaltfame Handlungen geftört worden war; wenn 
der Senat wußte, daß das Gefeg nicht durch Stim« 
menmehrheit angenommen war; wenn er bafür hiele, 
daß das Gefeg entweder der Sicherheit des Staates, 
oder ben Vorfchriften der Verfaffung zuwider fey. — 
Die Mitglieder der fandbotenfammer follten 
9 Jahre im Amte bleiben, und aller drei Jahre zum 
dritten Theile erneuert werden. Sie beratbfchlagten 
über die Gefegesentwürfe, welche dem Senate zur 
Sanction zugefandt wurden. Sie ernannten bei jeder 
Sitzung drei Commiffionen, jede von 5 Perfonen, 
aus ihrer Mitte: eine Sinanzcommiflion, eine Com- 
miffion für die bürgerliche, und eine für die peinliche 
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Geſetzgebung. Die Mitglieder des Staatsraths foll- 
ten gebohrne Mitglieder ber Sandbotenfammer und 
zur berathenden Stimme berechtigt ſeyn. — Fir bie 
innere Verwaltung wurden, nach der Verfaſſung, 
Praͤfecte, Präfecturräthe, Unterpräfecte und Maires 
ernannt. Als bürgerliches Geſetzbuch galt der Code 
Napoleon. Das erfahren foflte in bürgerlichen 
und peinlihen Sachen öffentlich ſeyn. Es beftan- 
ben Friebensrichter in jedem Difteicte. Der Staate- 
rath bildete das. Caſſationsgericht. Der König übte 
das Begnabigungsrecht. 

Das Herzogthum MWarfchau, dem diefe Vers 
faffung gegeben ward, erhielt zwar im Wiener Frie- 
den (14. Det. 1809) noch einen bedeutenden Zuwachs 
durch ganz Weltgalizien, und einen Theil von Oft« 
- galizien, mit Einfhluß der Stadt Cracau; aud) be- 
ftätigte Napoleon, nad) der Eröffnung des Krieges 
gegen Rußland im Jahre 1812, die von bem nad) 
Warfchau zufammenberufenen Reichstage (28. Jun. 
4812) ausgefprochene Wiederberftellung des 
Königreihes Polen nad allen den Provinzen, 
welche in den drei Theilungeu an Rußland gefommen 
wären; allein der Ruͤckzug bes franzöfifchen Heeres 
aus Rußland entfhied das Schickſal Polens. Auf 
dem Eongrefle zu Wien ward feftgefegt, dag — mit 
Ausnahme des an Preußen gegebenen Großherzog« 
thums Pofen, und der unter ruſſiſchen, preußifchen 
und öftreihifchen Schuß geftellten freien Stadt Era- 
cau — das übrige Herzogthum Warfchau mit Ruß 
Sand als Königreich Polen auf ewig vereinigt 
werden ſollte. — Der Kaifer Alerander 1 verband 
(30. Apr. 1815) mit feinen übrigen Würden ben Titel 
“eines erblihen Königs von Polen, und unterzeichnete 
am 27. Nov. 1815 die neue, von ihbmgegebene, 
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| Berfaffung *) diefes Königreiches, welche m 7 
Bücher (Abfchnitte) und 165 69. zerfällt. 


111. 


b) Politifher Charafter der Verfaffung 
vom 27. Nov. 1815. . 


4. Bon den polisifhen Verhältniffen bes 
Öönigreihes. 


Das Königreich Polen iſt auf ewig dem rufli- 
fhen Kaiferreiche einverleibt. Die Krone Polens ift 
erblicy nach) der für den Baiferlichen Thron von Ruß⸗ 
land eingeführten Erbfolgeorbnung. Der König er» 
nennt, im Falle feinee Abweſenheit, einen Statt 
Halter (Lieutenant), der im Königreiche wohnen, 
und ein Eingebohrner oder ein Naturalifirter feyn 
muß, wenn der Kaifer nicht einen Faiferlichen Prin- 
gen dazu ernennt. Die auswärtigen politifchen 
MVerhältniffe des Kaiferreichs werden dem Königreiche 
Dolen gemeinfhafelih feyn. Das polnife 
Heer wird nie außer Europa verwendet werben. 


2. Allgemeine Garantieen. 


Die roͤmiſch-katholiſche Religion, u 
welcher fich die Mehrheit der Einwohner des König 
reiches befennt, wird ber Gegenftand der befondern 
Sorgfalt der Regierung feyn, ohne daß fie dadurch 
der Freiheit der andern Gottesverehrungen 
wird, Abbruch hun, welche fämmelich frei und 
— — 

N) Sie ſteht teutſch in den Europ. Conſtitt. Th.2. 
©. 48, und in LAders Archiv, Th. 3. ©. 243. — 
frangöfifh kim Dufan, T. 4 p. 8& 
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öffentlich ‚gehalten werden Finnen. Der Unterfchied 
zwifhen ben chriftlihen Glaubensbefenntniffen 
begründet feinen Unterfchied im Genuffe der bürger- 
lichen und politifchen Rechte. 

Die Preßfreiheit ift zugefiher.. Das Ge- 


ſetz wird die Mittel anordnen, um den Mißbräuchen 


derfelben Einhalt zu thun. 

Das Gefes beſchuͤtzt auf gleiche Art alle Bürger, 
ohne Unterſchied ihres Ranges und Standes. 

Das alte Grundgefeg: „Neminem captivari 
permittimus, nisi jure victum “ wird auf die Ein⸗ 
wohner, von welchem Range fie feyn mögen, nach 
folgenden Bellimmungen angewandt. Niemand 
Fann verhaftet werden, ausgenommen nad) Worfchrift 


des Gefeges und in den von ihm bezeichneten Fällen. 


Man muß fogleich und fchriftlic dem Verhafteten bie 
Urſache feiner Verhaftung befanne machen. jedes. 
verhaftete Individuum wird, fpäteftens innerhalb drei 
Tagen, vor das competente Gericht gebracht, um da⸗ 
felbft nach, den vorgefchriebenen Formen unterfuche 
und abgeurtheilt zu werben. Wird es durch die Unter⸗ 
ſuchung als fehuldlos erfannt; fo wird es fogleich in - 
Sreiheit gefegt. In den durch das Gefeg beſtimmten 
Sällen muß man denjenigen, der Bürgfchaft leifter 
vorläufig in Freiheit fegen. Niemand fann gefiraft 
werden, als in Gemaͤßheit der beſtehenden Geſetze, 
und in Folge eines von der competenten Obrigkeit 
erlaſſenen Urtheils. Jeder Verurtheilte wird ſeine 
Strafe im Koͤnigreiche empfangen. Niemand ſoll 
daraus fortgeſchafft werden koͤnnen, außer in den 
vom Geſetze beſtimmten Verbannungsfaͤllen. 

Jedem Polen ſtehet frei, ſeine Perſon und ſein 
Eigenthum, unter Beobachtung der vom Geſetze be⸗ 
ſtimmten Formen, anders wohin zu transferiren. 
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Alle oͤffentliche Verwaltungs⸗, gerichtliche und 
militairiſche Geſchaͤfte werden in ber polniſchen 
Sprache verhandelt. | 

Die öffentlichen bürgerlihen und militairifchen 
Aemter fönnen nur von Polen bekleidet werden. 
— Alle Beamte find für Amtsführung verant- 
wortlid. Ä 


3. Won der Regierung 


Die Regierung ift ein Attribut der Perfon des 
Königs. Er übt in ihrem ganzen Umfange alle 
Verrichtungen ber vollziehenden Gewalt aus, 
Die Perfon des Königs ift heilig und unverleglid. 
Die Leitung der bewaffneten Macht im Frieden, wie 
im Kriege, ftehet ausfchließlich ihm’zu. Ihm iſt das 
Recht vorbehalten, Krieg zu erklären, und Werträge 
und Conventionen, von welcher Art fie feyn mögen, 
abzuſchließen. 

Der Koͤnig verfuͤgt uͤber die Einkuͤnfte des 
Staates in Gemaͤßheit des Budgets, das daruͤber 
entworfen und ihm zur Beſtaͤtigung vorgelegt wird. 

Der Koͤnig ernennt die Senatoren, die Mini⸗ 
ſter, die Staatsraͤthe, die Requetenmeiſter, die Praͤ⸗ 
ſidenten der Palatinatcommiſſionen, die Praͤſidenten 
und Richter der Gerichtshoͤfe, die diplomatiſchen und 
Handels. Agenten, die Erzbiſchoͤffe und Biſchoͤffe, 
die Suffragane, die Prälaten und Domberren u. f.w. 
Er erteilt den Adel, naturalifirt Fremde, und ver- 
leiht Orden und Titel. 

‚Der König hat das Begnadigungsrecht. 

Alle Befehle und Decrete des Königs werben 
"von dem Minifter contrafignirt, der an der Spitze 
eines Departements fteht, und für alles verank 
wortlich ift, was jene Befehle und Decrete der 
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Verfaſſung und den Gefegen Zuwiderlaufendes ent⸗ 
halten koͤnnten. 


Die Fälle der Regentſchaft, die für Rußland 
anerfannt find oder feyn werben, werben dem König» 


reiche Polen gemeinfchaftlich fepn. 


Der Staatsrath, unter dem Vorſitze des 
Königs oder feines Statthalters, beftehe aus den 
Miniftern, den Staatsräthen, dem Maitre des 
requetes, und den Perfonen, die der König befon« 
ders dazu berufen wird. Der Staatsrath theilt 
fih in den Verwaltungsrath, und in die all ge⸗ 
meine Berfammlung. Die Glieder des Wer 
waltungsraths haben berathende Stimmen. 
Die Meinung des Statthalters allein entfcheider; doch 
muß jedes feiner Decrete von einem Minifter, der ein 
Departement hat, contrafignire werden. Der Wire 
kungskreis der allgemeinen®erfammlung ft: » 
alle Gefegesentwürfe zu erörtern und abzufaflen; über 
die gerichtliche Anklage aller vom Könige ernannten 
SBerwaltungsbeamten zu entfcheiden; über die Fälle 
des Collidirens der Jurisdictionen zu erfennen; jäht« 
lich die von jedem Hauptzweige ber Verwaltung ab⸗ 
gelegte Rechenfchaft zu prüfen, und über die Miß, 
bräuche zu wachen, welche bie Verfaſſungsurtunde 
verletzen koͤnnten. 

Die Vollziehung der Geſetze iſt fünf Commiſ 
ſionen anvertraut: der Commiſſion des uitus und 
des oͤffentlichen Unterrichts; der Commiſſion der 
Juſtiz; der Commiſſion des Innern und der Polizei; 
der Commiſſion des Krieges, und der Commiſſion 
der Finanzen und des Schatzes. Jede dieſer Com⸗ 
miſſionen wird von einem Miniſter praͤſidirt und 
geleitet. 
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Gs giebt einen Miniſter Staatsſecretair, ber 
beſtaͤndig bei der Perſon des Königs ſich befindet. 

In jedem Palatinate befteht eine Palatindkcom- 
miffion, beauftragt, die Befehle der Negierungs 
commiffion nad) einer befondern Vorſchrift zu voll⸗ 
ieben. 
vi In den Städten giebt e8 Municipalobrig- 
Peiten, Ein Schultheiß ift in jeder Gemeinde 
mie der Vollziehung der Negierungsbefehle beauftragt, 


4 Von der Nationalrepräfentation. 


Die polnifche Nation wird auf ewige Zeiten eine 
Mationalrepräfentation haben, die in einem 
Sandtage beftehe, ber aus vem Könige und 
zwei Kammern zufamrıengefeget if. Die 
erfte Kammer wird vom Senate, die zweite von 
den Landboten und den Abgeordneten der 
Gemeinden gebilde. Die gefeggebende Ge 
waltruhtinder Perfondes Königs undin 
den beiden Kammern, 

Der tandtag verfammelt ſich aller 2 Jahre u 
MWarfchau auf 30 Tage. Der König fann ihn pro 
rogiren und auflöfen. Er beruft einen außerordent⸗ 
lichen Landtag, fobald er es dienlich finder. 

Ein Mitglied des Sandtages kann , während ber 
Dauer deffelben, weder verhaftet noch von einem Cri⸗ 
minalgericht gerichtet werben, ohne ausdruͤckliche Des 
willigung WE Kammer , zu welcher er gehört. 

Der Landtag berathfchlagt über alle. Entwürfe 
bürgerlicher , peinlicher oder Verwaltungsgeſetze, die 
ihm von Seiten des Königs durch den Staatsrath 
zugeftelle werben. Er beratbfchlagt, in Folge der - 
Mitrheilungen des Souverains, über Vermehrung 
oder Berminderung der Steuern, Abgaben und anbrer 
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Öffentlichen Saften; über die Abändernngen, die da» 
mit vorzunehmen wären; über die befte und gerechtefte 
Art der Vertheilung; über die Abfaffung bes Bub» 
gets ber Ausgaben und Einnahmen; über die Einrich» 
tung des Muͤnzſyſtems; über die Aushebung der Res 
kruten u. f. w. | 

Nachdem über alle diefe Gegenftänbe ein “Bes 
ſchluß gefaßt worden ift, empfängt ber Landtag auch) 
die Eröffanungen, Bitten, Worftellungen und Be⸗ 
ſchwerden, die von den Landboten und Abgeordneten 
der Communen für das Wohl ihrer Committenten 
eingebracht werden. Er uͤberſchickt diefelben dem 
Staatsrathe, der fie dem Souverain vorlegt. Darauf 
berachfchlagt der Landtag über die Geſetzesentwuͤrfe, 
wozu jene Befchwerden Beranlaffung gegeben haben. 

Die beiden Kammern berathfchlagen oͤffent— 
Lich. Sie fönnen fi) jedoch in einen. befondern Com⸗ 
mite, auf Verlangen eines Zehntheils der anweſen⸗ 
den Mitglieder , verwandeln. + 

Es hängt vom Könige ab, die Gefegesentwürfe 
entweber vor die Kammer bes Senates, oder vor die 
Kammer der Sandboten bringen zu laffen. Ausgenom⸗ 
men find die Entwürfe zu Finanzgeſetzen, welche vor⸗ 
häufig in die Kammer der Landboten gebracht werbeh 
müflen. | 

Zur Erörterung der Entwürfe wählt jede Kam 
mer dur Abftimmung drei Commiffionen.. Sie 
beftehen aus drei Gliebern im Senate, und aus 
fünf der Kammer der Sanbboten. ‘Diefe Commiſſio⸗ 
nen find die Commiſſion dee Sinangen, die Coms 
miffion ber bürgerlichen und peinlichen, und die Com⸗ 
miffion der organifchen und abminiftrativen Geſetzge⸗ 
bung. Die Commiffionen treten mit dem Staats⸗ 
rathe in Mitrheilung. J 


— 
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Die Glieder des Staatsrathes in den beiden 
Kammern und die Commiſſionen der Kammern haben 
allein das Recht, geſchriebene Reden zu halten. 
Die andern Glieder koͤnnen nur Reden aus dem Steg- 
reife halten. 

Die Glieder des Staatsrathes haben das Red, 
in den beiden Kammern. Sig zu nehmen und das 
Wort zurbegehren, wenn über die Entwürfe der Res 
gierung berathfchlagt wird, Sie haben Fein Stimm- 
recht; ausgenemmen wenn fie Senatoren, Sanbboten 
‚ober Abgeoehnete find, 


Die Entwuͤrfe werden nad) Stimmenmehrheit 
entfhieden. Man giebt fein Votum mit lauter 
Stimme. Ein‘ Gefegesentmurf, der auf diefe Art 
von einer Kammer mit Stimmenmehrheit angenom« 
‚men ward, ‚wird an bie andere Kammer gebradt, 

welche auf dicfelbe Art berathſchlagt und befchließt. 
Die Gleichheit der Stimmen hat die Annahme des 
‚Entmurfes zur Folge. 

Ein Entwurf, der von einer Kammer angenom⸗ 
men worden iſt, kann von der andern nicht abgeaͤn⸗ 
dert werden; er muß ſimpliciter angenom— 
‚men oder verworfen werben. 

Ein von beiden Kammern angenommener Ent 
wurf wird, dem Könige zur Sanction vorgelegt. 
Wenn ber. König die Sanction ertheilt; fo wird der 
Entwurf zum Gefege. Wenn ber König die Beſtaͤ⸗ 
tigung verweigert; fo falle der Entwurf durch. 

Der Generalberiche über die Sage des $andes 
wird im Staatsrathe abgefaße, dem Senate über- 
fhidt, und in den vereinigten Kammern verlefen. 
Jede Kammer wird biefen Bericht durch ihre Com- - 
miſſion prüfen lajfen, und darüber ihre Meinung dem 





J 
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Könige vorlegen. Der Bericht kann gedruckt 
werden. — 

Der Senat beſteht aus den Prinzen von kai⸗ 
ferlichem und koͤniglichem Geblüte, aus den Vifchäfe 
fen,. ben Palatinen, den Kaftellanen. . Die Zahl 
der Senatoren kann nicht die Hälfte der Zahl ver 
Landboten und Deputirten überfchreiten. Der König 
ernennt.die Senatoren, Ihre Würde ift lebensläng- 
lich. Der Senat ſchlaͤgt dem Könige durch den Statt« 
halter. zwei Candidaten für jeden erledigten Pla 

. eines Senators, Palatins oder Caftellans vor, 

Um als Eandidat für die Stelle eines Senators, 
Palatins oder Eaftellans erwähle werben zu fönnen, 
muß man 35 Jahre ale feyn, eine jährliche 
Steuer von 2000 Fl. polnifh bezaplen, 
und die durch die organifchen Gefege erforberten Bes 
dingungen in fic) vereinigen. Die Prinzen vom Ges 
biüte erhalten mit 48 Jahren Sig und Stimmrecht 
im Senate. Ä 

Der Senat entfcheidet über den Antrag zur ges 
richtlichen Verfolgung ber Senatoren, der Minifter, 
die. ein Departement haben, der Staatsräthe und 
Kequetenmeifter, in Betreff welcher, wegen Vergefe 
fenbeit in Anfehung ihrer Amtspfliht, von Seiten 
Des Königs oder des Statthalters, und in Folge einer 
Anklage der tandbotenfammer jener Antrag geſchehen 
ifl. Der Senat entfcheidet auch über die Legitimitaͤt 
der Provinzial» und der Communalverfammlungen , 
und über die der Wahlen. 

Die Kammer dertandboten befteht: aus 
77 Lanbboten, die von den Provinzialverfamm- 
lungen ber Adlichen zu Landboten für einen Bezirk 
ernannt werden, und aus 51 Abgeorbneten der 
Eommunen, Inder Kaumer führt. ein Marfchall 
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den Vorſitz, der aus ihren Mitgliedern erwaͤhlt und 
vom Könige ernannt wird. — Die Mitglieder dies 
fee Kammer bleiben 6 Jahre in ihrer Function. Aller 
2 Sabre wird ein Drittheil bavon erneuert. Die 
Mitglieder diefer Kammer müflen 30 Jahre ale ſeyn, 
alle Bürgerrechte genießen, und eine Steuer von 
400 31. polnifch jährlich bezahlen. 

Der König hat das Recht, die Landbotenkam⸗ 
mer aufzulöfen, worauf er binnen 2 Monaten neue 
. Wahlen von Sandboten und Abgeorbneten anorbnet, 

Auf den Provinzialverfammlungen bes 
Adels werden die Sandboten, unb auf den Commus 
nalverfammlungen die Abgeordneten zum Sand» 
tage gewählt; auch werben die Palatinarsräthe von 
den. Provinzial « und Communalverfammlungen ge- 
waͤhlt. 
b In jedem Palatinate beſteht ein Palatinatsrath. 
Der aͤlteſte Rath führt den Vorſitz. Die vorzuͤglich⸗ 
ſten Befugniſſe des Palatinats ſind: die Richter fuͤr 
die erſten beiden Inſtanzen zu waͤhlen; zur Entwer⸗ 
"fung der Verzeichniſſe der Candidaten zu den abmi« 
niftrativen Steflen mitzuwirfen, und das Wohl des 
Dalatinats zu beforgen. Ä 


5. Bon der gerihelihen Hierarchie. 
Der Stand ber Richter ift. verfaffungsmäßig 
unabhängig. Unter der Unabhängigfeit der 
Nichter wird die Fähigkeit verftanden, feine Meinung 
beim Urrheile frei zu außern, ohne dabei weder durd 
die oberfte Macht, noch durch minifterielle Gewalt, 
noch durch eine Nebenruͤckſicht geleitet zu werden. 
Jede andere Erklärung ober Auslegung von ber Un - 
abbängigfeie ber Richter wird für Mißbrauch erklärt. 

Die vom Könige ernannten Richter find undb 


' 
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fegbar und auf Lebenszeit. Die gewählten Nichte 
find gleichfalls unabfegbar für die Dauer ihrer. Func⸗ 
tion. — Kein Richter kann abgefegt werden, als 
durch Beſchluß einer gerichtlichen, dazu befugten In⸗ 
ſtanz, im Falle eines Verbrechens ober einer bewie- 
fenen Pflichtvergeſſenheit. . 

Es giebt Friedensrichter für alle Klaſſen 
der Bewohner. Ihre Function ift die eines Ver⸗ 
föhnungsmagiftrats. — Keine Streitfache kann vor 
ein bürgerlihes Gericht erfter Inſtanz gebracht wer⸗ 
den, wenn fie nicht vorher dem betreffenden Sriedens- 
eichter vorgelegt ward. 

Es giebt Gerichtshoͤfe erfter Inſtanz für Streit 
fachen, welche nicht 500 Fl. polniſch überfteigen. Es 

giebt Hanbelsgerichte. Fuͤr Criminal» und Zucht 
polizeifälle werden in jedem Palatinate mehrere Cris 
minalgerichtshöfe beftehen. Es giebt wenigftens z mei 
Appellationshöfe im Königreiche, welche in zweiter 
Inſtanz über die von. ben Eivil-, Criminal» und 
Handelsgerichtshoͤfen in erfter Inſtany abgeurtheilten 
Kölle entfcheiden. — Es befteht zu MWarfchau ein - 
oberfter Gerichtshof, der in legter Inſtanz über 
alle bürgerliche und Criminalfälle, Staatsverbrechen 
ausgenommen, entſcheidet. Ein hoher Nationale 
hof, beftehend aus allen Gliedern bes Senats, 
entfcheidet über Die Staatsverbrechen und die von den 
großen Beamten begangenen Vergehen. 


6. Bon der bewaffneten Made. 


. Die bewaffnete Macht befteht aus einem ftehen« 
den befoldeten Heere, und aus Miligen, welche 
daſſelbe nöthigenfalls verftärken. — Die Stärke 
des Heeres, das auf Koften des Landes erhalten wird, 
beſtimmt bee Souyerain mie Rüdfihe auf das Be⸗ 
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voͤrfniß und im Verhaͤltniſſe au ben im Budget bazu 


ausgemorfenen Summen. 


7. Allgemeine Verordnungen. 


Die Güter und Einfünfte der föniglichen Krone 
beftehen: in den Krondomainen, in dem föniglichen 
Dallafte von Warſchau, und in dem fächfifchen Pal- 


laſte. | 
ſ Die oͤffentliche Staatsſchuld iſt verbuͤrgt. 

Die Strafe der Confiſcation iſt aufgehoben und 
kann in keinem Falle wieder eingefuͤhrt werden. 

Die Verfaſſungsurkunde wird durch organiſche 
Statuten weiter entwickelt werden. — Alles, was 
nicht der Gegenſtand eines organiſchen Statuts oder 
eines Coder iſt, fo wie alles, was nicht der Berath⸗ 
fhlagung bes Landtages in Folge feiner Befugniffe 
unterliegt, wird durch Decrete des Königs oder durch 
Verordnungen der Regierung geregelt. Die organis 
ſchen Statute und die Codices fönnen nur von dem 
Souverain und den beiden Kammern bes Landtages 
abgeändert werden. ⸗ 


112. 
38) Die-freie Stade Cracau. 


Verfoflung vom 3. Mai 1815. 


Die Stadt Cracau, die alte Hauptſtadt Polens, 
fam in der dritten Theilung des Reiches (1795) an 
Deftreih, und ward von diefem im Wiener Frieden 

(1809) an das Herzogthum Warfchau abgetreten. 
Als aber, nad Napoleons Sturze, auf dem 
Weiener Congreſſe das Schidfal Polens entfchleben 


Poſitives öffentliches Staatsrecht. 503 


ward, erflärte der fechfte Artikel der Congreßacte 
die Stadt Cracau für eine freie Stadt, bezeich- 
nete im fiebenten Artifel den Umfang ihres Gebiets, 
und jtellee fie unter den gemeinfchftlichen 
Schutz Rußlands, Deftreihs und Preußens. 
— Diefer Pleine Freiftaat erhielt am 3. Mai 1815 
eine befondere Verfaffung, welche der Fuͤrſt 
Metternich, der Fürft Hardenberg und der Graf von 
Raſumoffsky an demfelben Tage unterzeichneten, an 
welchem fie zu Wien, im Namen ihrer Monarchen, 
den Vertrag in Betreff der freien Stadt Cracau und 
ber gemeinfchaftlichen Gewährleiftung der Verfaffung 
derfelden unterfchrieben hatten. 

Die wefentlichften Beftimmungen ver Berfafr 
fung der freien Stadt Cracau vom 3. Mai 
1815 ®) find folgende: 

Die katholifche Religion wird, als Neligion des 
Landes, in Kraft erhalten. Jeder chriftliche Gottes- 
dienft ift frei, und begründet feinen Unterfchied in 
den gefellfchaftlichen Rechten. 

Die gegenwärtig beſtehenden Rechte der Land⸗ 
leute werden in Kraft erhalten. Vor dem Geſetze 
find afle Bürger gleich. . 

Die Regierung ber freien Stadt Eracau und 
ihres Gebiets wird einem Senate beimohnen, ber. 
aus zwölf Mitgliedern, die Senatoren heißen, 
und einem Präfidenten befteht. Neun Senatoren, 
den Präfidenten mit einbegriffen, werden von der 
Repräfentantenverfammlung gewählt, Die übrigen 
vier werden vom Domcapitel und von der Univer« 


3. 






®) Sie feht teutfd in den Europ. Eonfitt. % 
9..70— und franzoſiſch beim Dufau, 


Umzöina. [2 
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ſitaͤt auserſehen, welche Koͤrperſchaften das Recht 
haben, jede zwei ihrer Mitglieder dazu, daß 
ſie Sitz im Senate haben, zu ernennen. 

Sechs Senatoren find es auf Lebenszeit. 
Der Präfident bleibt 3 Jahre im Amte, kann aber 
wieder erwählt werden. Won den übrigen Senatoren 
tritt jährlich die Hälfte aus dem Senate. Was die 
von dem Domcapitel und der Univerfitat angeftellten 
vier Senatoren betrifft; fo bleiben zwei daven 
lebenslänglich im Amte, die beiden andern wers 
den jährlich durch neue erfeßt. | 

Die Mitglieder der Weltgeiftlichfeiet und der 
Univerfität, bdesgleihen die Eigenthümer von Laͤnde⸗ 
reien, Käufern, oder fonft einem dergleichen Beſitz⸗ 
thume, wenn fie 50 3. polniſch Grundſteuer bezaßs 
len, — die Inhaber von Fabrifen und Manufactu⸗ 
ren, die Großhändler und alle diejenigen, welche als 
Börfenmitglieder eingefchrieben find, Die ausgezeich⸗ 
neten Künftler in ben ſchoͤnen Künften und die Schul 
profefloren follen das ftaatsbürgerliche Necht haben, 
zumählen. Sie koͤnnen auch erwählt werden, 
wenn fie fonft den übrigen vom Geſetze vorgeſchriebe⸗ 
nen Bedingungen Genüge leiften. oo 

Der Senat befegt die Verwaltungsftellen; er 
vergiebt auch alle geiftlihe Pfründen, vier Don 
. berrenftellen ausgenonimen, die ben Sacultätsbostoren, 
welche tehrämter befleiben, vorbehalten bleiben und 
von ber Univerfität befegt werben. 

Die Stadt Cracau mit ihrem Gebiete wird in 
Stadt» und Sanbgemeinden eingetheilt. Jede dieſer 
Gemeinden hat einen Gemeindevorfteher , der frei er- 
wählt wird, und dem die Vollziehung der Befehle 
der Regierung obliegt. | 

Im Monate December jedes Jahres wird eine 






Bi — — nn... 
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vierwöchentliheRepröfententenverfommiung 
gehalten. Diefe übt alle Befugniffe der gefegges 
benden Gewalt aus; prüft die Jahresrechnungen 
der öffentlihen Verwaltungen, und flelle die Etats 
für jedes Jahr feſt. Sie wähle die Gfieder 
des Senats, und die Richter, . Sie ift berechtigt, 
die oͤffentlichen Beamten, wenn fie fich der Verun—⸗ 
treuung, der Erpreffung, oder des Mißbrauches in 
Verwaltung ihrer Stellen verdaͤchtig gemacht haben, 
durch eine Stimmenmehrheit von 3 in Auklageſtand 
zu fegen, und bei dem oberfien Gerichtshoſe zu he⸗ 
langen. 

Die Repraͤſentantenverfammkung bea 
Rebe: ang den Abgeordneten. der Gemeinden , deren, 
jede einen wählt; aus drei, vom Senate abgeordneten 
Mitgliedern; aus drei vom Domcapitel abgeordneten 
Maͤlaten; aus brei von der Univerſitaͤt abgeorbneten. 
Saeuleätsdoctoren; aus fechs im Amte ſtehenden Frie⸗ 
bensrichtern. Der Präfidene der Verſammlung wird 
aus den drei, vom Senate abgeorbneten , £ Mieglien 
bern gewählt. 

Kein Gefegesentwurf, welcher eine Vevraͤnde⸗ 
rung an einem Geſetze beabſichtigt, darf der Repraͤ⸗ 
ſentantenverſammlung zur Verarhfrhfagung vorgelege 
werben, bevor er nicht dem Sanate mitgetheilt wor⸗ 
ben ift, und diefer Die Vorlegung des Entwurfes. durch 
Stimmenmehrheit genehmige, hat. 

Die Repräfentantenyesfammlung mirb mit der. _ 
Abfaffung eines bürgerlihen und peinlichen Gefeg-, 
buches, und einer Ordnung für das ‚gerichtliche Vers 
fahren fich befhäftigen. Sie wird einen Ausfhuß- 
zur Vorhexeitung diefer Arbeit ernennen, bei, wel⸗ 
cher die oͤrtliche Befhaffenheit des Landes 
und. her. Geift feiner “inpoßne: beqcht48, 
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werden müffen. Zwei Senatsglieber find Mic 
glieder des Ausfchuffes. ) 

Iſt ein Gefeg niche von Z der Repräfentanten 
angenommen worden, und der Senat finder, durch 
eine Mehrheit. von 9 Stimmen, daß Gründe der 
öffentlichen Wohlfahrt vorhanden find, es einer noch⸗ 
maligen Berathung der Gefeßgeber zu unterwerfen; ſo 
wird es an Die Berfammlung des naͤchſtfolgenden Jah⸗ 
res zur Entſcheidung gewiefen. Betrifft der Gegen 
ftand das Finanzweſen; fo bleibt, bis zur Einführung 
des neuen Geſetzes, das zulege beftandene in Kraft. 

Jender Bezirf von wenigftens 6000 Einwohnern 
foll einen Frie dens richter haben, den die Repraͤ⸗ 
fentantenverfammlung ernennt, und der drei Jahre 
im Amte bleibt. Außer feiner Obliegenheit als Ver- 
mittlerer, foll er, von Amtswegen, über die Anges 
legenheiten der Minderjährigen, fo wie über die 
Kechtshändel wachen, welche die dem Staate oder 
den öffentlichen Anftalten gehörigen Gelder und Bes 
fitzthuͤmer betreffen. 

Es foll ein Gerichtshof erfter Inſtanz und ein 
Appellationsgerichtshof beftehen. 

Das Verfahren in bürgerlichen und peinlichen 
Rechtsſachen ift öffentlich. — Bei der Inftruction 
ber Prozeffe, namentlid der peinlichen, fofl bie 
Geſchworneneinrichtung flart finden, melde 
der Ortsbefchaffenheit des Landes, dem Grade der 
Bildung und der Sinnesart feiner Bewohner ange 
eignet wird. — Die Rechtspflege ift unabhängig. 

Um Senator werden zu fönnen, muß man 
das 35ſte Sebensjahr zurückgelegt, feine Studien 
auf einer hohen Schule beendige, das Amt eines. 
Gemeindevorftehers, das Richteramt und bag Amt 
eines Kepräfentanten, jedes 2 Jahre, befleider be , 
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ein unbewegliches Grunbeigenthum beflgen , def 
Orundfteuer 150 Fl. polniſch beträgt. 

Um zum Repraſentanten einer Ge 
Inde gewählt zu werden, muß man 26 “Jahre 
feyn, die vollftändige Studienlaufbahn auf ber 
‚cauer Univerfität zurücgelegt haben, und ein uns 
egliches Eigenthum, mit einer Grunbfteuer von 
Fl., befigen. 

Alle Handlungen ber Kegierung ‚ de Gefeg- 
ing und der Gerichtshöfe werden in polnif Her 
rache abgefaßt. 


113. | 
39) Zürfei, 


In den Reichen, wo Mohameds Religion herrſcht, 
eht eine doppelte Gefeßgebung *): die reli« 
‚fe, gegründet auf den Koran und die Sunna;, 
‚die politifhe — Kanun — d. i. ein durch 

Wort und den Willen des Negenten gegebenes 
ihsgrundgefeg. — Die erfte Gefeggebung 
igentlich der Inbegriff aller religidfen und 
er bürgerlihen Gefege zugleich, mie fie 
yem Geifte und aus den Quellen des Islams von 

vorzuglichften Imans und fehrern in ben erſten 





zunaͤchſt nach dem Meiſterwerke: Joſeph v. Hammer, 
des osmanifhen Reiches Staatsverfaſſung und Staates 

verwaltung, dargeftellt aus den Quellen feiner Grund⸗ 

gelege. 2 Theile. Wien, 1815. 8. — Die eigenes 

lihe religiöfe Gefeßgebung ber. mohamedaniſchen 

"Staaten enthält das Wert von Muradgea d'Ohſſon, 

emeine Schilderung des orhomanifchen Reiches. 2 

. Aus dem Franz. v. Bed. Lpz. 1788 u. 1793. 8. 
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Sehrfunerten ber Hehiea zuſammengetragen wurden. 
e 


nn Mohamed gab feinem Wolfe nicht nur eine 
neue Religion „‚fondern auch neue bürgerliche Geſehe; 
deshalb umfaſſen der Koran und die Sunna, fo wie 
die Darauf: gegründeten allgemeinen Entftheidungen 
und Analogieen, nicht nur bie ganze Theologie, fon 
bern auch die ganze Rechtswiſſenſchaft des Islams, 
welcher feinen Unterfchied zwifchen einem Doctor ber 
Threotogie und der Rechte kennt. — Die zweite 
Geſetzgebung ift der Inbegriff aller politifchen Geſetze, 
welche den Staat insbefondere ‚betreffen, und, als 
unvorhergefehen, von ber religiofen Gefeßgebung der 
politifchen überlaffen worden find. Umſchließt daher 
die religiöfe Gefesgebung zugleich das allgemeine 
. Staats. und Völkerrecht derjenigen Regierungen, 
welche Mohameds Glauben folgen; fo enthält die 
politiſche Geſetzgebung die Militair», Finanz⸗, 
Lehns⸗, Straf⸗ und Polizeigeſetze, und dildet dadurch 
das befondere Staatsrecht des einzelnen mohamedani⸗ 
fihen Reiches, welches aber mit dem allgemeinen, 
durch Die Religion geheiligten, Staatsrechte nicht im 
Widerſpruche ftehen darf. Ä 
Die wichtigfien Kanun Name (oder Samm⸗ 
lungen der von den Sultänen gegebenen Staatsregeln) 
find: 
1) das Kanun Name Murabs 2 vom 
Jahre 1375, in welchem die Errichtung der Milig 
der Sanitfcharen (Jeni⸗Tſchery d. i. neuer Soldaten) 
aus jungen in der mohamedanifchen Religion erzoge- 
nen Chriften, und die Stiftung der Sipahi Oglu, 
oder der Lehnsreiterei, verordnet ward; 
2) das Kanun Name Mohameds 2, wel 
es die Grundlage der ganzen folgenden Sefeggebung 
‚im osmanifchen Reiche, und namentlich die Eaſſi 


I — — — — — — — ——————— — — — 
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ı dee Staatsbeamten, bie Rangordnung und 
tel der Staatswuͤrden, fo wie bag Ceremoniel 
‚fes und des Divans beflimmte; 
) das Kanun Name Suleimans2 ®),. 
z theils Die von Suleiman neu gegebenen, theils 
ı ihm beftätigten Gefege enthält. Es ward von 
dufti Ebu Suud und dem Großvezier Lutfi 
‚a bearbeitet, die fich durch Gelehrſamkeit aus« 
ten, iſt noch jegt die Grundlage der osmani⸗ 
Staatsverwaltung, und umfchließt die Gefeg- 
| der Sinanzen, der Strafen, des Ceremoniels, 
ers aber des Militair» und Lehnsweſens. Es 
, nad) den verfchiedenen Gegenftänven ber Ge⸗ 
ing, in verfchiedene Theile, oder befondere 
bücher #): die Straf- und Polizeigefege: 
ıni Dfheraim (Kanon ber Strafen); — 
ilitairgefege: Kanuni Sefer (Kanon des 
8); — die Lehnsgeſetze; Kanuni Siamet 
-imar (Kanon der großen und Fleinen Lehen); 
Sinanzgefege: Kanuni Raaja we Rußum 
n der Unterthanen und Steuern); — die Ceremo⸗ 
etze: Kanuni Teſchrifat (Kanon der Ehren⸗ 
ungen). 
dieſe Geſetzſammlungen haben guͤltige Kraft 
s ganze osmaniſche Reich mit Ausnahme 
Aegypten, welches, als ein neuerobertes 
ı mancher Hinſicht von ben übrigen Provinzen 
eben zu behanbelndes fand, eine befondere Ein- 





fee Sultan erhielt ben Beinamen Al⸗Kanuni 
. i. des Geſetzgebers). Unter ibm erreichte die 
litiſche Macht des osmaniſchen Reiches ihre hoͤchſte 
stufe. . . 

l. v. Hammer, Th. ı. ©. 84f. 





600 Pofiives öffentliches Staatsrecht. 


richtung und ein befonderes politifches Gefegbuh — 


AMKanuni Mir (Kanan Aegyptens) — erhielt. 

(Den Inhalt diefer ſechs einzelnen Geſetzbuͤcher 
. vergleiche man im erften Theile des Werkes von 
v. Hammer.) 


| 114. 
| 40) Griechenland. 
. Proviforifche Werfaffung vom 15. Jan. 1822. 


. Wenn gleich die Selbftftändigkeie und. Unab« 
bängigfeit Griechenlands noch von Feiner europaifchen 
Macht anerfannt worden ift, und es fogar denkbar 
bleibt, daß Griechenland wieder in feine vorigen Abs 
haͤngigkeitsverhaͤltniſſe zur Pforte zurückgebracht wer⸗ 
den Fönnte; fo ift doch eheils eine, mehrern neus 
europäifchen, befonders aber der nordamerifanifchen 


nachgebildete, Verfaſſung Griehenlands an 


fidy fchon eine in ftaatsrechtlicher Hinſicht überrafchenbe 
Erſcheinung, die in einer Ueberficht über das pofitive 
öffentliche Staatsrecht nicht uͤbergangen werben darf; 
theils ift bereits diefe neue Verfaſſung ins öffent 
lihe Staatsleben der Öriehen eingetreten, 
wobei die längere oder fürzere Zeit ihrer Dauer und 
Gültigkeit nicht in Anfchlag kommen kann. 

Der Kampf, welchen die Griechen in Morea 
und auf den Inſeln im März 1821, gleichzeitig mit 
dem Aufitande in der Moldau und Walachei, gegen 
die Osmanen begannen, gehört der Geſchichte an°); 








*) Eine kurze Ueberſicht diefes Kampfes, wobel Naffe 
nels Weik zum Grunde liege, enthaͤlt meine.Ein 





\ 
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in ber Wiffenfchafe des poſitiven Öffentlichen 
srechts muß gedacht werden, was bie Griechen 
: fefte Geftaltung des Innern Staatslebens durch 
ellung einer Berfaffung bereits im 
41821 verfuhhten. Anfangs wurden von den 
en Mittelpuncten der Regierung in den einzel« 
iechifchen Provinzen mehrere Verfaffun- 
) aufgeftell. So am 4. Nov. 1821 in Meſo⸗ 
n die Verfaffung des weftlihen Feftlandes 
ellas, weldyes Afarnanien, Aetolien und Epi⸗ 
nfchließt; fo am 11. Mov. 1821 zu Salona in 
z die Verfaſſung des öftlichen Feſtlandes von 
„zu welhem Attifa, Bootien, Euböa, Phos- 
tofris,, Doris und bie befreiten Striche von 
lien und Macedonien gerechnet wurden; und fo 

Dec. 1321 zu Argos die Staatsverfaffung 
eloponnefus, wo an der Spige derer, die 
terzeichneten, der Fürft Demetrius Hpfilanrl 


Als aber die einftweilige Regierung des ganzen ' 
ienlands von Argos nah Epidauros verlegt, 
ahin die gefammte Nationalverfammlung der 
ven berufen, fo wie von derfelben bafelbft am: 
2°. 1822 die politifhe Eriftenz und Un— 
ngigfeit der griehifhen Nation aus 
chen ward; fo erfchien aud) zu Epidauros, un« 
net am 15. San. 1822, der Entwurf einer 





itung zur proviforiſchen Verfaſſung Grie— 
enlands, in Läders Archiv, Th. 3. ©. 277. 
iefe Verfaſſungen heben, aus dem Neugriechiſchen 
berſetzt, in So. Eafp. v. Drelli’s Sammlung ber 
terfaffungsurtunden des befseiten Griechenlands. Zuͤ⸗ 
ch, 1822. 8. v 
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proviſoriſchen Verfaſſung für Griechen— 
lande) in 140 Paragraphen. Unterzeichnet 
warb: dieſer Entwurf von Maurokordato, abs 
— identen ben griechiſchen Nationalverſammlung. 

zeigten ſich bald darauf Mißverſtaͤndniſſe ſelbſt 
nn den Anführern ber Griechen, als im Januar 
4823 bie einſtweilige Regierung eine zweite Natio⸗ 
nalverfammlung der Hellenen nad) Aftro **) berufen 
hatte. Nachdem aber in Griechenland die Erflärung 
der auf dem Eongrefle zu Verona ***) (1822) ver 
einigten Monarchen befanne geworden war, „baß die 
Griechen ihrem rechtmäßigen Heren, dem Sultane, 
ſich zu unterwerfen, und von ihm Gnade für Recht 
zu erwarten hätten;“ da wurden die eingetretenen 
Mißverftändniffe unter den Häuptern der Griechen 
befeitige, die zweite Nationalverfammlung 
am 14. März 1823 zu Aftro eröffner, und von ders 
felben das organifche Gefeg von Epidauros, nach einie 
gen Berichtigungen, welche eine aus 7 Mitgliedern 
beftehende Commiſſion gemacht hatte, zue unwan. 
delbaren Werfaffung fur ganz Grieden- 
Land erflärt. Zugleich hob dieſe Nationalverſamm⸗ 
lung alle Provinzialregierungen mit der Beftimmung 
auf, daß die verfchiedenen Provinzen Griechenlands 
durch Präfecce regiert werden follten, welchen in 


°) Ste ſteht in Orelili’s Sammlung, S. yg. — fehlen 
haft (und nur 102 $$. enthaltend) im polit. Yours 
nale 1822. — nah D. Jens Ueberfegüng aber ünd 
nah dem zweiten ariedäfgen Driginalabdeude in 
Lüders Arhiv, Th. 3. ©. 296. 

**) Mergl. as okke's Ueberlieferungen, 1823, Auguſt⸗ 
heft,/ S. 378 ff. 

u Die Beroneffei Note gegen die Sriechen in ber er Alle. 
Zeit. 1823. St. 16 


⸗ 
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jeder Provinz zwei Regierungsräche beigegeben wuͤr⸗ 
den; für die fand» Und Seetruppen nahm fie, 'mit 
einigen Mobificationen, ‚den franzöfifchen Militair⸗ 
coder an; auch ernannte fie eine Commiffion, um 
eine Auswahl aus den Verfüguugen ber vormaligen 
griechifchen Kaiſer als Eriminalcoder zu veranſtalten. 
Die wefentlichiten Beftimmungen ver Berfaf 
fung Griechenlands vom 15. an. 1822 find 
folgenbe : 
Diie herrſchende Religion im griechiſchen Staate 
iſt die der morgenlaͤndiſchen orthodoxen chriſtlichen 
Kirche. Es duldet jedoch die Regierung jede andere 
Religion, und die heiligen Gebraͤuche einer jeden der⸗ 
ſelben werden ausgeuͤbt. 

Alle eingebohrne chriſtliche Bewohner des Staa⸗ 
tes ſind Griechen, und genießen ohne irgend einen 
Unterſchled alle buͤrgerliche Rechte. — Alle Griechen 
find. gleich vor dem Geſetze, ohne irgend eine Aus» 
nahme, oder Stufe, ober Klaffe, oder Anſehn. — 
Ale. Griechen haben daffelbe Recht zu allen Würden 
und Ehren. Ze e 
Die Regierung wird mit Umficht ein Gefeg über 
Die Einbürgerung der Fremden erlaffen, welche den 
Wunſch Haben, Griechen Ju werden. 

Eigenthum, Ehre und Sicherheit eines jeden 
Griechen ftehen unter dem Schuge der Geſetze. 
Alle Steuererhebungen follen unter alle Stände 
. amd Klaffen auf eine gerechte Weife verfheilt werden. 
Die Regierung: beftept aus zwei Koͤr⸗ 
pern:.dem betathenden und dem vollziehen- 
den, Beide Körper ftehen fic gleich In Betreff ihrer 
gegenfeitigen Theilnapme an der Abfaffung der 
Geſetze, weil weder die VBefchlüffe des berachen- 
den Körpers Geſetzeskraft haben ohne die Genehmi⸗ 
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gung bes vollziehenden, noch die Gefegesentwürfe, 
die von dem vollziehenben Körper dem berathen⸗ 
den vorgefchlagen werden, Kraft haben, wenn fie 
nicht von dem berathenden Körper angenommen werben, 

. Der berathende Körper befteht aus bevall- 
maͤchtigten gewählten Repräfentanten der j 
denen Theile von Griechenland. Die Repräfentanten" 
müflen Griechen, und 30 {Jahre alt feyn. (Ein pro« 
viforifches Wahlgefeg wird die Regierung erlaflen.) 
Der berathenbe Körper. hat einen Präfidenten und 
einen Vicepraͤſidenten, die durch Stimmenmehrheit. 
gewählt werden, und deren Amtsverwaltung. ein 
Fahr dayert. : | oe 

Der vollziehende Körper beftehe aus fünf 
Gliedern, weiche aus den Gliedern des be 
rathenden Körpers von ber Nationalver 
fammlung gewähltmwerden. Der vollziehende 
Körper hat einen Präfidenten und Wicepräfidenten, 
die gewählt werben.und ein Jahr lang im Amte find. 
Der vollziehende Körper wählt 8 Minifter (der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten, des Innern, der Finan« 
zen, ber Juſtiz, des Kriegmefens, des Seewefens, 
des Cultus, und der Polizei), 

Der berathende Körper gilt als vollzählig, 
wenn 3 feiner Mitglieder zugegen find, Seine Bes 
fchlüffe gefhehen dur Stimmenmehrheit. Der Praͤ⸗ 
ſident fendet die Befchlüffe des berathenden Körpers 
an den.vollziehenden; fobald diefer fie geneh- 
migt, haben fie Gefegesfraft. 

Wenn der vollziehende Körper die Genehmigung 
verweigert oder theilmeife Ausftellungen macht ,. wo⸗ 
bei er die Gründe der Verweigerung oder der Aus⸗ 
ftellungen anzugeben hat; fo wird die Sache, ‚mit 
den Bemerkungen des vollziehenden Körpers, noch 


" , 
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einmal-:an den beratfenden Körper zuruͤckgeſendet 
und in bemfelben von neuem bifcutirt. - Entweder 
die gänzliche Verweigerung oder die theilmeifen Aus- 
ftellungen des vollziehenden Körpers werden dann ges 
nehmigt, — oder im Falle der berathende Körper 


auf feiner Meinung beftehe; fo wird die Sahe zum  ' 


zweitenmale im vollziefenden Körper unterfucht, und 
wenn diefer auch dann nicht nachgiebt, f o aͤllt 
das Geſetz durch. 

Der berathende Koͤrper nimmt uͤber alle Arten 
von Gegenſtaͤnden Petitionen an, und’ berath⸗ 
fchlagt.über diefelben. Er ernennt aus feiner Mitte 
fo viele. Sommiffionen, als Minifterien find, 
unter welche der Präfident die eigenthümlichen, einer 
jeden zufommenden, Sachen vertheilt. Eine jede der- 
felben arbeitet die Gefegesentwürfe über die Gegen⸗ 
ftände aus, welche ihren betreffenden Gefchäftszweig 
angehen. 

Jedes ber Mitglieder des berathenben Körpers 
hat das Recht, fhriftlich der Verſammlung. durch den 
Dräfidenten Gefegesentwürfe vorzufchlagen. 

Die von dem vollziehenden Körper vorgeſchla⸗ 
genen Gefege nimmt der berathende entweder an, ‚oder. 
er bearbeitet fie weiter. 

- Meder eine Kriegserflärung, noch ein Friedens⸗ 
vertrag wird beſchloſſen ohne die Zuſtimmung des be⸗ 
rathenden Koͤrpers; eben ſo genehmigt er vorher die 
Vertraͤge, die der vollziehende Koͤrper mit andern 
Maͤchten vbſchließt. Ausgenommen davon find:die 
Berträge, die Feinen langen Auffchub leiden. 

Der berathende Körper genehmigt, am Anfange. 
eines jeden Jahres, den muthmaßlichen Anfchlag der 
Einnahmen und Ausgaben (Budger), welchen der. 
vollziehende Körper ihm zur Beftätigung vorlege. Am 
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Schluſſe des "Jahres unterſucht er die allgemeine 
sung dee Einnahmen und Ausgaben. .: 

In den ordentlichen und außerordentlichen Sitzun⸗ 
gen des berathenden Körpers hat ber Zeitungs 
fhreiber die Erlaubniß zum Eintritt, 
Ausgefchloffen wird er aber von den geheimen 
Sitzungen, welche ftatt finden, fo oft fie.von fünf 
Mitgliedern des Körpers narhgefucht werben. 

Wenn ein oder mehrere Mitglieder bes bera« 
thenden Körpers eines Staatsverbrechens ange- 
klagt finds fo wird eine Commiflion von 7 Mitglies 
dern aus biefem Körper niedergefegt, welche, nad 
dem fie,,unterfucht hat, ob die Klage zuläflig fey, 
fchriftlich ihren Ausſpruch vorlegt. Wird der Ange» 
Flagte Durch 3 der Stimmen des berathenden Körpers 
für ſchuldig erflärt; fo wird vom Prafidenten erflärt, 
daß er feiner Würde entſetzt ſey. Als gewöhnlicher 
Bürger wird er dann dem oberften Gerichtshefe von 
Griechenland übergeben, in welchem der Grad des 
Verbrechens und die angemeflene Strafe beftimme 
wird. 
Keins von den Mitgliedern des berathenden 
Körpers. kann vor feiner Abſetzung verhaftee werden. 

Wenn eins von den Mitgliedern des volk. 
giehenden Körpers eines Staatsverbrechens von 
dem berathenden Körper angeflagt wird; fo wird eine: 
Commiffion von 9 Mitgliedern aus diefem Koͤrper 
niedergefeßt, welche, nachdem fie unterfuchr hat, ob 
die Klage zuläflig fen, ihren Ausfpruch ſchriftlich vor⸗ 
lege. Iſt der Angeklagte von $ der Stimmen bes 
berathenden Körpers für ſchuldig erflärt; fo macht 
ber Präfident des berathenden Körpers befannt, baf 
jener feiner Würde entfegt fey, Dann wird er als: 
gewöhnlicher Bürger dem oberften Berishtshafe üher- 
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geben, in welchem der Grad des Verbrechens und 
die angemeſſene Strafe naͤher beſtimmt wird. 

Wenn ein oder mehrere von den 8 Miniſtern 
vor dem berathenden Koͤrper eines Staatsverbrechens 
angeklagt ſind; ſo werden ſie auf dieſelbe Weiſe, wie 
die Mitglieder des berachenben Körpers, für ſchuldig 
erklärt und gerichtet. — 

Der vollziepende Körper ift als völlig un« 
verleglich anzufehen. Er vollzieht die Gefege burch 
feine verfchiedenen Staatsdiener. Er beftätigt bie 
vom berathenden Körper vorgefhlagenen Geſetze, oder 
er verweigert bie Beſtaͤtigung. Er hat das FR „ 
Gefegesentwürfe dem, berathenden Koͤr⸗ 
per vorzuſchlagen, welcher fie weiter bearbeitet, 

Die fammtliche fand» und Seemacht fteht unter 
dem vollziehenden Körper. — Er hat, das Recht, 
Weiſungen zu geben, und Gefege, die vorher 
über allgemeine Dinge erlaffen worden find, auf be⸗ 
fondere Fälle anzuwenden. Er hat das Reche, bei 
allen Sachen, welche die Polizei und die gffgemeine 
Sicherheit des Staates betreffen, die nothmendigen 
außerordentlichen Maasregeln zu ergreifen, muß abeg 
unmittelbar an den berathenden Körper von denſelben 
Bericht erſtatten. 

Der vollziehende Koͤrper ernennt die. Geſandten, 
und alle diplomatiſche Beamten der Regierung an 
fremden Höfen. — Er ift verpflichtet, von ben 
Verhaͤltniſſen Griechenlands zu den fremden Mächten 
und yon dem Zuftande der Dinge innerhalb Griechen⸗ 
lands den berathenden Körper genau in. Kenntniß zu 
fegen. — Er hat das Recht, die Minifter zu vor 
ändern, und den berathenden Körper zu sußeropbent- 
lichen, Berfammlungen zu berufen. Ä 


- Wenn das Verbrechen des Hochverrache gegen 


608 Pofitives öffentliches Staatsrecht. 


die Regierung begangen iſt; fo hat ber vollziehende 
Körper das Recht, die nöthigen außerordentlichen 
Maasregeln zu nehmen, welches Standes aud) die 
Merbrecher feyn mögen: Doch muß er binnen zwei 
Tagen dem berathenden Körper bie Urfachen angeben, 
die ihn genörhige haben, außerordentliche Maasregeln 
zu nehmen. 

Er fann nur allein die Verträge, die feinen 
langen Aufichub leiden, nad) eigenem Willen abfchlie- 
Ben, ift aber auch) dann verbunden, den berathenden 
Körper davon in Kenntniß zu feßen. — Er muf, 
zum Anfange eines jeden Jahres, dem berathenden 
Körper das Budget, und am Ende des Jahres eine 
genaue Rechnung der Einnahmen und Ausgaben vor 
legen. Diefe beiden Rechnungen werden vom Finanz: 
minifter mit den fpeciellen Belegen aller übrigen Mis 
nifter verfeben. 

Die Befchlüffe des vollziehenden Körpers ges 
ſchehen durch Stimmenmehrheit. — 

Das Juſtizdepartement iſt unabhängig 
von den beiden andern Gemwalten, der vollziehenden 
und berathenden. Der Umfang und der Sig eines 
jeden Gerichts wird durch ein Geſetz näher beftimmt. 
Das höchfte Gericht foll da errichtet werden, wo bie 
allgemeine Regierung ihren Eis hat; es follen in 
demſelben die Civil» und Eriminalprozeffe in höchfter 
Inſtanz entfchieden werden. — In jeder Gemeinde 
oder Ortſchaft foll ein Friedensrichter angeftelle 
werden, der in Sachen bis zu 100 Piaftern zu ent» 
fheiden, und überhaupt in jeder vorfallenden Streit 
fache einen Vergleich zu verfuchen hat, 

Der vollziehende Körper foll eine Commiffion 
ernennen, die aus den erlefenften und einfichtsvoflften 
Bürgern von Griechenland beftehen wird, um Ge 
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6büuhervonKivil-, Eriminal- und Han- 
(sgefegen, zu verfaffen, welche, fo wie jedes 
dre Geſetz, der Beurtheilung und Genehmigung 
5 berathenden und vollziehenden Körpers unterlies 
Bis zur Bekanntmachung diefer Gefegbücher 
ben die Civil» und Criminalgefege zur Bafis die 
feße der vormaligen griechifchen chriftlihen Regen— 
|, und die von dem berathenden und vollziehenden 
zrper erlaffenen Gefege. In Handelsſachen gile 
3 Handelsgeſetzbuch von Frankreich. | 

Die Folter und die Strafe der Guͤtercon— 
ſcation wird abgefchafft. 


115. 
41) Königreih Spanien, 


a) Die ältere ftändifche Verfaffung | 


Die ältere Verfaſſung Spaniens hatte ihren 
und theils in dem mit den Weftgothen über die 
renden gefommenen Lehnsſyſteme, theils in dem 
rhältniffe, in welchem die einzelnen chriftlichen 
iche Spaniens zu den, feit dem Anfange des achten 
hrhunderts daſelbſt geftifteten, arabifchen Staaten 
nden. Denn in diefen Zeiten des Kampfes zwi⸗ 
en dem Ehriftenehume und dem Islam auf fpani« 
em Boden bildete ſich in: den chriftlihen Reichen 
yaniens, namentlich in Kaftilien, früher aber 
h in Aragonien, eine ftändifche Verfaflung 
}, mo bereits im Jahre 1116 ben “Bürgern von 
ragoffa fhriftliche Privilegia ertheilt wurden; 
"Beweis, daß damals fihon der dritte Stand 
den Städten Aragoniens bedeutende. Rechte bes 
v. 39 
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hauptete. Es erſchienen aud bereits vor der Mitte 
"des zwölften Jahrhunderts Deputirte von Städten 
auf den Neichstagen. — Die Verfaffung K.afti- 
tiens erhielt erft im 13ten Jahrhunderte unter dem 
Könige Ferdinand 3 ihre politifche Geftaltung; auch 
gelangte hier der dritte Stand erft ums Jahr 1325, 
alfo zwei Jahrhunderte fpater, als in Aragonien, zur 
Reichsſtandſchaft, und nie zu den großen Vorrechten, 
wie in Aragonien *). 

Ob nun gleich die innere und äußere Haltung 
Spaniens feit der Wermählung der Iſabella von 
Kaftilien mit Ferdinand von Aragonien, und feit der 
Eroberung des legten arabifchen Staates auf ſpani⸗ 
fhem Boden, des Königreichs Granada (1492), 
gewann; fo fanf doch auch bereits feit dieſer Zeit das 
große politifche Gewicht der Reicheftände, ob fie gleich 
noch unter der habsburgifchen Dynaftie auf dem fpa- 
nifhen Throne fortdauerten, und erft feit der Ver: 
fegung des bourbonifchen Haufes nach Spanien 
mit Philipp 5 zur Unbedeutenheit berabfanfen, 
Denn feit diefer Zeit verloren Aragonien, Tata 
lonien und Valencia, weil fie mit Philipps 5 
Gegenfönige, Karl von Oeſtreich, zufammengehalten 
hatten, ihre frühern großen Rechte; von den übrigen 
Königreihen ward ein Reichstag, ale bloße Forma: 
lieäe, zur Anerfennung des neuen bourbonifchen Erb» 
folgefeges zufammenberufen; und nur Bisfaja, Nas 
varra und Afturien behielten einige, auf Das Her- 
fommen gegründete, Freiheiten. - 





©) Ueber die Altere Verfaflung der fpanifchen Cortes vergl. 
Franz Marting Marina, Theorie der Cortes. 
3 Theile, 1812. 4. und M. Sempere, Gedichte 
der Eortes in Gpanien, überſetzt in ben eweop. 
Annalen 1816. St.6. ©. 338. 
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Bis auf die Zeit der neueften gr olitifchen 
Veränderungen galten daher in n nur we 
rige Reichsgrundgeſetze. Dahin gehörten das 
Gefeg von der Untbeilbarfeie des Reiches 
Kaftilien, und das.Gefes von dem Rechte der 
Erftgeburt auf dem faftilifchen Throne. Diefe bei⸗ 
den Gefege wurden (1252) von Ferdinand dem Heilie 
zen gegeben, von Alphons 10 dem Gefegbuche Kafti- 
liens einverleibt, darauf von den Ständen anerfannt, 
von Iſabella und Ferdinand beim Antritte ihrer ges 
neinfchaftlihen Regierung (1475) beitätigt, und von 
Rarl 5 (1523 und 1554), fo wie von Philipp 2 
n feinem Teftamente (1598) auf die gefammten ſpa⸗ 
ifchen Staaten ausgedehnt. Zu diefen Geſetzen fam 
12. Mai 1713) das unter Philibp 5 gegebene und 
yon den Heichsfländen angenommene Erbfolgege- 
‘eg hinzu, wodurch die vorigen theils erläutert, theils 
Ibgeandert wurden. ‘Denn diefes legte Gefeß behielt 
war die in den beiden frühern Geſetzen ausgefprochene 
Intheilbarfeit, und die Erblichfeit des Thrones in 
nännlicher und weiblicher Linie nach dem Rechte ber 
Frftgeburt bei, entfchied aber dahin, daß ber weib- 
iche Stamm erſt nach völligem Erlöfhen des 
nännlichen zur Thronfolge gelangen ſollte. Noch 
veftimmte die pragmatifche Sanction Karls 3 vom 
Yahre 1776, daß die Kinder derjenigen koͤniglichen 
Prinzen, welche fih unftandesmä gig verheirathe⸗ 
en, von der Thronfolge ausgefchloffen werben follten, 
— DieCortes des Laftilifchen Reiches befanden aus 
er Geiftlichfeit, dem hohen Adel, und den 
Deputirten ber Städte, wozu aud) die rei 
Ritterorben, mit dem Range vor ben Städten, 
jerechnet wurden. Doch war ihre Gewalt, dem koͤnig⸗ 
ichen Willen zu widerfprechen, laͤugſt erleſchen; bene 

39? 
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der Reichktag, warb bios noch bei Huldigungen und 
bei der Andlhnnung neuer Ihronfolgegefege zufam- 
menberufen. Gewiſſermaßen vertrat der Rath von 
Kaſtilien, als das höchfte Juſtizcollegium, die Stelle 
der Reichsſtaͤnde, infofern durch denfelben der koͤnig⸗ 
liche Wille feierlich beſtaͤtigt ward. 
Petr. Joseph. Perez Valiente, sapparatus 

juris publici hispanici. @ Voll. Madrit. 1751. 4. 

(€ da Vol. 2. p. 335 das Geſetz vom 12. Mai 

1713. Ä 


116. - 
Sortfegung 
b) Die Verfaffung vom 6. Sun. 1808. 


So hatte die frühere Verfaffung der fpanifchen 
Cortes gerubt, als Napoleon, nahdem er zu Bayonne 
(Mai 1808) den König Karl 4 und deffen Sohn, 
Serdinand 7, zur Verzichtleiftung auf die Kronen 
Spaniens und Indiens gebracht hatte, am 25. Mai 
4808 eine Verfammlung der fpanifhen NMota- 
ben nad) Bayonne berief, um. „ihrer altgewordnen 
Monarchie” eine neue Verfaffung zu geben. 
Nah dem Willen des Kaifers . beftand dieſe Ver⸗ 
fammlung aus 150 Perfonen; 50 aus. dem geift« 
lihen Stande, 100 aus den weltlichen. Stän« 
ben. Obgleich bereits in Spanien der. Kampf gegen 
die Sranzofen’ begonnen hatte; - -fo-murden Doc) die 
Sisungen diefer Junta am 15. Juny 1808 eröffnet, 
der Entwurf der neuen Verfaſſung derfelben vorgelegt, 
und ihr zur forgfältigen Prüfung und freimüthigen 
Beurtheilung empfohlen. “Bereits am 6. July be 
ſchworen der neuernannte König Spaniens, Joſeph 
Napoleon, und die zu Bayonne verfammelte Junta 


[4 
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neue Verfaſſu ng N, bie nur ſo lange dauerte, 
Joſephs Herrſchaft in Spanien, und nur. in den« 
igen Theilen der Monarchie, melche:durch das 
wicht der franzoͤſiſchen Waffen dem Koͤnige Joſeph 
erworfen waren. 

Die weſentlichſten Beſtimmungen dieſer Ver⸗ 
ung waren: Die katholiſche Religion iſt in Spa- 
n und in allen fpanifhen Beſitzungen die Religion 
‚ Königs und der Nation; es ift feine andere 
laubt. Die Krone iſt erblic in der Directen 
innliden Nachkommenſchaft, nach dem Rechte 
Erſtgeburt. Sie kann nie mit einer andern Krone 

dem namlichen Haupte vereinigt werden. Es 
6 Großbeamte des Reiches, und neun Minifte 
tr Die Minifter find für bie Vollziehung ber 
fege. und koͤniglichen Befehle verantwortlich. 

Es giebt einen Senat. Der Senat ſoll be⸗ 
en aus den Infanten von Spanien, die ihr 18tes 

je, erreicht haben; aus 24 Mitgliedern, die der 
nio aus den Miniftern, den Generalcapitainen der 
e» und Landmacht, den Botſchaftern, den Staatse 
yen und ben Mitgliedern bes Raths von Kaftilien 
Lebenszeit ernennt. Jeder Senator. muß 40 
jre alt. ſeyn. —“ Im Sala e einer beweſfüeren 





Sie ſteht beim Dufau,. T. 5. p ‚65. und in den 
Europ. Conſtitt. TH. 3. ©. 5. In ihrem Eins 
gange heißt es: „Don Joſeph Napolean s. Nachdem 
Mir die Nationakjunta -gernommen haben, welche zu 
Bayonne verfammelt war, haben Wir befcloffen, 
daß die gegenwärtigen Konftitutionsftatuten als ein 
Srundgefes Unferer Staaten und als Grunds 
lage: des Vertrages, der Unfere Böller an 
Uns, und Uns an Unſere Voͤlker Binder, vollzogen 

werde.“ 
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Empörung, oder auch wenn innere Unruhen bie 
Sicherheit des Staates bebroßen, fann der Senat, 
auf den Vorfchlag des Königs, die Herrfchaft des 
confticutionellen Statuts an beflimmten Orten und 
für eine beftimmte Zeit fufpendiren. — Es liegt dem 
Senate ob, über die Erhaltung der individuellen 
und der Preßfreiheit zu wachen. Für jede von 
beiden beftehe im Senate eine befondere Commiſſion 
von fünf Mitgliedern. — 
Es giebt einen Staatsrarh unter dem Vor⸗ 
fige des Königs. Er befteht aus wenigftens 30, und 
böchftens 60 Mitgliedern, und wird in 6 Sectionen 
(der Juſtiz und des Eultus, des Innern und der 
Polizei, der Finanzen, des Krieges, des Seeweſens, 
und für Indien) eingerheilt. Die Minifter und der 
Präfident des Rathes von Kaftilien find von Rechts 
wegen Mitglieder des Staatsraths, gehören aber zu 
feiner Section. — Es beftehen bei dem Staatsrarhe 
Hequetenmeifter, Auditoren und Conſulenten. — 
. Die Entwürfe von Eivil- und Eriminalgefegen, und 
die allgemeinen Staatsverwaltungsanordnungen wer» 
ben von dem Staatsrathe ermogen und abgefaßt. Er 
erkennt über die Jurisdictionsſtreitigkeiten zroifchen 
den verwaltenden und richterlichen Behörden, über 
ftreitige Werwaltungsfachen,, und wenn Beamte der 
Staatsvermaltung vor Gericht gezogen werden follen. 
Der Staatsrarh hat nur confultative Stimme. — 
Es giebt Eortes, oder eine Nationalver- 
fammlung, beftehend aus 172 Mitgliedern, und 
abgetheile in 3 Bänfe: die Banf der Geiſtlichkeit, 
die Banf des Adels, und die Banf des Volkes. 
Die Bank der Geiftlichfeit befteht aus 25 Erz 
bifchöffen. und Biſchoͤffen. Die Banf des Adels 
befteht aus 25 Adlichen, welche Granden ber Cor⸗ 
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heißen. Die Banf bes Volkes befteht aus 62 
putirten der Provinzen, ſowohl von Spanien 
von Indien; aus 30 Deputirten der Haupfftädte ; 
15 KRauf-, Handels» und Hewerbsleu- 
; und aus 15 Depuficten der Univerfitäten, 
lehrten, ober durch ihr perfönlihes Wer- 
nft in den Wiffenfchaften oder Künften ausgegeich- 
n Männern. — Die Adlichen müflen, um 
ı Range der Granden erhoben zu werden, ein Ein- 
men von wenigftend 20,000 Piaftern befigen, 
: in Civil» und Militairftellen lange und wichtige - 
nfte geleiftee haben. — Die Deputirten ber 
ovinzen werden von den Provinzen ernannt, fo 
Einer auf ungefähe 30,000 Einwohner kommt. 
"Provinzen werden für diefen Zwei in Wahl⸗ 
irfe eingetheil. — Die Deputirten der 30 
uptftädte werden von den Municipalitäten jes 
diefer Städte ernannt, — Die Deputirten ber 
vinzen und der Städte fönnen nur unter ben 
genthHümern von Örundgütern gewählt 
den. — Die 15 Kauf und Handelsieute . 
den aus den Mitgliedern der Handelsfammern und 
eeichften und angefehenften Kaufleuten bes Königs 
yes gewählt, Sie werden dom Könige ernannt 
‚einer von jedem Handelsgerichte und jeber Hans 
fammer gemachten Vorſchlagsliſte von 15 Indi⸗ 
in. — Die Deputirten dee Univerfitäten, 
lehrten und der durch perfönliches Verdienſt in 
Wiſſenſchaften oder Künften ausgezeichneten Mäns 
werden von. bem Konfge ernannt nach einer Liſte 
15 Candidaten, die der Rath von Kaftilien, und 
7 Eanvidaten, die jede der Univerfitäten vors 
gt. — Die Bank des Volkes wird für jede 
hung erneuert, Ein Mitglied diefer Bank fan 
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für die naͤchſte Sigung wieder gewählt werben. Wenn 
es aber 2 Sitzungen nach einander beigewohnt hat, 
kann es erft nach 3 Jahren wieder gewählt werben. 

Der König beruft die Eortes; er kann fie ver- 
tagen, prorogiren und auflöfen. ‘Der Prafident der- 
felben wird von dem ‚Könige ernannt aus drei Can- 
dDidaten, welche von den Cortes durch geheime Wahl 
und mit abfoluter Stimmenmehrheit ermähle werben. 
— Die Sisßungen der Cortes find nicht öffentlid. 
Die Meinungen und Befchlüffe dürfen weder be 
fannt gemacht, noch gedruckt werben. Jede 
Bekanntmachung durch Druck ober Anſchlag von Sei⸗ 
ten der Verſammlung der Cortes, oder eines ihrer 
Mitglieder, wird als eine aufrühreriſche 
Handlung angeſehen. 

Das Geſetz beſtimmt von drei zu drei Jah— 
ren den Betrag der jaͤhrlichen Einnahmen und Aus 
gaben des Staates. Diefes Gefeg foll von den Red» 
nern des Staatsraths vor die Cortes zur Berathfchla- 
gung. und Genehmigung gebracht werden; und auf 
gleihe Weife die in dem bürgerlichen und pein— 
lichen Gefegbuche, in dem Auflagefnfteme und in dem 
Muͤnzweſen zu machenden Veränderungen. Die Ge: 
fegesentrmürfe werden vorläufig von den Sectionen 
bes Staatsrathes den, von ben Cortes ernannten, 
Commiffionen mitgetheil. — Die nad) den ge 
gewöhnlichen Einnahmen und Ausgaben eingerichteten 
und jedes Jahr durch den Druck öffentlich befannt ges 
machten Sinanzrechnungen werden ben Cortes durch 
ben Sinanzminifter zur Prüfung vorgelegt. 

Wenn die Cortes erhebliche und begründete Kla⸗ 
gen über das Betragen eines Minifters vorzubringen 
haben, wird die Adreſſe, welche dieſe Klage und die 
Auseinanderfegung ihrer Beweggründe enthält, durch 
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eine Dreputation dem Könige überreicht, und, auf 
defien Befehl, von einer aus 7 Staatsräthen und 6 
Mitgliedern des Raths von Kaftilien beſtehenden 
Eommiffion unterfucht. 

Die fpanifhen Königreidhe und. Pro 
vingen in Amerika und: Afien follen die 
namlihen Rechte, wie das Mutterland, 
genießen Alle Arten von Eultur. und Induſtrie 
follen in dieſen Königreichen und Provinzen frei ſeyn. 
Der wechfeifeitige Handel. derfelben unter einander, 
und mit dem Mutterlande ift erlaube. . Es darf fein 
befonderes Ausfuhr» oder Einfuhrprivilegium nad) 
gedashten Konigreichen oder Provinzen ftatt finden. 
Gedachte Königreiche und Provinzen haben: bei der 
Regierung 22 (von den Municipalitäten gewählte). 
beftändige Deputir:te, die beauftragt find, für 
ihr Incereſſe zu forgen, und als Kepräfentan. 
ten derfetben ber Berfammlung ber Cor 
tesbeizumohnen, Diefe Abgeordneten, gemäßle 
aus den Eigenchuͤmern liegender Gruͤnde, "befleiden Ä 
ihre Amt 8 Jahre. — ‚Aus denfelben wählt der König 
6. Deputirte, welche.dem Staatsrathe, und. zwar der 
Abtheilung von Indien, beigefüge.; werden: Sie 
Iaben in allen die Kolonieen betreffenten. Angelegen⸗ 
biten eine berathende Stimme. — — 

Spanien und Indien ſollen nach einem einzigen 
Cvilgefegbude regiert werben. Die Gerichte 
fin unabhangig. Alle grundherrliche und 
beyndere Gerichtsbarkeiten find aufge. 

 bokn. Es beftehen. Friedens rich ter, welche 
ein uͤtlich ausgleichendes Gericht bilden; Gerichte 
erſter Inſtanz; Appellationsgerichte; ein Caſſations⸗ 
hof fr das ganze Koͤnigreich, und ein koͤnigliches 
Obergicht. Der Rath von Kaftilien verrichtet die-- 
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Dienfte des Eaffationsgerihts, — Das peinlide 
Verfahren ift oͤffentlich. Die Einführung 
des Verfahrens duch Geſchworne foll der Cortes 
zur DBerathfchlagung und Genehmigung vorgelegt 
werben. — Der fönigliche Hohe Gerichtshof hat bie 
befondere Erfenntniß über perfönlihe Verbrechen von 
Mitgliedern der Föniglichen Familie, von Miniftern, 
Senatoren und Staatsräthen. — Der König übt 
das Begnadigungsrecht, doch erft nach Anhoͤ⸗ 
rung bes Juſtizminiſters, in einem aus 2 Miniftern, 
2 Senatoren, 2 Staatsräthen und 2 Mitgliedern 
des Rathes von Kaftilien beftehenden geheimen Rathe. 

Für das ganze Königreich foil Ein Handelsge⸗ 
fegbuch ſtatt finden , und in jeder großen Handelsftadt 
ein Handelsgericht beftehen. 

Die Wales, die Anleihen, die anerfannt wor⸗ 
den, find als Nationalfhuld conſtituirt. 

» Alle Zölle im Innern des Reiches find aufge 
hoben; fie werden auf die Land⸗ und Seegrenzen 
verlegt. 

Das Auflagefuftem foll im ganzen Koͤnigreiche 
gleich ſeyn. — Alle Privilegien für befon 
dere Corporationen oder für Privatper 
fonen find aufgehoben; doch wird eine Entſch/ 
digung für die Aufhebung derjenigen Privilegien g 
geftanden,, die mit Aufopferungen (titulo oneror) 
erworben wurden, — 

Das Haus eines jeben Einwohners iſt einun- 
verlegbares Afyl. Keine auf fpanifchem und indiſthem 
Boden wohnende Perfon kann verhaftet werben, es 
fey denn, daß fie mitten in der Begehung eines Ver: 
brechens ertappt würde, oder daß eine gefegnäßige 
und fchriftliche Ordre dazu vorhanden wäre. 

Die Zolter iſt abgefchaffe. — Alle befepende 
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Fipeicommiffe, Majorate, ober Subftitutionen auf 
Güter, welche weder einzeln noch vereinigte jährlich 
5000 harte Piafter tragen, find abgefhaffe Nur 
dem gegenwärtigen Befiger fommen fie zu gute; in 
der Folge fallen fie in die Klaffe der freien Güter. 
Die Vefiger von folchen Gütern, die mehr als 5000 
harte Piafter tragen, koͤnnen verlangen, daß dieſe 
Güter frei gemacht werden. — Es’ darf fein Fidei⸗ 
commiß, Majorat oder Subftitution gemacht werden, 
es fey derin, daß der König folche wegen geleifteter 
Dienſte, und um die den Familien ertheilten Würden 
zu erhalten, durch Patentbriefe bewilligt, In feinem 
alle darf die jährliche Rente folcher Güter 20,000 
harte Piafter überfteigen, aber auch nicht unter 5000 
betragen. * 

Die verfchiedenen Grade und Klaffen des be⸗ 
ftehenden Adels follen beibehalten werben, bod) ohne 
von den öffentlichen Laſten und Werbindlichfeiten zu 
befreien, und ohne daß es in Zufunft jemals erfor« 
derlich feyn foll, zum Adel zu gehören, um zu einer 
weltlichen oder geiftlichen Stelle befördert, oder im 
Heere und bei der Flotte angeftellt zu werben. — Ges 
leiftete Dienfte find die einzigen Gründe bes Ans 
fpruch6 auf Beförderung. | " 

- Sn der erften Verſammlung der. Eostes nad) 
dem Jahre 1820 foll, auf Befehl bes Königs, 
über die Zufäge,, Mobdificationen und Werbefferungen 
berathſchlagt werden, welche man bei der Verfaſſung 
für nöthig erachten wir — 

Später hob Napoleon (4. Dec. 1808), nad 
der Einriahme Madrids, die Inquifition, zwei Drit- 
theile aller Klöfter, und alle Lehnsrechte mit 
der Patrimonialgerichtsbarfeit und dem Innungs⸗ 
zwange auf; alle Gewerbe wurden frei gegeben, 
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| 3 ortfeg ü ng 

. . c) Verfaffung vom 19. März 1812. 


Während der blutige. Krieg der Spanier gegen 
Frankreich fortdauerte, und Ferdinand 7 zu Valenqay 
als Napoleons Gefangener bewacht ward, bildeten 
fi) in ben einzelnen Provinzen Spaniens unten, 
welche unabhängig von einander .und nach den Um⸗ 
ftänden handelten. Doch empfand man bald das 
Bebürfniß einer Eentraljunta, welche aus den 
‚Abgeordneten der Provinzialjunten beftehen und bie 
allgemeinen Angelegenheiten des Estaates leiten folite. 
So trat bereits im September 1508 eine,. aus 36 
Abgeordneten der Provinzialjunten beftehende, Gen 
traljunta zu Aranjuez zufammen, welche bald dar« 
auf ihren Sig nah Sevilla, und, nad) den wech— 
felnden Erfolgen des Krieges, im Februar 1310 auf 
die Inſel Leon bei Cadix verlegte. Moch berief 
fie zum 1. März 1810 die Cortes des Reiches zu- 
fammen, übertrug aber darauf ihre Gewalt einer 
Regentfhaft von fünf Perfonen. Diefe Regent 
{haft verfammelte am 24. Sept. 1810 die allges 
meinen und außerordentlidhen Cortes bes 
Reiches auf der Inſel feon, welche theils aus den 
Abgeordneten ver Provinzialjunten, tbeils aus den 
Deputirten derjenigen Städte und Flecken beftanden, 
die bereits bei den alten Cortes Sig und Stimme 
‚gehabt hatten, cheils nach) dem, von der Central 
junta gemachten, Wahlgefege ernannt worden maren. 
:Der erfte Befchluß diefer Cortes war die Abfaffung 
:einer Urkunde, worin ber Vertrag von Bayonne für 
nichtig erklärt, und Ferdinand 7 als der ein 
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zig rechtmäßige Regent Spaniens anen 
fannt ward, Darauf warb aus den Cortes ein 
Ausfhuß von 15 Mitgliedern erwähle, wel⸗ 
her den. Entwurf einer Verfaffung bearbeis 
tete, die fobann von den geſammten Cortes berathen, 
und von denfelben am 19. März 1812 als Grund» 
gefes *) angenommen, ſo wie von mehrern auswär- 
tigen Mächten, bei der Abfchliegung ihrer Bünbniffe 
mit der Regentſchaft Spaniens gegen Napoleon, 
anerfannt und garantirt ward. — Als aber Ferdi» 
nand 7 nad; Spanien (März 1814) zurüdfehrte, 
verwarf er dieſe Verfaffung, ließ den Verſammlungs⸗ 
ort der Regentſchaft und der Eortes militairifch ums» 
ringen, die Cortes zerfprengen , und bie bedeutendften 
derfelben einferfern. Das von ihm gegebene Ver⸗ 
ſprechen, felbft eine Verfaffung mit den von ihm zu 
verfammelnden Cortes zu berathen, blieb unerfülle, 
und ein mit dem Anfange des jahres 1820 auf der 
Inſel Leon begonnener Aufftand unter dem zum Ein» 
fchiffen nad) Amerifa beftimmten Heere, der fi) bald 
über die übrigen Provinzen Spaniens verbreitete, 
nöthigte den König Ferdinand 7, am 7. März 1820 
zu erflären, daß er die von den Cortes im Jahre 
4812 promulgirte Berfaffung annehmen und beſchwoͤ⸗ 
ren wolle. So galt diefe Verfaſſung, bis, nad) den 
Ergebniffen des Feldzuges der Sranzofen in Spanien: 
im Sabre 1823, der König. Ferdinand. am 1. Det. 
4823 aus Puerto Santa Maria „alle Acte der fuge- 


*) Diefe Werfaffung der Cortes, welche au eingeln 
in zweit teutſchen Ueberſetzungen erſchien, ftehe frans 
söfifh beim Dufau, T. 3. p. 84. und teutſch 
in den Europ. TConftirt. Th. 3. G. 35:-und in 
Lüders Archiv, IN:3., 100. - Ä 
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nannten conſtitutionellen Regierung, bie vom 7. Mär 

4820 bis zum 1.0ct.1823 fein Wolf beherrfcht habe, 
für nichtig und ohne alle Gültigkeit er 
Plärte,‘ worauf Spanien ſeit diefer Zeit, ohne 
Reichsgrundgeſetze, nad) dem unumfchränkten Willen 
des fouverainen Königs regiert ward. 

Die Verfaffung der Cortes vom 19. März 1812 
trug allerdings das demokratiſche Gepräge, ob» 
gleich bereits von den Eortes der Name Serdinands 7 
an die Spige derfelben geftellt ward; auch war in 
derfelben die Berfammlung der Gortes nur in Einer 
Kammer ausgefprochen, Sie beftand aus 184$$. 
in 10 Titeln, und enthielt, nicht ohne “Breite in der 
Darftelung, Vieles, was nicht zunächft in eine Ver⸗ 
faffung , fondern in die organifchen Decrete für die 
Anordnung der einzelnen Zweige der Wermaltung ges 
höre. Außerdem gingen dieſer Verfaſſung drei 
Adreffen der Commiffion de? Gortes an 
den (damals in Valengay befindlichen) König vor- 
an °); bie erfte, Cabir vom 11. Aug. 1811, welche 
die Rüdfichten auf die ältere fpanifche Verfaſſung 
enthält; die zweite, Cadix vom 6. Mov. 1811, welche 
die neue Geſtaltung der richterlichen Gewalt feitfegt; 
und die dritte, Cadir vom 24. Dec, 1811, melde 
über das ſich verbreitet, mas auf Die innere Regierung 
ber Provinzen und Cantone, auf die Abgaben, die 
bewaffnete. Macht, den Wolksunterricht, die Beob⸗ 


*) Diefe drei ziemlich fangen Adreffen finden ſich nice in 
den angeführten Sammlungen; fie ſtehen aber in 
der teutſchen Leberfegung, welche unter dem Titel: 
die fpanifhe Conſtitution der Cortes und 
die proviforifhe Conſtitution der ver 
einigten Staaten von Sadamerika, Lp. 
1820. 8. bei Brockhaus erſchien. 
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achtung der Verfaſſung, und auf das Verfahren bel 
etwaigen Veränderungen in derfelben fich bezieht. 

Die wefentlichften Beftimmungen diefer Verfaſ⸗ 
fung felbft waren folgende: die fpanifche Nation be⸗ 
fteht aus allen Spaniern beider Halbfugeln. Das 
ſpaniſche Volk ift frei und unabhängig; es iſt und 
fann nicht das Erbtheil irgend einer Familie, noch 
irgend eines einzelnen Menfchen feyn. Die Sous 
verainetät wohnt ihrem Wefen nah im 
Volke; eben deshalb ſteht ihm ausfchließ- 
lic das Recht zu, feine Örundgefege aufs 
zuftellen. Jeder Spanier ohne Unterfchied ift ge⸗ 
balten, im Verhaͤltniſſe feines Vermögens zu ben 
Ausgaben des Staates beizutragen. Eben fe ift jeder 
Spanier verpflichtet, zur Vertheidigung bes Vater⸗ 
landes die Waffen zu ergreifen, wenn er durch das 
Gefes dazu aufgefordere wird. — Die katholiſche 
Religion ift und bleibe die Religion des fpanifchen 

‚Volkes; das Volk ſchuͤtzt fie mittelft weifer und ge= 
rechter Gefege, und unterfagt die Ausübung 
jeder andern. 

Die Regierung bes fpanifchen Wilkes ift eine 
erbliche, gemäßigte Monardie, Die Cor- 
tes haben mit dem Könige vereint die ges 

‚ feggebende Gewalt, Die Gewalt, bie Gefege 
in Ausübung bringen zu laflen, ohne dem RE 
nige bei, 

Die Eortes find die Vereinigung aller von den 
Bürgern ernannten Deputirten, welche das Wolf 
en Die Bafıs für die Nationalrepräfen- 

tation iſt für beide Halbfugeln bie nämliche; dieſe 
Baſis ift die Bevölferung. Für jede 70,000 
Seelen Bevölkerung erſcheint Ein Depu 
tister bei den Cores. Um die Deputicten zu 
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den Cortes zu waͤhlen, ſollen Wahlverſa mmlun— 
sgen nad den Kirchſpielen, Diſtricten und 

Provinzen gehalten werden. Um Deputirter bei 
den Cortes zu werden, muß man Bürger, 25 Jahr alt, 
in der Provinz gebohren oder dafelbft wohnhaſt ſeyn, 
und ein verhältnigmäßiges jährliches Einfommen von 
ihm eigenthümlich zuftehenden Gütern befigen. — 
Die Minifter, Staatsräthe und beim Hofhalte des 
Königs Angeftellte Fönnen nicht zu den Cortes er. 
‚wählt werden; aud) fann fein von der Regierung er- 

nannter Staatsbeamter für bie Provinz, in welcher 

er fein Amt ausübte, zum Deputirten ernannt werden, 

— Die Cortes verfammeln ſich jabrlich in der 

Hauptſtadt zu einer dreimonatlichen Sigung. Aller 

2 Sabre werden faämmtliche Deputirte er 
neuert. Sie fünnen nicht wieder ermählt werden, 
wenn nicht eine andere Deputation zwifchen den beiden, 
wozu fie gewählt wurden, ftatt gefunden hat. — Die 
Cortes fonnen nicht in Gegenwart des Königs berath- 
fchlagen. Die Staatsfecretaire machen ben Cortes 
Vorſchlaͤge im Namen des Königs, dürfen aber bei 
ber Abftimmüng nicht zugegen feyn. — Die Sigun 
gen der Cortes find öffentlich; nur in Fällen, wo 
Geheimhaltung nöthig ift, follen geheime Sitzungen 
ftart finden. Die Deputirten fonnen wegen ihrer 
geäußerten Meinungen zu Feiner Zeit und in feinem 
alle in Unterfuchung gerathen. 

Diie Corktes find ermächtigt: Gefege in Bor 
fhlag zu bringen und zu befchließen, fie 
auszulegen, und erforderlihen Falls ıb 
zufchaffen; den Eid des Königs, des Prinzen von 
Alturien (und der Kegentfchaft) zu empfangen; alle 
factifhe und rechtliche Zweifel zu heben, welche in 
Hinſicht der Ordnung der Thronfolge entftehen; bie 
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offenfiven Afllanztractaten, bie Subfidien- und fpe« 
cieflen Handelstractaten vor ihrer Ratification zu ges 
nehmigen; die Zulaffung fremder Truppen ins König« 
reich zu geftaften oder zu verhindern; jährlich, auf dem 
Vorſchlag des Königs, die fand- und Seemacht zu 
beftimmen , und für die Armee, die Flotte und Natio⸗ 
nalmiliz Verordnungen zu erlafien; die Ausgaben 
der Staatsverwaltung feftzufesen; jähr- 
li die Steuern und Auflagen zu. beftim« 
men; im Falle es nöthig ift, auf den Credit der 
Nation Anleihen zu machen; die Vertheilung der 
Steuern auf die Provinzen zu genehmigen; die Rech⸗ 
nungen über die Verwendung der Staatsgelver eins 
zuſehen und zu genehmigen; die Zölle und die Zoll« 
tarife feftzufegen; Werth, Gewicht, Gehalt, Ger, 
präge und Namen der Münzen zu beftimmen; ben 
allgemeinen Plan für den Wolfsunterricht in der gan« 
zen Monarchie zu entwerfen, und, was für die Er- 
ziehung des Prinzen von Afturien gefchieht, zu ge⸗ 
nehmigen; die politifche. Preßfreiheit zu be— 
fhügen, und dafür zu forgen, daß die Minifter 
und andere Staatsbeamte wirflid zur Rechenfchaft 
gezogen werden. 

Jeder Deputirte ift befugt, den Cortes fhrift- 
liche Gefegesentwürfe vorzulegen. Die Abftimmung 
gefchieht nad) Mehrheit der Stimmen. Verwerfen 
die Cortes einen Gefegesentwurf; fo kann er in demſel⸗ 
ben Jahre nicht wieder in Vorfchlag fommen. Wird 
er angenommen; fo wird er durch eine Deputation 
dem Könige überbradht. Dem Könige fteht die Sanc- 
tion der Gefege zu. Er vollführt fie mit der eigenhän- 
dig gefchriebenen Formel: „Soll als Gefeg öffentlich 
befannt gemacht werden.” Er verweigert fie mit der 


Formel: „an die Cortes zuruͤckgewieſen , und füge 
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eine Dorlegung der Gründe bei, warum er bie Sanc⸗ 
tion verweigert hat. Der König hat 30 Tage Zeit, 
um diefes Vorrechts füch zu bedienen. Wenn er in 
nerhalb derfelben feine Sanction weder ertheilt, noch 
verweigert hat; fo wird es fo angefehen, als ob er 
fie gegeben hätte. Verweigert der König feine 
Sanction; fo darf diefer Gegenftand in demfelben 
Jahre nicht wieder in den Cortes verhandelt werden. 
Wird der nämliche Gefegesentwurf in den Cortes des 
folgenden Jahres von neuem vorgefchlagen und genehs 
migt; fo fann der König demmfelben zum zweitenmale 
die Sanction verweigern. In diefem Fälle wird der 
Gegenftand in demfelben Jahre nicht weiter verhan-- 
beit, Wird aber der nämliche Gefegegentwurf in den 
Cortes des folgenden Jahres zum drittenmale in Vor 
ſchlag gebracht und genehmigt; fo verftehtes fid 
von felbft, daß der König feine Sanction 
ertheilt. Sollte vor Verlauf der 30 Tage, wäh. 
rend welcher Zeit der König feine Sanction zu ertheis 
len oder zu verweigern hat, der Tag eintreten, 100 


. die Eortes ihre Sißungen beendigen follen; fo wird 


der König diefelbe in den erften 8 Tagen der Sigun- 
gen der folgenden Cortes ertheilen oder verweigern. 
Verſtreicht auch diefe Frift, ohne daß er fie ertheilt; 
fo wird es fo angefehen, als ob er fie ev 
theilt habe, 

Bevor die Eortes auseinander gehen, ermählen 
fie aus ihrer Mitte eine „permanente Deputa 
tion ber Cortes“, weldhe aus 7 Mitgliedern bes 
ſteht. Diefe Deputation fol auf die Beobachtung 
der Verfaflung und der Gefege fehen, und den näd» 
ften Cortes Rechenfhaft von den Verlegungen able 
gen, welche fie wahrgenommen hat, und foll in den, 
in der Berfaflung angegebenen, Fällen die außeror- 
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dentlichen Cortes berufen. Dies gefchieht bei Era 
lebigung der Krone; wenn der König aus irgend einem 
Grunde die Regierung nicht führen kann, oder zu 
Gunſten feines Nachfolgers der Krone entfagen will; 
und wenn ber König unter bebenflichen Umſtaͤnden 
die Zufammenfunft berfelben bei. der permanenten 
Deputation der Cortes veranlaßt. — 

Die Perfon des Königs ift heilig, unverletz⸗ 
lich und unverantwortlid. Er hat ausſchließlich die 
Macht, die Gefege in Vollziehung bringen zu laffen, _ 
und alles, nad) der Verfaffung und den Gefegen, 
zu bewirfen, was auf die Erhaltung der Ordnung im 
Innern und der Sicherheit nad) außen fich bezieht, 
Außerdem fteht ihm zu: die Decrete auszufertigen, 

- die er zur Vollziehung der Gefege für zuträglich haͤlt; 
Krieg zu erklären, oder Frieden zu ſchlie— 
fen und zu ratificiren, und dann .den Cortes 
eine mit Documenten belegte Rechenfchaft darüber 
abzuftatten; auf Vorſchlag des Staatsrathes alle 
Bifchöffe und die Beamten bei allen Eivil- und Erie 
minalgerichten zu ernennen; alle Civil» und Militairs 
ſtellen zu beſetzen; über die bewaffnete Macht zu ver⸗ 
fügen; die diplomatifhen und Handelsverhaͤltniſſe 
mit andern Mächten zu leiten, und Borfchafter, Ge⸗ 
fandte und Eonfuln zu ernennen; den Gefegen gemäß 
Verbrecher zu begnadigen; die Staatsminifter frei zu 
wählen, und den Cortes foldhe Gefege und 
Verbeſſerungen vorzufhlagen, die er für 
das Wohl des Volfes zuträglich halt. — Die Bes 
fhränfungen der föniglihen Gewalt find: 
der König kann unter feinem Vorwande die Züs« 
fammenfunft der Cortes zu ber in der Verfaffung 
beftimmten Zeit bindern, fie weder fufpendiren, 
noch auflöfen; — er kann fi, ohne Einwilligung 

40 ® 





626 Poſiclves oͤffentliches Staatsreche. 


der Cortes, nicht aus dem Koͤnigreiche entfernen, und 
thut er es, fo wirh es angeſehen, als ob er ber Krone 
entfagt habe; — er fann die Pönigliche Gewalt weder 
abtreten, nad) auf einen Andern übertragen; — er 
kann feine Provinz, feine Stadt und Ortſchaft ver. 
äußern, abtreten oder vertaufchen; er kann, ohne 
Einwifligung der Cortes, mit feiner fremden Macht 
ein Dffenflobünbniß , oder einen Handelsvertrag ab« 
ſchließen, oder Subfidien an eine auswärtige Macht 
bewilligen, oder Domainen abtreten und veräußern; 
— er kann, ohne Befchluß der Cortes, feine Steuern 
ausfchreiben oder erheben, noch einem Einzelnen oder 
einer Corporation ein ausfchlieglihes Privilegium 
ertheilen. — Der König wird, bevor er eine Ehe 
verbindung fchließt, foldhes den Cortes anzeigen, um 
ihre Einwilligung dazu zu erhalten. Thut er dies 
nicht; fo foll es angefehen werden, als ob er der Krone 
entfage. 
| Das Königreich, beider Spanien ift untheilbar. 
Die Thronfolge geht, nad) der Erfigebure und Erbe 
folge, auf die legitimen männlichen und weiblichen 
Defcendenten über. Im Fall ein Weib zur Regierung 
gelangt, erhält ihr Gemahl feine Gewalt, noch irgend 
einen Antheil an der Verwaltung. — Die Cor 
tes fönnenalle und jede von der Thronfolge 
ausſchließen, die nicht fähig find zu regieren, 
ober Acte begangen haben, wodurch fie fi) der Krone 
unwuͤrdig gemacht. Der König wird mit 18 Fahren 
volljährig. Die Cortes fegen, beim Anfange. jeder 
Megierung, für den Hofhalt des Königs cine Jahres⸗ 
fumme aus, welche der hohen Würde feiner Perfon 
entfpriht. Eben fo beflimmen fie die Summen für 
den Unterhalt der Prinzen und Prinzeflinnen, und 
die Penfion für die verwittwete Königin. 





\, 


Pofltives öffentliches Staarsteht: 629 


Es beftehen 7 Miniſter. Sie find den Cord 
verantwortlich, ohne daß fie zu. ihrer: Rechts 
igung den Befehl des Königs vorſchuͤtzen koͤnnen⸗ 

Der Staatsrath enthäle 40 Mitglieder. Sie 
rden, auf Worfchlag der Cortes, von dem Könige 
annt. Der Staatsrarh iſt der alleinige Rarhgeber 
; Königs, der ihn befonders wegen zu eriheilender 
r zu verweigernder Sanction der Geſetze, wegen 
iegserflärungen und Abſchluß von Verträgen hoͤren 
d. n DE 

So lange, dis nicht bie Verfaffung 83 Jahr« 
ng. in allen ihren Theilen in Wirkſamkeit geweſen 
‚darf. feine Abänderung, fein Zufag, feine Um⸗ 
ndlung irgend eines Artifels derfelber in Vor 
lag gebracht werden. Ein folder Vorſchlag muß 
sifelich gefchehen,, und wenigftens - von -207Depus 
en unterzeichnet feyn. Die vorgefchlagene Reform, 
Hdem bei ihrer Diſcuſſion derfelbe Gang feftgehal« 
‚worden iſt, der für die Abfaffung der Gefege vor⸗ 
riftlich befteht, fann nur durch Einwilligung von $ 
Deputirten conftifutionelles Gefeß werden... . .. 


118 W 
42) Koͤnigreich Portugal. 


a) Die ältere ſtaͤndifche Verfaſſung. 


Das Königreih Portugal hatte in älterer 
ienur zwei Reihsgrundgefeße: 

1) das auf dem Reichstage zu Lamego im 
hre 1143 von dem erften Könige Portugals Als 
vons (Heinrich) 1 mit feinen verfammelten 
tänden abgefchloffene Grundgefeg in 22 Arti⸗ 
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keln ©), in welchen hie Selbſtſtaͤndigkeit und Unab⸗ 
haͤngigkeit Portugals ausgeſprochen, die Erbfolge 
der Krone ‚und vieles über den Adelſtand und das 
Gerichtsweſen feftgefegt ward. Mach diefem Grund 

geſetze war. der Thron erblich in abfteigender männ- 
licher Linie; auch konnte der Bruder des Königs den 
Thron erben, doch blos für feine Perfon; der Sohn 
des Brubers mußte die Zuftimmung der Stände bei 
feiner Thronfolge erhalten. Eine Prinzeffin - Tochter 
war zwar erbfähig; fie verlor aber ihr Erbrecht durch 
Vermaͤhlung mit einem Yusländer. 

2) das Manifeft ber Reihsftände Par 
fugals (aus Geiſtlichkeit, Adel und Bürger 
ftand. beftehend) vom 28. Jan. 1641 **), worin 
fie, nad): der Losreißung Portugals von Spanien 
durch) die Revolution vom 1. Der. 1640, das Haus 
Braganza, mit der Thronbefteigung Johanns 4, 
ouf dem portugtefifchen Throne anerkannten , fich aber 
auch Das Recht beilegten, tyrannifche Könige 
abzufegen *%), — Tharfachlich übten die Reichs⸗ 


*) Es ſteht franzſiſch (in 20 Artikeln) im corps uni- 
versel diplomatique de8 Dumont, im Suppl. ı. 
(von Rousset) Part. ı. p. 37. und fateinifd (in 
22 Artjfeln) inSchwaufsii corp. juris gentium 
acad. T. 1. p. 4. sgg. 

**) Diefe dentwärdige und ausführliche Urkunde, mit ber 
namentlihen Aufführung der Unterzeichnenden aus der 
Geiſtlichkeit, dem Adel, und dem Baͤrgerſtande, ficht 
franzöſiſch bein Dumont, corps univ., Tom. 6. 
Part. 1. p. 202 sqy. und gleichfalls franzöfifch beim 
Schmaufs, T. 2. p. 2290. 

“or, Das Manifeft fagt: „Quond les sujets sont traites 
tyıanniquement par leurs Souversins, il est en 
leur pauvoir de leur Ser la couronne, — Yug 
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fände Portugals, nad) ber Anerkennung bes Haufes 
. Braganza auf dem Throne, ein halbes Jahrhundert 
hindurch große Vorrechte aus; denn fie hatten weſent⸗ 
lihen Antheil an den innern Regierungsgefchäften, 
fo wie an Kriegserflärungen und Sriedensfchlüffen. — 
Allmaͤhlig fanf aber ihr-Einfluß fo, daß, befonders 
feit den Zeiten des Minifters Pombal, der König, 
ohne die Reichsftände zu berufen, die unbefchränfte 
Gemalt in Hinfihe auf Gefeggebung und Verwal⸗ 
tung, fo wie in Hinfiche der aͤußern Staatsverhälte 
niffe übte; nur daß er die Steuern, ohne Einwilligung 
der Stände, nicht erhöhen durfte. Die legten 
Keichstage waren, der Thronfolge wegen, in den 
Jahren 1679 und 1697 gehalten worden. Dem 
Namen nad) beftand zwar fpäter no ein Rath der 
- drei Stände (junta dos tres estados); aflein nicht 
bie Cortes, fpndern der König ernannte deſſen Mits 
glieder. 


10 
Sortfegung 
b) Die Verfaffung vom 23. Sept. 1822. 


Bei der genauen Verbindung Portugals mit 
Großbritannien wirfte der Sturm der franzöfifchen 
Mevolution in dem erften Zeitabfehnitte weniger nach⸗ 
theilig auf Portugal, als auf andere Staaten; allein 
feit dem Jahre 1807 , wo Napoleons Plane auf die 
pyrenäifhe Halbinfel fi) richteten, erlitt auch Por⸗ 


. haben die Reichsſtaͤnde wirklich den Sanetius 2, Phi⸗ 
lipp 4 und Alphons 6 (den erfien mit Zuziehung bes 
Mapftes) abgeſetzt. 
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ienheit des Königs eine Regentfchaft von 5 
rfonen. Der König aber, der, bei der entſtan⸗ 
en Gährung in DBrafilien, dafelbft ſich genöthige 
eben hatte, die Fünftige Verfaffung Portugals auch 
Brafilien anzuerfennen, fchiffte fich (26. Apr. 
21) nad) Portugal ein, und leiftete (4. ul.) den 
) in der Verſammlung der Cortes auf die neue 
erfaffung, Die am 23. Sept. 1822 beendigt, 
>» am 1. Det. ‚feierlich vom Könige angenommen 
rd. Sie glich in den weſentlichſten Beſtimmungen 
ſpaniſchen, ſtellte, wie dieſe, nur Eine Kammer 
Cortes auf, und befchräntte die koͤnigliche 
acht fehr bedeutend, weil fie von dem Grundfage 
e Volfsfouverainetät ausging, und den 
rtes die gefeggebende Gewalt ausfchließend 
legte. 
. Allein, während bie franzoͤſiſchen Heere im Fruͤh⸗ 
ve 1823 über Spanien fid) verbreiteten, um bie 
rfaffung der fpanifchen Cortes aufzulöfen, ward 
a dem zweiten Sohne bes Königs, dem Infanten 
ichael, unter Mitwirfung feiner. Mutter, der Koͤ⸗ 
in, einer Schwefter Ferdinands 7 von Spanien, 
‚neue portwgiefifche Berfaffung (3. un.) 
tzlich, und noch früher, als die fpanifche, aufgee 
ben. Der König beftätigte (5. Sun.) diefe Aufe 
yung .derfelben, und befchloß (18. Jun.), daß eine 
ınta von 1% Perfonen zufammentreten follte, um 
ı Entwurf zu einer neuen Charte als 
‚undgefeß des Reiches, unter dem Vorſitze des 
inifters Grafen von Palmela, zu verfertigen. 
Wenn die vormaligen Cortes Portugals aus 
er Ständen, der Geiftlichfeie (Erzbifchöffen und 
ifhoffen), dem hohen Adel, und den Deputiren 
: Städte, mit Einfluß des niebern Adels, bes 


634 Pofitives öffentliches Staatsrecht. 
ſtanden hatten; fo waren zu ber neuen Eortesverfamm- 


lung Abgeordnete aus allen Klaffen ver Staatsbür« 
ger berufen worden. Die neue, von ihnen gegebene, 


Verfaſſung ®) beftand aus 229 Artifeln, in 6 


Titel getheile, und ward von 136 anweſenden Cortes 
unterzeichnet. 

Der erfte Titel handelte von den Rechten unb 
Pflihten der Portugiefen; der zweite von ber por« 
eugiefiihen Nation, ihrem tandgebiete, ihrer Reli» 
sion, Regierung und von der Dynaſtie; ber dritte 
von der gefeggebenden Gewalt, oder den Eortes; ber 
vierte von der vollziehenden Gewalt, ober dem 
Könige; der fünfte von der Geftaltung der Gerech⸗ 
tigfeitspflege, und der fechfte von der Verwaltung 
‚ und Regierung ber Provinzen (nad) den Municipali» 
täten, den Verwaltungsbehoͤrden, den Unterrichts» 
und Wohlthaͤtigkeitsanſtalten). Die wefentlichiten 
Beftimmungen dieſer, nad) einer halbjährigen Dauer 
wieder erlofchenen, Verfaſſung waren folgende: Alle 
Bürger haben den freien Gebrauch der perfönlichen 
Rechte und bes Eigenthums. Niemand kann anbers, 
als nad) einem richterlichen Urtheile verhaftet werben. 
Der Richter iſt verpflichter, den Grund ber Verhaf—⸗ 
tung fhriftlich anzugeben. Die Preßfreiheie wird 
verbürge; doc) find die Schriftfteller für ihre Schrifr 
ten verantwortlid. Die Cortes werden bafür ein 
befonderes Tribunal ernennen. Den Bifchäffen ſteht 
die Eenfur der Schriften zu, welche Religion und 
©ittenlehre betreffen. — Alle Bürger find vor dem 
Geſetze gleich; es finden weder in bürgerlichen noch in 
peinlihen Rechtsfaͤllen Worrechte ſtatt. Niemand 
kann ſeinem natuͤrlichen Richter entzogen werden. Es 


— —— 





*, Sie ſteht beim Dufau, T. 5. p. 148 
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kann Fein Specialgerichtshof errichter werben. Folter, 
Infamie, Staupbefen, Brandmarfung und Güter 
eonfifcation, find auf. immer abgefchafft. Alle Staats- 
buͤrger, ohne Unterfchieb, find zu allen Yemtern bee 
rechtigt; Tugend und Talent entfcheiden dabei. Ein 
jeder Bürger fann den Cortes oder der Regierung 
feine Petitionen und Befchwerben mittheilen, die un« 
terfucht werden follen. Das Geheimniß der Briefe 
iſt unverletzlich, und die Verwaltung ber Poften für 
jede Verlegung biefes Gefeßes ftreng verantwortlich. 
Die Eatholifhe Religion ift die Religion der Nation; 
doch koͤnnen Ausländer ihren befondern Religiong« 
eultus ausüben. ! | 
Die Nation beſteht aus allen Portugiefen beis- 
der Hauptfugeln. Die Souverainetätberupt 
auf der Nation; doch kann fie nicht anders, als 
Durch die gefegmäßig erwählten Kepräfentanten der⸗ 
felben ausgeübt werden. Die Nation. ift frei und 
unabhängig; fie kann nie das Eigenthum einer 
Derfon werden. Der Nation fteht das Recht zu, 
durch ihre gefeglicd) erwaͤhlten Repräfentanten Gefege 
zu geben. Die Regierung der Nation ift eine co n« 
ftieutionelie erblihe Monarchie, nah den 
Grundgefegen,, welche die Ausübung ber drei Ge⸗ 
walten beflimmen. Diefe Gewalten find die ge 
feggebende, vollziehende und richterliche. 
Die gefeggebende Gewalt beruht bei ven Eortes, 
doch in Abhängigfeit von der Sanction bes Königs. 
Die vollziehende Gewalt fteht dem Könige und 
feinen Miniftern zu, bie fie unter feiner Autorität 
üben. Die richterliche Gewalt beruht auf den 
Richtern. — Die regierende Dynaſtie ift die 
des HaufesBraganza, in der Perfon Johanns 6. 
Die portugiefifhe Nation wird durch ihre Cor 
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eine Dorlegung der Gründe bei, warum er die Sanc⸗ 
tion verweigert hat. Der König hat 30 Tage Zeit, 
um dieſes Vorrechts fich zu bedienen. Wenn er in, 
nerhalb derfelben feine Sanction weber ertheilt, noch 
verweigert hat; fo wird es fo angefehen, als ober 
fie gegeben hätte. Verweigert der König feine 
Sanction; fo darf dieſer Gegenftand in bemfelben 
Jahre nicht wieder in den Kortes verhandelt werden. 
Wird der nämliche Gefegesentwurf in den Eortes des 
folgenden Jahres von neuem vorgefchlagen und geneh⸗ 
migt; fo fann der König demfelben zum zweitenmale 
die Sanction verweigern. In diefem Fälle wird ber 
Gegenftand in demfelben Jahre nicht weiter verhan⸗ 
beit. Wird aber der nämliche Gefegesentwurf in den 
Cortes bes folgenden jahres zum drittenmale in Vor⸗ 
fhlag gebracht und genehmigt; fo verſtehtes fid 
von ſelbſt, daß der König feine Sanction 
ertheilt. Sollte vor Verlauf der 30 Tage, wäh« 
rend welcher Zeit der König feine Sanction zu ertheis 
len oder zu verweigern bat, der Tag eintreten, wo 
. bie Cortes ihre Sitzungen beendigen follen; fo wird 
der König diefelbe in den erften 8 Tagen der Sigun- 
gen der folgenden Cortes ertheilen oder verweigern. 
Verſtreicht auch diefe Frift, ohne daß er fie ertheilt; 
fo wird es fo angefehen, als ob er fie er 
theile Habe 
Bevor die Cortes auseinander gehen, ermählen 
fie aus ihrer Mitte eine „permanente Deputa 
tion der Cortes“, welche aus 7 Mitgliedern bes 
ſteht. Diefe Deputation foll auf die Beobachtung 
der Verfaflung und der Gefege fehen, und den naͤch⸗ 
ften Cortes Rechenſchaft von den Verlegungen able 
gen, welche fie wahrgenommen bat, und foll in ben, 
in der Berfaflung angegebenen, Fällen die auß eror⸗ 
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dentlichen Eortes berufen. Dies gefchieht bel Er 
ledigung ber Krone; wenn der König aus irgend einem 
Grunde die Regierung nicht führen kann, ober zu 
Bunften feines Machfolgers der Krone entfagen wills. 
und wenn der König unter bedenklichen Umſtaͤnden 
die Zufammenfunft derfelben bei. der permanenten 
Deputation der Cortes veranlaßt. — 

- Die Perfon des Königs ift heilig, unverleg- 
lich und unverantwortlid. Er hat ausſchließlich die 
Macht, die Gefege in Vollziehung bringen zu laflen, _ 
und alles, nach der Verfaſſung und den Gefegen, 
zu bewirfen, mas auf die Erhaltung der Ordnung im 
Innern und der Sicherheit nach außen ſich bezieht. 
Außerdem ſteht ihm zu: Die Decrete auszufertigen, 
die er zur Vollziehung ber Gefege für zuträglich haͤlt; 
Krieg zu erflären, oder Srieden zu ſchlie— 
fen und zu ratificiren, und dann den Cortes 
eine mit Documenten belegte Rechenfchaft darüber 
abzuftatten; auf Vorſchlag des Staatsrathes alle 
Biſchoͤffe und die Beamten bei allen Eivil- und Eris 
minalgerichten zu ernennen; alle Civil» und Militairs 
ftellen zu befegen; über die bewaffnete Macht zu ver⸗ 
fügen; die diplomatifchen und Handelsverhaͤltniſſe 
mit andern Mächten zu leiten, und Botſchafter, Ge⸗ 
fandte und Confuln zu ernennen; den Gefegen gemäß 
Verbrecher zu begnadigen; die Staatsminifter frei zu 
wählen, und den Eortes folhe Gefege und 
Verbefferungen vorzufhlagen, die er für 
das Wohl des Volkes zuträglich halt. — Die Bes 
fhränfungen der föniglihen Gewalt find: 
der König fann unter feinem Vorwande die Zu⸗ 
fammenfunft der Cortes zu der in ber Verfaſſung 
beftimmten Zeit hindern, fie weder fufpendiren, 
noch auflöfen; — er fann fi), ohne Einwilligung 

40 ® 
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der Eortes, nicht aus dem Königreiche entfernen, und 
thut er es, fo wird es angefehen, als ob er der Krone 
entſagt Habe; — er kann die Fönigliche Gewalt weder 
abtreten, nad) auf einen Andern übertragen; — er 
kann feine Provinz, Peine Stadt und DOrtfchaft ver- 
Außern, abtreten oder vertaufhen; er fann, ohne 
Einmifligung der Cortes, mit feiner fremden Macht 
ein Offenfiobünbniß , oder einen Handelsvertrag ab⸗ 
fchließen, oder Subfidien an eine auswärtige Macht 
bemwilligen, oder Domainen abtreten und veräußern; 
— er fann, ohne Befchluß der Cortes, feine Steuern 
ausfchreiben oder erheben, noch einem Einzelnen ober 
einer Corporation ein ausfchließlihes Privilegium 
ertheilen. — Der König wird, bevor er eine Ehes 
verbindung ſchließt, folches den Cortes anzeigen, um 
ihre Einwilligung dazu zu erhalten. Thut er. dies 
nicht; fo foll es angefehen werden, als ob er der Krone 
entfage. 
| Das Koͤnigreich beider Spanien ift untheilbar, 

Die Thronfolge geht, nad) der Erfigeburt und Erbe 
folge, auf die legitimen männlichen und weiblichen 
Defcendenten über. Im Fall ein Weib zur Regierung 
gelangt, erhält ihr Gemahl feine Gewalt, noch irgend 
einen Antheil an der Verwaltung. — Die Cor 
tesfönnenalle und jedevon der Thronfolge 
ausſchließen, die nicht faͤhig ſind zu regieren, 
oder Acte begangen haben, wodurch ſie ſich der Krone 
unwuͤrdig gemacht. Der Koͤnig wird mit 18 Jahren 
volljaͤhrig. Die Cortes ſetzen, beim Anfange jeder 
Regierung, für den Hofhalt des Königs cine Jahres: 
fumme aus, welche der hohen Würde feiner Perfon 
entfpriht. Eben fo beftimmen fie die Summen für 
den Unterhalt der Prinzen und Prinzeffinnen, und 
die Penfion für die verwittwete Königin. 





x - 


Poſitlves öffentliches Staatsrecht. 629 


Es beſtehen 7 Minifter. Sie find den Ton 
tes verantwortlich, ohne daß fie zu ihrer Rechts 
fertigung den Befehl des Königs vorſchuͤtzen fönnen, 
— Der Staatsrath enthält 40 Mitglieder, Sie 
werben ‚auf Vorfchlag der Cortes, von dem Könige 
. ernannt. Der Staatsrath iſt der alleinige Rarhgeber 
des Königs, der ihn befonders wegen zu ertheilender 
ober zu verweigernder Sanction der Geſetze, wegen 
Kriegserflärungen und Abflug von Verträgen hören 
wird. j . * nt . j 21 
So lange, His nicht bie Verfaſſung 8 Jahr« 
. Iang:in allen ihren Theilen in Wirkſamkeit geweſen 
aiiſt, darf feine Abänderung, fein Zuſatz, feine Um⸗ 
wandlung irgend eines Artikels derfelben In Wors 
ſchlag gebracht werden. Ein folder: Vorſchlag muß 
ſchriftlich geſchehen, und wenigſtens von MDepu⸗ 
tirten unterzeichnet ſeyn. Die vorgeſchlagene Reform, 
nachdem bei ihrer Diſcuſſion derſelbe Gang feſtgehal⸗ 
ten worden iſt, der für die Abfaffung der Geſetze vor⸗ 
ſchriftlich befteht, kann nur durch Einwilligung von $ 
der» Deputirten conftitutionelles Gefeg werden. 


118. | 
42) Königreih Portugal. 


a) Die ältere fländifche Verfaſſung. 


Das Königreich Portugal hatte in älterer 
Zeit nur zwei Neihsgrundgefege: 

4) das auf dem Neichstage zu Lamego im 
Sabre 1143 von dem erften Könige Portugals Als 
phons (Heinrich) 1 mit feinen verfammelten 
Ständen abgefchloffene Grundgefeg in 22 Arti⸗ 
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keln *), in welchem hie Selbftftänbigkeie und Unab⸗ 
haͤngigkeit Portugals ausgefprochen, die Erbfolge 
der Krone „: und vieles über den Adelftanb und das 

Gerichtsweſen feftgefegt ward. Mac) diefem Grund- 
gefege war. der Thron erblich in abfleigender männ- 
licher Linie; auch konnte ber Bruder des Königs den 
Thron erben, doch blos für feine Perſon; der Sohn 
des Bruders mußte bie Zuftimmung der Stände bei 
feiner Thronfolge erhalten. Eine Prinzeffin » Tochter 
war zwar erbfähig; fie verlor aber ihr Erbrecht durch 
Vermaͤhlung mit einem Ausländer. 

2) das Manifeft Der Reihsftände Por 
tugals (aus Geiftlihfeit, Adel und Bürger 
ſtand beftehend) vom 28. Jan. 1641 **), worin 
fie, nad). ver Losreißung Portugals von Spanien 
durch die Revolution vom 1. Des. 1640, das Haus 
Braganza, mit der Thronbefteigung Johanns 4, 
auf dem portugiefifhen Throne anerkannten, ſich aber 
auch das Mech beilegten, tyrannifhe Könige 
abzufegen *o), — Tharfachlich übten die Reichs⸗ 





°) Es fieht franzöoͤſiſch (in 20 Artikeln) im corps uni- 
versel diplomatique des Dumont, im Supp). ı. 
(von Rousset) Part. ı. p. 37. und lateiniſch (in 
22 Artjkeln) inSchwaufsii corp. juris gentium 
aced. T. 1. p. 4 90. 

**) Diefe dentwärdige und ausführliche Urkunde, mit der 
namentliden Aufführung der Untergeichnenden aus der 
Geiſtlichkeit, dem Adel, und dem Baͤrgerſtande, ficht 
franzöͤſiſch rim Dumont, corps univ., Tom. 6, 
Part. 1. p. 202 sqy. und gleichfalls franzoͤſiſch beim 
Schmaufs, T. s. p. 2290. 

0) Das Manifeft fagt: „Quand les sujets sont traites 
tyıanniquement par leurs Souverains, il est en 
leur ponvoir de leur or la courunne, — Yu 
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ſtaͤnde Portugals, nach der Anerkennung des Hauſes 
Braganza auf dem Throne, ein halbes Jahrhundert 
hindurch große Vorrechte aus; denn ſie hatten weſent⸗ 
lichen Antheil an den innern Regierungsgeſchaͤften, 
ſo wie an Kriegserklaͤrungen und Friedensſchluͤſſen. — 
Allmaͤhlig ſank aber ihr Einfluß fo, daß, beſonders 
ſeit den Zeiten des Miniſters Pombal, der Koͤnig, 
ohne die Reichsſtaͤnde zu berufen, die unbefchränfte 
Gewalt in Hinfiht auf Gefeggebung und Verwal» 
fung, fo wie in Hinficht der Außern Staatsverhält 
niffe übte; nur daß er die Steuern, ohne Einwilligung 
Der Stände, nicht erhöhen durfte. Die legten 
Reichstage waren, der Thronfolge wegen, in den 
Jahren 1679 und 1697 gehalten worden. Dem 
Namen nad) beftand zwar fpäter noch ein Rath der 
drei Stände (junta dos tres estados); aflein nicht 
die Cortes, fpndern der König ernannte deffen Mit 
glieder. 


119. 


gortfegung 
b) Die Verfaffung vom 23. Sept. 1822. 


Bei der genauen Verbindung Portugals mit 
Großbritannien wirfte der Sturm ber franzöfifchen 
Revolution in dem erften Zeitabfchnitte weniger nad)» 
theilig auf Portugal, als auf andere Staaten; allein 
feit dem Fahre 1807 , wo Napoleons Plane auf bie 
pyrenaͤiſche Halbinfel fich richteten, erlitt auch Por- 


‚haben die Neihsttände wirklich den Sanctius 2, Phi⸗ 
lipp 4 und Alphons 6 (den erften mit Zuziehung bes 
Mapftes) abgeſetht. 
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tugal mächtige innere Erſchuͤtterungen *). Bevor 
das franzöfifhe Heer unter Junot Liffabon erreichte, 
ſchiffte fich) der Prinz Regent Johann mit feiner Mut- 
. ter, mit feinen Schägen und vielen Großen des Reis 
‚Ges, auf brittifhen Schiffen (29. Nov. 1807) nad) 
Brafilien ein, und ſchien felbft, nach) Mapoleons 
Sturze, nicht geneigt, diefes Sand zu verlaflen, das 
er (16. Dec. 1815) zum Königreiche erhob. Nach 
dem Tode feiner Mutter (20. März 1816) nahm er, 
mit der Königsmwürde, den Namen Johann 6 an, 
In Portugal leitete der brittifche Marfchall Beres 
ford die Staatsangelegenheiten, ber eine gegen 
die brittiſche Uebermacht beabfidhtigte Verſchwoͤrung 
(1817) mit blutiger Strenge ahndete. — Als aber 
die Vorgaͤnge in Spanien ſeit dem 1. Jan. 1820 
auch auf Portugal nicht ohne Ruͤckwirkung blieben, 
ſchiffte Beresford (4. Apr. 1820) nach Braſilien ſich 
ein. Der am 24. Aug. 1810 zu Oporto fuͤr die 
Annahme einer neuen Verfaſſung erfolgte Auf: 
ftand eines portugicefifchen Heerestheileg, führte, bei 
deſſen Vordringen gegen Liſſabon, zu einer völligen 

politifchen Veränderung, als die Hauptftade des Kei- 

ches fich gleichfalls für eine neue Verfaffung erflärte, 
| Die fpanifhe Verfaffung vom 19. Mär; 
1812 follte die Örundlage der portugiefi 
fhen feyn; doc) mit den für Portugal nöthigen 
Mopdificatlonen. Diefe neue, -nody nicht verfertigte, 
. Berfaffung ward bereits am 15. Sept. 1820 zu Liſſa⸗ 
bon befchworen. Die einftweilige Regentfchaft rief 
die Cortes Portugals zufammen,, und diefe Cor» 
tes ernannten (27. San. 1821) für die Zeit der Ab- 


— 








*) Veral. dle Darftellung dieſer Ereigniſſe im dritten 
Theile der Staatswiſſenſchaften, S. 398 ff. und 468 ff. 
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heit des Königs eine Regentſchaft von 5 
nen. Der König aber, ber, bei ber entftan- 
‚Gährung in Brafilien, dafelbft ſich genöthige 
en hatte, die Fünftige. Verfaffung Portugals auch 
Brafilien anzuerkennen, fhiffte fih (26. Apr. 
) nad) Portugal ein, und leiftete (4. Sul.) den 
in der Verfammlung der Eortes auf die neue 
faffung, die am 23. Sept. 1822 beenbigt, 
am 1. Det. feierlid vom Könige. angenommen 
. Sie glich in den weſentlichſten Beſtimmungen 
yanifchen, ſtellte, wie dieſe, nur Eine Kammer 
ortes auf, und befchräntte die föniglidhe 
he ſehr bedeutend, weil fie von dem Grundfage 
Volfsfouverainerät ausging, und den 
8 die gefeggebende Gewalt ausfchließend 
te. 
Allein, waͤhrend die franzoͤſiſchen Heere i im Fruͤh⸗ 
1823 uͤber Spanien ſich verbreiteten, um die 
aſſung der ſpaniſchen Cortes aufzuloͤſen, ward 
dem zweiten Sohne des Koͤnigs, dem Infanten 
ael, unter Mitwirkung feiner. Mutter ‚ der Kö- 
I, einer Schweſter Ferdinands 7 von Spanien, 
eueportwgiefifhe Werfaffung (3. un.) 
ih, und noch früher., als die fpanifche, aufges 
1. Der König beftätigte (5. un.) bieſe Auf⸗ 
ng derſelben, und beſchloß (18. Jun.), daß eine 
‘a von 14 Derfonen zufammentreten follte, um 
Entwurf zu einer neuen Charte als 
ndgefeß des Meiches, unter dem Vorſitze des 
ifters Grafen von Palmela, zu verfertigen. 
Wenn die vormaligen Cortes Portugals aus 
Ständen, der Geiftlichfeie ( Erzbifhöffen und 
höffen), dem hohen Adel, und den Deputiren 
Städte, mit Einfluß des niedern Adels, be 


% 
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fanden hatten; fo waren zu ber neuen Cortesverfamm- 
lung Abgeordnete aus allen Klaffen der Staatsbuͤr⸗ 
ger berufen worden. Die neue, von ihnen gegebene, 
VWVerfaſſung %) befland aus 229 Artikeln, in 6 
Titel getheilt, und ward von 136 anweſenden Cortes 
unterzeichnet. 

Ddreer erſte Titel handelte von den Rechten und 
Pflichten der Portugiefen; der zweite von ber por» 
tugiefiihen Nation, ihrem Sandgebiete, ihrer Reli 
gion, Regierung und von ber Dynaftie; ber dritte 
von der gefeßgebenden Gewalt, oder den Eortes; ber 
vierte von ber vollzsiehenden Gewalt, ober dem 
Könige; ber fünfte von der Geftaltung der Gerech⸗ 
tigkeitspflege, und der fechfte von der Verwaltung 
‚ und Regierung der Provinzen (nad) den Muniecipalis 
töten, ben Verwaltungsbehoͤrden, ben Unterrichts 
und Wohlthaͤtigkeitsanſtalten). Die wefentlichften 
Beftimmungen diefer , nad) einer halbjährigen Dauer 
wieder erlofchenen , Verfaſſung waren folgende: Ale 
Bürger haben den freien Gebrauch der perfönlichen 
Mechte und des Eigenthums. Niemand fann anders, 
als nad) einem richterlichen Urtheile verhaftet werben. 
Der Richter iſt verpflichter, den Grund der Verhaf—⸗ 
tung fohriftlih anzugeben. Die Preßfreiheie wird 
verbürge; doch find die Schriftfteller für ihre Schrif 
ten verantwortlihd, Die Eortes werden dafuͤr ein 
befonderes Tribunal ernennen. Den Bifchäffen fteht 
die Genfur ber Schriften zu, welche Religion und 
Sittenlehre betreffen. — Alle Bürger find vor dem 
Gefege gleich; es finden weder in bürgerlichen nod) in 
peinlihen Rechtsfällen MWorrechte flat. Niemand 
kann feinem natürlichen Richter entzogen werben. Es 


— —— 





*) Sie ſteht beim Dufau, T. 5. p. 148 
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kann fein Specialgerichtshof errichtet werben. Folter, 
Infamie, Staupbefen, Brandmarfung und Guͤter⸗ 
confifeation, find auf.immer abgefchafft. Alle Staats- 
bürger,, ohne Unterſchied, find zu allen Aemtern be⸗ 
rechtigt; Tugend und Talent entfcheiden dabei. Ein 
jeder Bürger kann ben Cortes oder der Regierung 
feine Petitionen und Befchwerden mittheilen, die un⸗ 
terfucht werden follen. Das Geheimniß ber “Briefe 
iſt unverleglich, und die Verwaltung ber Poften für 
jede Verlegung dieſes Gefeges ſtreng verantwortlih, 
Die Patholifche Religion ift die Religion der Nation; 
doch können Ausländer ihren befondern Religiong« 
eultus ausüben. Ä | 
Die Nation beſteht aus allen Portugiefen beis 
der Hauptfugeln. Die Souverainetätberupe 
auf der Nation; doch fann fie nicht anders, als 
durch die gefegmäßig erwählten Repräfentanten der⸗ 
felben ausgeübt werden. Die Nation ift frei und 
unabhängig; fie fann nie dag Eigenthum einer 
Perſon werden. Der Nation fteht das Recht zu, 
Durch ihre gefeglich ermählten Nepräfentanten Gefege 
zu geben. Die Megierung ber Nation ift eine co n« 
ftitutionelle erblihe Monarchie, nad) den 
Grundgefegen, welche die Ausübung ber brei Ges 
walten beftimmen. Diefe Gewalten find die ge= 
feggebende, vollziehende und richterliche. 
Die gefeggebende Gewalt beruht bei den Eortes, 
doch in Abhängigfeie von der Sanction bes Königs, 
Die vollziehende Gewalt fteht dem Könige und 
feinen Miniftern zu, die fie unter feiner Autoritäe 
üben. Die richterliche Gewalt beruht auf den 
Richtern. — Die regierende Dynaftie ift die 
des Haufes Braganza, in der Perfon Johanns 6. 
Die portugiefifche Nation wird durch ihre Cor: 
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tes repraͤſentirt; d. h. durch bie Vereinigung ber 
von ihr gewaͤhlten Abgeordneten, mit Beruͤckſichti⸗ 
gung der Geſammtbevoͤlkerung der portugieſiſchen 
Sander. Die Zufammenfunft der Cortes ift jährlid 
zu Liſſabon. Ihre Sigungen find öffentlich. Der 
König kann nur bei der Eröffnung und bei dem 
Schluſſe der Sigungen der Cortes gegenivärtig ſeyn. 
Die Minifter fönnen, von ihm beauftragt‘, in biefen 
Sigungen erfcheinen, dürfen ‘aber nicht der Abſtim⸗ 
mung ‚beimohnen. Die Cortes find in Hinficht ihrer 
geänßerten ‚Meinungen unverantwortlid und perfön- 
lid) unverleglih, außer im Falle, daß fie. auf einem 
- Verbrechen ergriffen würden. Die Cortes haben das 
Recht, Gefese zu geben, zu erflären und abzufchaffen. 
Sie fegen jährlid) die Ausgaben und Steuern feft, 
und prüfen die Rechnungen der legten Jahre. Ihnen 
find die Minifter und übrigen Staatsbeamten ver 
antwortlih u. ſ. w. Dem Könige fteht (wie in der 
fpanifchen Verfaflung ) in Hinfiht der Sanction der 
von den Cortes gegebenen Gefege fein abſolutes, fon- 
dern nur ein fufpenfives Veto zu. Der König fann 
die Cortes weder vertagen, noch auflöfen. Sie fön- 
nen Veränderungen in der Verfaſſung vornehmen; 
Doch erft A Jahre nad) deren Verfündigung. Zur 
Annahme diefer Veränderungen gehört eine Stim 
menmehrheit von 3 der anmefenden Cortes. — In 
der Hauptſtadt bleibt eine permanente Commif. 
fion der Cortes, welche aus 7 aus ihrer Mitte 
erwählten Mitgliedern befteht, und die außer 
ordentlichen Cortes zu berufen berechtigt if. — 
Die Steuern und ihre VBertheilungsart wird durd) ein 
Gefeg der Cortes beſtimmt. Es Fann fein Indivi⸗ 
duum und feine Körperfchaft davon befreic feyn. — 
Die Sande und Seemacht foll im Verhaͤltniſſe zur 
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Bevölkerung des Könlgreiches flehen. Der Soldat 
. it Bürger und foll alle Bürgerrechte genießen. Die 
Staatsſchuld wird garantirt. 
Die Autorität des Königs geht von der Na⸗ 
‚tion aus; fie ift untheilbar und unveräußerlid), Seine 
Gewalt befteht im Allgemeinen darin: die Gefege 
vollziehen zu laſſen, die deshalb noͤthigen Decrete zu 
geben, und, nad) ber Verfaſſung, über alles zu 
wachen, was auf die innere und äußere Sicherheit des 
Staates ſich bezieht. Der König kann feine Minifter 
frei ernennen und entlaffen; auf den Vorfchlag bes 
Staatsraths die Bifchöffe und die Magiftratsper« 
fonen , überhaupt zu allen Civil» und Militairftellen 
ernennen, die nicht durch Wahlen befeßt werden ; nach 
Anhörung des Staatsraths die Gefandten und diplos 
matifchen Agenten ernennen; bie diplomatifchen und 
Sandelsverhältniffe mit dem Auslande leiten; den - 
Gefegen gemäß begnadigen; Krieg erflären und Frie⸗ 
den fchließen , doch muß er den Cortes Rechenſchaft 
von ben Gründen ablegen, bie ihn dazu beftimme 
Haben; er Fann Offenſiv⸗, Defenfiv-, Subfidien- 
und Hanbelsverträge ſchließen, allein mit Genehmi⸗ 
gung der Cortes. — Die Minifter find verant» 
wortlich. Es befteht ein Staatsrath aus 13 
Derfonen, welche dem Könige die Verzeichniffe zu 
den zu befegenden Aemtern vorlegen, und ihn in allen 
wichtigen Regierungsangelegenbeiten, befondern bei der 
Verweigerung der Sanction der Gefeße, bei Kriegs- 
erflärungen,, bei Sriedensfchlüffen und bei der Unter- 
handlung von Verträgen berathen. Alle Staats- 
raͤthe find verantwortlich für die Rathſchlaͤge, welche 
fie dem Könige thun, und welche gegen bie Gefege 
befunden werden. 
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120. 
43) Braſilien. 
a) Geſchichtliche Einleitung. - 


Brafilien gemann feit der Zeit, daß ber Priny 
Regent von Portugal (1808) den einftweiligen Re 
gierungsfig nath Rio Janeiro verlegte, an Wohl 
fand, Reichthum und Bevölkerung, fo wie an be 
deutend ermweiterten- Handelsverbindungen. Zugleich 
wurden aber auch die politifchen Grundfäge, welche 
während diefer Zeit abmwechfelnd in Europa herrfchten, 
in Brafilien befannter und verbreiteter, und ‘Bra 
filien fühlte, ſeitdem es von dem Regenten (1815) 
zum felbftftändigen Königreiche erhoben worden 
und-aus den frühern druͤckenden Kolonialverhaͤltniſſen 
bervorgetreten war, fein geftiegenes politifches Ges 
wicht. Doc) zeigte fich die erfte bebeutende politifche 
Bewegung nicht. früher, als nahdem die (1820) 
in Portugal zufammengetretenen außerorbentlidyen 
Eortes die Entwerfung einer neuen, auch für Bra 
. filien geltenden, Verfaſſung ausgefprochen hat- 
ten. De erklärten fi) im Yan. und Februar 1821 
die brafilianifhen Provinzen Para und Bahia, 
und im März aud) Pernambuco für die DVerfafs 

fung Porfugals, und bildeten einftweilige unten 
in ihrer Mitte. Die Inſel Madeira folgte dieſem 
Beifpiele. Schon hatte der König Johann 6, ber 
nachrichtigt von den Vorgängen in Para und Bahia, 
(18. Febr. 1821) befohlen, daß Abgeordnete aller 
Provinzen Brafiliens, fo wie von den Azoren und Ma- 
beira, zu Rio Saneiro fi) verfammeln follten, um 
zu berathſchlagen über Abänderungen und Werbeffe- 
rungen in der Verfaffung der portugiefifchen Cortes, 
nad) den örtlichen Werhältniffen und Bedürfniffen 
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ıfiliens , als (26. Febr.) die Garnifon von Rio 
eiro den Beitritt des Königs zur portu⸗ 
ſiſchen Verfaſſung verlangte, welchen fogleich 
. Sebr.) der Kronprinz Don Pedro verſprach 
befhwor,, und (28. Zebr.) der König in einem 
rete beftätigte. | 
‚Bald darauf (7. März 1821) machte der König 
h ein Decret feine bevorftehende Ruͤckkehr nach 
‚bon befannt, worauf er (21. Apr.) den Kronprin« 
zum Prinz. Regenten und zu feinem Stell« 
treter mit den ausgebehnteften Vollmachten in 
aſilien zuruͤckließ, und (26. Apr.) nad) Portugal 
einſchiffte. 

War ſchon am 21. Apr. 1821 bei der militai⸗ 
en Aufloͤſung einer auf der Boͤrſe zu Rio Janeiro 
ltenen Waplverfammlung Blut gefloffen; fo 
te fi), nad) der Abreife des Königs, das Strea 

der Brafilianer immer ftärfer, von Portugal ' 
zu trennen und zur völligen Selbftftändig«- 
te und Unabhängigkeit von Europa zu 
ngen, obgleich die portugiefifchen Cortes, in vielen 
einen Beftimmungen ihrer Verfaflung , durchge» 
8 auf Brafilien Rücficht genommen hatten. Der 
nz » Regent mußte dem Verlangen des Senats 

Brafilien nachgeben, indem er teils hundert 
puticte aus den einzelnen Provinzen 
afiliens zur Entwerfung einer befondern 
faffung für diefes Reich berief, theils verſprach, 
t nad) Europa zurüdzufehren, fondern in Bra⸗ 
n zu regieren, und ben Titel: DBefchüger und 
thbeidiger des Königreihes Brafilien annahm. 
rauf fprahhen (1. Aug. 1822) die verfammelten 
tlifhen Cortes die Trennung Brafiliens 
ı Portugal aus, und ernannten (12. Det.) den 
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Prinz⸗Regenten zum conſtitutionellen Kaiſer 
von Braſilien. Der Prinz nahm dieſen Titel, 
zugleich mit dem eines immerwaͤhrenden Be 
ſchützers von Brafilien an, und erließ eine Er⸗ 
flärung über die dem neuen Kaiferreiche zu gebende 
Verfaffung, „durch welche eben fo dem Defpotismus, 
wie der Demofratie vorgebeugt werden ſolle.“ Dem: 
ungeachtet ward im jahre 1823 in Europa ein von 
den brafilifchen Cortes verfertigter VBerfaffungs- 
entwurf®) befannt, der, ob. er gleich bie Regen 
tengewalt ſehr bedeutend befchränfte, dennoch für den 
Augenblid die Zuftimmung des Regenten erhielt. 

Ob nun gleich der Regent bald darauf (12. Nov. 
1823) den conſtitutionellen Congreß aufloͤſen und die 
wegen ihrer Anhaͤnglichkeit an demokratiſche Grund⸗ 
ſaͤtze bekannten Mitglieder deſſelben verhaften ließ; ſo 
erließ er doc) bereits am 16. Nov. eine Erflärung; 
worin er den Braſilianern eine eigne Verfaflung ver 
ſprach, welche, nad) ihren Grunbbeftimmungen, von 
ihm am 11. Dec. 1823 befannt gemacht ward. 


121. 
Sortfegung 
b) Verfaflung vom 11. Dec. 1823 *), 


Der weſentliche Inhalt dee 179 Artifel ber 
neuen Verfaffung Brafiliens vom 11. Dec, 1823 ift 


*) Bol. darüber Allg. Zeit. 1823, St. 336. — und 
Hamb. Eorrefp. 1823, St. 188, fo wie das pas 
lit. Journal 1823, Nov. ©. 1043. 

**) Sie ift noch nirgends in extenso erfhienen ; allein ihr 

wefentliher Inhalte ward in Öffentlihen Blättern 

(4. B. im Hamb. Correfp. 1824, St. 42 u. 43, 

und Allg. Zeit. 1824. Beil. N. 48.) mitgetheilt. 
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folgender: Das Kaiferreih Braſilien iſt der politiſche 
Verein aller braſiliſchen Buͤrger. Sie bilden eine 
freie Nation, die kein Band einer Union oder Foͤde⸗ 
ration verſtattet, das dem Grundſatze der Unabhaͤn⸗ 
gigkeit entgegen iſt. Die Regierungsform iſt eine 
erbliche, conſtitutionelle und repraͤſenta— 
tive Monarchie. Die regierende Dynaſtie iſt die 
des Don Pedro, Kaifers und beftändigen Vertheidi⸗ 
.gers von Brafilin. Die . Staatsreligion ift die 
roͤmiſch⸗katholiſche. Die Ausübung andrer Religio⸗ 
nen ift erlaubt, doch ohne aͤußeres Gepränge. "Die 
Theilung und Uebereinftimmung der politifchen Ge⸗ 
walten iſt das erhaltende Princip der Bürgerrechte, 
und Das ficherfte Mittel, die wahrhaften, von der 
Berfaflung angebotenen, Bürgfchaften zu leiften. Es 
werben durch die Verfaflung vier politifhe Ge 
walten anerkannt: die gefeggebende, die lets 
tende, die vollziehende und die richterliche. 
Die Repräfentanten der brafilifchen Nation find: der 
Kaifer und die Generalverfammlung — 
Alle Gewalten im brafilifhen Kaiferreihe gehen 
von der Nation aus. Die gefeggebende 
Gewalt ift, mit Sanction des Kaifers, ber 
Generalverfammlung übertragen . Die 
©eneralverfammlung befteht aus zwei. Kammern: 
bie der Deputirten, und die dee Senatoren, 
Der: Generalverfammlung ftehen folgende Befugniffe 
zu: 1) den Eid des Kaifers, des Kronpringen , des 
Megenten oder der Megentfchaft entgegen zu nehmen; 
2) den Regenten, oder die Regentfchaft zu erwählen, 
und die Grenzen ihrer Machtbefugniffe zu beftimmen;. 
3) den Kronprinzen als Thronerben in der erften 
Sitzung nad) feiner Geburt anzuerfennen; 4) den 
Vormund eines minderjährigen Kaiſers in dem Falle 
IV. 41 
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zu ernennen, wenn ihm der Vater durch Teſtament 
keinen beſtellt haben ſollte; 5) die Zweifel zu loͤſen, 
Die in Betreff der Thronfolge ſich erheben koͤnnten; 6) 
nach dem Tode des Kaifers , und während der Erledi- 
gung des Thrones, eine Unterfuchung über die vor- 
hergehende Verwaltung anzuordnen, und die Miße 
brauche abzuftellen , die ſich eingefchlichen haben duͤrf⸗ 
ten; 7) im Falle des Ausfterbens der regierenden 
Dynaftie eine neue zu wählen; 8) Gefege zu ge 
ben, auszulegen und zu fufpendiren; 9) 
über bie Werfaflung und das Staatsinterefle zu 
wachen; 10) alle Jahre die öffentlichen 
Abgaben zu beftimmen und die directe 
Steuer feflzufegen; 11) die ordentliche und 
außerordentlihe Sand» und Seemacht jährlicd nad 
dem Berichte der Regierung zu beftimmen; 12) frems 
den Truppen den Eingang in das Gebiet und die 
Häfen des Sceiches zu verfagen, ober zu geftatten; 
43) die Negierung zu ermaͤchtigen, Anleihen zu 
machen; 14) die Mittel zur Abzablung der Staats 
ſchuld zu beftimmen; 15) die Verwaltung der Natio⸗ 
naldomainen anzuordnen und deren Veräußerung zu 
verfügen; 16) üffentlihe Aemter zu errichten oder 
abzufhaffen, und für die Befoldung der errichteten 
Stellen zu forgen; 17) Schrot und Korn der Mün- 
zen, Maas und Gewicht zu beftimmen. Jede £Legis 
latur währe 4 Jahre, und jede Sitzung 4 Monate. — 
Die Kammer der Abgeordneten ift wählbar 
- and femporair. Sie hat. die Initiative in Betreff 
der Steuern, ber Refrutenaushebung und der Wahl 
ber Dpnaftie im Falle des Erloͤſchens. Sie becretirt, 
wenn die Minifter in Anflageftand gefegt werden fol 
len. Der. Senat befteht aus Mitgliedern , bie auf 
Lebenszeit erwäple werben. Jede Provinz hat halb fo 
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viel Senatoren zu wählen, als die Zahl Ihrer Deputir⸗ 
ten beträgt, wenn die Zahl gerade ift; im entgegenge- 
festen Falle aber die Hälfte weniger einen ; fo daß eine 
Provinz, die 11 Deputirte ſendet, nur 5 Senatoren 
ernennt. Hat eine Provinz nur einen Deputirten; 
fo wähle fie auch einen Senator, Die Wahlen finden 
auf diefelbe Weife ftatt, wie für die Deputirten; nur 
wählt fie der Kaifer nad) einer dreifachen, ihm 
vorgelegten, Lifte. Um für die Kammer der Depu- 
tirten wählbar zu feyn, muß man ein jährliches Ein- 
fommen von 2500 Fr. (400 Milroas) haben, — 
Die leitende Gewalt des Kaifers beftehe 
Darin, bie Senatoren zu ernennen, die Gefege zu 
genehmigen, die Öeneralverfammlung aufzulöfen , die 
Minifter zu ernennen, obrigfeitliche Perfonen und 
gerichtliche Verfolgungen zu fufpendiren,, zu begnadi⸗ 
gen und Amneftie za bewilligen. — Die Minifier 
fönnen, wenn fie Mitglieder der Kammer find, an 
der. Berathung, nicht an der Abftimmung Theil neh⸗ 
men. Sie find verantwortlich für Hochverrarh 

Beſtechung, Aufwiegelung, Erpreflung, Mißbrauch 
der Gewalt, Nichtbeachtung der Gefege, Handlungen 
gegen Freiheit, Sicherheit und Eigenthum der Bür« 
ger, und Verfchleuderung des Staatsvermoͤgens. — 
Unter den anerkannten bürgerlichen Rechten ift auch 
die Publication von Schriften ohne vorgängige Cen⸗ 
fur ; doch mit Verantwortlichkeit für die dadurch ver. 
legten Rechte. 


122. " 
44) Die (vormaligen) Provinzen Spaniens 
in Süd: und Mittelamerika, 


Eine Mafle von wenisftens 17 Millionen 
43  ı 





644 Pofitives öffentliches Staatsrecht. 


Menſchen, welche in den amerifanifchen Provinzen 
Spaniens lebte, hat feit den legten 10— 15 Jahren 
alle Verbindung mit dem europäifchen Stammlande 
abgebrochen, die dorthin gefandten fpanifchen Deere be. 
ſiegt, für felbfiitändigundunabpängig fig 
- erklärt, aufibhren Congreffen die Entwürfe neuer 
Verfaſſungen befannt gemacht, diefe Verfaſſun— 
gen theilweiſe verwirklicht, und Handelsverbindungen 
mit den beiden wichtigſten Seeſtaaten der neueſten Zeit 
angeknupft, von welchen Nordamerifa dieſe neuen 
Freiſtaaten bereits als ſelbſtſtaͤndig anerkannt, Groß. 
britannien ſie aber bis jetzt nur durch Conſuin 
beſchickt und ihre offentlihe Anerkennung ſich noch 
vorbehalten hat. 

Es gehört der Darſtellung der neueften Ge 
fhihte aus dem Standpuncte der Poli 
tig?) an, die einzelnen Ereigniffe nachzumeifen, 
unter welchen die vormaligen füdamerifanifchen Pros 
vinzen Spaniens zur politifchen Selbftftändigfeit und 

"Unabhängigkeit emporftrebten und fie allmäplig that- 
fachlich (de facto) behaupteten. Wenn gleich die 
Verdrängung des Bourbonifchen Regentenhaufes durch 
Napoleon vom Throne Spaniens (1808) die erfle 
Veranlaffung dazu gab; fo fonnte doch, nad) der 
Herftellung Ferdinands7 in Spanien, der einmal in 
jenen Provinzen erwachte Geift der bürgerlichen und 
politifchen Sreiheit weder durch Gewalt der Waffen, 
noch durch Unterhandlungen, weder durch Werfpres 
hen, noch durch Drohungen befiegt, und zur Ruͤck⸗ 
fehr in die vormaligen Abhangigfeitsverhältniffe unter 
das europaͤiſche Stammland vermocht werden. 

Die aus Ten vormaligen fpanifhen Provinzen 








) Val. biefe Staatswiſſenſchaften, Th. 3. ©. 463. 
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erporgegangenen Rerfahlic beftehenden neuen 

reiftaaten in Süd- und Micrtel-Amerifa 
find: Eolumbia; die vereinigten Provin- 
zen von Südamerifa (Buenos-Ayres); Chile; 
Deru; Mexiko; die vereinigten Provinzen 
des mittlern Amerifa (Öuatimala), 


123. 
a) Columbia 
Verfaffung vom 12. Jul. 1821. 


41) Der Freiftaat Columbia, Kr beftand 
vormals aus den fpanifchen Gouvernements Cara« 
cas und Neugranada, in melden ber Aufftand 
im Jahre 1810 und 1811 begann, der, nad) einem 


vieljährigen Kampfe, mit Bolivars Siegen über . 


die Pöniglichen Truppen endigte. Sieben freigewor⸗ 
dene Provinzen (Caracas, Cumana, Varinas, Mare 
garita, Barcelona, Merida und Trurillo), die fich 
Anfangs die vereinigten Provinzen von Be 
nezuela*) nannfen, nahmen am 17. Dec. 1819 
den Namen: Freiftaat Columbia an, und ver» 
einigten fih am 12. ul. 1821 über eine, ber norde 
amerifanifhen nachgebildete, Verfaſſung **). 
"Diefe Verfaflung ift berechnet auf eine Confödera- 
tion von neun Staaten (Drinoco, Venezuela, Suba, 
Royacca, Cundinamarca, Canca, Magdalena, Quito 


*) Die Unabhaͤngigkeitserklaͤrung biefer 7 Pros 
vinzen vom 5. Jul. 1811, gegeben zu Caracas, fteht 
beim Dufau. T. 6. p. 257. und ebendafelhft 
p. 264. bie erfte Verfaffung ber Staaten 
von Venezuela vom 23. Dec. 1811. 


, Dieſe Verfaſſung ſteht bein Dufau, T. 6. p. 282. 


/ 
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und Panama), deren allgemeine Angelegenheiten ein 
Eongreß leitet. Am Eingange diefer Verfaſſung, 
welche aus 191 Artikeln beſteht, wird die völlige und 
unwiderrufliche Unabhängigfeit Columbia’s von Spa 
nien und von jeder andern Macht ausgefprochen. Die 
Nation von Columbia "fann nie das Eigenthum einer 
Samilie, oder eines Einzelnen werden. Die Souw 
verainetät beruht, nad ihrem Wefen, auf der 
Nation. Alle Regierungsbeamte find blos die Beauf- 
$ragten der Nation und dieſer für ihr öffentliches Be⸗ 
tragen verantwortlich. Das Gebiet von Columbia um» 
ſchließt alle Länder, welche vormals zu dem Vicekoͤnig⸗ 
‚ „eeihe Neus Granada und zu dem Gouvernement von 
Wenezuela gehörten. Das Gebiet der Republik wird 
getheilt in Departemente, bie Departemente in Pros 


vinzen, die Provinzen inCantone, und die Cantone in. 


Kirchſpiele. — Die Regierung von Columbia ift eine 
volfsvertretende. Das Volk übe feine Souve 
rainetät auf feine andere Weife, als durch die erften 
Wahlen. Die höchfte Gewalt lſt getheile in die drei 
Gemwalten: diegefeggebende, vollziehende 
und richterliche. Die gefeggebende Mad 
ftebt dem Congreſſe, die vollziehende dem 
Director des Freiftaates, und die richterlide 
"den Tribunalen zu. — Der Eongreß ift gerpeilt 
in zwei Kammern: die Kammer des Senats, 
und die Kammer der Repräfentanten. Die 

Initiative der Gefege fteht beiden Kammern zu, 
und jede kann der andern ihre Bemerfungen , Zufäße 
und Verbefferungen deshalb mittheilen, Das Abga- 
begefeg aber ſteht der Repräfentantenfammer aus 
fhließlich zu, doch fo, daß es die Kammer des Se⸗ 
nats modificiren, annehmen, ober. verwerfen fann. 
Dem Gongreffe fteht überhaupt zu: die Beftimmung 


N 
“ L 
[4 [3 x 
. . 
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der jährlihen Steuern nad) dem von ber vollziehen⸗ 

ben Macht ihm vorgelegten Budget; bie Errichtung 
einer Nationalbank; die Anordnung aller Decrete für 
die Verwaltung; die Confeription und Organifation 
des Heeres; die Bildung der Seemacht; die Kriegs«. 
erflärung, nach Auseinanderfegung der Gründe das 
für von der vollziehenden Gewalt; die Veranlaffung 
ber vollziehenden Gewalt zur Einleitung von Frie⸗ 
densſchluͤſſen; die Beftätigung der von der vollziehen« 
den Gewalt unterhandelten Friedens⸗, Buͤndniß⸗, 

Sreundfchafts-, Handels» und Neutralitätsyerträge, 
u. ſ. w. Die Sigungen des Congreffes find ’ fent- 
lich; doc Fönnen fie, nad) dem Ermeffen ver Kam⸗ 
mern, geheim werden. Die Mitglieder bes Con⸗ 
grefles find unverleglih. Der Congreß verfammelt 
ſich jäprlih. — Zur Repräfentantenfammer. 
errwählt jede Provinz auf 30,000 Seelen einen Ab» 
geordneten, doch fo, daß wenn ber Reſt ihrer 
Bevölkerung 15,000 Seelen beträgt, auch für dieſe 
Zahl ein Abgeordneter ernannt wird. Doch bleibe 

der Maasftab der Bevölkerung von 30,000 Seelen 
nur fo lange, bis die Zahl der Repräfentanten zu 
100 anwaͤchſet, worauf nur !auf 40,000 Seelen 
Ein Deputirter, und mächfet nach dieſem Maas⸗ 
ſtabe die „Zahl der Mepräfentanten bis auf 150, 
ſodann blos auf 50,000 Seelen Ein Deputirter er⸗ 
nanne wird. Die Function eines Repräfentanten 
dauert 4 Jahre. — Zu dem Senate:fendet jedes 
Departement der Republik vier Senatoren. 
Ihre Function dauert 8 Jahre — Die voll 
ziehende Gewalt ift einem Bürger anvertraut, ber 
den Titel führe: Präfident der Republik von 
Columbia. Der Präfident wird auf 4 Jahre er» 
wählt. Es beftehe neben ihm ein Wicepräfident. Der 
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Praͤſident promulgirt die Geſetze bes Congreſſes, und 
täße fie vollziehen; er ſorgt für die Ruhe und Sicher⸗ 
heit im Innern; er beruft den Congreß zur feftgefeg- 
ten Zeit zufammen , und in dringenden Fällen außer 
ordentlich; er ift der oberfte Befehlshaber der Land⸗ 
‚und Seemacht, und leitet beide ausſchließlich; er er- 
‚ Hört, im Namen der Republif, nad) den Beſchluͤſ⸗ 
. fen des Eongrefles, den Krieg, und fchließt, mit 
Genehmigung des Congrefles, Friedens», Bünde 
niß⸗, Freundſchafts⸗, Waffenftiliftandg -, Handels⸗ 
und Neytralitaͤtsvertraͤge mit auswärtigen Voͤlkern 
und Staaten; er ernennt die Miniſter, die diploma⸗ 
tifhen Agenten u. ſ. w.; er giebt, bei der Eröffnung 
der Sißungen des Eongrefles, demfelben eine Ueber⸗ 
ſicht über den politifchen und friegerifchen, fo wie 
über den finanziellen und ſtaatswirthſchaftlichen Zu⸗ 
ftand der Nation; er zeigt die Veränderungen und 
Verbeſſerungen an, die er für die verfchiedenen Zweige 
des offenelichen Dienftes zweckmaͤßig findet. — Der 
Congreß theilt das Gebiet der Nepublif in 6 oder 
mehrere Departemente, wie er es für die Verwal 
tung dienlich findet. Der politifhe Befehlshaber 
jedes Departements heiße: Intendant, und wird 
vom Präfidenten ernannt, Jede Provinz wird 
von einem Gouverneur regiert, der von dem In⸗ 
tendanten des Departements abhängt. — Jeder 
Eolumbier hat das Recht, zu fchreiben und drucken 
zu laſſen, ohne vorhergegangne Prüfung, Cenfur 
oder Reviſion; der Mißbrauch diefer Freiheit wird 
aber nad) den Gefigen beftraft. 
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0 124 
») Die vereinigten Provingenvon Sit. 
amerika (Buenos Ayres). 


Verfaffung vom 20. Apr. 1819. 


| 2) Die vereinigten Provinzen von 
Suüdamerika. Es war am 9. July 1816, daß 
zu Buenos» Ayres von dem errichteten fouveraie 
nen Eongreffe die Unabhängigkeit der vereinigten - 
Staateu am Plata ausgefprochen, diefer Name 

aber am 3. Dec. 1817 vom Congreſſe in den der 
vereinigten Provinzen von Südamerifa 
verwandelt, und von demfelben am 20. April 1819 
eine Ber fa affung aufgeftellt ward, welche ein Foͤde⸗ 
rativband um 20 einzelne Provinzen ſchlingen ſoll 
(von welchen aber Montevideo und die Banda 
‚oriental im. brafilifhen Befige find, und Para- 
guay von Don Francia regiert wird): Der Sig 
des Congreffes ift zu Buenos» Ayres. — Des 
reits am 3. Dec, 1817 warb von dem fouverainen 
Eongrefie der vereinigten Provinzen von Sübamerifa 
ein vorläufiges WVerfaffungsgefes ) für 
Die Regierung und Verwaltung bes Staates gegeben, 
bis zur Zeit der öffentlihen Defannts 
madhung der Verfaſſung. Nach biefem vor⸗ 


Vollſtaͤndig überſetzt iſt dieſes vorläufige Verfaſ⸗ 
| fungsgefes in ber Schrift: Die fpanifhe Con⸗ 
flltution. der Cortes und die provifortfhe Cons 
flitution ber vereinigten Staaten von 
- Südamerita. Aus den Urkunden uͤberſetzt mit 
hiſtoriſch⸗ſtatiſtiſchen Einleitungen. (Leipz. 1820. 8.) 
177ff. — Kurze Auszuͤge daraus ſtehen in ber 
Allg. Belt 1818, ©t. 278, und Allg. Beit, 
1819, ©t. 267. 


N 


\ 
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täufigen Gefege berußte die gefeggedBende Gewalt 
auf einem Nationalcongrefle, gebildet aus 2 Kam⸗ 
. mern: dem Senate und ber Repräfentanten 
kammer. Zu dem Senate fendet jeder Bundes 
ftaat eine gleiche Anzahl Senatoren, und zu der 
Kepräfentantenfammer jeder Bunbdesftaat fo viele 
Abgeordnete, als er vielmal 20,000 Seelen in ſich 
faßt. Jeder Senator muß 30 Fahr alt feyn , Güter 
im Werthe von 800 Piafter (40,000 Sranfen) befigen, 
oder ein achtbares Gewerbe treiben. Jeder Abgeord« 
nete muß 26 Sabre alt feyn, ein Vermögen von 400 
Piaſter (20,000 Franken) befigen , oder ein nuͤtzliches 
Gewerbe treiben. Jeder Abgeordnete bleibt 4 Jahre 
im Berufe; aller 2 Jahre wird die Deputirtenfammer 
zur Hälfte erneuert. Sie hat die ausfchließliche Ini⸗ 
tiative in Hinficht deflen, mas Beſteuerung betrifft, 
der Senat aber das Recht, die Worfchläge deshalb 
anzunehmen, zu verwerfen, oder zu verändern. ‘Die 
Verrichtungen des Congrefles find: Gefege zu geben, 
Krieg zu erklären, Frieden zu fchließen, und die Auf⸗ 
lagen feftzufegen, welche gleihförmig in allen Theilen 
des Staatenbunbes, aber immer nur für eine Zeit von 
zwei Jahren erhoben werden, Die vollziehenbde 
Gewalt ward einem Director übertragen, ber 
35 Sabre ale feyn muß, und das Oberhaupt der Sande 
und Seemacht if. Mach diefer proviforifchen Ver⸗ 
faflung waren alle Menfchen vor dem Gefege glei; 
die Prefle ward frei erfläre. — Diefe Beftimmungen 
wurden, mit wenigen Zufägen und Veränderungen, 
in der Verfaffung vom 20. Apr. 1819 ®) 
beftätige. In Hinſicht der Senatoren feßte die Ver⸗ 
faffung feſt: es follten fo viele Senatoren feyn, als 


*) Sie fieht beim Dufau, T.6. p 241. 
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es Provinzen gäbe; außerdem follten 3 hohe Mi⸗ 
litaieperfonen, 1 Bifhoff und 3 Geiftliche, ein Mite 
glied von jeder Univerfität, und die abgegangenen Die 
vectoren des Staatenbundes Mitglieder des Senats 
feyn. Jeder Senator bleibt 12 Jahre im Dienfte, — 
Der Director wird auf 5 Jahre von beiden ver⸗ 
fammelten Kammern nad) der abfoluten Mehrheit 
der Stimmen ermählt. Er macht die Gefege befannt, 
und läße fie vollziehen. Er eröffnet die Sigungen 
des Congreſſes, und fann demfelben ſchriftliche Vor⸗ 
fhläge zu Verbefferungen und Veränderungen thun, 

die er für das Beſte des Staates dienlich haͤlt. Er 
ordnet und leitet die fand» und Seemacht; ernennt 
ihre Befehlshaber, die (verantwortlihen) Minifter, 
und alle diplomatifche Agenten. Er macht die Kriegser« 
klaͤrungen und Friedensbefchlüffe befannt. Er ernennt 
die Erzbifchöffe und Biſchoͤffe nad) einer dreifachen, 

vom Senate ihm vorgelegten, Liſte. Alle Gegenftände 
der öffentlichen Sicherheit und Polizei, alle öffentlidye 
Anftalten des Unterrichts und der Wohlthaͤtigkeit, die 
Münze, die Nationalbank und die Poften ftehen unter 
feiner Auffiche und Leitung. 


122. 
c) EHile und d) Peru, 


3) Der Sreiftaar Chile, gebildet aus 15 
Fleinen Provinzen, welche feit dem Jahre 1817 ihre 
Unabhängigkeit unter San Martin erfämpften,, nach⸗ 
dem bereits im Jahre 1810 der erfte Verſuch des⸗ 
halb unternommen worden war. Die republifanifche 
Verfaſſung diefes Staates ift nod) im Werden, 

4) Der Freiftaat Peru, beftehend aus acht 
kleinen Provinzen, weldye feit dem Jahre 1821 gr 0 B- 
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tentheils ihre Unabhängigfeit erkaͤmpften, obgleich 
noch einige tänderftriche, felbft nach den Siegen Boli⸗ 
vars auf peruanifchem Boden, von föniglich fpanis 
fhen Truppen befegt find, und eben in diefer Provinz 
das altfpanifche Intereſſe noch mehrere Anhänger 
zähle. — Demungeadhtet befteht in Peru ein’ Con- 
greß, welcher nicht nur im Jahre 1823 dem Sieger 
Bolinar die hoͤchſte ( Dictator-) Würbe bis zur 
Beendigung des Kampfes gegen bie Pöniglichen Trup⸗ 
pen übertrug, fondern auch einem Commité den Auf 
frag ertheilte, eine, auf das Repraͤſentativſyſtem ges 
gründete, Volksverfaſſung zu entwerfen *) Nah 
öffentlihen Nachrichten enehält ver Werfaffungs 
entwurf diefes Commite folgende Beftimmungen : 
Einheit der Republif unter dem Namen: freier Staat 
von Peru; Souverainertätder Nation, welde 
fih) für unabhängig von Spanien und jeder andern 
fremden Mache erkläre; Alleinherrfchaft der Farholi- 
fchen Religion; Wahlrecht für das Wolf; das Recht 
der Gefeßgebung für die Abgeordneten des Volkes; 
Sreiheit der Prefle; Sicherheit der Perfonen und des 
Eigenthums; Abfhaffung der Eonfifcationen, der 
entehrenden Strafen, der erblichen Aemter, der Pris 
vilegien und des Sflavenhandels. Die gefegge 
bende Gewalt beruht auf einer einzigen, aus 
den Abgeordneten der Nation zufammengefegten, 
Kammer, Die vollziehende Gewalt iſt weder 
erblih, noch lebenslänglih. Kriminalgegenftände 
fommen vor Gefhmornengerihte Einem 
Staatsrathe ift aufgetragen, über die Aufrecht- 
haltung der Verfaffung zu wachen, und der vollziehens 
den Gewalt alle Militair-, Civil» und Kirchenbeamte 


— —— 


*) Allgem. Zeit, 1823. Beil. St. 94. 
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Vorſchlag zu bringen, ſo wie den Congreß bei 
Berordentlihen Faͤllen zufammenzuberufen. Die 
inifter find verantwortli. —. — ' 


426. 
e) Der mexikaniſche Staatenbund, 


-.5) Dee meritanifhe Staatenbund. 
r dbiefem-Staate mit:73 Million Bepoͤlkerung regte 
h bereits im Jahre 4810 das Streben nad) Unabe 
ngigfeit;z doch ward: fie erft, nady:abgefchloffener 
apitulation mit dem ſpaniſchen Vicafönige,. im 
ahre 1821 erkaͤmpft. Nur vorübergehend (vom 18: 
tai 1822 bis zum 31. März 1823): war: die Kais 
würde des Iturbide über Mexiko Der neue 
fammentretende Congreß zu Mexiko uͤbertrug (31. 
zaͤr 4823) die vollziehende Gewalt einer Regent⸗ 
yaft von drei Mitgliedern, und Iturbide ging. mis 
nee Penfion des Eongreffes nad) Italien. — Nah 
m am 20. Nov. 1823 dem Congreſſe zu Merifo 
gelegten. Verfaffungsentmwurfg?) ffehe die 
ee hinerät dem' Volke zu, „Die —2*— 
ewalt wird getheilt in die geſetzgebende, voll 
ehende und richter liche. Diegeſchgebende 
ewalt beruht auf dem Senate und einer Repraͤ⸗ 
mit antenkammer. Jede zur. Confoͤderation 
Repifo’s gehörende Provinz ſendet 2 Senatoren; bie 
„präfentänten werden nad) der Volkszahl ernannt. 
ienallziehende Gewalt ift dem Prafidenten 
s merifanifchen Bundes übertragen. — Am 3%. 
ct..1833. vereinigten fih ber merifanifche 
ratenbund und, Colum bia zu einen gegen- 


Vergl. Allg. Zeit. 19% Bell. Ot. 4.. 
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ſeitigen Schutz⸗ und Trutzbuͤndniſſe 2); fo wie be 
reits am 8. Maͤrz 1823 die Freiſtaaten Columbia und 
Buenos⸗Aeyres zu einem Defenſivbuͤndniſſe °°). — 
Am 16. Dec. 1823 erließ der merifanifche Eongrefi 
Das Decret: daß die Regierungsform eine aus 
Röderativftaatenbeftehende Republik fen 
fol. So wie der Entwurf zur Verfaſſung dieſer 
Eonföderation eine Nachbildung der nordamerikani⸗ 
ſchen Verfaffung iſt; fo enchält diefer Entwurf aud 
die Beſtimmung, daß die Verfaffungen der einzel 
nen Staaten in Rüdficht ihrer Grundfäge und Ver 
anftaltungen ber Bundesverfaffung glei 
förmig ſeyn müffen, und nicht eher genehmigt wer⸗ 
den dürfen, als bis die legtere genehmigt und ver» 
tündigt worden if. (In der Aufzählung der Pros 
vinzen, welche zum merifanifchen Staatenbunbe ges 
hören, find Buatimala, San Salvader 
a. nicht aufgeführt.) ” 


127. 


f) Die vereinigten Provinzen des mitt 
fern Amerika (Guatimala). 


6) Die vereinigten Provinzen bes 
mittlern (Eentral-) Amerika. Es war am 
24. Apr. 1821, daß die Provinz (das ehemalige fpa- 
nifhe Vice » Königreih) Guatimala den erfien 
Schritt zu ihrer Unabhängigkeit that. Ob es nun 
gleich Anfangs ſchien, daß fie dem merikanifchen 


Pe EEE 


*) Die einzelnen Bedingungen beffelben im Hamb. Com 
vefp. 1824. St. 46, und in der Allgem. Zeit. 
1824. ©t. 68. | 

”) Allg. Zeit. 1823. St. 306. ' 
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taatenbunde ſich anſchließen würde; fo erfolgte 
ch, von der conftitutignellen Nationalverfammlung 
e vereinigten Provinzen des mittleren Amerika, am 
ul. 1823 die Erflärung der Unabhän- 
gkeit Guatimala’s, gegründet. auf die Acten 
rer proviforifhen Regierung vom 15. Sept. 1824 
d vom 5. San. 1822,..und unterzeichnet ‘von 30 
litgliedern der conftituieenden Verſammlung diefer 
rovinzen. Zugleich nahmen biefe Provinzen „ohne 
räjubiz der zu bildenden Verfaſſung“ den Namen 
e vereinigten Provinzen bes mittlern 
Fentral⸗) Amerifa an, Der Präfident ders 
ben ift Pedro Molina, und die. Foͤderativ⸗ 
rfaffung nos) im Werden; denn in der Erklaͤ⸗ 
ıng °) der conſutuirenden Nationalverfammlung 
m 1. July, und ber vollziehenden Gewalt vom 10. 
ul, 1823 ward noch nicht der Bedingungen ber 
erfaffung, fondern zunähft nur. der Trennung 
n Atfpanien, vom merifanifchen Keiche (zu wel⸗ 
em Guatimala factifch feit dem Ende des Jahres 
321 unter Iturbide's Regierung gehört hatte), und 
n jeber andern Macht in ber alten als neuen Welt 
dacht, fo daß die vereinigten Provinzen „‚nicht find, 
ch feyn dürfen, das Eigenthum irgend einer Pers 
n oder Samilie; daß demzufolge fie find und bilden 
ne fouveraine Nation, mit dem Rechte, alle Acten, 
jerpflichtungen und DBerrichtungen vorzunehmen, 
elche von andern freien: Voͤlkern der Erbe vorgenom⸗ 
en und ausgeübt werben.‘ | 
— — 


ı Berlin. Staatszeit. 1824. Ot. ı. and Allg. 
, Seit. 1824. Ot. 1. 
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| 128. | 
45) Sreiftaat Hayti (Domingo), 
a). Geſchichtliche Einleitung. 


Wenn in den mittel» und fübamerifanifchen 
Provinzen Spaniens bie Trennung vom europäifdyen 
Stammiande erft feit dem Jahre 1808. befchloffen 
und bie Unabhängigkeitserflärung und Selbftftändig- 
feit dieſer Kolonieen noch fpäter von den Eongreffen 
derfelben ausgefprochen ward; fo trennte bie Inſel 
Domingo, von welcher der fpanifche Antheil im 
Jahre 1795 an Franfreich. abgetreten warb , bereits 
während den erften Stürmen ber franzöfifchen Revo⸗ 
lution fh von Europa. Denn mächtige Leidenfchaf- 
- sen wurden auf diefer Inſel aufgerege, als (1793) 
der franzöfifche Nationalconvent die Freiheit der 
Meger’ausfprach, weil die Sortdauer der Sflaverei 
im Intereſſe der weißen Pflanzer lag, Ein blutiger 
Rampf begann, den felbft Napoleons dorthin gefand- 
tes Heer nicht zu ‚beendigen vermochte *), weil, nad) 
Herftellung dee Sklaverei, die Neger und die 
Barbigen gegen die Weißen ſich vereinigten, 
und den alten Namen Hayter erneuerten. Won 
Deffalines, der fie leitete und die Franzofen von 
ber Inſel vertrieb, warb (1. Jan. 1804) die Inſel 
Hayti als Freiſta at ausgefprochen; doch nahm er 
im Mai 1805 als Jakob 1 die Kaifermürde an. 
Unter ihm hatten Pethion und Chriſtophe die 
ITruppenmaffen befehlige. Beide hatten Antheil an 
der Ermordung des Deffalines (16. Oct. 1806), 
worauf Chriſtophe (7. Febr. 1807) zum Praͤ⸗ 
ſidenten von Hayti ernannt ward, Pethion 








) Vergl. 6 16. 
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ber, unzufrieden über diefe Vorgänge, zu Port» 
u« Prince, im fübmeftlichen Theile der Inſel, 
nen befandern Freiſtaat bildete, und denfel 
en gegen Chriftophe’s Angriff behauptete. Mach 
Yethions Tode folgte ihm (27. März 1818). der Ge⸗ 
cal Boyer als Prafident. 

Allein zu Cap Srangois gab Cpriftophe dem 
Staate, den er regierte, am 28. März 1811 eine 
3erfaffung, in welcher eine Monardie, mit 
er Erblichkeit der auf Chriſtophe (nun: Hein- 
ich 1) übergetragenen Pöniglihen Würde, bes 
ründet ward, Die Form der Verfaflung und Re⸗ 
jerung biefes Staates war größtentheils eine Nach» 
bung dee Verfaflung Sranfreichs unter Napoleons 
Saiferregierung (feit 1804); felbft dem von Megern 
sarbeiteten Eode Henri lag der Code Napoleon 
ım Grunde, Kaum hatte aber Heinrich 1 neun 
ahre die koͤnigliche Regierung nad) europäifchen 
ormen, doch nicht frei von einzelnen Sonderbar⸗ 
iten und willführlihen Handlungen, geführt, als 
3. Det. 1820) eine fo bedenfliche, und längft im 
Stillen vorbereitete, Verſchwoͤrung des Heeres gegen 
in ausbrach, daß er am 8. Oct. 1820 ſich felbft 
dtete. 

Schon am 21. Nov. 1820 trug ber General 
zoyer, als nunmehriger Präfidenet des gefamm- 
n vormaligen franzöfifchen Antheils an Domingo, 
uch auf den nordweftlichen Theil der Inſel, den bie 
ahin Ehriftophe regiert hatte, mit Auflöfung der 
lonarchiſchen Staatsform, die republifanifhe 
zerfaſſung des füdmeftlichen Theiles über, welche, 
um Theile eine Nachbildung ber franzöfifchen vierten 
3erfaffung vom 1799 ,) bereits unter Pethion am 
7. Dec. 1806 begründet, am 2. Juny 1816 aber mit 

IV. | 42 
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mehrern bedeutenden Modificationen -von neuem be 

kannt gemacht worden war. Diefe Berfaffung®) 
"ward, nachdem Boyer auch den öftlichen, vormals 

ſpaniſchen, Antheil der Inſel unter feiner Megierung 

vereinigt, und als lebenslängliher Prafident 

von ganz Hayti (2. Febr. 1822) feinen Kinzug 

in der Stade Domingo gehalten hatte, das Staats 

grundgefeg für den, die ganze Inſel umfchließen- 

den, Freiſtaat. 

Ä 129. 
b) Politifher Charakter ber Werfaffung 
vom 2. Sun. 1816. 


, Die wefentlihften Beftimmungen der 242 Artis 
kel diefer Verfaſſung find: Auf dem Gebiete der Re 
publif fann feine Sflaverei ftatt finden; diefelbe 
ift für immer abgefchafft. Jede wegen Menfchen 
kauf contrahirte Schuld ift auf immer erlofchen. 
Das Recht der Zufludyt (jus asyli) ift heilig und un 
verleglih), mit Ausnahme der durchs Gefeg beftimm- 
ten Salle. Die Regierung, von Hayti ift nicht erb— 
lich, fondern wird durch Wahl angeordnet. Die 
Republik wird nie eine Unternehmung in der Abfiche 
maden, fih durch Eroberungen zu vergrö« 
Bern, oder den Frieden und Lie innere Einrichtung 
fremder Staaten oder Inſeln zu flören. 

Die Rechte der Menfchen im fittlihen Ver 
bande find Freiheit, Gleichheit, Sicherheit 
und Eigenthum. Die Freiheit befteht in dem 
Rechte, alles dasjenige thun zu dürfen, wodurch die 
Rechte Feines Andern gefränft werden. Die Gleiche 


*) Sie ſteht franzöfifc beim Dufan, T. 5. p. 239, — 
and entſch in Murhards polit. Annalen, Th.7. 
. 273. 
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darin, daß das Geſetz fuͤr Alle gleich iſt. Die 
ichheit geſtattet keinen Unterſchied der Geburt, und 
e Erblichkeit der Gewalten. Die Sicherheit bes 
t in der Zufammenmwirfung Aller, um die Rechte 
8 Jeden zu fihern. Das Eigenthum ift das 
he, über feine Einfünfte, fein Vermögen, und 
r die Früchte feines Sleißes und feiner Geſchicklich⸗ 
zu verfügen. Das Eigenthum ift unverleglich und 
ig. — Das Gefeg ift der allgemeine, durch die 
hrheie der Bürger oder ihrer Stellvertreter aus» 
üdte, Wille, Kein Civil» oder Criminalgefeg 
n rücwirfende Kraft haben, Ä 
Die Souverainerät wohne wefentlid 
Geſammtheit der Bürger bei; kein 
ividuum, feine theilweife Verſammlung der Buͤr⸗ 
Eann ſich diefelbe beilegen. Die gefellfchaftliche 
antie kann nicht ohne Theilung der Gewal— 
‚, ohne DBeftimmung ihrer Grenzen, und ohne 
antwortlichfeit der Staatsdiener beftehen. — 
er Bürger ift feine Dienfte dem Vaterlande fchul« 
. fo oft ihn das Gefeg zur Vertheidigung deflelben 
uft. Das Haus eines jeden Bürgers ift ein un« 
etzliches Heiligthum. Keine Hausfuchung fann 
: ein Gefeg, oder einen hoͤhern Befehl ſtatt finden. 
mand fann verfolge oder verhaftet werden, außer 
en durch dag Gefeg beftimmten Fällen. — Einem 
en ſteht frei, feine Gedanfen zu fagen, zu ſchrei⸗ 
und bekannt zu machen. Drudfchriften fün 
ı vor ihrer Befanntmadhung feiner 
ıfur unterworfen werden, Miemand ift 
ntwortlich für das, was er befanne macht, außer 
en durch das Geſetz vorhergefehenen Fällen. — 
t allen öffentlihen Aemtern ift Ver 
wortlihfeie verbunden — Die Verfaf 
42° 
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fung verbürgt die Aufrechthaltung der Weräußerung 
von Mationalgütern. Es werden für Die ganze Re 
‚publik gleich verbindliche Givil-, Criminal» , Prozeß» 
und Handels» Gefegbücher entworfen werden. Kein 
Weißer, von welcher Nation er auch ſey, Fann 
inder Eigenfhaft als Herr oder Guͤterbe— 
figer den Fuß auf dieſes Gebiet ſetzen. Ale 
Afrikaner, Indianer, und die aus ihrem Blute Ent 
fproffenen,, fie mögen in den Kolonieen , oder in frem⸗ 
den Ländern gebohren feyn, werden, wenn ſie ihren 
Wohnſitz in der Republik auffchlagen, als Haytier 
betrachtet, koͤnnen aber erft ein Jahr nach ihrer Nie 
derlaffung die bürgerlihen Rechte genießen. Die 
Ausübung der bürgerlichen Rechte geht Durch die Ver- 
urtheilung zu körperlichen oder infamirenden Strafen 

verloren | 

Die katholiſche Religion ift die Religion des | 
Staates; jeder andere Gottesdienſt ift erlaubt. Der 
Präfitene ift befugt, vom Papfte die Reſidenz eines 
Bifhoffs nachzuſuchen, Damit derfelbe Die jungen, 
dem geiftlichen Stande gewidmeten, Haytier zu Pries 
ftern weihe. Die Beiftlihen fonnen in keinem Falle 
eine Corporation im Staate bilden. 

Die gefeggebende Gewalt liegt in ben 
Handen einer Kammer der Repräfentanten der 
Gemeinden und d8 Senats Jeder Ge 
fegesentwurf muß durd die augsübende 
Gemwaltvorgefhlagen, dvurd die Kammer 
der Kepräfentanten berathben und ange 
nommen, und durch den Senat decretirt 
wordenfeyn. — Die. Kammer der Repräfentan 
ten ift zufammengefegt aus 3 Mitgliedern für die 
Hauprftade der Republif, 2 für den Hauptort jedes 
Departements, und einem Mitgliede von jeder Ger 
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inde. Sie ſetzt die öffentlihen Abgaben 
9 ihrer Natur, Höhe, Dauer und Erhebungsart 
3 fie befchließe in Verwaltungsfachen; fie bilder 
5 Heer; beitimme Maaße, Gewichte und Münzen; 
aͤßt alle Gefege, welche zur Ausübung aller durch 
Verfaſſung beftehenden und delegirten Gewalten 
big find; beftimme die Zufammenfunft und den 
irfungsfreig eines Rathes der Notabeln in jeder 
meinde, u.f.w. Die Mitglieder diefer Kammer 
ffen Grundeigenthümer und 25: Jahre ale: 
n. Sie werden gewählt; ihre Function dauert 
Jahre. Die Kammer der Repräfentanten erhält 
rlich durch den Prafidenten die von dem Staate- 
retaire abgelegte Rechnung zugefendet; fie diſcutirt 
über und verordnet deren Bekanntmachung. — 
‚ dringenden Fällen fann der Präfident die Rammer 
zerordentlich berufen. Die Sitzungen der Kammer 
doͤffentlich; doch kann ſie auch bei verſchloſſenen 
uͤren berathſchlagen. Ihre Berathungen werden 
mittelſt eines Geſetzbulletins zur Publicitaͤt 
racht. 
Die Kammer der Repraͤſentanten ſendet die von 
erlaſſenen Geſetze dem Senate. Jedes von dem 
mnate nicht angenommene Geſetz kannterſt nach Ab⸗ 
f eines Jahres in der Kammer wieder vorgebracht 
erden. — Kein Mitglied der Kammer der Repraͤ⸗ 
tanten und des Senats fann wegen deflen, mas 
in der Ausübung ihres Amtes gefprochen oder ges 
sieben haben, in Unterfuchung gerathen, angeflagt 
r gerichtet werden; mit Ausnahme des Ergriffen« 
edens auf einem Verbrechen. 
Der Senat beſteht aus 24 Mitgliedern, die 
nder Kammer der Repräſentanten, aus 
ner ihr vom Praͤſidenten vorgelegten 
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dreifachen Liſte zu jeder Senatorftelle, er 

- wanntwerden. hr Amt dauert 9 Jahre. Jeder 
Senator muß 30 Jahre alt ſeyn. Der Senat iſt 
mit Bewahrung der Verfaſſung beauftragt. Die 
Sitzungen find öffentlich; doch kann er auch bei 
verfchloffenen. Thüren berachfchlagen. Der Senat 
benimmt ſich unmittelbar mit dem Präfidenten wegen 
aller Gegenftände,, welche die Verwaltung dec öffent 
lihen Angelegenbeiten betreffen... Dem Genate 
allein ſteht das Recht zu, den Präfidenten 
zu ernennen. Der Senat erläßt, auf die Anzeige 
des Präfidenten oder der Gemeindefammer , die An 
Plagedecrete gegen die Agenten der Verwaltung. Der 
Senat hat die Befugniß, alle durd) den Präfidenten 
mit fremden Mächten abgefchloffene Allianz». und 
KHandelsverträge, fo wie die Kriegserflärungen zu 
genehmigen, oder zu verwerfen, Der Senat decre⸗ 
tirt die für jeden Zweig des öffentlichen Dienftes er- 
forderlihen Summen nad) dem von dem Staatsfecres 
taire eingereichten Budget. 

Die ausüubende Gewalt ift einer Magiſtrats⸗ 
perfon übertragen, melde den Titel: Präfident 
von Hayti führe Diefe Stelle ift lebenslänglid. 
Der Praͤſiden muß 35 Jahre alt ſeyn. Jeder Bür- 
ger von Hayti ift zum Präfidenten ermählbar. Der 
Präfidene trifft, in Gemäßheit der Gefege, afle die 
außere und innere Sicherheit des Staates betreffende 
Maasregeln. Er befehlige die bewaffnete Land⸗ und 
Seemacht. Er fhlägt die Gefege vor, mit 
Ausnahme derjenigen, welche die Vertheilung, Größe, 
Dauer und Erhebungsart der Steuern, ihre Ver: 

mehrung oder Verminderung betreffen. Seine Ges 
feßesentwürfe werden in der Kammer der Gemeinden 
difeutirt, angenommen ober verworfen; im letztern 
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salle giebt bie Kammer ihre Beweggründe an. Er 
ann Handels», Buͤndniß⸗ und Friedensvertraͤge 
nit den fremden Nationen abſchließen, ſo wie auch 
driegserklaͤrungen erlaſſen; doch erhalten dieſelben 
hre Guͤltigkeit erſt durch die Beſtaͤtigung des Senats. 
Fr ernennt die Agenten bei den fremden Mächten, und 
uft fie zurüd nad) Belieben; auf gleiche Weife er- 
ennt er alle Civil⸗ und Militairbeamte, Wenn der 
Jräfident benachrichtigt wird, daß fich eine Verſchwoͤ⸗ 
ung gegen die innere Sicherheit des Staates bildet; 
» fann er WVerhaftsbefehle gegen die Anftifter und 
Niefchuldigen erlaffen; er ift aber, bei den auf 
as Verbrehen willführlicher Verhaft- - 
‚ebmung gefegten Strafen, verbunden, did 
siben binnen 2 Tagen vor das competente Gericht 
u ftelen. — Dem Senate allein fteht das Recht 
u, die Amtsführung des’ Präfidenten zu prüfen, und 
enfelben für fchuldig zu erfennen. Der Präfi- 
ent bat das Rede, feinen Nachfolger, 
ucch ein eigenhäandiges und verfchloffenes, dem Se- 
‚ate übergebenes, Schreiben zu bezeichnen; doch kann 
iefes Schreiben vor Erledigung der Prafidentur nicht 
röffnee werden. Der Präfident fann feine Wahl 
3iderrufen, und auf die genannte Weife eine andere 
Bahl treffen, Der Senat genehmigt oder ver- 
Jirfe die von dem Präfidenten geſchehene Wahl feis 
e8 Nachfolgers. Im Falle der Verwerfung fchreiter er 
innen 24 Stunden zur Ernennung des Präfidenten. 

Ein Großrichter ift mic der Verwaltung der 
Suftiz beauftragt. Die Richter Fönnen nur wegen 
iner gerichtlich) erfannten pflichtwidrigen Handlung 
bgefegt, und nur wegen einer für zuläffig erflärten 
Anfhuldigung fufpendiret werden. Die Sigungen 
er Gerichte find oͤffentlich. Die Berathungen 
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der Richter find geheim. Die Urtheile werben nebfl 
ihren Beweggründen laut verlefen. Es giebt Frie⸗ 
densrichter, Eivil- und Criminalgerichte, 
ein Eaffationseribunal für die ganze Mepublif, 
und einen Höchften Gerichtshof, der über die 
Anflagen erfennt, welche der gefeßgebende Körper ges 
gen feine eigenen Mitglieder, oder gegen den Präfi- 
denten, oder gegen die Staatsfecretaire, ober gegen 
jeden andern Dienftbeamten als zuläflig erfannt hat. 
Die Zahl feiner Mitglieder ift 15, und der Grofrichter 
- fein Präfident. Won den Entfcheidungen diefes Ge. 
richtshofes finder feine Berufung ftatt; der Angeflagte 
hat aber das Recht, ein Driteheil feiner Richter zu 
verwerfen. Die Urtheile werden nur mit einer Stim« 
menmehrheit von 3 erfannt. 

Die bewaffnete Mache ift mefentlid) gehor« 
fam; fie darf nie berarhfchlagen. Sie darf blos zur 
Aufrehthaltung der öffentlihen Ordnung, zum 
Schuge der Bürger, und zur Vertheidigung der Re 
publif in Thaͤtigkeit gefegt werben. Das Heer befteht 
aus der befoldeten und aus der nicht befoldeten Na⸗ 
tionalgarde. 

Es befteht ein Staatsfecretair, ben der 
Präfident ernennt. Er unterzeichnet und beglaubigt 
die detaillirten Rechnungen der Staatseinnahmen und 
der Etaaatsausgaben, die ber Kammer der Gemeinden 
vorgelegt werden. — Der Staatsfecretair und ber 
Großrichter find beide verantwortlich wegen der Nicht⸗ 
ausführung der von dem gefeggebenden Körper gege« 
benen Geſetze, fo wie wegen der Handlungen der aus« 
übenden Gewalt. Diefe beiden hohen Staatsbeamten 
find die beauftragten Redner, welche, im Namen ber 

“ausübenden Gewalt, dem Senate und der Kammer 
der Repräfentanten die erforderlichen Vorträge machen. 
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e Wenn bie Erfahrung an einigen Artikeln dee 
Verfaſſung Mängel wahrnehmen laſſen ſollte; fo 
ſchlaͤgt der Senat die Revifion berfeiben vor. Es 
wird durch Wahl eine befondere Reviſionsver⸗ 
ſammlung gebildee, welche ſich lediglich auf die 
Reviſion derjenigen Artikel befchränften muß, die 
ihr der Senat bezeichner. Bei den Berathſchlagun⸗ 
gen entfcheidet die Mehrheit der Stimmen. Die 
Revifionsverfammlung richtet die von ihr befchloffene 
Abänderung unmittelbar an ben Senat. 


130. 
Schluß. 
Am Schluſſe der wiſſenſchaftlichen Darſtellung 
des poſitiven oͤffentlichen Staatsrechts laſſen ſich, bei 
einem feſten Ruͤckblicke auf die letzten 40 Jahre (ſeit der 
Anerkennung der Selbſtſtaͤndigkeit und Unabhaͤngigkeit 
der nordamerikaniſchen Freiſtaaten im Pariſer Frieden 
vom Jahre 1783), folgende Reſultate nicht verkennen. 
1) Bis zum Jahre 1783 gab es in vielen 
Reichen und Staaten des europaͤiſchen Staatenſy⸗ 
ſtems Reichsgrundgeſetze und Reichsſtaͤnde; doch nur 
in Großbritannien eine Verfaſſung, im-neuern 
Sinne diefes ftaatsrechtlichen Begriffs. 
2) Mit der Bundesverfafiung Nordamerika's 
im Jahre 1787, und mit den allmählig ins öffentliche 
Staatsleben getretenen befondern DVerfaflungen ber 
24 einzelnen. Provinzen dieſes Bundesftaates, be= 
gannen die fchrifelichen Verfaffungsurfunden, als 
Mittelpuncte des innern Staatslebens 
und als oͤffentliche Unterlagen des in den Staa» 
ten geltenden Privatrechts, ſo wie der auf die Ver⸗ 
- faffung gegründeten Formen der Regierung und 
ber Verwaltung 
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3). As Ihatfahen der Gefchichte er 
ſchienen feit dem Jahre 1791, wo gleichzeitig in 
Frankreich und in Polen eine fchriftliche Verfaſſungs⸗ 
urkunde gegeben ward, 

in Sranfreich 5 bereits wieder erlofchene Ver⸗ 

faffungsurfunden, (von 1791. 1793. 1795. 1799 
- und die des Senats von 1814), und die beftehende, 
von Ludwig 18 im J. 1814 gegebene, Charte; 
in den Miederlanden 3 erlofihene (von 
1798. 1801. 1805), und die beftehende vom 
Sabre 1815; 
in Italien 2 erlofchene in der Lombardei, 2 
erlofchene in der ligurifchen Republif, 1 in der 
Republik $ucca, 1 in der vömifchen Republif, 1 
in den jonifchen Infeln, 3 in den Staaten Nea— 
pel und Sicilien, — und bie beftehenden im lom- 
bardiſch- venetianifhen Königreide 
vom %.1815, im Kirchenflaate vom J. 1816, 
‚ und in.den jonifhen Inſeln vom J. 1818; 
inder Schweiz 3 erlofchene (von 1798.1801. 
4803), und der beftehende Foͤderativvertrag vom 
% 1815, fo wie die 22 befondern Verfaffungen 
der einzelnen Cantone; 

im teutfhen Staatenbunde die erlofchene 
- Mheinbundesacte, die 4 erlofchenen Verfaffungen 

von Weftphalen, Bayern (vem 5.1808), Frank⸗ 

‚fur, Köthen; — und die beftehenden Foͤdera— 
tivurfunden von 1815 und 1820, fo wie die be 
ftehenden 18 neuen Verfaffungen in einzelnen teut⸗ 
fhen Staaten und Bundesländern; 

in Schweden die beftehende neue Verfaſſung 

vom Sabre 1809; 

in Norwegen die beftehende neue Verfaflung 

vom ‚jahre 1814; | 
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in Polen 2 erlofihene (von 1791. 1807) und 
die beftehende vom “Jahre 1815; 

in Galizien die neue ftändifche Verfaffung 
vom J. 1817; 

in der freien Stadt Cracan die beftehende Bere 
faflung vom J. 18155 

in Griechenla nd bie proviforifche Verfaſ 
fung vom J. 1822; 

in Spanien 2 erlofchene Berfaffungen (von 
1808. 1812); 

in P ortugal 1 erlofchene Verfaffung (von 
1823); 

in Braf ilien ein Werfaffungsentwurf von 


1823 
in Columbia eine beſtehende Werfaflung von 
1821; 
in den vereinigtenProvinzenvon S üb- 
amerifa eine beftehbende Verfaffung von 1819; 
in Peru, Merifo und Guatimala Ente 
würfe zu Verfaſſungen; und in Hayti eine be« 
ftehende Berfaflung von 1816; 
im Ganzen alfo 31 bereitsmwieder erloſchene, 
und, mit Einfchluß der Verfaffungen der einzelnen nord⸗ 
amerifanifchen Stagten und der Canfone der Schweiz, 
82 noch jege in Europa und Amerika be 
ſtehende Verfaffungen; die Inen ältern und 
neuern Verfaffungsentmwürfe ungerechnet. 


4) Durch dieſe Thatſachen unterfcheider fich die. 
politifche Welt unfers Zeitalters völlig von der 
politifhen Wele des Altertfums, des Mittelalters, 
und felbft der neuen Zeit bis zum Jahre 1783. Un⸗ 
verfennbar hat ſich in dieſen 31 erlofchenen und 82 
noch beftehenden Verfaflungen ein anderer politi« 
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ſcher Geiſt ausgefprocdhen, als der, welcher, vor die 
fer Zeit, im öffentlichen Staatsleben ſich anfündigte. 

5) In diefen theils erlofchenen theils noch be» 
ftehenden Verfaffungen find — neben vielen unläug- 
baren . Werirrungen der Theorie im Einzelnen — 
doch unverfennbar die Verfuche enthalten, dem öffente 
lichen Staatsieben eine rechtliche und eine fefte 
Unterlage zu geben. Sie enthalten, im Ganzen ge: 
nommen, entfchieben einen hoben Reichthum und 
die möglihfte Mannigfaltigfeie der Formen 
Des öffentlihen Rechts. 

6) Im Einzelnen erfcheinen diefe Verfaſſungen - 
bald als Grundgefege für große Monarchieen; bald 
für Republifen; bald als Örundverträge für Bun- 
desftaaten (wie Nordamerifa, die Schmeiz, Co- 
lumbia, die vereinigten Provinzen von Südamerifa, 
der merifanifche Staatenbund); bald als Bundesac- 
ten eines Staatenbundes (wie Teurfchland) ; bald 
als Ausflüffe der Regenten-Souveraine 
tät; baldals Befhlüffe fouverainer Volks— 
verfammlungen; bald als Grundverträge 
zwifhen Fuͤrſten und Ständen. 

7) Ungeachtet diefer Verfchiedenheit der einzel» 
nen Verfaſſungen beftehen fie doch, als Grundgefege, 
eben fo im öffentlichen Staatsleben der Reiche und 
Staaten nebengeinander, wie im europäifchen 
und amerifanifchen Staatenfyfteme unbefchränfte und 
befchränfte Monarchieen, Staatenbünde und Bun- 
desftaaten, demokratiſche und ariftofratifche Repu— 
blifen friedlich neben einander beftehen, ohne einan« 
der in ihrem politifchen Dafeyn zu gefährden. 

8) Einige diefer Verfaſſungen find allerdings 
unfer gewaltfamen politifchen Stürmen ins öffentliche 
Staatsleben eingetreten, und namentlich diefe find 


Pofitives öffentliches Staacsrecht. 669 


faft fammtlid wieder erlofhhen; andere find) aus 
der gefhihtlihen Unterlage des politi« 
fhen Lebens der Völker und Reiche, zum Theile 
als zeitgemäße Fortbildungen ihrer früheren ftändifchen 
Verfaſſung hervorgegangen, find, ohne öffentliche Era 
fihütterungen, von den Sürften gegeben und von den 
Völkern angenommen worden, und haben bie 
Bedürfniffe gefitteter und in der Eultur und politi« 
ſchen Reife fortgefchrittenen Völker befriedigt. 

9) Der großen Mehrheit nach, find die be= 
ftedenden Verfaſſungen der monardhifhen 
Staaten ſaänmmtlich auf: das fogenannte monar⸗ 
hifche Princip gegründet; nur in dep Verfaflun« 
gen der Freiftaaten in Europa und Amerifa tritt zur 
nähft das republifanifche Princip (der foges 
nannten Volfsfouverainetät) hervor, doc) fehr ver. 
fhiedenartig fchattirt in den Verfaffungen von Bern 
und Freyburg, und in den Verfaffungen von Wer- 
mont, Hayti und Columbia — Mac) einem, aus 
den gefchichgichen Erfahrungen der legten 30 Jahre 
bervorgegangenen, politifchen Dogma aber wird fich 
feine Verfaffung mit dem demofratifchen 
Principin einer Monarchie zu behaupten 
vermögen, fo wenig wie die in beiden Erbdtheilen 
beftehenden Sreiftaaten ihre Verfaſſung auf die Un- 
terlage des monardhifchen Principe gründen konnten. 

10) Deshalb ſprechen Gefchichte und Staats« 
kunſt für den Sag: Es beſtehe, was rehelidh 
ing öffentliheieben der Reihe und Staa— 
ten getreten iftund örtlich den Bedürfnife 
fen der erreihten Eultur der Völker ent« 
ſpricht, ohne Anfechtung von Seiten des entgegen- 
gefegten Syftems, friedlich neben einander; 
die autofratifche Monarchie neben der beſchraͤnkten; 


670 Poſitives öffentliches Staatsrecht. 


ver Staatenbunb und ber Bunbesftaat neben den Mo: 
narchieen; die Monardhie neben der Republif; bie 
Republik neben der Monarchie; — die octropirte 
Verfaſſung neben der auf dem Wege des Vertrages 
ermittelten; die unbefchränkte Majeftät neben der 
Ercellenz eines helvetifchen fandammanns; der Eous 
verain an der Spige eines conftitutionellen Staates, 
deſſen Perfon heilig und unvderleglich ift, neben einem 
befchränften und verantwortlichen Präfidenten von 
Nordamerika und neben dem Director der Republik 
Columbia. — Haben nicht auf ähnliche Weife feit 
300 Jahren der Katholicismus und der Proteftantis- 
mus in der Mitte der gefitteten Voͤlker rechtlich neben 
einander beftanden? Sind nicht feit dem weftphäli- 
fhen Frieden die religiöfen Intereſſen in der öffent 
lichen Stellung ber Staaten, im Allgemeinen wenig. 
ftens , fo weit ausgeglichen, daß durch fie fortan feine 

olitiſche Erſchuͤtterung bewirkt werden wird ? Warum 
* nicht auch die verſchiedenartigen politiſchen 
Formen der einzelnen Reiche und Staatem, geſtuͤtzt auf 
Die neuen Geftaltungen des öffentlichen Staatslebens, 
rechrlich und friedlich neben einander beftehen fönnen ? 
— Beſteht in dem großen Reiche der Natur eine un- 
ermeßliche Verſchiedenheit und Mannigfaltigfeit der 
‚ Erfcheinungen, Gefchöpfe und Formen; warum nid 
auch im Reiche der Freiheit? Geht dort die Einheit 
des Ganzen unter der Maffe der verfchiebenartigften 
Geſtaltungen nicht verloren; wie follte bier die Vers 
wirflihung der Herrfhaft des Rechts — 
die höchfte dee der Einheit in der Wechfelwirfung 
der Völfer und Reihe — durch die Mannigfaltig: 
keit und Verfchiedenheit der politifchen Formen gefähr: 
det werden! — Beſtaͤtigt es nicht die Gefchichte feit 
6000 Fahren, daß nur das Veraltete, das Haltlofe, 
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das Unzweckmaͤßige, das auf keine Vergangenheit 
Geſtuͤtzte untergeht, das zeitgemaͤß Verjuͤngte aber zu 
böherer Kraft gedeiht, und Voͤlker und Staaten im 
Innern und nad) außen zu Wohlſtand und Reichthum 
unFMacht emporhebt! 

11) Erhaͤlt ſich, nach dieſen Erfahrungen, 
im oͤffentlichen Staatsleben nur das laͤngſt im Stillen 
Vorbereitete, das Zeitgemaͤße, das rechtlich Gege- 
bene und rechtlich Angenommene; fo werde feine neue 
politifche Form in dem Mittelpuncte des innern Staates 
lebens weder überzeitige und übereile, noch, wo fie 
als Bedürfniß fich ankuͤndigt, verhindert, noch, wo 
fie bereits, befteht, durch das Reactionsfoftem zuruͤck⸗ 
gedruͤckt! | 
42) ft endlich unferm Zeitalter in der Maffe 
neuer Verfaffungen zugleih ein neuer, bis dahin 
unbefannter, Kreis politifher Kenntniffe 
und Wahrheiten eröffnet worden; fo werde auch 
der Umfang diefer Kenntniffe und Lehren, mit Klare 
beit des Blides, mit foftematifcher Haltung, mit 
Sicherheit des Urtheils, und- mit gleicher unparthei« 
fher Würdigung des Haltbaren, wie des Gehaltloſen, 
Dargeftellt und durchgeführt inder neuzubegrüns 
denden Wiffenfhaftdes pofitiven öffent 
lihen Staatsrechts. 


Ende des vierten Theiles. 





Leipzig, gedrudt mit Höhmfchen Schriften. 








Beriheigungen 


Sm dritten Theile: 


©. 450 8. 4 0.0.1. Wien fi. Karlsbad. 
©. 479 3.14 v/. u. I. ıgaı fl. 1811. 


Sm viercen Theile: 


S. 86 Bon dem Werfe: Fritot, science etc. iſt 1823 and) 
T.XL erſchienen. 

©. ız3ı muß bei dem Braf tifsen Berfaffungsentwurfe 
bemerkt werden, daB der dafelbft angeführte vom 
Regenten defauguirt, dagegen der fpätere Entwurf 
vom 11. Dec. 15,5 von ihm anı 9. an. 1814 bes 
ſtaͤtigt worden if. 

& Bu. 3. 2 v. u. muß nach Zſchokke: des Schweizer 

bes Geſchichten gelefen werden. 9 
S. 340 8.3 dv u. I. werden. 


(2 5 


Weltgeſchichte 
für gebildete Leſer und Studierende, 


dargeſtellt 
son 


Karl Heinrich Ludwig Poͤlitz, 


ssrhentlichens Lehrer der Staatswiſſenſchaften an der Univerſitaͤt 
su Leipgig. 


Vier Bände; jeder Band mie einem Titellupfer. 
Vierte berihtigte, vermehrte und ergänzte Auflage. 
Leipzig, 1824. 





Dieter Werk, von welchem in ben erften brei rechtmäßigen 
Auflagen (die ſuͤdtentſchen Nachdrucke ungerechnet) feit 1806 bes 
reits zwiſchen 4— 5000 Erenplare in den Buchhandel gefommen 
find, erfcheint jest inder vierten Auflage, (die der dritten fchen 
nach drei Jahren folgen mußre,) in einer ſehr vervolkommneten 
Geſtalt; denn der Hr. Verf. hielt es für Pflicht, bei der lebhaften 
Theilnabme der gebildeten Stände Tentfhlands an dies 
ſem Werke, demfelben nah Stoff und Form die ihm mögliche 
GBediegenheit zu geben. Es find daher in dicfer eben im Drucke 
vollendeten vierten Auflage nicht nur die erfien Theile durchgehends 
berichtigt und theilmeife erweitert, es if auch beſonders der vierte 
Theil, durch die Kertführung der Begebenheiten bis zum Nos 
yember 1823, namentlich durch die ausführliche Darfiellung der 
neueſten ®reigniffe in Spanien, Portugal, Neapel, Piemont und 
Griechenland, fo vermehrt und ergängt worden, daß diefed Werk 
nunmehr 133 enggedradte Bogen in gr. g. umſchließt. — 
Ohne irgend einem Werke von ähnlicher Beftimmung in den Weg 
treten zu wollen, darf doch die Verlagshandlung, im Augenblide, 
wo diefe Auflage vollfändig ins Publicum eintritt, als anerkannte 
Eigenthuͤmlichkeiten dieſes Werkes folgende bezeichnen: 

1) daß, nach einem ſorgfaͤltig angelegten und bei der Ausfuͤh⸗ 
rung fireng feflgehaltenen Plane, in der Behandlung der Geſchichte 
des Alterthums, des Mittelalters (bis zum J. 1492), ber 
neuern (von 1492— 1789) und der neueften Zeit (von 1799 — 
1823) die größte Sleichmaßigkeit berrfht, und die Verthei⸗ 
Jung diefer vier Hauptjeiträume der allgemeinen Befchichte in die 
vier Bände des Werkes genau berechnet worden ift; 

2) daß durchgehende, in Hinficht des Stoffes, das Wich⸗ 
tige von dem Minderwichtigen genau gefondert, das innere und 
das aͤußere Leben der erlofchenen und der beflebenden Völker, 





Reiche und Staaten beftimme hervorgehoben, und alles, mas dis 
Entwidelung der Menſchheit ald Gattung, mithin den 
Fort⸗ oder Rüdfchritt in der Eultur betrifft, als beilige 
Angelegenheit aller gebildeten Menfchen feflgchalten mard, fo daf 
bier ade Hauptthatfachen der Gefchichte gunächft dargeſtellt aus dem 
Standpuncte der Politik und der Cultur erſcheinen; 

3) daf, in Hinjicht der inliftifhen Form, die Errade 
das Gepraͤge der mittlern Edhreibart in einer lebendigen, mürke 
vollen und Kopf und Herz gleichmäßig aniprechenden Darſtell ung trägt; 

4) daß namentlich die neuere Geichichte (vom Jahre 1723 
an), welcher der ganze vierte, jcht auf so Bogen angewadhiene, 
Band gemidmer if, in diefem Werke nah ihrer uncrmefliden 
Wichtigkeit vollftandig behandelt, und gleihmäkıg bis an! 
die neueften Ereigniffe im Jahre ıG25 fortgeführt ward; 

5) daß mithin diefed Werk bis acgen dad Ende des Jahres 1825 
ein in fih abgefchloffenes, vollftändigee und gerön— 
detes Ganzes der allgemeinen Geſchichte bilde; um 

6) daß dieſe größere Weltgefchichte in vier Bänden, zu der 
nPleinen Weltgeſchichte“ deffelben Vfs., welche bereits in 
vier rechtmafigen Auflagen (drei Nachdrudsausgaben ungerchnet,) 
dem Publicum vorliegt, wie der Commentar gu einen 
Compendium fich verhält, woraus von felbfi die Brauchbar: 
keit des größeren Werkes für alle Befiger der Meinen Weltgejhicte 
ſich ergicht. 

Ob nun gleich die unterzeichnete Verlagehandlung fur dieſes 
Werk bereits in den drei frühern Auflagen einen verbältmifndfiz 
fehr billigen Preis geſtellt hat; fo will fie Doch — um die weitche 
Verbreitung diejer neueſten Auflaac in den Kreifen der gebildeten 
Erande, der Lehrer und Etrudierenden gu erleichtern — diefe Auf; 
lage, mit Einfihluß der vier Kupfer; 

auf weißem Drudpapier gu fünf thlr. 
auf geringerm Druckp. zu vier thlr. 
denjenigen ablaffen, melde 


bi8 zu Fobannid 1824 
diefes Werf fich anfchaffen wollen. Nach Johannis £ritt aber un 
widerruflich der bieherige Cadenpreig 
für Die Auflage auf befferm Papiere gu 7 thlr. oder 12 FI. 36 &r. 
auf acringerm Mapiere zu 5 thlr. 16 gr. oder 10 Fl. ı2 Er. 
ein. Es ift daher bis zu der feflgeferten Zeit diefes Werk un din 
angesehenen ſehr ermäfiaten Preis bei ung felbk und in allen 
Buchhandlungen Teutfchlandg zu erhalten, 


Leipzig, den a7ſten Januar 1924. 
J. € Hinrichöfche Buchhantlung. 





Im 





Im Hinrichsfchen Verlage find unter andern folgende 
biftorifche Schriften erſchienen: 


Buͤſching, A. 3., Beiträge zur Negierungsgefchichte Friedrich IL. 
N. A. gr. g. 1818. ı thlr. 12 gr. 


Fiedler, D Fi., Geſchichte des römifchen Staates und Volkes 
für Gelehrtenſchulen dargeftellt. gr. 8. 1821. ı thlr. 16 gr. 


Geſchichte Napoleons I. von- feiner Gchurt bis 1806. 4 Bde. 
N. A. mir Charten und Kupfern. geb. 3 thir. 12. gr. 


— Peter III., Kaiſers von NRufland, nebfl der geheimen 
Oefbichte Kggerinens Hl. Nach dem Franzof. 3 Bde, mit Kupfrn. 
8. 1809. 4 r. 


Gibbon, Ed., Geſchichte des Verfalls und Untergangs bes Roͤ⸗ 
miſchen Reiche. Aug dem Engl. mit Anm. und Regiſter 19 Bde. 
gr. 8. 1805 — 20, 25 thlr. 8 gr. 


Hallam, H., geſchichtliche Darftellung des Zuftandes von En⸗ 
rora im Mittelaiter. Nach dem Engl. von B. 3. 8. v. Halem. 


2 Bde. gr. g. ıg21. 6 thlr. Poſtpap. 7 thlr. 20 gr. 
egewifh, Prof. D. H., Gefchichte der Regierung Kaifer Karl 

a en. 8a. Ri FRaEt-F Sur Passen 

— — Gefhichte der Regierung Kaifer Marimilian I. 2 Thle. 
N. A. gr. 8. 1818. ıthir. 4 gr. 

— — Ueberfiht der deutfhen Enlturgefhichte bis zu Mar I. 
MA. gr. 8. 1518. 16 gr. 

Herrmann, Prof. Fr., Gefchichte des großen Kampfs für die 

? Steiheit der Völker und für das Gleichgewichti der europäifchen 
Graaten. ır Thl., vom Lüneviller bis Tilſiter Frieden. 8. 1815. 
ı tpir. 

Marmontels Leben und Denkwuͤrdigkeiten von 1725— 99. Aus 
dem Franzoͤſ. mit Anm. 4 Bde. mit Bildn. 8. 1819. 2 thlr. 

Maſſenbach, von, Ideale, Marks Aurel und Gully. gr. 6. 
1806, geh. 18 gr. 

Miszellen aud_der Welt und Menſchenkunde. Ein unterbaltendes‘ 
velcbuc. 2Bdheh. N. A. 8. ıthir. 16 gr. ' 

Moore, Ge., Geſchichte der Brittifchen Revolution von 1688 und 
9 ıc. Aus dem Engl. mit Anm. gr. 8. 1828. a thlr. 12 gr. 
Wofvap. 3 thir. 8 gr. fi 

Moreau's Leben und Feldgüge, zte Aufl., vermehrt mit Karten. 
g. 1814. ı thlr. 4 gr. 


Perrin-Parnajon, C. v., Weltgeſchichte nach Handelge ochen 
bearbeitet. 2te vernichree Aufl. gr. 8. 1811. 1 Rh poch 


Petri, F. E., gedr. Ueberſicht der altgriechiſchen Staaten und 
Gclehrtengefhichte. gr. 8. 18:8. 18 gr. 

Dolitz, Prof. K. H. L., der Rheinbund, Hiftorifh und ſtatiſtiſch 
dargeftellt. gr. 8. 1811. ıthir. 18 gr. 

— — Handbuh der Gefchichte des Königreihe Sachſen. gr. & 
1809. ı thlr. 12 gr. 


— — kurize Geſchichte deffelben für Schulen. Neue Aufl. bis Ende 
1822. gr. 8. 8 gr. 


its, K. H. L., die Weltgefchichte für Meals und Bürgerfhn: 

— und sum Gelbfiunterrichte dargeſtellt. Ste Aufl. gr. 8. 2818. 
12 gr. 

— — kleine Weltgefhichte oder gedrängte Darfiellung der allacı 
meinen Gefchichte fur höhere Lehranflalten. 4te, mit der Litera— 
gur vermehrte Aufl. gr. 8. 29 Bog. 1322. aı gr. 

— — die Gefchichte des europdifhen Staatenſoſtems, aus dem 
©tandpunete der Politik dargeftellt. 324 Bogen in gr. 8. ıgaa. 
a thir. 6 gr. Schreibpap. 3 thle. 

Diefes Werk, 0b es gleih auch ben dritten Theil der 
Btaarsmwiffenichaften des Vfs. bilder, wird vom Perle: 
ger als ein felbfiftändiges Ganjes ausgegeben, inwiefern es da} 
europäifche Staatenfoftem feit der Entdedung des vierten 
Erdtheiles bis zum Jahre 1823, aus dem Etandruncte der 
Politit, d. b. nach allen weſentlichen Erfcheinungen und Veraͤnde— 
zungen im innern und dußern Leben der einzelnen euroränihen 
und amerifaniihen Staaten, fo mie in der Geſammtheit der 

' europäifchen und ameritanifchen Menfchheit, in smwei Zeiträumen 
ber erfle don 1492 — 1789, der zweite von 1789 — 1823) dar: 
ee. Aus diefem Gefichtepuncte gefaßt und nach dem nothren: 
igen Zuſammenhange, der Begebenheiten durchgeführt, bilder dicie 

Seſchichte des eurordifhen Staatenſyſtems die Unterlaae der 

Statiſtik, des practifhen europaͤiſchen Voͤlkerrechts und kır 

Diplomatie. 

Doffelt, E. %., unpartheiifhe, vollſtaͤndige und actenmäfige 
Gefhichte des peinlichen Prozefles gegen Ludwig XVI. a Thle. 
8, 1793. ı thle. 12 gr. 

Raffenel, M. C. D., Geſchichte der Ereigniffe in Griechenland, 
. feit dem Ausbruche der cerften Unruhen bis zur Mitte dieſes ah: 
sed. Mit Anm. Aus dem Franz. von Halem. Mit Eharte. gr. 8, 
1822. geh. ı thlr. 12 gr. 

Salluſts römifhe Gefhichte nad de Broßes, von J C. Edlür 
ter, 18 bie 56 Buch mit Anm. ate Aufl. 8. 5 thlr. ı6 ar. 

Schulze, Prof. & 5, Zlavius Stilicho, ein Wallenftcin ker 
Morwelt. 8. 1809. 16 gr. 

— — Gefhichte der Römer, von der Vertreibung des Tarquin 
bie zu Ermählung des erſten plebeisfchen Eonfule. 8. 1809. ı tkir, 

gr. 

Unger, 3. K., Gefhichte der diteflen Stammvoͤlker. 8. ıdıı, 
ı tblr. 8 gr. 

VWaudoncourt, ©. de, Edilderung des heutigen Griechenlande 
und feiner Einwohner, nebſt Ali Paſchas Leben und einem Big: 
weifer durchs ganıe Land. Aus dem Englifchen mie vielen Zu 
fägen von D. Bergk. gr. 8. geh. ı thir. 18 ar. 

MWatfon, R., Geſchichte der Entfichung der Republif der Nieder⸗ 
lande unter Dhılıpp I1., nebft andern merkwürdigen Bencbentei 


ten unter deffen Regierung. Aus dem Engl. 2 Bde. N. A. urn. | 


1818, 23 thlr. 12 gr. 

Weiße, D. C. E., neueſte Geſchichte des Koͤnigreichs Sachſen 
feit dem Prager Frieden bis 1807. 3 Bde, mie Bildniß. gr. 8. 
1508 —11, 8 thlr. 
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